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Graf Brandenburg in Warſchau. 


Die Sendung des Grafen Brandenburg nuch Warſchau und 
ihr Ergebniß haben in der Mitte des kritischen 19. Jahrhunderts 
zu einer kräftigen, beinahe dramatiſchen Mythen bildung Anlaß 
gegeben. Man traut dergleichen gewöhnlich nur den grauen 
Urzeiten oder höchitens dem phantafievollen Mittelalter zu, wobei 
dann vergeſſen wird, daß auch die modernen Menſchen Phantaſit 
haben und heute wie immer die Grundgedanken ihrer Anſchau⸗ 
ungen in concrete Bilder auszuprägen lieben. Die Welt war 
1850 erfüllt von dem Gedanken, daß Preußens Ehre den Kampf 
gegen Oeſterreich und Rußland fordere: als dieſes Begehren 
plötzlich vereitelt wurde, erſchuf ſie ſich den Helden, welcher an 
der ſchmerzvollen Kataſtrophe tragiſch zu Grunde gehen mußte. 

Man kennt die herrſchende, gleich nach Brandenburg's Tod 
entſtandene, ſofort veröffentlichte, und dann in mannigfachen 
Voriationen verbreitete Überlieferung. Brandenburg ſei in 
Warſchau mit ſchuödem Übermuth empfangen worden; ich habe 
meinen Schwager hicher beſchieden, fei das erfie Wort des Zaren 
geweſen, darauf Brandenburgs Antwort: ſolche Rede darf ein 
Preuße nicht anhören. In derſelben Weiſe ſei die Verhandlung 
fortgeführt worden; auf das Tieffte erſchüttert und körperlich 
angegriffen, ſei Brandenburg nach Berlin zurückgekommen; gegen 
feine Überzeugung habe er ſich den friedfertigen Wünſchen des 
Königs gefügt, jet dann aber ſogleich auf das Krankenlager ge⸗ 
funken, habe in den Fieberphantaſſen nach Helm und Schwert 
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gerufen, und ſei nach wenigen Tagen an gebrochenem Herzen 
geſtorben. 

Dieſe Legende iſt während eines Menſchenalters unwider⸗ 
ſprochen geblieben, obgleich ihr Hauptinhalt und ihre ganze Ten⸗ 
denz in geradem Gegenſatz zu den geſchichtlichen Thatſachen feht: 
denn in Wahrheit iſt es gerade Graf Brandenburg, welcher der 
preußiſchen Politie im enfſcheidenden Zeitpunkt die Wendung zu 
nachgiebigem Frieden gegeben hat. 

Die Aufgabe des Grafen ging im Allgemeinen dahin, den 
Kaiſer Nikolaus von der Berechtigung der preußischen Politik zu 
überzeugen, und damit Rußlands Billigung der preußiſchen Vor⸗ 
ſchlüge in der deutſchen Verſaſſungsfrage zu gewinnen. Eine 
miniſterielle Denkſchrift, welche er mitnahm, erklärte in erſter Linie 
die Unmöglichkeit für Preußen, die jetz in Frankfurt tagende 
Berſammlung als deutſchen Bundes lag anzuerkennen, da nach 
der Aufhebung desſelben im Jahre 1848 feine Wiederberuſung 
nur durch einftimmigen Beſchluß aller deutſchen Regierungen 
hätte erfolgen können. Dieſer Standpunkt ſei abſolut und un⸗ 
widerruflich zu behaupten. Sodann ſolle Brandenburg Preußens 
Forderung freier Conſerenzen zur Feſtſtellung der künſtigen Bundes⸗ 
verfaſſung anmelden, und ſofort die Hauptpunkte mittheilen, 
welche bei einer ſolchen Verhandlung Preußen vorzuſcklagen 
gedenke. Es waren folgende ſechs Satze, deren wichtigſte ganz 
mit jenem letzten, von Schwarzenberg vertraulich angebotenen, 
und dann wieder ſchleunig zurückgezogenen Programm überein⸗ 
stimmten: 

1. Preußen erhält in ige auf das Präfibium des Bundes 
gleiches Recht mit Ofterrei 

2. es wird ein Far von ſiebenzehn Stimmen mit 
der gleichen Competenz der alten Bundesverſammlung gebildet; 

3. die eigentliche Egecutive wird gemeinſchaftlich an Preußen 
und Öfterreich übertragen; 

4. eine Volksvertretung am Bunde ſindet zur Zeit nicht 
Statt. 

5. Oſterreich tritt mit feinen ſümmtlichen Ländern in den 
Bund ein; 

6. Die Einzelſtaaten find zum Abſchluß einer engern Union 
berechtigt, deren Bedingungen mit den Einrichtungen des deutſchen 
Bundes nicht in Widerſpruch ſtehen dürſen. 
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Über die heſſiſche und die holſteiner Frage beſchränkte ſich 
Brandenburg's Inſtruction auf die Wiederholung des Begehrens, 
daß beide nicht durch den Bundestag, ſondern unter Vollmacht 
aller deutſchen Regierungen durch Commiſſare der beiden Groß⸗ 
mächte behandelt werden müßten. In welchem Sinne dies ge⸗ 
ſchehen ſollte, darüber war nichts geſagt. Jedoch haben wir 
ſchon bemerkt, daß für die Herſtellung der landes herrlichen 
Autorität in beiden Ländern das Berliner Cabinet ſich ebenſo 
intereſſirte, wie die beiden Kaiſerhöfe. Dem Kaiſer Nilolaus 
hatte dies der König, wie wir ſahen, in Bezug auf Holſtein 
lungſt arwertraut; er trug jetzt auch kein Bedenken, mit gleicher 
Offenheit fi über den heſſiſchen Verfaſſungsſtreit gegen den 
Kaiſer von Oſterreich auszuſprechen. * 

Eben als Graf Brandenburg, mit dieſen Inſtructionen ver⸗ 
ſehen, ſich zur Reife anſchicte, kam die Nachricht nach Berlin, 
daß auch Kaiſer Franz Joſeph mit dem Fürſten Schwarzen berg, 
von der Bregenzer Zuſammenkunft zurückkehrend, ſich nach 
Warſchau begeben würde. Der König ertheilte ſofort dem 
Grafen Brandenburg die Weiſung, jedesfalls die Ankunft der 
Oſterreicher dort abzuwarten, und meldete dies dem Kaiſer Franz 
Joſeph in einem eigenhändigen Briefe, der im Gegenſatze zu 
den Bregenzer Kriegs fanfaren mit warmen Freundſchaftsworten 
erfüllt war, und zum Schluſſe den Kaiſer aufforderte, von dem 
Vundestage hinweg, der nur Zwieſpalt zu ſchaffen vermöge, ſich 
dem preußiſchen Freunde zuzuwenden, welcher mit ihm in Kur⸗ 
heſſen dasſelbe Intereſſe habe, nämlich die Beſeitigung des böſen 
Beiſpiels, welches die dortigen Officiere und die Behörden der 
Welt gegeben hätten. 

Am 17. October Nachmittags lam Gref Brandenburg in 
Warschau an. Schon nach einer Stunde befahl ihn der Staifer 
zur Audienz, empfing ihn äußerſt huldvoll, nahm einen Brief 
des Königs entgegen, und geftattete gleich nach der erſten Be⸗ 
grüßung dem Grafen einen Vortrag über die ſchwebenden An⸗ 
gelegenheiten. Brandenburg erklärte die Unmöglichkeit, den 
fogenannten Bundestag anzuerkennen, die Bereitwilligkeit, durch 
freie Conferenzen zu einer Bundesreform zu gelangen, den Antrag, 
die däniſche und die heſſiſche Frage durch beſondere Commiſſionen 
zu regeln. Der Kaiſer, berichtete Brandenburg dem Könige, 
hörte mich ruhig on, und blieb auch ruhig während des mehrere 
Stunden dauernden Geſprächs: er ſagte, er verſtehe alle unſere 
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Wünſche, habe die Notwendigkeit von Anderungen der Bundes⸗ 
verſaſſung ſelbſt anerkannt und mehrmals ausgeſprochen; er 
glaube aber, daß unter den jetzigen Umſtänden der beſte Weg 
die Anerkennung der feit dreißig Jahren beftehenden Verfaſſung 
fei, deren Reform dann folgen könne. Als Brandenburg hienach 
die ſechs Punkte entwickelte, gebrauchte er abſichtlich das Wort, 
daß bei deren Verhandlung mit Oſterreich die Vermittlung des 
Kaiſers von großem Einfluß fein könne; Nikolaus aber griff 
dies mit einiger Lebhaftigkeit auf, und äußerte wiederholt, daß 
er leine Vermittlung beabſichtige. Er wünsche beiden Theilen 
alles Gute, hauptſüchlich Ruhe und Ordnung, wolle ſich aber in 
nichts miſchen. Brandenburg verkannte nicht, daß Nikolaus die 
Einmiſchung in die deutſche Frage nur deshalb ablehne, weil er 
den Ofterreicherm die Enſſcheidung darüber völlig frei halten 
wollte. Eine eigentliche Unterhandlung würde alſo dort mit 
Rußland gar nicht, ſondern nur mit dem Fürften Schwarzenberg 
Statt finden können. Im Fortgange des Geſprächs lobte der 
Kaiſer den Entſchluß des Kurfürſten von Heſſen, ſich an den 
Bundestag zu wenden, betonte aber vor Allem die Nothwendigkeit 
einer ſchleunigen Entwaffnung Holſteins: es war deutlich, daß 
dieſe Sache der entſcheidende Punkt für feine geſammte Haltung 
war. Wenn es gelingt, ſchrieb Brandenburg, die beiden Fragen 
durch Commiſſionen zu erledigen, ſo wird der Kaiſer wohl ruhig 
bleiben; weniger klar ift, was im entgegengeſetzten Falle geſchieht, 
ob dann die bloße Überzeugung von dem fruchtloſen guten Willen 
Preußens ihn beſchwichtigen wird. 

Entgegen kommender in der Sache als der Kaiſer zeigte ſich 
der Kanzler Graf Neſſelrode bei feinen Unterredungen mit Branden⸗ 
burg. Er erifärte die ſechs Punkte für ſehr gerignet als Grund⸗ 
lage eines Übereinkommens zwischen den beiden deutſchen Mächten, 
und erwirkte ſich in der That eine Ermächtigung von dem etwas 
widerſtrebenden Kaiſer, diefelben dem Fürſten Schwarzenberg zu 
ſolchem Zwecke zu empfehlen. In gleichem Sinne wirkte auch 
der ruſfiſche Geſandte Baron Mehendorff in Wien, obgleich 
Schwarzenberg ſeit dem Bregenzer Tage unaufhörlich erklärte, 
der Krieg ſei das einzige noch mögliche Mittel, um Preußen zur 
Vernunft zu bringen. Meyendorff entgegnete ihm darauf, da 
die friedlichen Mittel noch keineswegs erſchöpft ſeien, fo werde 
ein offenſives Vorgehen Oſterreichs Rußland als Gegner finden. 
Da ſtimmte denn Schwarzenberg den kampfluſtigen Ton etwas 
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herunter und ſprach jeine Friedens bereilſchaft aus, wenn Preußen 
die Union auflöſe und proviſoriſch den Bundestag beſchicke, mit 
dem Vorbehalte, nach ſechs Monaten wieder auszutreten, falls 
dis dahin ein Einverftändniß über die künſtige Bundesverfaſſung 
nicht erreicht ſei. Meyendorff überbrachte dieſe Vorſchläge am 
23. October nach Warſchau, wo ſie dann von dem preußiſchen 
Miniſterpräſidenten als völlig unannehmbar zurückgewieſen 
wurden. 

Unterdeſſen lam Kaiſer Nikolaus immer und immer wieder 
auf die holſteiner Sache zurück. Euer Vorſchlag, ſagte er zu 
Brandenburg, fie durch eine Commiſſion gemeinſchaſtlich mit 
einem däniſchen Bevollmächtigten zu ordnen, iſt viel zu zeit⸗ 
raubend. Das Einfachſte und Raſcheſte wäre, wenn Preußen 
ſofort ſetöſt Truppen gegen die Holſteiner marſchiren ließe. 
Drandenburg erwiderte, Preußen habe die von ihm, als Preußen, 
übernommenen Pflichten theils ſchon erfüllt, theils ſei es zur 
Erfüllung bereit, ſobald den Vorbedingungen von der andern 
Seite genügt würde. Als Mitglied des deutſchen Bundes werde 
es zu jeder Leiſtung die Hand bieten, die ihm von einer alljeitig 
anerkannten Bundesbehörde übertragen würde. Eine ſolche aber 
exiſtire zur Zeit nicht; gerade um den Wunſch des Kaiſers für 
eine baldige Paeifteation zur Erfüllung zu bringen, bemühe man 
ich jezt um die Verſtändigung mit Osterreich. Auch wiſſe man, 
daß die Statthalterſchaft in Holſtein bereit fei, ſich einer Com⸗ 
miſſion, wie ſie Preußen vorſchlage, zu fügen. Der Kaiſer blieb 
bei feiner Anſicht. Es ſei Preußens Pflicht, dem Kriege, den 
es entzündet und geführt habe, durch einen wirklichen Frieden, 
d. h. durch die Pacification Holſteins, ein Ende zu machen, 
namentlich aber, ſich den Maaßregeln diefes Sinnes, die etwa 
in Frankfurt beſchloſſen würden, nicht zu widerſetzen. Was kann 
Euch hindern, fragte er, wenn von Frankfurt aus ein Inhibitorium 
gegen alle Feindſeligkeiten, ein Gebot raſcher Abrüſtung nach Kiel 
erlaſſen wird, eine gleiche Maaßregel von Berlin aus zu treffen? 
Brandenburg verſprach, zu erwügen, hatte aber geringe Hoffnung 
auf die königliche Genehmigung eines Verfahrens, welches zu 
einem Zuſammenwirken mit dem Bundestag, alſo zu einer 
factiſchen Anerkennung desſelben, führen möchte. Seine Zurück⸗ 
haltung fteigerte das Drängen des Kaiſers. Zu General Rochow. 
mit dem er feit Jahren in familiärer Weiſe zu reden pflegte, 
fügte er: Ihr folltet gegen die Holſteiner marſchiren laſfen, fie 
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auseinander jagen, den General Williſen auffängen. Dem 
Graſen Brandenburg ſprach er dann in bekümmertem, aber feſtem 
Tone am 22. Oetober ſeine Entſchließung in dieſer Frage aus; 
er müſſe einen Widerſtand Preußens gegen Bundesmaaßregeln 
zur Bacification Holſteins als eine Beleidigung Seiner Selbſt 
anſehen und militärifche Vorkehrungen dagegen treffen; auch 
werde er ſich verpflichtet halten, den Bundestag anzuerkennen, 
ſobald derſelbe den erſten Schritt zu dieſem Ziele gethan habe. 
Dann wieder fagte er Herrn von Rochow: „Ich werde es ruhig 
mit anfehen, daß Preußen feine Union ausführt, und Oſterreich 
mit feinen Verbündeten in Frankfurt tagt. Aber, fehte er hinzu, 
keiner von beiden Theilen darf das Recht beanſpruchen, dem 
Andern Geſetze vorzuſchreiben, oder ſactiſch auf deſſen Gebiet 
hinüber zu greifen. Wer dies thate, würde mich zum Feinde 
haben.“ Leider, feufzte Rochow, iſt es klar, daß er Heffen und 
Holſtein zum Gebiete des Bundestags rechnet. 

Alle dieſe kaiſerlichen Außerungen trugen keinen amtlichen 
Charakter; Nikolaus blieb ſtets bei feinem erſten Worte, daß er 
ſich in nichts einmiſchen wolle, eine wirkliche Unterhandlung alſo 
nicht mit ihm, fondern nur mit Oſterreich zu führen fei. Immer 
aber machte ſeine Haltung auf Brandenburg tieſen Eindruck, und 
als ihm am 24. October Neſſelrode ſchilderie, daß die Bere 
ſtändigung mit Öfterreich noch durchaus nicht unmöglich fei, daß 
ſie es aber ganz ſicher werden würde, wenn es in Kurheſſen zu 
einem Zuſammenſtoße preußiſcher und bayeriſcher Truppen käme, 
ſchrieb Brandenburg nach Berlin, daß er dieſe Anſicht theile, 
und ſich des halb dafür ausſpreche, daß die preußiſchen Truppen 
angewieſen würden, die Vahern, wenn fie auf ſolche in Kurheſſen 
ftießen, nicht anzugreifen, ſondern einſtweilen ihnen gegenüber 
ſtehen zu bleiben. Allerdings konnte er dieſe perſönliche Meinung 
dem Grafen Neſſelrode noch nicht mittheilen, mußte vielmehr 
darauf beharren, daß Preußen das Einrücken der ſogenannten 
Bundes truppen in Kurheſſen nicht dulden werde. Um fo mehr 
ſtimmte er dem Vorſchlage des ruſſiſchen Miniſters zu, vor Allem 
die holſteiner Frage aus der Welt zu fhaffen, ehe man an die 
Verhandlung der deutſchen Bundesreform ginge, und gab nach 
Berlin die Erwägung anheim, ob man nicht, unter ſteter Betonung 
der Nichtanerkennung des Bundestags, thatſächlich zu gleicher 
geit mit Frankfurt Schritte zur Pacification Holſteins, d. h. zur 
Unterwerfung des Landes unter den Dänenlönig, thun wolle. 
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In Berlin aber war man in dieſem Augenblicke noch weit 
von ſolchen Stimmungen entfernt. Die Entrüftung über bie. 
eigenmächtige Berufung und Thätigkeit des fogenannten Bundes⸗ 
tags überwog noch jede andere Rückſicht. Radowitz erklärte, 
nicht an den Ernſt eines keiegeriſchen Entfehluffes bei den Gegnern 
zu glauben; ſeit 1848 ſchien ihm die Furchtbarkeit der Oſterreicher 
nicht erdrückend; die Ruſſen, hieß es, würden ſechs Monate 
bedürfen, ehe fie zum Angriff vorgehen könnten. Demnach dere 
trat er die Überzeugung, den Frieden um fo feſter zu ſichern, je 
weniger Furcht und Schwanken Preußen zeige; je flärter gerüftet 
es auf den entſcheidenden Punkten erſcheine. Ware man nur 
wirklich gerüſtet geweſen! Aber wir haben geſehen, wie kümmer⸗ 
lich die bisherigen Vorkehrungen Stockhauſen's ausgefallen waren. 
Dennoch aber beharrte der König in dem Abſcheu gegen die 
Vorſtellung, daß eine ungeſehliche, von ihm perhowescitte Ber⸗ 
ſammlung wie die Frankfurter, trotz ſeines Widerſpruchs ihre 
Truppenmaſſen inmitten der preußischen Provinzen, ja an der 
Nordküſte des Staats operiren laſſen ſollte. Er genehmigte auf 
einfümmigen Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 22. October 
die Weiſung an den nach Heſſen beſtimmten General Grafen 
Gröben, bei einem Einrücken der Bayern zwar vor Anwendung 
bewaffneter Gewalt alle mildern Mittel zu erfchöpfen, dann aber 
nur nach militäriſchen Rückſichten zu handeln und die Bayern 
zurückzuwerſen, wo er fie fünde. Radowitz meldete dies dem 
Grafen Brandenburg und ſchrieb ihm am 25.: auch der Kriegs⸗ 
miniſter erklärte es für unmöglich, daß man eine Verpflichtung 
übernehme, die von Bayern etwa vollzogene Befehung heſſiſchen 
Landes zu reſpectiren und ſich daher jeder Angriffsbewegung zu 
enthalten. Alles laſſe übrigens erkennen, daß die heſſiſche Sache für 
Preußens Gegner nur ein Mittel ſei, uns einem fremden Willen 
zu unterwerfen und damit eine tiefe Nieberfage zu bereiten. Mit 
derſelben Entſchiedenheit wies Radowitz den Vorſchlag Bran den⸗ 
burgs zurück, gleichzeitig mit dem Bundestage gleiche Zwangs⸗ 
maaßregein gegen Holſtein zu verhängen; mit dem Bundes tage 
konne man keine, auch nur thatſachliche, Gemeinſchaft pflegen. 

An eben dem Tage, an welchem Radowitz dieſe Depeſche 
abſandte, dem 25. October, erfolgte die Ankunft des Kaiſers 
Franz Joſeph und des Fürſten Schwarzenberg in Warſchau. 
Kurz vorher hatte Schwarzenberg den preußiſchen Antrag auf 
commiſſionelle Regelung der heſſiſchen Sache abgelehnt, und 
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während er am 26. in Warſchau die Friedensverhandlung begann, 
faßte der Bundestag in Frankfurt den Beſchluß, die Bayern in 
Heſſen einrücken zu laffen, worauf dann aus Berlin die ent⸗ 
ſprechenden Befehle an General Graf Gröben abg ingen. Man 
beſprach ſich alſo in Warſchau, ſo zu ſagen, den Revolver in 
der Hand. In Wien wie in Frankfurt waren die mittelſtaatlichen 
Diplomaten in fteberhafter Aufregung und beſtürmten die öfter: 
reichiſchen Collegen, daß man dieſen hochmüthigen Preußen doch 
nicht die geringſte Conceſſion machen werde: ſie hatten immer 
noch die preußiſche Kaiſerwahl von 1840 vor Augen und drängten 
zum Kriege, in der Hoffnung, mit ruſſiſcher Hülfe dem preußischen 
Übergewicht ein für alle Male ein Ende zu machen. Fürſt 
Schwarzenberg heilte damals die Stimmung feiner füddeulſchen 
Freunde, blieb aber vorſichtiger in ſeiner Haltung, wohl wiſſend, 
daß vor Allem er die Saft des Krieges zu tragen haben würde, 
und war ſomit in erfter Linie auf Erhaltung des ruſſiſchen Wohl⸗ 
wollens bedacht. Kaiſer Nikolaus aber wünſchte jezt fo wenig wie 
früher den krieg, ſondern bie Verſtündigung zwiſchen den beutfchen 
Mächten, war in den Hauptſachen überall einig mit Oſterreich 
ſandte noch am 26. October eine ſcharſe Mahnung nach Berlin, 
die Bundestruppen in Heſſen nicht zu hindern, drückte aber fort⸗ 
während auch auf Öfterreich, dem Gegner goldene Brücken zum 
Rückzug zu bauen und in allen Form⸗ und Ehrenpunkten ge⸗ 
fällig zu fein. 

Am 26. October Vormittags hatte Graf Brandenburg die 
erſte Audienz bei dem öſterreichiſchen Monarchen. Der Kaiſer 
verhielt ſich gegen den Grafen durchaus huldvoll und gnädig, 
trat aber perſonlich in keine politiſche Erörterung ein, ſondern 
beſchränkte ſich darauf, feinen Standpunkt durch einige Sütze zu 
bezeichnen, über die er auch bei ſpätern Geſprüchen nicht hinaus⸗ 
ging: ich habe, ſagte er, den heißeſten Drang zur Berftänbigung, 
wünſche lebhaft, daß eine Form dafür gefunden werde, glaube 
aber mit meiner Regierung auf dem Rechtsboden der Verträge 
zu ftefen, welchen ich unmöglich verlaſſen kann. Unmittelbar 
auf die Audienz folgte ein kurzes, bald unterbrochenes Geſprüch 
zwichen Branden burg und Schwarzenberg; man hatte eben Zeit 
genug, daß Schwarzenberg die Erklärung abgeben lonnle, es 
genüge nicht, daß Preußen die Unionsverſaſſung vom 26. Mai 
als unausführbar bezeichne, nöthig ſei die ausdrückliche Auf⸗ 
hebung derſelben. Am Abend kam es dann zu einer ausführlichen 
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Erörterung zwiſchen beiden Miniſtern. Die Unterredung be⸗ 
wegte ſich, wie Brandenburg berichtete, ohne alle Aufregung 
in cordialer Form, wie bei Gelegenheit des Wiederſehens alter 
Bekannter, die aufrichtig ſich zu verſtändigen wünſchen. Bran den⸗ 
burg bemerkte ihm, er ſei nicht ermächtigt, an dem Wortlaute 
des Beſchluſſes vom 8. October über die Unausführbarleit der 
Unionsverfaſſung etwas zu ändern. Was könne Oſterreich 
übrigens dabei noch beunruhigen, da Preußen ſich durch den 
Beſchluß verpflichte, bei der definitiven Conſtiturrung der Union 
Alles zu vermeiden, was mit der Einrichtung des weitern Bundes 
collidiren möchte. Auf Schwarzenberg Widerſpruch erläuterte 
er weiter, der Zweck der Union ſei die Begründung eines geſetz⸗ 
gebenden Organs für die unirten Regierungen; dies ſolle 
gebildet werden mit dem möglichſt geringen Auſtwand eines par⸗ 
lamentatiſchen Apparats; alſo ſei ihm die Möglichkeit der Aus⸗ 
führung der Verfaſſung vom 26. Mai in jedem Falle höchſt 
unwahrſcheinlich. Demnach, ſchloß Brandenburg, um uns nicht 
aufzuhalten, ſchlage ich vor, in der Verhandlung weiter zu gehen; 
in Berlin werde ich zufehen, ob eine mehr befriedigende Fafſung 
des Protokolls vom 8. October zu finden iſt. 

Schwarzenberg konnte unmöglich verkennen, daß das in 
diefen Worten aufgeftellte Unionsprogramm von den Beſtrebungen 
des Frühlings 1849 ſehr wenig übrig laſſe. Mit einer ſolchen 
Definition der Union, ſagte der Fürſt, könne er ſich einverſtanden 
erklären, und unter dem obigen Vorbehalt günſtiger Berathung 
der Sache in Berlin, ging man weiter. 

Brandenburg legte zunächſt feine ſechs Punkte betreffend 
die künftige Bundesverfaſſung vor. Schwarzenberg 's Erklärung 
darüber war ſehr einſach; mit Vergnügen nahm er diejenigen 
Punkte an, welche eine preußiſche Einruumung an Sſterreich 
enthielten, die Bildung eines Bundesraths mit den 17 Stimmen 
und mit der Competenz des alten Bundestags, ohne eine Volks⸗ 
vertretung und unter Aufnahme Geſammtöſterreichs in den Bund. 
Aber die dafür durch Preußen begehrten Zugeſtöndniſſe, die Gleich 
ſtellung Preußens mit Oſterreich im Praſidium und die Über⸗ 
tragung der Egecutive allein an Preußen und Öfterreich lehnte 
er ab; den erſten Punkt wollte er der Entſcheidung ſümmtlicher 
Bundesglieder anheim ſtellen; jtatt des zweiten ſchlug er „Be 
gründung einer kröftigen Exreutive“ ohne Nennung der Fuhaber 
vor. Damit war geradezu ein Lebenspunkt für Preußen berührt; 
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follten in Zukunft die beiden Großmächte gemeinfam die beutfche 
Armee und die Diplomatie verwalten, jo war ſchon dies in 
in hohem Grade mißlich für Preußen; indeß blieb ihm dabei 
ſiets die negative Möglichkeit, jede schädliche Mraßregel zu ver⸗ 
hindern. Trat aber nach Schwarzenberg's Vorſchlag ein Dritter 
in das Directorium, ſo daß Majoritätsbeſchlüſſe möglich wurden, 
fo war es aus mit Preußens Unabhängigkeit. 

Brandenburg begnügte ſich, den Punkt zu weiterer Bericht⸗ 
erfiattung zu nehmen. 

Gegen den ſechſten Punkt, die Anerkennung des freien 
Unirungsrechts, hatte der Fürſt keine Einwendung, da dasſelbe, 
bemerkte er, ſchon durch Artilel 11 der Bundesacte gewahrleiſtet 
ſei. Damit verlor allerdings feine Anerkennung für die beſtehende 
Union allen Werth: er hatte ja ſtets behauptet, daß biefe den 
Beſtimmungen des Artikels 11 widerſpreche, alſo ungeſetzlich 
und aufzuheben ſei. Brandenburg ging über dies Bedenken 
hinweg und regiſtrirte den ſechſten Punkt als angenommen. 

Man kam zu der Frage, welche den preußiſchen König am 
meiſten, ja beinahe allein intereſſirte: durch welche Behörde und 
in welchen Formen ſoll die eben beſprochene Bundesreform be⸗ 
ſchloſſen und eingerichtet werden? An dieſer Stelle vornehmlich 
hatte der ruſſiſche Einfluß auf Schwarzenberg eingewirkt. Ur⸗ 
sprünglich hatte er, ganz wie es Satfer Nikolaus acht Tage 
früher gegen Brandenburg geaußert, als Vorbedingung jeder 
Unterhandlung die preußiſche Anertennung des beſtehenden Bundes⸗ 
tags fordern wollen, welcher dann über etwaige Reformanträge 
Beſchluß zu faſſen hätte. Seitdem aber hatten Meyendorff und 
Neſſelrode ihm klar gemacht, wie unſchädlich es ſei, hier den 
Gefühlen Konig Friedrich Wilhelms etwas zu Liebe zu thun, 
die erforderlichen Veſchlüſſe alſo nicht in Frankfurt, ſondern in 
den von Preußen begehrten fieien Conferenzen faſſen zu laſſen 
— penn dann nur, wie man hoffen dürfe, auf dieſen Conferenzen 
die preußische Regierung den Anträgen der Kaiſerhöſe über 
Heſſen, Holſtein und die deutſche Verfaſſung zuſtimme. Dies 
war fo unwiderſprech ich daß Schwarzen berg, fo ehr er wünſchte, 
Preußen auch formell gedemüthigt zu ſehen, doch ſeinen Wider⸗ 
ſpruch nicht völlig aufrecht hielt. Er forderte nicht mehr die 
ausdrückliche Anerkennung feines Bundestags durch Preußen, 
wenn dieſes nur die beſtehende Bundesverſammlung unangefochten 
afie; er erklärte ſich bereit, die Bundesreform durch freie 
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Conferenzen in Wien, wie ſolche 1819 die Wiener Schlußacte vor- 
bereitet hatten, beſchließen zu laſſen. Dieſelben würden beſchict 
werden durch die eilf in Frankfurt tagenden Regierungen, aber 
nicht als Bundestag, und durch die 21 Unirten, aber nicht als 
Union, ſondern beiderſeits als Einzelregierungen. Brandenburg, 
einverſtanden in der Sache, lehnte Wien als Ort der Conferenzen 
ab, und behielt ſich ſerne Erklarung über die Bezugnahme auf 
1819 vor. 

Darauf ging man zur Erörterung der heſſiſchen und hol⸗ 
ſteiner Sache über, und hier fand der preußische Miniſter den 
öfterreichifchen Collegen ſchlechterdings unnahbar. Schwarzenberg 
blieb bei der Abweiſung des preußiſchen Vorſchlags, die beiden 
Fragen durch gemeinfame Commiſſare beider Mächte behandeln 
zu laſſen, und beharrte feſt auf dem Rechte und der Pflicht des 
Bundestags, den Nequifitionen zweier ihm angehören der Sou⸗ 
veräne Folge zu geben. Über Holſtein wurden die bekannten 
Gründe und Gegengründe erfolglos wie immer beſprochen; in⸗ 
deſſen war hier nach der geographiſchen Lage des Landes die 
Nothwendigleit ſchleuniger Einigung nicht ſo preſſend wie bei 
der heſſiſchen Angelegenheit. In dieſer mühte Brandenburg ſich 
ab, den Fürſten Schwarzenberg auf den preußiſchen Standpunkt 
herüber zu ziehen. Wir können. fagte der Fürſt, den preußiſchen 
Widerſpruch gegen das Einrücken der von dem Landesherrn 
requirirten Truppen als berechtigt nicht anerkennen; das Einrücken 
wird erfolgen. Graf Brandenburg beklagte, daß dies gerade in 
dem Alugenblic geſchehen ſolle, wo man ſonſt der Einigung fo 
nahe wäre. Wir proteſtiren, bemerkte er, nicht gegen das Ein⸗ 
rücken an ſich, wenn es nothwendig wäre, und wenn ed in der 
Form einer mit uns gemeinſamen Maaßregel erfolgte. Würde 
es jetzt vollzogen, ſo wäre es klar, daß es nur geſchähe, um 
Eurem Bundestag eine Thätigkeit zu ſchaffen, und uns indirect 
zur Anerkennung des ſelben zu zwingen. Die heſſiſchen Truppen 
reichen zur Erhaltung der materiellen, nirgend geſtörten Ordnung 
vollkommen aus: wozu überhaupt fremde Truppen? warum nicht 
den Berfaſſungsſtreit auf verfaſſungsmäßigem Wege oder durch 
Schiedsrichter ſchlichten? 

Das Alles war unwiderleglich, und Schwarzenberg verſuchte 
auch keine Widerlegung. Er antwortete höchſt einſilbig; er be⸗ 
dauere die Folgen, aber er könne nicht anders. Brandenburg 
hatte den Eindruck eines unwiderruflich genommenen Entfchluffes. 
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Die Unterredung endigte hiemit. Nachher, im Salon der 
Kaiſerin, wurde verabredet, daß Brandenburg die Ergebniffe 
behufs weiterer Verhandlung zu Papier bringen folle. 

Gewonnen hatte bis dahin der preußiſche Vertreter nicht 
viel. Die Union hatte er fo gut wie aufgegeben; dann hatte 
Öfterreich die freien Conferenzen über die Bundesreform aller⸗ 
dings eingeräumt; aber wenn man in Berlin es bisher als 
ſelbſtverſtändlich betrachtet hatte, daß während ihrer Dauer der 
Bundestag vertagt, oder doch deſſen Thätigkeit ſiſtirt würde, jo 
war daran nicht zu denken, im Gegentheil, der Bundestag follte 
Heſſen unzögerlich erequiren. Das war, nach allen bisherigen 
Berliner Beſchlüſſen, der Krieg, und zwar, wie Neſſelrode jo 
eben hatte erkennen laſſen, der Krieg auch mit Rußland. Branden⸗ 
burg erwog, und gelangte wiederum zu dem Schluſſe, daß die 
Sache einen ſolchen Einſatz nicht werth ſei. Dazu kam eine 
durch Neſſelrode bekräftigte Mittheilung, Schwarzenberg fei bereit, 
Preußen jede wünſchenswerlhe Garantie zu geben, daß die Bez 
ſetzung Heſſens durch die Bundestruppen keinen andern Zweck 
als die Herſtellung der landesherrlichen Autorität habe, und 
nach Erreichung desſelben die Truppen ſofort das Land wieder 
verlaſſen würden. So ſchrieb Graf Brandenburg am 27. Octo⸗ 
ber nach Berlin: „die brennendſte Frage, beſonders nach den 
ruſſiſchen Erflärungen, iſt und bleibt die heſſiſche. Ich würde 
vorſchlagen, wenn die Bayern wirklich einrücken, die Sache aus 
dem braktiſchen Geſichtspunkt aufzufaſſen, Feindseligkeiten zu vers 
meiden, und gemeinſchaftlich das Land zu beſetzen. Mir ſcheint, 
die Folgerungen, die man aus der Zulaſſung der Execution für 
die Anerkennung des Bundestags durch Preußen ziehen könnte, 
wären hiemit prattiſch beſtitigt.“ 

Noch einmal rühmte er die Huld und Gnade des Kaiſers 
von Oſterreich, welcher allerdings ſtets wiederholte, daß er auf 
dem Rechts boden der Verträge ſtehe. 

Nach wiederholter Verhandlung mit Schwarzenberg kam 
dann am 28. October eine ſogenannte vorläufige Übereinkunft 
zu Stande, welche freilich der Thatfache nach nichts Anderes war, 
als die preußiſche Anerkennung jener drei öſterteichiſchen Wünſcht 
(der Bundesrach von 17 Stimmen, keine Volksvertretung beim 
Bunde, Eintritt Geſammtöſterreichs in den Bund) und die Neben- 
einanderſtellung der drei preußischen Begehren und der öſter⸗ 
reichiſchen Gegenworſchläge. wie wir fie oben wiederholt haben, 


» Google PRINCETON UNVERSIT 


1850 Vorläuſige Übereintunft. 15 


dazu Öfterreichs Forderung, daß Preußen die Unionsverfaffung 
auſfhebe und den Bundestag unangeſochten laſſe. 

Darauf hieß es in der Übereinkunft weiter: unter dieſen 
Vorausſetzungen und nach erlangter Verſtändigung über die 
ſechs Punkte erklärt ſich Osterreich bereit, diefelben mit Preußen 
als gemeinſchaftliche Anträge den ſämmtlichen übrigen deutſchen 
Vundesftanten vorzulegen, und dieſe zu Conferenzen über bie 
Reviſton der Bundesacte einzuladen. Als Ort derfelben schlägt 
Preußen Dresden, Oſterreich Wien vor. Oſterreich nimmt für 
dieſelben die Analogie der Minifter-Eonferenzen von 1819 in 
Aus ſicht. und begehrt demnach, daß das Reſultat derſelben durch 
einen förmlichen Bundesbeſchluß zu einem der Bundesacte an 
Kraft und Gültigkeit gleichen Grundgeſetz des Bundes erhoben 
werde. 

Brandenburg bemerkte dazu, baß über bie Unionsverfaffung 
eine weitere Erklärung in Übereinftimmung mit dem ſechſten 
Punkte beigebracht werden ſolle. Eine Anerkennung der be 
ſtehenden Bundesverſammlung ſei nicht ausgeſprochen noch ge⸗ 
meint, wenn Preußen dieſelbe unangefochten laſſe. Gegen die 
Analogie der Miniſter⸗Conferenzen von 1819 habe Preußen 
nichts einzuwenden, vorbehaltlich weiterer Einigung über das 
Prüſidium und den Ort der Conferenzen. Preußen ſei ein⸗ 
verſtanden, daß das Reſultat der Conferenzen zu einem Bundes ⸗ 
grundgefep erhoben werde, fee aber dabei als ſelbſtverſtändlich 
voraus, daß dieſer Bundesbeſchluß erft von dem aus den freien 
Berathungen hervorgehenden neuen Bundes⸗Centralorzan gefaßt 
werden könne. 

Schwarzenberg ließ dieſe Zuſtimmungen des preußiſchen 
Minifterpräfidenten ohne Zustimmung noch Widerſpruch. Am 
Tage nachher, dem 29. Ockober, trennte ſich die erlauchte Ver⸗ 
sammlung, und am Morgen des 31. brachte Brandenburg feine 
vorläufige Übereinkunft nach Berlin. 

Bei feiner Ankunft fand der Minifterpräfibent Berlin in 
wachſender kriegeriſcher Erregung. In der Bevölkerung waren 
die uns bekannten Gefühle, die Verachtung gegen den heſſiſchen 
Kurfürsten und Haffenpflug, der Zorn über die Wiederaufrichtung 
des Bundestags, vor allem aber der Grimm gegen Oſterreichs 
Übermuth und Bayerns Keckheit, auf die Kunde von den nach 
Heſſen gerichteten Truppenmürſchen wie in Einer großen Flamme 
empor gelodert, und eine ebenſo ſtarke patriotiſche Entrüſtung 
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wurde aus allen Provinzen gemeldet. Auch bei dem Könige und 
der Regierung war die Meinung unverändert, die Frechheit des 
ſogenannten Bundestags und deſſen Execution gegen Heſſen nicht 
zu dulden. Noch am 29. October, zwei Tage vor Brandenburg' 
Rückkehr, halte ein vollzähliger Meiniſterrath die Frage erwogen, 
ob man daran auch auf die Gefahr eines Kriegs mit Oſterreich 
feſthalten ſollte. Radowitz bejahte: er beantragte kriegeriſche 
Weiſung an Graf Gröben und auf die Nachricht vom Ein marſch 
der Bayern fofortige Mobiliſtrung der ganzen preußiſchen Armee, 
etwa mit Ausnahme der Königsberger und Poſener Corps, für 
welche Brandenburg's Rücklehr abgewartet werden könne. Ohne 
Widerſpruch von irgend einer Seite wurde beſchloſſen, daß 
Radowitz dieſe Vorſchlage als einſtimmige Anträge des Staats⸗ 
miniſteriums dem Könige vorlegen ſolle. 

Graf Brandenburg ließ ſich durch dies Alles nicht irre 
machen. Er war von Warſchau mit dem feſten Entſchluſſe zurück⸗ 
gelehrt, daß es wegen dieſer Händel zum Kriege nicht kommen 
dürfe — zu einem Kriege, bei dem Preußen Süd deutſchland, 
Oſterreich und Rußland gegen ſich, keinen Genoſſen an feiner 
Seite, das völlig unſichere Frankreich im Rücken haben würde. 

Die Motive dieſes Entſchluſſes find nach allem Voraus⸗ 
gegangenen klar. Aber ebenſo deutlich iſt es auch, daß dem 
Grafen bei der Durchführung desſelben ein harter und bitterer 
Kampf bevorſtand. Durch das in Halbheiten und Widerſprüchen 
ſich bewegende Verfahren ſeit dem Schluß des Erfurter Parla⸗ 
ments war die Stellung Preußens mit jeder Woche unhallbarer 
geworden. Obgleich Oberch fo eben eine Hauptforderung 
Preußens, die Behandlung der Bundesreform in freien Con⸗ 
ſerenzen, bewilligt, ſtanden die beiden Mächte in den Fragen 
der Union und des kurheſſiſchen Verfaſſungsſturzes ſich fo ſchroff 
wie möglich, die Hand am Schwerte, gegenüber. Dabei war 
die materielle Differenz zwiſchen beiden Höfen äußerst gering: 
der König ſtieß die Verfafjung vom 26. Mai ebenſo entſchieden 
wie der Wiener Hof zurück und erklärte fie für unausftihrbar, 
Fürſt Schwarzenberg aber begehrte ihre förmliche Aufhebung, 
was ihn für die Zukunft ebenſo wenig wie die preußische Formel 
ſicher geſtellt hatte. In der kurheſſiſchen Sache ſodann forderte 
der König ebenſo wie der Kaiſer die Unterwerfung des Landes 
unter den Willen des Kurfürſten; man ſtritt nur über die Frage, 
wer den Sturz der Verſaſſung gemeinſam mit Oſterreich aus⸗ 
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führen ſollte, ob der Bundestag oder Preußen. Wegen ſolcher 
Streitpunkte Preußen in einen gewaltigen Krieg zu verwickeln, 
erſchien dem Grafen Brandenburg abſurd. Leider aber hatte 
die preußiſche Regierung fort und fort ihre Begehren für eine 
Ehrenſache und die Abweiſung derſelben für eine Demüthigung 
Preußens erklärt: konnte und durfte fie jetzt, wo der Gegner 
mit der Waſſe zu drohen begann, muthlos zurückweichen? So 
ſtand man vor der traurigen Wahl zwiſchen einem zweckloſen 
Krieg und einem unrühmlichen Frieden. Es war kein Wunder, 
daß die Anſichten ſcharf auseinander gingen. 

Am Vormittage des 1. November erſtattete Brandenburg 
dem Staatsminiſtertum Bericht über Warſchau, und ſchloß mit 
dem Antrage, auf Grund des dort Erreichten die Unterhandlung 
mit Wien fortzuſeßen. Radowiß ergriff auf der Stelle das 
Wort zum energiſchen Widerſpruch. Er erinnerte an Schwarzen⸗ 
berg's feindſeliges Verhalten in Betreff der Union und der ſechs 
Punkte, und erklärte dann, auf Kurheſſen übergehend, ſobald 
Preußen dort die Execution zulaſſe, ſei die Herrſchaft des Bundes⸗ 
tags über ganz Deutſchland entſchieden, alſo müſſe dem Einrücken 
der Bayern auf der Stelle das Einrücken preußiſcher Truppen, 
Zurücwerfen des Gegners, Mobilmachung der ganzen Armee, 
ein Manifeſt an die Nation, Einberufung der Kammern folgen. 
Halte man dieſen Weg für zu gefährlich, fo ſei es die höchſte 
Zeit, unſer Syſtem zu wechſeln, d. h. ſich an Öfterreich und Ruß⸗ 
land anzufchließen, und nach Wien unſer Eintreten in die 
Eonferenzen auf der Warſchauer Grundlage, fo wie unfere Zu⸗ 
ſtunmung zu der heſſiſchen Bundesexecution anzuzeigen. Dieſen 
andern Weg freilich könne er nicht mitmachen. 

Die Miniſter von Ladenberg und von der Heydt ſtimmten 
ihm mit lebhaftem Nachdrucke bei. Dagegen erhob ſich Freiherr 
Manteuffel, welcher jept durch Brandenburg's Auftreten Luft 
bekommen, im Intereſſe der confervativen Grundſätze für die 
Zulaſſung der Egecution, und ihm ſchloſſen ſich die Herren von 
Rabe und Simons an. 

Beim Schluſſe der Verhandlung ſtellte Brandenburg ſeiner⸗ 
ſeits, ebenſo beſtimmt wie vorher Radowiß, die Cabinctsfrage. 
Unter den obwaltenden Verhültniſſen könne er die Verantwortung 
für den Krieg nicht übernehmen. Wolle man denſelben vermeiden, 
ſo dürften in Kurheſſen die Bayern nicht angegriffen werden; im 
entgegengeſetzten Falle ſei die Mobilmachung zu eee 
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In dieſem Augenblicke lief die telegraphiiche Nachricht ein, 
daß die bayeriſchen Truppen die heſſiſche Grenze überſchritten 
und die Eyecution in Hanau begonnen hätten. Darauf erhielt 
General Graf Gröben, der für einen ſolchen Fall bereits Weiſung 
hatte, Fulda zu beſehen, den weiteren Befehl, eine Beſaßung 
nach Caſſel zu legen. Neben der politiſchen, war jetzt auch die 
militärifhe Ehre Preußens eingeſetzt. Die Entscheidung war 
unauſſchiebbar. 

So trat denn bereits am Nachmittage der Miniſterrath aufs 
Neue zufammen, dieſes Mal unter dem Vorſitze des Königs und 
in Gegenwart des Prinzen von Preußen. 

Graf Brandenburg ſtellte nach Eröffnung der Verhand⸗ 
lungen feſt, daß, nachdem Fürſt Schwarzenberg auf die preußiſche 
Anerkennung und Beſchickung des Bundestags jetzt verzichtet habe, 
damit der Hauptgrund für den preußiſchen Proteſt gegen dis 
heſſiſche Execution beſeiligt ſei. Auch ſei zu hoffen, daß, wenn 
Preußen nicht bloß die Unausftihrbarkeit, ſondern die Aufhebung 
der Iinionsberfaſſang erkläre, dann Öfterreich ihm einen Antheil 
am Bundespräſidium zugeſtehen werde. Ein Kampf in Heſſen 
aber fei das Signal zu großem, gefahrvollem Kriege. Als 
hierauf der König das Wort nahm, zeigte ich's daß Branden⸗ 
burg's Berichte und Argumente nicht verfehlt hatten, einen ges 
wiſſen Eindruck auf ihn zu machen. Er ſuchte einen Mittelweg, 
um bei einigen Einräumungen an die Gegner doch einen Theil 
der eigenen Wünſche zu retten. Auf die Unionsverfaſſung, fagte 
er, künne man zur Zeit verzichten, um fpäter nach vollendeter 
Ordnung des weitern Bundes fie wieder aufleben zu laſſen. 
Nachdem übrigens Oſterreich die lange erſehnten und begehrten 
freien Conferenzen bewilligt, ſei auch eine Nachgiebigkeit in der 
heſſiſchen Sache gerechtfertigt. Man werde in Kurheſſen die 
beiden preußiſchen Etappenſtraßen und das dazwiſchen liegende 
Land beſetzen müſſen, fo daß die Bayern fi im Süden derſelben 
ausbreiten möchten, und damit die Beſetzung des Landes eine 
gemeinſchaftliche würde. Die Herſtellung der landesherrlichen 
Autorität könne dann nicht ohne Preußens Theilnahme bewirkt, 
und damit der Kurfürſt genöthigt werden, ſich von dem Bundes⸗ 
tage hinweg, und Preußen zuzuwenden. Mittlerer Weile ge⸗ 
wänne Preußen Zeit, gegenüber den öſterreichiſchen Rüftungen 
die Armee mobil zu machen. 
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Brandenburg erlaubte ſich hierauf die Bemerkung, zwar 
habe bis jetzt Oſterreich einer ſolchen gemeinſchaftlichen Be⸗ 
ſetzung Kurheſſens noch nicht zugeſtimmt, jedoch glaube er, wenn 
man in der von Seiner Majeſint angebeuteten Weiſe nachgiebig 
verfahre, für eine Mobilmachung ſich nicht ausſprechen zu ſollen. 

Hier aber fiel ihm Nadowip in lebhafter Erregung ein: 
gewiß, keine Mobilmachung, wenn wir die Forderungen Oſterreichs 
erfüllen, in Kurheſſen zurückveichen, Schleswig⸗Holſtein Preis 
geben — wohl aber ſofortige Mobilmachung, wenn wir Preußens 
Würde und Unabhängigkeit behaupten wollen. Er führte dann 
aus, daß die Mobilmachung keineswegs ſogleich der Krieg fei; 
man möge gleichzeitig mit ihr die in Warſchau begonnene Unter⸗ 
handlung in Wien fortſehen, in Heffen die Bayern nicht angreifen, 
aber möglichſt große Landſtrecken beſetzen; dies Verfahren biete 
entſchieden höhere Vortheile, als das des Grafen Brandenburg, 
allerdings fei es aber auch mit einer nähern Kriegsgefahr ver⸗ 
bunden, und folglich zur eigenen Sicherung die Mobilmachung 
unerläßlich. Auch der Prinz von Preußen ſprach ſich dafür aus, 
weil, von Allem andern abgeſehen, die formelle Aufhebung der 
Unionsverſaſſung, wie Schwarzenberg fie fordere, mit einer 
Unterwerfung Preußens unter Sſterreich gleichbedeutend ſei. 
Andrerſeits hob Manteuffel die Geſahren hervor, welche der 
Beginn des Kriegs durch Erweckung der revolutionären Leiden⸗ 
ſchaften heraufbeſchwören würde, und erklärte rückhaltlos, daß 
Preußen keinen Rechtstitel zum Einſchreiten in Heſſen beſite, 
Oſterreich aber guten Grund zum Begehren völliger Auflöſung 
der Union habe. Der Kriegsminiſter von Stockhauſen beſchränkte 
ſich auf die lurze, aber gewichtige Bemerkung, die Mobilmachung 
in dieſem Augenblick werde den Krieg gegen Oſterreich und 
Rußland herbeiführen, und Preußen dieſen Gegnern nicht ge⸗ 
wachſen ſein. 

Hier befahl der König, die Verhandlung abzubrechen, und 
am folgenden Vormittag fortzuſetzen. 

An dieſem, auf lange fortwirkenden Tage, dem 2. November 
1850, fiel durch die Willenserklarung des Mönigs die Ente 
ſcheidung. Gleich nach dem Beginn der Sitzung entwickelte er 
in einem ausführlichen Vortrag feine Auffoffung der Lage. Auf 
den Einmarſch der Bayern in Kurheſſen habe Preußen mit der 
gleichen Maaßregel geantwortet, darin liege eine völlige Com- 
penſation. Aus den Rüſtungen Oſterreichs aber, ohne Anlaß 
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unſererſeits, müſſe man ſchließen, daß Oſterreich den Krieg wolle. 
So müſſe denn auch Preußen durch die Mobilmachung der 
Armee ſich in den Stand ſeßen, den Krieg anzunehmen, jedoch 
gleichzeitig ſich zur Fortſetzung der Warſchauer Unterhandlung 
erbielen. Wenn Preußen, jo in Waſſen gerüſtet, unterhaudle, 
ſo könne es, ohne Geſahr für ſeine Ehre, ſeine Sprache mildern, 
und eine Nachgiebigkeit beweiſen, die in anderer Lage Schwäche 
wäre. Es ſei nie ſo nöthig geweſen, wie jetzt, daß Preußen 
das Herz des ganzen Volkes für ſich habe: dies werde durch 
die Mobilmachung der Armee erreicht werden. Alle Parteien 
im Lande mit geringen ungefährlichen Ausnahmen würden ſich 
der Regierung freudig anſchließen; es werde ein Auſſchwung 
im Lande erfolgen, der ſeinen Eindruck auf die Gegner, und 
damit feinen Einfluß auf die Unterhandlung nicht verfehlen 
werde. 

Nach alle dem gehe alſo Seine, des Königs, Entſchließung 
dahin: 

1. die Arme ſofort mobil zu machen; 

2. gleichzeitig mit Oſterreich zu unterhandeln und zu erklären, 
daß Preußen die Verfaſſung vom 26. Mai nicht ausführen werde, 
ſie alſo als abgethan betrachte; 

3. in Kurheſſen nicht feindlich aufzutreten, und zu erklären, 
daß man, falls die in Ausfiht geſtellten Garantien gegeben 
wären, ſich auf die Beſezung der Etappenſtraßen und des bar 
zwiſchen liegenden Lan des beſchränken werde; 

4. in Holſtein müffe, parallel mit dem Inhibitorium des 
Bundes, der Statthalterſchaft der Schuß Preußens aufgekündigt 
werden, wenn ſie ſich nicht aller Feindſeligkeit gegen die Dänen 
enthalte; 

15 in Wien fei zu erklären, daß die Mobilmachurg lediglich 
zur Abrwehr ſeindlicher Angriffe auf die preußiſchen Grenzen 
dienen ſolle. 

Auf dieſem Wege werde die Regierung das Volk auf ihrer 
Seite haben. 

Dann aber folgte eine überraſchende Wendung. Der König 
forderte das Minifterium zur Erklärung auf, ob es bereit fei, 
dieſen Weg mit ihm zu gehen. Er fügte hinzu. daß, wenn das 
Miniſterium dieſen Weg nicht gehen, ſondern nach Brandenburg's 
Vorſchlag friedliche Unterhandlungen in Wien, ohne Mobile. 
machung, führen wolle, dann er ſich von dem Miniſterium nicht 
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trennen würde. Das Minifterium ſolle alsdann freie Hand haben, 
den von ihm gewühlten Weg zu gehen, müſſe dann aber auch 
die Verantwortlichkeit dafür allein übernehmen. 

Da der König fonft nicht im Sinne parlamentarifcher 
Regierungsweiſe und Winiſterverantwortlichkeit zu denken und 
zu handeln pflegte, ſo wird man annehmen dürfen, daß er im 
eigenen Innern ſich für Brandenburg bereits entſchieden hatte 
und dies nur nicht eingeſtehen wollte. 

Wenn aber Brandenburg wegen der Werthloſigkeit der bis⸗ 
herigen Forderungen einen Krieg für deren Durchſetzung zu 
führen ablehnte, fo empörte ſich der einſache ſoldatiſche Sinn des 
Prinzen von Preußen, wären die Forderungen begründet oder 
nicht geweſen, gegen jedes Burlidweichen in dieſem Augenblick, 
wo preußiſche und feindliche Truppen ſich gegenüberſtanden, wo 
die Kaiſerhöfe gebieteriſch das Ultimatum: Unterwerfung oder 
Ferieg, ſtellten. Ehe noch Brandenburg auf des Königs Frage 
eine Außerung thun konnte, forderte der Prinz in lebhafte 
Erguſſe die ſofortige Mobilmachung, die bewaffnete Unterhand⸗ 
lung, welche jeden Flecken von Preußens Schild fernhalte, die 
alle in ehrenvolle, die allein ausführbare, die einzige, welche die 
Stimmung des Landes und der Armee für ſich habe, bei der 
Preußens Ehre unverlet bleiben werde. 

Oſſenbar ſah er nicht wie fein könglicher Bruder in der 
Mobilmachung das Mittel, größere Nachgiebigkeit ſich verſtatten 
zu önnen. 

Nicht gleichgültig bei dieſem Auftreten des Prinzen, aber in 
feiner Überzeugung unerſchüttert, entwickelte dann als Antwort 
auf das königliche Programm Graf Brandenburg das ſeinige, 
in der Form des Entwurfs für eine nach Wien abzuſendende 
Depeſche. Dieſelbe hatte ſolgenden Gedankengang. 

Von den verabredeten freien Conferenzen zur Rebifion der 
Bundesverfaſſung hoffe Preußen gläcklichen Erfolg. Ein völliges 
Aufgeben der Unionsverfaſſung liege nicht in Preußens Befug⸗ 
niſſen, ſondern könne mur unter Huſtimmung der verbündeten 
Regierungen erfolgen. Preußen, als Unionsvorftand, erkläre 
jedoch, daß es die Werfaffung nicht in das Leben führen werde, 
und dieſelbe ſeinerſeits als vollſtändig aufgegeben betrachte. 

Nach Schwarzenberg's Erläuterungen könne aus einer Zu⸗ 
laſſung der Exerutionstruppen in Kurheſſen nicht mehr eine 
Anerkennung der Frankfurter Verſammlung gefolgert werden. 
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Preußen könne alſo das Einrücken geſtatten, ſobald ihm alle 
erforderlichen Garantien wegen der Dauer und des Zweckes der 
Beſetzung des Kurſtaats und namentlich wegen der ſonſt geführ⸗ 
deten Sicherheit der preußiſchen Etappenſtraßen gewährt würden. 
Einſtweilen ſeien die preußiſchen Truppen in Kurheſſen angewieſen, 
ſich jedes Angriffs zu enthalten. Ebenſo friedlich würde die 
holſteiner Sache ſich ordnen laſſen. 

Für die Conferenzen ſchlage man Dresden oder Nürnberg 
vor. Erwünſcht wäre gleich bei deren Eröffnung gemeinſame 
Beantragung der ſechs Warſchauer Punkte durch beide Mächte. 
Sei dies nicht erreichbar, ſo würden beide Regierungen mit voller 
Freiheit in die Conferenzen eintreten. 

Da hienach ein Gegenſtand drohendes Zwieſpalts nicht 
mehr vorhanden fei, jo erwarte man Einftellung der bisherigen 
Rüſtungen auf der gegneriſchen Seite. Andersfalls würde man 
nicht umhin können, ſich ebenfalls in Kriegsbereitſchaft zu fepen, 
eine Maaßregel, die unter den gegebenen Umftünben ebenſo 
überflüfjig, wie in weiten Kreiſen Veforgniß erregend erſcheinen 
müßte. 

Es iſt klar, daß dieſe Depeſche ſowohl die Aufhebung der 
Unionsverfaſſung als die Geſtattung der heſſiſchen Execution 
enthielt. Nichts konnte dies deutlicher bekunden, als gerade die 
Aufſtellung der Bedingungen, von denen einſtweilen noch die 
beiden Conceffionen abhängig gemacht wurden. Denn zweifellos 
würde Oſterreich umgehend antworten, die Zuſtimmung der 
Unionsfürſten werde keinent preußiſchen Antrag fehlen, und die 
Garantie für die vertragsmähige Benußung der Etappenſtraßen 
werde der Bundestag ſo bindend wie möglich gewähren. 

Graf Brandenburg bemerkte nach Verleſung dieſes Docu⸗ 
ments: er verkenne nicht, daß das Einſchlagen des hier bezeich⸗ 
neten Weges zur Zerſprengung der Union und zur Auflöſung 
der Kammern führen könne. Nehme man dagegen die andere 
Richtung, fo ſei ein Krieg gewiß, den Preußen mit Erfolg nicht 
zu führen vermöge Eine Mobilmachung in diefem Augenblick 
würde aber den Krieg entzünden. Sollte Oſterreich uns trotz 
unſerer Hugeſtändniſſe angreifen, fo wäre das ein Raubanfall, 
bei dem wir Rußland auf unſerer Seite haben würden. 

Auf die Aufforderung des Königs zog ſich darauf das 
Staatsminiſterium in ein Nebenzimmer zurück, um über die von 
jenem geftellte Frage Beſchluß zu faſſen. Sehr bald erſchienen 
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die Herren wieder, und Brandenburg gab die Erklärung ab: 
die Majorität des Ministeriums ſei nicht im Stande gewesen, 
ihre Überzeugung zu ändern und ſich für die Mobilmachung 
auszuſprechen; fie halte es vielmehr für das Nothwendigſte, in 
Kurheſſen Halt zu machen, die vorgelegte Erklärung nach Wien 
abzuſenden, die Einſtellung der dortigen Rüſtungen zu fordern, 
und erſt wenn die Antwort darauf feindselige Gefinnungen zeige, 
mobil zu machen. Die ſofortige Mobilmachung würde die Ver⸗ 
handlungen vereiteln und einen Krieg provociren, für welchen 
Preußens Kraft nicht ausreichend wäre. Radowitz ſprach dann 
ein ebenfo feftes Beharren der Minorität auf ihrer Anſicht aus 
und theilte einen von ihr gebilligten Entwurf für die nach Wien 
zu richtende Erklärung mit, welcher im Weſentlichen den von 
dem Könige entwickelten fünf Setzen entsprach. 

Hierauf folgte ſofort die königliche Entſcheidung. Er fei, 
fagte Friedrich Wilhelm, mit der Anſicht der Mineritzt voll 
tommen einverſtanden. Da aber die Maforität an ihrer Über⸗ 
zeugung fefihalte, jo wiederhole Er die Erklärung. 

daß Er ſich gezwungen fehe, der Malorität, zu deren Bei⸗ 
behaltung Er feſt entſchloſſen fei, freie Hand zu laſſen; 

Er wünſche, daß die Mitglieder der Majorität nicht in der 
Buhmft in die Lage kommen möchten, den heute gefaßten. 
nach Seiner Überzeugung verderblichen Entſchluß zu bereuen. 

Damit ſchloß die Sitzung. 

General von Nadowißz richte ſogleich feine Entlaſſung ein, 
und die Herren von Ladenberg und von der Heydt folgten 
ſeinem Beiſpiele. Nach den Erklärungen vom 1. November 
lonnte dies niemand überraſchen. Aber um fo unerwarteter war 
das Geſchick welches über den Sieger des 2. November plötzlich 
hereinbrach. 

Bei den letzten Verhandlungen hatte Graf Brandenburg, 
ſoweit unſere Berichte reichen, an keiner Stelle eine Abnahme 
oder Störung ſeiner Kräfte erkennen laſſen; auch als er im 
Laufe der folgenden Nacht zweimal geweckt wurde, um in Folge 
einer vom Könige durch den Regierungsrath Niebuhr gefandten 
Nachricht nach eigenem Ermeſſen eine Verfügung zu treffen, 
zeigte er ſich vollkommen räſtig und arbeitäfrifh. Am Morgen 
des g. fühlte er ſich unwohl und vermochte an der Sißung des 
Staatsminiſteriums nicht Theil zu nehmen, unterzeichnete und 
expedirte jedoch die von ihm redigirte und geſtern vorgelegte 
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Depeſche nach Wien. Dann trat raſche Verſchlimmerung feines 
Zuſtan des ein; am 4. brachte ſtarkes galliges Erbrechen eine 
Erleichterung; bald aber erneuerte ſich geſleigertes Fieber mit 
raſtloſen Delivien, und während Berlin erſchüttert und bewegt 
war von drohenden Nachrichten über die Rüſtungen der Gegner 
und der deshalb gegen Brandenburg 's Votum dennoch befohlenen 
Mobilmachung, erfolgte am 6. der Tod des trefflichen Mannes. 
Wenn die oben erwähnten Gerüchte über ſeine letzten Jieber⸗ 
phantafien überhaupt begründet find, fo erflären fie ſich leicht 
aus dem Umſtande, daß ihm in lichten Augenblicken Kunde von 
dem die Stadt erfüllenden Kriegslärm, von dem er nur Unheil 
für Preußen erwartete, zugekommen iſt. 


2. Kapitel. 
Olmützer Punctation. 


Im Verlaufe des 9. November jagten ſich in Berlin die 
aufregenden Nachrichten und Vorkommniſſe. General Tietzen war 
im Marſche auf Caſſel; General Gröben meldete die Beſetung 
Fuldas, wo er ſtündlich dem Anrücden der Bayern vom Süden 
her entgegen ſah. Aus Wien traf ein Bericht des Grafen Bern⸗ 
ſtorff ein, daß Kaiſer Franz Joſeph am 30. October von War⸗ 
ſchau zurückgekommen, und ſofort Rüſtungsbefehle nach allen 
Seiten ergangen ſeien. In Böhmen ſtänden achtzig, nach 
andern Ausſagen hunderttauſend Mann, die in allen Richtungen 
an die Nordgrenzen herangeſchoben würden und mit Sicherheit 
auf ſüchſiſche Mithülſe rechneten. (In Wahrheit waren es 
damals 76000 Mann) Um fo dringender erſchien den Miniſtern 
die Förderung des Friedentzwerkes, um fo widerwärtiger der 
Umſtand, daß der Führer der Majorität, Graf Brandenburg, 
plößlich in ſchwere Krankheit gefallen war. Der Dienſtalteſte 
der übrigen Miniſter, Herr von Ladenberg, eröffnete eine ſchleunig 
berufene Sihung des Miniſterraths mit der Anzeige, daß er 
dem Könige ſeine Entlaſſung eingereicht habe, und folglich nicht 
in der Lage ſei, ſich an politiſchen Verathungen zu betheiligen 
oder die Vertretung des erkrankten Minifterpräfibenten zu führen. 
Als darauf Herr von Manteuffel den Vorſitz übernommen, gab 
Nadowip dieſelbe Erklärung ab, mit dem Zuſatze, daß der König 
ihm die Gewährung ſeines Geſuches bereits verſprochen habe, 
ſo daß er auch an den laufenden Geſchäften des auswärtigen 
Antes ſich nicht weiter beteilige. Mit Ladenberg hatte dann 
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auch von der Heydt feine Entlaffung erbeten. Es wurde hienach 
beſchloſſen, dem Könige die einſtweilige Verſehung des aus⸗ 
wärtigen Amtes durch Brandenburg, und fo lange deſſen Krank⸗ 
heit dauere, durch Manteuffel vorzuschlagen. Brandenburg 's 
geſtern vorgelegte Depeſche nach Wien wurde definitiv genehmigt, 
dem Grafen zur Unterzeichnung zugeſchickt und dann expedirt. 
Groben erhielt Befehl, die beſetzten Punkte zu behaupten, aber 
nicht weiter vorzugehen. Zugleich wurde beſchloſſen, der Kieler 
Statthalterſchaft zu eröffnen, daß nach der Ablehnung der prtußi⸗ 
ſchen Forderungen durch dieſelbe die Herzogthümer auf keine 
preußiſche Vermittlung weiter rechnen dürften. Die preußiſchen, 
noch an der holſteiner Grenze ſtehenden Truppen wurden bereits 
am 4. von dort nach Süden zurückgezogen. Ebenſo ſollten die 
in Hohenzollern und im ſüblichen Baden befindlichen Truppen 
den Rückmarſch hinter die Murg antreten. Trotzdem überreichte 
der öſterreichiſche Geſandte, Herr von Prokeſch, an demſelben 
Tage eine drohende Note, worin das kaiſerliche Cabinet die 
Mefpectirung der kurfürſtlichen Souveränität und folglich un- 
zögerliches Zurückziehen der preußiſchen Truppen aus Kurheſſen 
forderte. Nochow beftätigte, daß Kaiſer Nikolaus die Weigerung 
dieſes Begehrens auch ſeinerfeits als Kriegsfall betrachten würde. 
Mit der höchsten Ungeduld ſah alſo Manteuffel der öſterreichiſchen 
Antwort auf Brandenburg's friedenathmende Depesche entgegen, 
welche freilich erſt am 5. November in Wien anlangen konnte. 
Er verwies Prokeſch auf dieſe Verhandlung, und schickte Tele⸗ 
gramm auf Telegramm an Bernſtorff, bei Schwarzenberg auf 
ſchleunige Erwiderung zu dringen. 

Am 5 November kamen günſtige Nachrichten von einigen 
Stellen, aus Hannover über geringen Kriegseifer des neuen 
Ministeriums Münchhauſen, aus dem Haag die Bereitwilligleit 
des leitenden Miniſters Thorbecke, den Vertreter Luxemburgs 
aus der Frankfurter Bundes verſammlung abzurufen, wodurch 
dieſe auf acht Stimmen reducirt wurde und mithin nicht mehr 
die Majorität des alten Bundestages in ſich ſchloß. Aber dies 
Alles half nicht viel gegenüber der Haltung Rußlands, Osterreich 
und der Mittelftanten, und über dieſe liefen die bedrohlichſten 
Meldungen von allen Seiten ein. Gröben berichtete, daß der 
bayeriſche Befehlshaber, Fürſt von Thurn und Taxis, alle Vor⸗ 
ſchläge zur Vermeidung eines Confliets abgelehnt habe. Aus 
Dresden vemahm man die erſten Anſtalten zur Mobilmachung 
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der ſächſiſchen Truppen. Aus Bayern lam die Kunde, daß das 
öͤſterreichiſche Truppeneorps in Vorarlberg, angeblich 30000 
Mann, die bayeriſche Grenze überſchritten habe und in Eilmärſchen 
nach Norden rücke. Die Grofherzoge von Oldenburg und Wei⸗ 
mar ließen dringende Warnung an den König gelangen, daß 
man in Berlin falſchen Friedenszuſagen vertraue und durch einen 
plötzlichen Angriff überrumpelt werden würde. Eine Depeſche 
Bernſtorff's vom 2. meldete, daß in Wien nicht bloß von ruſſiſchem, 
ſondern auch von ſtanzöſiſchem Beiftand als einer ſichern That 
ſache geredet werbe; Schwarzenberg denke entschieden an einen 
Wernichtungskrieg gegen Preußen; die großdeulſchen Gefandten 
ſprächen die größte Sorge und Angſt vor einer Möglichkeit aus, 
daß Preußen durch volle Nachgiebigkeit Oſterreich entwaffne. 
und dann in den Bundestag ein trete, ohne durch einen Krieg 
minirt oder geſchädigt zu fein. An all den Gefahren ſei der 
däniſche Krieg Schuld, welcher den Raiſer Nikolaus fo heftig 
gegen Preußen gereizt habe. 

Viele dieſer Thatfachen und Meinungen waren auch öffent⸗ 
lich bekannt geworden, und hatten die populare Erbitterung 
hoch geſteigert. Eine dumpfe Schwüle lag über Berlin, die 
Voltsmaſſen waren in leidenfchafflicher Erwartung, wann endlich 
ein energischer Beſchluß der Regierung den Herzen Luft machen 
würde, und die Gerüchte von Brandenburgs zum Kampfe 
rufenden Fieberphantaſien ſteigerten die Erhitzung der Gemüther. 
Manteuffel war in großer Unruhe; er redete mit Proleſch, wie 
der Gefahr zu ſteuern fei, und trat den ruſſiſchen Geſandten an, 
daß er Preußens Friedfertigkeit feinem Kaiſer berichte. Der 
König aber, immer ungnädig, wenn er von der Frankfurter 
Verſammlung und deren Thaten hören mußte, wollte von weiterer 
Nachgiebigkeit nichts wiſſen, ſondern blieb auf dem Satze, daß 
man die Zulaſſung der Bayern in Heſſen angeboten habe, wenn 
man die erforderlichen Garantien erlange; alſo müſſe bis zu 
deren Eintreffen der gegenwärtige Zustand erhalten bleiben, auf 
jede Gefahr. Manteuffel telegraphirte dies nach Wien an 
Bernſtorff, und nach Frankfurt an General Peucker, und hob 
die Berantwortlichkeit derer hervor, welche bei dem fo günſtigen 
Stande der Friedensverhandlung durch muthſvilliges Vorgehen 
in Heſſen die Kriegsfurie entfeſſeln würden. Preußiſche Truppen 
beſeßten indeſſen den ganzen Lundſtrich zwiſchen den Etappen⸗ 
ſtraßen; fie wurden von dem Volke überall als Erretter und 
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Befreier aufgenontmen, und die Führer der heſſſchen Oppofition 
verbargen ſorgfältig ihre nur zu begründeten Zweifel, ob die 
Preußen wirklich zum Schutze der heſſiſchen Verfafjung in das 
Land kümen. 

Als in Frankfurt General Peucker ſein Telegramm dem 
öſterreichiſchen Präſidialgeſandten, Grafen Thun mittheilte, ſagte 
dieſer, der Bundestag wünſche durchaus keinen Conflict, ſei aber 
gegen den Kurfürſten verpflichtet, die Beſchlüſſe in Ausführung 
zu bringen, und gegen die Anwefenheit ber preußiſchen Truppen 
in Heſſen habe der Kurfürſt berechtigten Proteſt erhoben. Übrigens 
berief er ſogleich feine Collegen zu einer Verhandlung der Sache, 
und sprach hier ſeinerſeits in verſöhnlichem Sinne. Haſſenpflug 
aber forderte unbedingte Ausführung der Beſchlüſſe, und die 
Mehrheit ſtimmte um fo mehr zu, als Gröben's Stellung bei 
Fulda nicht innerhalb der Elappenſtraßen lag. Es ging alfo 
kein zurückhaltender Befehl an Taxis ab; man meinte, in dieſem 
Augenblicke kön ne der Zuſammen ſtoß ſchon erfolgt fein. Peucker's 
ſchleuniger Bericht über dieſe Vorgänge, fo wie ein Petersburger 
Telegramm über ruſſiſche Rüſtungen entſchied Manteuffel s Ver ⸗ 
fahren; er ſah den Ausbruch des Krieges vor Augen und hielt 


denken kann, ohne Mühe, die Genehmigung des Kö 
der Stelle teleg raphirte er dieſe Entſchließung nach Wien, Frank⸗ 
furt und Petersburg; ſie ſei nöthig geworden, ſagt er, nachdem 
die allſeitigen Nüftungen der Gegner und die Ungewißheit über 
die endliche Wendung der Politik eine Spannung der Gemüther 
erzeugt, und auf die Stimmung der Armee einen Einfluß geübt 
hätten, dem man Rechnung tragen mußte. Übrigens fei auf 
das Veſtimmteſte zu erklören, daß die Maaßregel nicht als An⸗ 
griffsmittel, ſondern nur zur Abwehr dienen ſollte; die friedlichen 
Abſichten, welche Brandenburg's Depeſche vom 3. ausgeſprochen, 
blieben in allen Punkten ungeündert. 

Am folgenden Morgen trug Manteuffel dies Alles feinen 
Collegen im Staatsminifterium zur amtlichen Beſchlußnahme 
vor; der König, welcher im Verlaufe der Beſprechung ſelbſt in 
der Sitzung erſchien, unterzeichnete den Befehl für die Mobil- 
machung, und Ladenberg und von der Heydt, deren Entlaſſungs⸗ 
geſuche der König bisher nicht genehmigt, erklärten ſich jetzt 
weiter zu dienen bereit. Als dann im Laufe des Tages die 
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Trouerkunde von Brandenburg's Tod einging, übertrug der 
Konig die einstweilige Führung des Präſidiums im Miniſterrathe 
an Ladenberg, ſo daß es den Anſchein gewinnen konnte, als ſei 
die Minorität vom 2. November vollſtändig zum Veſite der 
Macht gelangt, zumal General Gröben bei der Kampfluſt der 
Frankfurter erneuerten Befehl erhalten hatte, lediglich nach mili⸗ 
läriſchen Nüdfigten zu handeln. Mit der Belanntmachung der 
Mobilmachungs⸗Ordre trat ein, was der König am 2. voraus⸗ 
geſagt hatte; ein unendlicher Jubel durchbrauſte die Preſſe, das 
Land und die Armee, die Landwehrmänner, welche das Jahr 
vorher zu dem badiſchen Feldzug oft durch Hufarenpatronillen 
hatten eingefangen und zu den Regimentern geichleppt werden 
müſſen, ftrömten jetzt mit Begeifterung zu den Fahnen, und auch 
die zahlloſen Mängel, welche damals in der preußischen Heeres⸗ 
verwaltung zu Tage traten, kühlten den Eifer der Mannſchaften 
nicht ab. Ihrem möchtigen Schwunge hätten die mit meuteriſchen 
Honveds vollgepfropften öſterreichiſchen Bataillone ſchwerlich 
langen Widerſtand geleiftet. 

Unterdeſſen Hatte Schwarzenberg die preußische Depeſche 
vom 3. November am 5. erhalten. Ihre Einräumungen be 
ſeſtigten ihn in feiner alten Überzeugung, daß König Friedrich 
Wilhelm nimmermehr ſich zu einem Kriege gegen Oſterreich ent» 
schließen würde, daß alfo ein Grund zu erheblichen Conceſſionen 
für das kaiſerliche Cabinet gar nicht vorhanden ſei. Vergebens 
ſtellte ihm Baron Meyendorff vor, mit welchen Schwierigkeiten 
Manteuffel als Vertreter der Friedenspolitik in Berlin zu kämpfen 
habe. wie wünſchenswerth es ſei, die Stellung desſelben durch 
einiges Entgegenkommen zu ſtürken; vergebens drängten Proleſch s 
Depeſchen auf dasſelbe Ziel, Manteuffel zu unterſtüzen und that⸗ 
fachlich die Weiſſagung Rabowitz s zu widerlegen, daß Osterreich 
auf jede Conceſſion mit neuen Forderungen antworten würde. 
Schwarzenberg blieb dabei, die militäriſchen Maaßregeln könnten 
nicht eingeſtellt werden, ehe ihre Urſache befeitigt fei. Er schrieb 
auf der Stelle eine Antwort anf Brandenburg's Depeſche, worin 
er unter einem wahren Blüthenregen freundſchaſtlicher Phraſen 
die preußischen Wünſche rund und beftimmt zurüdwies. Während 
Brandenburg die Hoffnung ausgeſprochen hatte, daß nach ſeinen 
Erläuterungen über Heſſen und Holſtein die freien Conſerenzen 
für Bundes reform ſofort eröffnet werden, und während ihrer 
Dauer jene ſpeciellen Streitfragen ruhen würden, erklärte 
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Schwarzenberg's Depeſche vom 6. November gerade umgekehrt, 
von der Beruſung der Conferenzen könne erſt dann die Rede 
fein, wenn die preußischen Truppen Heſſen völlig geräumt, die 
Bundesexecution gegen Holſtein von Preußen nicht gehindert, 
die förmliche Aufhebung der Unionsverfaſfung vollzogen fe. 
Zu der Garantie für die preußiſchen Etappenſtraßen erklärte er 
ſich mit Vergnügen bereit, begehrte aber, daß fie nicht als Vor⸗ 
wand für eine Besetzung des Landes mißbraucht würde. Bis 
zur Erledigung dieſer Fragen ſei für Oſterreich das Einftellen 
feiner Rüſtung unmöglich. Als der Fürſt dann an demſelben 
Tage das Telegramm über die preußiſche Mobilmachung erhielt, 
ſagte er dem ruſſiſchen Geſandten, nun habe er nicht den ge⸗ 
tingften Zweifel mehr an der Erhaltung des Friedens, da dieſe 
ung für Preußen die Brücke zu einem ehrenhaften Rückzug 
me. Er redete, als hätte er der Auseinanderſetzung des Königs 
in der Sitzung vom 2. November beigewohnt. 

Dieſer unerſchrockenen Haltung des öſterreichiſchen Diplo⸗ 
maten entsprechend, rückte dann auch in Heffen der Fürft von 
Taxis mit gleicher Sicherheit gegen die preußiſche Stellung bei 
Fulda vor. Am 8. November ſtanden die beiberfeitigen Be⸗ 
detten ſich gegenüber; Barlamentäre gingen hin und her; Gröben 
verbat ſich ſehr ernſtlich jede weitere Annäherung des Gegners. 
Als dennoch an einer Stelle die bayeriſche Spitze an die preußiſchen 
Vorpoſten herandrängte, gaben dieſe einige Flintenſchüſſe ab, 
welche von drüben erwidert wurden; fünf öſterreichiſche Jäger 
und ein preußiſches Pferd wurden verwundet, dann aber weiterer 
Schaden beiderſeits durch raſches Einſchreiten der Officiere ver⸗ 
hindert, welche weniger biutdürjtig als am grünen Tiſche die 
Frankfurter Diplomaten waren. In denſelben Stunden war 
der preußische Miniſterrath gerade beschaftigt, die Entgegnung 
auf die öſterreichiſche, eben eingelauſene Depeſche zu rebigiren. 
Troß Ladenberg's Pröfibium überwog doch immer wieder die 
Tendenz der größten Friedensſehnſucht. Manteuffel ſtellte vor, 
daß, nachdem Preußen geſagt habe, man werde die Unionsber⸗ 
fafjung vom 26. Mai nicht ausführen, es zuletzt doch nur ein 
formaler Eigenfinn fei, wenn man Oſterreichs Wunſch weigere, 
die poſitive Aufhebung derſelben bei den verbündeten Regierungen 
zu beantragen. 

Dann erachtete es Manteuffel für unbedenklich, da nach dem 
Verhalten der Kieler Statthalterſchaſt Preußen feine Vermittlung 
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aufgegeben habe, dies auch dem Wiener Cabinet mitzutheilen 
und folglich den bisherigen Widerſpruch gegen die holſteiner 
Bundesexecution zurüczuziehen. Am Abend ſollte die Berathung 
zu Ende geführt werden; da kam Gröben's Telegramm über die 
Schüſſe von Bronzell. Der Eindruck, den es hervorbrachte, war 
nicht gering. Es wurde geltend gemacht, daß eine große Ver⸗ 
handlung durch eine ſolche Soldatenrauferei nicht geſtört werden 
Dürfe, und daß überhaupt die vorgeſchobene Stellung bei Fulda 
zur Behauptung der Etappenſtraße unnsthig fei: einmüthig 
wurde beſchloſſen, den General zum Rüczug auf die letztere, 
wenn fie militeiriſch haltbar fei, anzuweiſen. Nur um fo eiliger 
wurde dann die Antwort nach Wien feſtgeſtellt. Sie begann 
mit den beiden erwähnten Conceſſionen betreffend die Union 
und Schleswig- Holſtein, und begehrte in Bezug auf Heſſen, 
daß die hinſichtlich der Dauer und des Zweckes der Bundes⸗ 
execution beantragte Garantie nicht bloß von Oſterreich, ſondern 
auch von deſſen Verbündeten geleiftet, und daß in Anbetracht 
des geſtörten Rechtszuſtandes und der Anweſen heit fremder 
Truppen im Lande die preußiſche Beſetzung der Etappenſtraßen 
während der Dauer dieſer Verhaltmiſſe anerkannt werde. Am 
9. November genehmigte der König nach einigen kleinen Ab⸗ 
änderungen die Depeſche. 

Eine noch ſtärkere Erregung als in Berlin rief zur ſelben 
Zeit das Geknatter von Bronzell in Frankfurt hervor; die groß. 
deutſchen Geſandten redeten heftig von Bundesbruch und Kriegs⸗ 
erklärung. Schwarzenberg aber blieb in feiner ſtolz gelaſſenen 
Haltung, mahnte die Frankfurter zur Geduld, ließ jedoch am 
10 in Berlin anzeigen, daß Proleſch feine Paſſe fordern müſſe, 
wenn nicht umgehend eine befriedigende Auskunft über den 
Abzug der Preußen aus Kurheſſen erfolge. Manteuffel ant- 
wortete fogleich, daß man den Bronzeller Vorſall, der ohne 
Zweifel durch das haſtige Drängen der Bayern veranlaßt ſei, 
höchlich bedauere, und legte Prokeſch die eben nach Wien ab- 
gegangene Depeſche vor. Dieſe wirkte denn in beſtem Maaße 
beſänftigend; Prokeſch war ganz entzückt über die Preis gebung 
Schleswig-Holſteins und Schwarzenberg forderte gleich am 
11. November den Bundestag zur Ertheilung der von Preußen 
begehrten Garantie über Zweck und Dauer der heſſiſchen Exe⸗ 
cution auf. Allerdings machte er zugleich den preußiſchen Ge⸗ 
ſandten darauf aufmerkſam, daß nach der Leiſtung dieſer Garantie 
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Preußen ſchlechterdings keinen Grund mehr haben würde, die 
Etappenſtraßen beſetzt zu halten und dadurch das Executions⸗ 
werk zu erſchweren; in einer nach Berlin am 13. abgeſandten 
Depeſche, in welcher er die preußiſchen Zugeſtändniſſe beſtens 
accepfizte und den baldigen Beginn der Conferenzen in Ausſicht 
ftellte, wiederholte er das Begehren der Räumung Kurheſſens 
in verſtärktem Tone. Er hielt daran um fo feſter, als an dem⸗ 
ſelben Tage Fürſt Gortſchakoff in Frankfurt eintraf, um die 
ruſſiſche Anerkennung des Bundestags als höchſter Gentrale 
behörde des ganzen Deutschland zu überbringen, und damit 
Rußlands Solidarität mit dem öſterreichiſchen Syſteme öffentlich 
vor aller Welt zu bekunden. 

So war allmahlich ein Streitpunkt nach dem andern durch 
Preußens Conceſſionen aus dem Wege geräumt, und wenige 
Tage weiter, am 15., erfüllte die Regierung auch ihr Versprechen, 
bei dem Fürſten⸗Collegium der Union die förmliche Aufhebung 
der Verfaffung vom 26. Mai zu beantragen. Die Eröffnung 
war für das Collegium um fo überraſchender, als unmittelbar 
vorher an die Unionsſtaaten eine preußiſche Aufforderung ergangen 
war, ihre Truppen kriegsbereit zu machen und unter den preußi⸗ 
ſchen Oberbefehl zu ſtellen. Eine tiefe und grollende Nieder⸗ 
geſchlagenheit lag jetzt auf der Berathung; die Geſandten fümnt- 
lich erklärten, ohne Vollmacht für eine ſolche Abſtimmung zu 
ſein, und auf ihre Berichte an die Regierungen erfolgte entweder 
völliges Schweigen, oder, wie es Radowitz voraus geſagt hatte, 
von den längſt zweifelhaft geweſenen Mitgliedern Baden, Naſſau, 
Mecdllenburg⸗ Schwerin die Erklarung, daß mit der Aufhebung 
der Verfaſſung die Union ſelbſt erloſchen ſei. Zu einem förm⸗ 
lichen Beſchluſſe des Fürſten⸗Collegiums kam es nicht; von einem 
neuen, früher oft für einen ſolchen Fall in Ausſicht geftellten 
Schutz- und Trußbündniß war keine Rede. 

Hiemit aber war auch König Friedrich Wilhelm an der 
Grenze ſeiner Nachgiebigkeit angelangt. Oder genauer geſagt, 
er hatte bisher bewilligt, was er im Grunde ſeines Sinnes 
ſelbſt gewünnſcht hatte; er war völlig gleicher Meinung mit den 
Kaiſerhöfen, daß in Kurheſſen und Holſtein die landesherrliche 
Autorität hergeſtellt werden müſſe; er war Gott in ſeinem Herzen 
dankbar dafür, die liberale Verfaſſung vom 26. Mai gründlich 
los geworden zu ſein, und betrachtete es ſomit als einen reinen 
und glänzenden Triumph feiner Politik, Oſterreich zu der 
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Annahme der freien Conſcrenzen für die Bundesreform herbei⸗ 
gebracht zu haben. Dieſes große Hauptwerk wäre alſo der ve 
Saßten Frankfurter Berſammlung entriſſen. Um fo zäher blieb 
er jetzt dabei, dem ungeſetzlichen Club auch nicht die Ehre zu 
laſſen, die fürstliche Souveränitüt in Heſſen und Holſtein zu 
krüftigen. Eine fo ſchöne Aufgabe dürſe nur der Geſammtheit 
der deutſchen Regierungen, alſo nach ſeinem alten Vorſchlag, in 
deren Auftrag einer öſterreichiſch⸗preußiſchen Commiffion an- 
vertraut werden. Wir hörten ihn ſchon am 1. und 2. November 
crörtern, wie ihm dies Ziel erreichbar dadurch ſchien, daß er in 
Heſſen die preußiſche Vefepung der Etappenſtraßen, und damit 
die Beſchränkung der Bayern auf die ſüdlichen Landestheile be⸗ 
Hauptete. Dann wäre die Bundesezecution unausführbar, und 
der Kurfürſt wäre gezwungen, Preußens Mithülfe zu feiner 
Wiedereinſetung ſelbſt zu begehren. Würde auf dieſe Art das 
Princip in Kurheſſen durchgeſetzt, fo ergübe ſich ſeine Anwendung 
auf Holſtein von ſelbſt. Dann würde er zwar in den einzelnen 
Maßregeln gegen beide Länder milder und humaner verfahren, 
als jetzt in Hanau und Fulda die plumpe Roheit der Bayern 
und Haſſenpflug's rachgierige Spießgeſellen: in dem Werle der 
Reſtauration ſelbſt aber würde ſeine conſervative Geſinnung 
hinter jener der Kaiſerhöſe nicht um eines Haares Breite zurück⸗ 
ſtehen. 

Alſo die preußiſchen Truppen bleiben im Beſitz der Etappen⸗ 
fraßen; das ift der Grundſtein der königlichen Politik. Mochte 
Schwarzenberg noch fo oft und dringend Gröben's Rückzug 
begehren, mochte Taxis noch jo kategoriſch feinen unaufhaltſamen 
Vormarſch anmelden, mochte der Bundestag am 15. November 
die für die Etappenſtraßen begehrten Garantien bewilligen, der 
Konig beharrte auf feinem Befehl, Gröben ſolle feine Stellung 
behaupten und den Bayern die Etappenſtraße ſperren. 

Vergebens erklärte der Sriegsminifter Stodfaufen, daß 
Öfterreich jetzt 130000 Mann in Böhmen und 20000 Mann in 
Bayern verſammelt habe, daß Bayern, Württemberg, Sachſen 
aus allen Kräften rüſteten, daß die preußiſche Aufſtellung in 
Heſſen ein verlorener Poſten ſei. Der König befahl am 18. No⸗ 
vember nach Wien zu ſchreiben, daß er jeden Angriff auf feine 
Truppen in Heſſen als Kriegserklärung zunächſt des Kurfürſten 
anfehen müſſe, übrigens Hoffe, daß Oſterreich ſich nicht durch 
eine Regierung wie die kurheſſiſche zu einem BEE verleiten 
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laſſen werde. In der That genehmigte hierauf der Bundestag 
den flehentlichen Bitten des Kurfürſten einen einſtweiligen Auf⸗ 
ſchub der kriegeriſchen Operationen. 

So erwuchs Manteuffel die Sorge, mit ſeinem Friedens⸗ 
werte dicht vor dem Hafen zu ſcheitern. Und Schlag auf Schlag 
erſchienen neue Kümmerniſſe. Am 19. kam, man kann beinahe 
ſagen verblüffend, eine Note des kleinen Braunſchweig: man 
höre, daß der ſogenannte Bundestag eine Eeeutionstruppe von 
Kurheſſen über braunſchweiger Gebiet nach Holſtein ſenden wolle; 
man ſei aber nicht geſonnen, einer unberechtigten Behörde eine 
ſolche Aumaaßung zu geſtatten, und frage, ob Preußen feinem 
Bundesgenoſſen, dem Herzog, den erforderlichen Schutz gewähren 
würde. Mit Schrecken ſah Manteuffel, wie wohltlingend dieser 
Proteſt gegen den Bundestag dem königlichen Ohre ſein, mit 
welchem Zorne feine Unterftüßung in Wien und Peteräburg 
aufgenommen werden würde. Dazu kam in demſelben Augenblick 
die Ausſicht auf eine europäifche Verwiklung von unberechenbarer 
Tragweite. Der franzöſiſche Prinz⸗Präſident Louis Napoleon 
zog an feiner Ostgrenze ein Obſewationscorps von 40000 Mann 
zusammen, und feine Zeitungen erklörten, daß Frankreich weder 
eine öſterteichiſche Vormundſchaft über Italien, noch die Ent⸗ 
faltung des ruſſiſch⸗öſterreichiſchen Ehrgeizes über Deutſchland 
geftatten würde. Was ſollte daraus werden, wenn dieſe Drohungen 
ſich verwirklichten? wenn die preußiſche Kriegspartei fi auf 
ſolchen Beiſtand ſtützen lonnte? 

Alle dieſe Fragen kamen am 20. November in einem vom 
Könige präftdieten Miniſterrath zur Sprache. Zuerſt genehmigte 
der Monarch den Entwurf der Thronrede für die bevorstehende 
Eröffnung der Kammern. Derfelbe war, was die deutſchen Ver⸗ 
Hältniffe betraf, ganz in gadenberg's Sinne gedacht. Der König 
werde den Unionsgedanken wieder aufnehmen, ſobald die Geſammk⸗ 
verfaſſung Deutſchlands neu geordnet ſei; in dieſer müſſe Preußen 
eine beſſere Stellung erhalten; in der kurheſſiſchen Sache hätten 
Preußens Einwendungen noch nicht die gebührende Rückſicht 
gefunden; bis dahin bleiben wir in ſtarker Rüſtung unter den 
Waffen. Solche Worte mußten aller Welt als ein offen kriege⸗ 
riſches Symptom erſcheinen. Was dann Braunſchweig betraf, ſo 
war der König ſehr erfreut über dieſen kecken Einſpruch gegen 
die Anmaaßung des ſogenannten Bundestags; eine Depeſche 
nach Wien wurde beſchloſſen mit der Erklarung, daß der Herzog 
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zur Verweigerung des Durchmarſches völlig berechtigt, und 
demnach von Preußen zu fehügen fei; übrigens gebe es ein ein⸗ 
faches Mittel zum Ausgleich der Schwierigkeit, nämlich Aufſchub 
der holſteiner Exceution, bis die freie Conferenz die ganze 
Sache definitiv geordnet hätte. 

Der König bemerkte hiebei ſeinen Miniſtern, daß er damit 
die Widerſetlichleit der Holſteiner gegen ihren König⸗Herzog 
keineswegs zu begünſtigen denke; man ſolle vielmehr eine neue 
Mahnung an die Kieler richten, nachgiebig zu ſein und ſich mit 
ihrem Landesherrn zu verſtündigen. 

Hinſichtlich der franzöſiſchen Drohungen gegen Oſterreich 
verhielt ſich der König, wie im Frühling 1849 bei den Aufftänden 
gegen die ſeiner Oberhoheit widerſtrebenden deutſchen Fürſten. 
So weit wie möglich war er entfernt von dem Gedanken, von 
einer derartigen Bedrüngniß feiner Gegner Nutzen zu ziehen. 
Er hatte einen beinahe phyfifcen Widerwillen gegen den 
Napoleoniden wie gegen die Revolution. Eine ſolche Hülfe, ſagte 
er, ſei eine große Gefahr; fie könne weder gerufen noch an- 
genommen werben; im Gegentheil, es ſei berfelben entgegen 
zu treten. Es ſei ein Verſuch zu machen, Oſterreich zu 
einem gemeinsamen Handeln gegenüber diefer Rüſtung zu 
beſtimmen, und es dadurch von der Nothwendigkeit voller und 
ſchleuniger Einigung zu überzeugen. Die Miniſter ſollten das 
erwägen. 

Manteuffel, ſonſt ſehr zufrieden, daß der König keine Nei⸗ 
gung zu einem franzöſiſchen Bunde gegen Öfterreich zeigte, hielt 
es aber doch, wie ſeine Collegen, für ſehr bedenklich, Schritte 
in Betreff der franzöſiſchen Rüſtung nah des Königs Sinne 
in Wien zu thun. Die Geſahr des Bruchs mit Osterreich war 
durch die letzten Beſchlüſſe offenbar näher gerückt. Wie wenn 
Schwarzenberg dann dem franzöſiſchen Machthaber jo feindselige 
Anträge Preußens mitzutheilen in der Lage war; 

Der König ließ es einftweilen dabei bewenden, gab aber 
ſeinen Gedanken, wie wir ſehen werden, keineswegs auf. 

Am 21. November wurden darauf die Kammern mit der 
Verleſung der Thronrede eröffnet, welche wegen ihrer energiſchen 
Haltung weit und breit in ganz Deutschland als kriegeriſche 
Drohung gebeutet und eben deshalb von der unverkennbaren 
Mehrheit der Abgeordneten mit Iebhaftem Beifall aufgenommen 
wurde. Dagegen legte am folgenden Tage Proleſch endlich die 
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zfterreichiſche Antwort auf die preußiſchen Garantieforberungen 
betreffend die Etappenſtraßen vor. Sie war auf Grund und 
im Sinne des Bundesbeſchluſſes vom 15. in Wien am 20. redi⸗ 
girt worden, erklärte in bündigen und unzweideutig en Worten, 
daß die Bundestruppen nur zum Schutze der Ordnung und der 
landesherrlichen Autorität in das Land einrüdten und gleich 
nach Erreichung dieſes Zweckes dasſelbe wieder verlaſſen würden: 
die vertragsmäßige Benutzung der Etappenſtraßen zum Durch⸗ 
marſche preußiſcher Truppen werde in vollem Umfange gewähr⸗ 
leiſtet, und denmach die Hoffnung ausgeſprochen, daß Preußen 
nicht durch fernere Beſetzung und Sperrung dieſer Straßen, 
wozu die Verträge keinen Rechtsgrund gewährten, das heilſame 
Werk der monarchiſchen Herstellung erſchweren würde. Die 
Depeſche war in verſöhnlichem Tone geſchrieben; auch konnte 
Proleſch vertraulich hinzufügen, wenn Preußen die Straßen den 
Executionsſchaaren öffne, werde Oſterreich keine Einwendung 
dagegen erheben, daß einige preußische Truppen auf der Eiappen- 
Unie ſtehen blieben. Um fo dringender wurde die Erwartung 
raſcher und befriedigender Antwort ausgesprochen. Ein weiteres 
Schreiben Schwarzenberg's schilderte die Roth der Truppen und 
das Elend der Einwohner im Fuldaer Bezirke; es fei ſchlechthin 
unmöglich, dieſen Zuſtand fortdauern zu laſſenz wolle der König 
eine ſolche Maſſe von Unglück auf feine Verantwortung nehmen? 
wir können es nicht glauben. 

Preußen empfing alſo die ſchünſten Zusicherungen über bie 
Sicherheit ſeiner eigenen Provinzen. Aber der eigentliche Wunſch 
des Königs, das Fernhalten der Bundestruppen aus Caſſel, 
und damit die Vereitelung der Bundesexecution, war definitiv 
abgeſchlagen. Der keitiſche Moment war gekommen. Auf das Be- 
ſtimmteſte erflärte Prokeſch, daß eine negative Antwort Preußens 
den Beginn des Kriegs ſofort zur Folge haben würde. Nicht 
minder lebhaft unterſtützte ihn der ruſſiſche Geſandte, Baron 
Budberg. Ex redete mit Ladenberg, mit Manteuffel und dem 
Generaladjutanten General Gerlach. Kaiſer Nikolaus ſei bereits 
durch das von Preußen unterſtützte Auftreten Braunſchweigs in 
hohem Maaße erzrimmt, fehe die eigene Ehre durch jede Er⸗ 
ſchwerung der Bundesezecutionen gefräntt, habe bereits die Mobil- 
machung des Grenadiercorps und der doniſchen Koſalen befohlen, 
und werde in einem Kampfe über Kurheſſen für ſich ſelbſt den 
Kriegsfall erblicken. Hierin war, wie man bald erfahren ſollte, 
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nichts übertrieben. Preußen ſtand vor einer verhüngnißſchweren 
Eniſchließung. 

Am 23. November trug Manteuffel dem Miniſterrathe die 
öſterreichiſche Depeſche vor, und bemerkte darüber, dieſelbe ent⸗ 
hielte zwar nicht Alles, was man am 9. gefordert, jedoch ſei 
im Weſentlichen, zumal nach Proleſch's vertraulicher Mittheilung, 
die Sache in Ordnung. Oſterreichs Zweck ſei einzig die Durch⸗ 
führung der Execution, welche nicht zu hindern wir bereits zu⸗ 
geſagt hätten. Hielten wir die Etappenſtraßen jetzt noch ge⸗ 
ſchloſſen, fo fei dies ein Schwanken, worin man feinbfefige 
Hintergedanken finden würde; ohne Noth und gerechten Anlaß 
würden wir damit den Krieg hervorrufen. Stockhauſen und 
Simons traten nicht bloß bei, ſondern beantragten den völligen 
Abzug der preußiſchen Truppen aus Heſſen, da Preußen ſich 
ja in die innern heſſiſchen Wirren nicht einmiſchen wolle. 
Allein keiner der übrigen Miniſter wollte ſich zu einem ſolchen 
Verfahren bekennen; die Vota griffen verſchirdene Punkte der 
Manteuffel ſchen Ausführung an; Ladenberg erklärte ſogar die 
ganze ſogenannte Garantie für eine Spiegelfechterei, hinter der 
ſich die Abſicht, Preußen ſeindlich zu überrumpeln, verſtecke. 
„Wir haben, ſagte er, auf das eine unſerem Einrücken in Kurheſſen 
zu Grunde liegende Princip verzichtet; um fo beftimmter müſſen 
wir auf dem andern, der Sicherung der Etappenſtraßen, beſtehen. 
Die öfterreichifchen Erklärungen find völlig ungenügend aus⸗ 
gefallen. Von einer Verminderung der übertriebenen Starke 
des Executionscorps iſt keine Rede, und auffallender Weiſe wird 
die Bestimmung des Generals Legeditſch nach Holſtein vollſtündig 
ignorirt. Wahrlich, wir hatten Grund zu einer ſehr dringenden 
Frage, ob neben der heſſiſchen Execution die dort eingerückten 
Truppen der Coalition vielleicht noch eine weitere Beſtimmung 
Hätten. Ein Abzug unſerer Diviſtonen unter ſolchen Umftänden 
wäre eine unheilbare Niederlage. Wir find es unſern Kammern 
schuldig. eine ſolche Maaßregel nicht ohne ihre Zuſtimmung zu 
beſchließen.“ 

So gingen die Meinungen auseinander. Eine Beſchluß⸗ 
faffung war dabei unmöglich. In einem demnächſtigen Minifter⸗ 
unth ſollte dem Könige Vortrag über die Lage der Dinge ge⸗ 
halten werden. 

Nun war ſchon in einer Miniſterialſizung am 19. der 
Vorſchlag gemacht worden, durch eine perſönliche Zuſammen⸗ 
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kunft Manteuffel s mit Schwarzenberg die Schwierigkeiten zu 
ebnen. Die Miniſter hatten beſchloſſen, den Antrag dem Könige 
zu unterbreiten, Friedrich Wilhelm hatte ihn damals ohne Be⸗ 
ſcheidung liegen laſſen. Jetzt aber, wo der Kriegsfall offen ge⸗ 
ſtellt war, er aber weder Krieg führen noch nachgeben wollte, 
griff er darauf zurück, und am 24. November wurde ein Graf 
Stolberg nach Wien geſandt, mit dem Auftrage, die gepreßte 
Lage der Regierung gegenüber der öffentlichen Meinung zu 
schildern, und Schwarzenberg aufzufordern, die beiden Special⸗ 
fragen, Kurheſſen und Holſtein, einſtweilen beruhen zu laſſen 
und ſchleunig zu den freien Conſerenzen über die dentſche Frage 
zu ſchreiten; zugleich follte er dem Fürſten die Einladung Man⸗ 
teuffel's zu einer Zuſammenkunft in irgend einem ihm paſſenden 
Orte überbringen, und über die Aufnahme derſelben ſchleunig 
berichten. 

Ehe jedoch durch dieſen Canal eine Antwort anlangen konnte, 
hatte auf die wachsenden Klagen des Fürſten Tapis und des 
Bundestags Schwarzen berg beſchloſſen, ein Ende zu machen. 
Taxis erhielt den Befehl, am 27. November feinen Vormarſch 
auf Caſſel zu beginnen und einen etwaigen Widerſtand Gröben's 
mit Waffengewalt zu brechen. Zugleich empfing Manteuffel am 
25. November Vormittags von Prokeſch folgende Note: 

„Die zur Wiederherſtellung der landesherrlichen Autorität 
in Kurheſſen eingericten K. öſterreichiſchen und K. bayerifcen 
Truppen können, der Schwierig keit der Verpflegung wegen, nicht 
länger in ihrer dermaligen Aufſtellung bleiben. Der Gefertigte 
hat daher den Auſtrag, von der K. Regierung ſich innerhalb 
48 Stunden, d. i. bis nächſten Mittwoch, den 27. Mittags, 
entſchiedene Antwort auf die folgenden Fragen zu erbitten: 

Können nunmehr, nachdem öſterreichiſcher Seits die 
von Preußen verlangten Garantien gegeben ſind, die 
oben bezeichneten Truppen unbehindert nach Caſſel ein⸗ 
rücken? 

Sind die entſprechenden Befehle an Generallieuten ant 
von Gröben abgegangen? 

Der ergebenft Gefertigte benußt u. ſ. w. 
Prokeſch. 

Manteuffel beeilte ſich, dies Ultimatum an den König nach 
Potsdam zu berichten, und erhielt darauf Mittags ein Uhr 
folgende Depeſche: 
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Telegraphiren Sie nach Wien ſogleich: ich ſendete Sie zum 
Fürſten als Überbringer guter Botſchaft, und erwartete einen 
guten Empfang für Sie. Dann die Anfrage über den Ort. 
An Prokeſch kann dasſelbe gefagt werden. 

Der Miniſter begnügte ſich für den Augenblick an Bern- 
ftorff zu telegraphiren, daß er fo raſch als möglich von Stol⸗ 
berg Antwort erwarte und in jedem Augenblick zur Abreiſe bereit 
ſei, veranlaßte dann aber zu näherer Instruction noch einen 
Miniſterrath unter dem Vorſiße des Königs und in Gegenwart 
des Thronfolgers. 

Nach genauer Erörterung der Bedenken, welche gegen die 
Eröffnung der Etappenſtraßen für die Epecutionstruppen noch 
geltend gemacht wurden, nahm der König das Wort zu folgender 
Aus ein anderſetzung: 

Um die Erfüllung des öſterreichiſchen Begehrens zu ver⸗ 
meiden, fei eine perſönliche Beſprechung Mankeuffels mit 
Schwarzenberg, ſei es in Oderberg, Olmütz oder Wien, er⸗ 
forderlich. Dabei müſſe dem Fürſten, unter Hinweis auf die 
Stimmung des Landes und der Armee, die Unmöglichkeit weiteres 
Nachgebens vorgeſtellt, und der Verſuch gemacht werden, die 
Unterhandlung auf eine andere Bajis zu leiten. Es müſſe die 
kurheſſiſche Frage auf die freien Conferenzen verwieſen, und zur 
Begründung dieſes Verlangens auf die von Frankreich her 
drohenden Gefahren aufmerkſam gemacht werden. Es ſei an 
1815 zu erinnern, wo der vorbereitete Kampf durch Napoleons 
Rückkehr verhindert worden ſei. Möge in Kurheſſen der Kur⸗ 
fürſt bald mit feinen Truppen nach Caſſel zurückkehren, und 
dann alle fremden Truppen das Land verlaſſen. Dann fei 
darauf hinzuweiſen, daß der fogenannte Bundestag durch den 
Rücktritt des Luxemburger Gesandten jeden Schein der bean- 
ſpruchten Vertretung des Bundes eingebüßt habe. 

Der Zweck der Execution fei am beſten dadurch zu erreichen, 
wenn durch preußische Vermittlung die heſſiſchen Behörden und 
Gemeinden ſich beſtimmen ließen, die Autorität des Kurfürſten 
wieder anzuerkennen, die Steuern zu zahlen und die Rückkehr 
des Kurfürſten nach Caffel zu erbitten. Dann würde der Zweck 
der Execution auf friedlichem Wege erreicht; die Executions⸗ 
truppen brauchten nicht über unſere Etappenſtraße vorzugehen, 
und Preußen könnte fordern, in feiner friedenbringenden Thätige 
keit nicht behindert zu werden. Es follten alſo preußiſche 
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Specialbevollmächtigte nach Kurheſſen zum Zweck jener Friedens⸗ 
vermittlung abgehen. 

Es wurde hierauf weiter feſtgeſtellt, auf welche Gegenſtände 
Manteuffel bei der Zuſammenkunft feine Anträge zu richten 
hätte, nämlich 

1. Oſterreichs Eingehen auf die ſechs Warſchauer Punkte, 

2. ſpfortige Einberufung der freien Conferenzen, 

3. Überweifung der hefſiſchen und der holſteiner Frage an 
dieſe Conferenzen. 

Gleich nachher wiederholte Manteuffel den Auftrag an 
Bernſtorff, ſo ſchnell wie möglich Antwort von Schwarzenberg 
zu verſchaffen. Am 26. Morgens ertheilte er darauf, gemäß den 
Intentionen des Königs, Weiſung an den Regierungsrath Niebuht 
für eine Sendung an den Kurfürsten in Frankfurt, und Weiſung, 
an den Geheimrath Delbrück zu einer Unterhandlung mit den 
Führern der ſtündiſchen Oppofition in Caſſel. Dann aber erhielt 
er durch Prokeſch ein Telegramm Schwarzenberg 's, welches Alles 
wieder in Frage ſtellte. Der Fürſt ſchrieb, daß er zu der 
Zuſammenkunft bereit fein würde, ſobald er günſtige Nachricht 
über die Eröffnung der Etappenſtraße und den Abzug der 
Preußen aus Caſſel erhalten hätte. Manteuffel antwortete im 
Laufe des Nachmittags, daß der Zweck der Zuſammenkunft eben 
ein Verſuch der Verſtändigung über ſümmiliche Differenzen ſei, 
alſo auch über die heſſiſche Angelegenheit, in welcher fo eben 
neue Thatſachen eingetreten ſeien, wodurch die Ausſicht auf fried- 
liche Ausgleichung anſcheinend näher gerückt würde. Die Antwort 
auf Proteſch's Frage ſollte von dem Reſultat der Zuſammenkunſt 
abhängig ſein. Hienach erneute Bitte um Erklärung, ob Schwarzen⸗ 
berg die geſtellte Bedingung für die Zuſammenkunſt fallen 
laſſen wolle. Da zugleich eine Meldung Gröben's einlief, daß 
Taxis den Durchmarſch mit ſoſortigem Angriff zu erzwingen 
drohe. bat das Miniſterium den König, noch an demſelben Tage 
eine Conſeilſitzung zu befehlen Nach Vorlage der drei Depeſchen 
erklärte der König mit großer Ruhe, daß ſich dadurch an feinen 
Abſichten nichts ändere. Er las den Miniſtern einen eigen⸗ 
händigen Brief an den Kaiſer Franz Joſeph vor: Preußen habe 
nach den von ihm eingeleiteten Vermittlungsberſuchen das Recht, 
zu verlangen, daß es darin nicht geſtört werde. Der Vormarſch 
der Executionstruppen nördlich von der Etappenſtraße ſei dadurch 
umnöthig geworden, alſo auch für Preußen kein Grund vorhanden, 
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den Durchmarſch zu geſtatten: Am Schluſſe wies der Brief auf 
die von Frankreich drohenden Gefahren hin. Ein ähnliches 
Schreiben der Königin an ihre Schweſter, die Erzherzogin 
Sophie, war beigefügt. Der König erklärte, daß Manteuffel 
beide Briefe durch Schwarzenberg an die Adreffaten gelangen 
laſſen, und zu dieſem Zwecke die Zuſammenkunft unter allen 
Umſtänden durchſetzen ſollte. Manteuffel ſprach feine Bereit⸗ 
willigkeit aus, jeden Beſehl des Königs zu erfüllen, bemerkte 
aber, daß er von dieſem Schritte keinen Erfolg erwarte, fondern 
durch ſeine Reiſe im Fall einer ablehnenden Antwort die Würde 
der Regierung zu compromittiren fürchte. Der König theilte 
jedoch eine ſolche Beſorgniß nicht. Schwarzenberg körme die 
Zuſammenkunſt gar nicht ablehnen, wenn Manteuffel ſich als 
Überbringer der beiden Brieſe und Specialbeauftragten des 
Königs ankündige. Es komme bei dem Schritte nicht auf den 
Erfolg, ſondern auf den Schritt ſelbſt an; bleibe er erfolglos, 
ſo werde dadurch die ganze Verantwortung für den Krieg von 
Preußen abgewälzt. Damit hob der König die Sitzung auf. 

Nicht gerade leichtes Herzens kehrte Manteuffel aus derſelben 
zurück und wartete, ehe er nach dem Beſehle des Königs ver⸗ 
fuhr, in geſpannter Ungeduld auf weitere Nachricht von Bernſtorff. 
Endlich erſchien eine nach acht Uhr aufgegebene Depeſche, daß 
Schwarzenberg nach einer längern Unterredung die Zuſammen⸗ 
kunft ſchließlich nicht abgelehnt, aber ſich vorbehalten habe, 
die Entſcheidung des Kaiſers einzuholen; Bernſtorff hoffte, noch 
heute Abend Antwort zu erhalten. Es war bereits zehn Uhr 
geworden: nach Ablauf einer Stunde glaubte Manteuffel nicht 
länger zögern zu dürfen, und telegraphirte an Bernſtorff, daß 
er in ſpetiellem Auftrag des Königs und mit eigenhändigen 
Brieſen der Majeſtäten morgen früh zur Zuſammenkunft abreiſe, 
Olmütz vorſchlage, Antwort auf morgen nach Breslau erbitte. 
Indeſſen wieder eine Stunde ſpäter, und es erſchien Bernſtorff's 
ersehntes weiteres Telegramm: auf den Befehl des Kaiſers reift 
Schwarzenberg am 28. nach Olmütz; wenn Sie morgen Abend 
Berlin verlaſſen, kommen Sie gleichzeitig mit ihm an. 

Nach den fpätern Berichten Bernſtorffs war Schwarzenberg 
böchſt widerwillig an die Conferenz herangegangen, es hatte dem 
Gefandten große Mühe getoftet, ihn zur Einholung der kaiſer⸗ 
lichen Willensmeinung ftatt sofortiger Ablehnung zu beſtimmen. 
Jett fügte er ſich und fandte am 27. nach Frankfurt die Auf⸗ 
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forderung an den Bundestag, den Vormarsch der Bayern bis 
auf Weiteres zu verſchieben. In denselben Stunden gingen 
Delbrück und Niebuhr zu ihren Beſtimmungen ab, und gegen 
Mittag überſandte Manteuffel an Prokeſch ein kurzes Schreiben: 
da er im Begriffe ftehe, abzureifen, um ſich direct Allerhöchſter 
Aufträge bei dem Kaiſer und Schwarzenberg zu entledigen, ſcheine 
dieſe Sendung den Aufſchub der Antwort auf die Note vom 
25. bis zu feiner Rückehr von ſelbſt zu bedingen, und halte er 
ſich des Einverſtändniſſes des Geſandten mit dieſem Aufſchub 
im Voraus verſichert. So fuhr er am Abend ab, einer Kata⸗ 
ſtrophe der preußiſchen Politik entgegen, welche ihm als Errettung 
aus dreiſacher Todesgefahr, dem Könige, wenn nicht als ganzer 
fo doch als halber Triumph, der übrigen Welt als entſetzliche 
Niederlage erſchien. 

Am Abend des 28. November trafen die beiden Miniſter 
zu Olmütz im Gaſthofe zur Krone“ ein, und begannen um 
ſechs Uhr ihre Verhandlung, welche dann am 29. fortgeſetzt und 
zum Abſchluß geführt wurde. Über den Gang derſelben iſt 
bisher kein näherer Bericht bekannt geworden, jedoch wird man 
nach allem Vorausgegangenen und Nachfolgenden über das 
Weſentliche laum im Zweifel fein können. 

Manteuffel war feit lange erklätter Gegner des ganzen 
preußiſchen Unionsweſens, empfand als regelrechter Staats⸗ 
beamter einen gründlichen Abscheu gegen die meuteriſchen Stände, 
Behörden und Officiere in Kurheſſen, war ſehr bereit, Holſtein 
dem Danenkönig zu unterwerfen und die Thronfolge nach deſſen 
Wünſchen regeln zu helfen. Er Konnte Schwarzenberg fragen: 
worüber ſtreiten wir eigentlich? haben wir nicht überall dieſelben 
Intereſſen und dieſelben Ziele im Auge? Steht denn unſerer 
Einigung irgend etwas Anderes im Wege, als euer grundloſer 
Eigenſinn, mit dem ihr in einer für den König inſultirenden 
Weiſe den alten Bundestag wieder berufen, und ihm jetzt in 
zwei Ländern innerhalb unſerer Machtſphäre die alleinige Her⸗ 
ſtellung der Ordnung aufgetragen habt? Iſt nicht unſer Ber⸗ 
ſtändniß vollkommen, ſobald ihr euch herbeilaßt, dieſe Fragen 
gemeinſam mit uns zu ordnen, mit uns, die wir hier dasſelbe 
erftreben wie ihr? Und iſt es nicht beſſer, wenn durch unſere 
Vermittlung auf friedlichem Wege die Unterwerfung Kurheſſens 
erzielt wird, als daß cure baheriſchen Regimenter durch ihre 
Dragonaden immer weiter die Entrüftung der ganzen Welt erregen? 
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Es gab auf öſterreichiſcher Seite Gründe genug für den 
Eintritt auf dieſe Geſichtspunkte, nach welchen in der Sache 
Oſterreich Alles erhielt, was es begehrt hatte, und ſeinerſeits 
nur einige formale Einrzumungen auf Koſten des Bundestags 
machen follte, welchen ohnedies Fürſt Schwarzenberg möglicht 
bald einer gründlichen Reform zu unterziehen gedachte. Dennoch 
aber ſcheint es, daß der Fürſt, wie er widerwillig und erſt auf 
kaiſerlichen Befehl nach Olmütz gekommen war, fo auch dort 
mit gleichem Widerwillen an die Verhandlung heranging, und 
bel jebem Streitpunkte die unbedingte Unterwerfung forberte. 
So berichteten in den nächte Tagen der preußiſche und der 
franzöſiſche Geſandte aus Wien an ihre Regierungen, Schwarzen 
berg habe Manteufſel's Angebote für ungenügend erklärt, und 
ſich erſt am 29. wieder auf laiſerlichen Befehl zum Abſchluß 
herbeigelaſſen. Es war hienach Franz Joſeph's perſönliches 
Verdienſt, ein Bluwergießen von unabſehbarem Umfang verhütet 
zu haben. 

Was nun die einzelnen Punkte der Unterhandlung betraf, 
fo hatte die Übertragung der Bundes reform an die von Preußen 
begehrten freien Conferenzen aller deutſchen Regierungen der 
Fürst ſchon in Warſchau bewilligt, und zwar aus gutem Grunde, 
da fie für einen Reformfreund — und der Fürſt trug ſich ja 
mit großen Reformplänen — beſſere Ausſichten boten als die 
fteifen Gefhäftsformen des Bundestags. Stellte nun Preußen 
in der holſteiner Sache die Unterftügung der öſterreichiſchen 
Politik in Ausficht, fo konnte Oſterreich in der That ohne Ver⸗ 
läugnung feines Brincips dem Könige die Freude machen, zur 
Leitung der Angelegenheit anſtatt eines Bundescommiſſars eine 
öfterreichiſch⸗preußiſche Commiſſion zu berufen. Denn der Bundes⸗ 
tag hatte bisher gegen Holſtein nur eine Abmahnung erlaſſen, 
war aber ſelbſthandelnd noch nicht aufgetreten; ein Rücſchritt 
in einer begonnenen Action wurde ihm an dieſer Stelle durch 
die Erfüllung des preußiſchen Wunſches nicht zugemuthet. Anders 
freilich ſtand die Frage in Kurheſſen. Wenn hier Manteuffel, 
allerdings nur auf königlichen Befehl und gegen die eigene Über⸗ 
zeugung, die Unmüglichteit weiteres Nachgebens wegen ber Auf⸗ 
regung des preußiſchen Heers und Volkes behauptete, jo mußte 
Schwarzenberg ihm, namentlich für Bayerns militzriſche Ehre. 
die gleiche Unmöglichteit entgegenſetzen, die in vollem Zuge be⸗ 
griffene Bundezerecution auf halbem Wege nach Preußens Gebot 
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ill zu ſtellen und verbuften zu faffen. Wie war dieſer Gegen ſaß 
auszugleichen? Die den beiden Staats männern gemeinſame 
Reactionspolitik wies dazu den Weg. Die Bundescrecution 
hatte die Aufgabe, den Widerſtand gegen Haſſenpflug's September⸗ 
Ordonnanzen zu brechen; nach deren Löſung hatte ſie das Land 
zu räumen. Aber beiden Minſſtern ſchien es deutlich, daß der 
Bund ſich damit nicht begnügen dürfe daß er vielmehr dich 
eine Umarbeitung der heſſiſchen Verſaſſung die Duelle ſolcher 
Wirren für immer ſchließen müſſe. Dieſe für die Zukunft 
wichtigſte Arbeit erklärte ſich Schwarzenberg bereit, den freien 
Conferenzen, und in deren Auftrag einer öſterreichiſch⸗preußiſchen 
Commiſſton nach Preußens Wunſch zu übertragen. Dagegen 
bewilligte Manteuffel, feinem Votum vom 23. entſprechend, den 
Bundestruppen den Durchmarſch durch die preußiſche Stellung 
auf der Etappenſtraße und die vollständige Ausführung ihres 
Auftrags; er fand es ganz erfreulich, daß jene die Gehäſſigkeit 
der Execution für ſich allein ohne Preußen übernähmen, wobei 
er freilich vergaß, daß die Zulaſſung derſelben nach ſo langem 
Widerspruch mit gleicher Bitterkeit gegen Preußen empfunden 
werden würde. Was die preußifchen Truppen betraf, fo hatte 
Schwarzenberg ſchon früher, wie wir ſahen, die Mittheilung 
gemacht, daß er gegen das Verbleiben einer mößigen Abtheilung 
auf der Etappenſtraße leine Einwendung erheben würde, und 
fo folkte auch jetzt der Punkt mit Stillſchweigen übergangen 
und damit der Schein eines Zurückweichens der preußiſchen vor 
den bayeriſchen Regimentern vermieden werden. Eine ſpecielle 
Schwierigkeit machte auch die Frage der Beſetzung der Haupt⸗ 
ſtadt Caſſel. Dort hatte bisher Oſterreich keine preußiſchen, 
Preußen keine Bayerifcen Truppen dulden wollen: man ver⸗ 
ftändigte ſich jetzt auf die Bildung der künftigen Beſatzung 
durch ein preußifches und durch ein Bataillon der vom Kur⸗ 
fürſten requiriiten Truppen, wobei ſtillſchweigend vorausgeſeßzt 
war, daß das letztere ein öſterreichiſches fein würde. Dagegen 
beftand Schwarzenberg des Princips wegen darauf, daß zu dieser 
Einrichtung die Zuſtimmung des Kurfürſten erforderlich ſei, 
welche dann durch deide Regierungen gemeinſam beantragt werden 
würde. Schwarzenberg fügte vertraulich die Zuſage hinzu, daß 
die Executionstruppen nur langſam vorrücken und nicht vor der 
Zuftimmung des Kurfürſten bei Caſſel anlangen ſoll ten. 
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Zuletzt hatte Manteuffel noch die ſechs Warſchauer Punkte 
als Grundlage der in den freien Conferenzen vorzunehmenden 
Neſorm der Bundesverſaſſung zur Sprache zu bringen. Hier 
aber blieb Schwarzenberg feit auf dem in Warſchau eingenom⸗ 
menen Standpunkte. Et acceptirte nach wie vor den Eintritt 
Geſanmtöſteneichs in den Bund, den Bundesralh mit den 
17 Stimmen und der Competenz des alten Bundestags, den Wegfall 
der Volksvertretung beim Bunde und das Unirungsrecht nach 
ſeiner, von Manteuffel nicht widerſprochenen Auffaſſung des 
Artikels 11 der Bundesacte. Dagegen wies er die Theilung 
des Bundespräfibiums mit Preußen unerbittlich zurück, und 
wollte zwar die Bildung einer ſtarken Executivgewalt des Bundes 
genehmigen, ſich aber nicht verpflichten, biefelbe allein an Oſter⸗ 
reich und Preußen übertragen zu laſſen. Dies aber war, wie wir 
wiſſen, für Preußen gerade der kritiſche Punkt; und ſo kam 
man an diefer Stelle zu keinem Einverftänbniß. Hinſichtlich 
des Inhalts der Bundes reform traten die beiden Mächte völlig 
frei in die Conſerenzen ein. Ein wenig erhebliches Zugeſtändniß 
machte hier endlich noch Schwarzenberg, indem er als Ort der 
Confrrenzen anftatt Wien das von Preußen vorgeſchlagene Dresden 
genehmigte. 

So wurde von den beiden Miniſtern am 29. November 
1850 die Olmützer Punctation unterzeichnet 1). 

Manteuffel erklärte zugleich Preußens Zuſtimmung zu 
folgendem don Schwarzenberg vorgelegtem Artikel: 

Se. M. der König von Preußen werden erſucht, einen nahen 
Tag für die Veröffentlichung des Beſchluſſes zu beftimmen, durch 
welchen die am 6. November verfügte Mobilmachung rückgängig 
gemacht wird. Nach hierauf erfolgter Mittheilung wird Se. M. 
der Kaiſer von Ofterreih (im zuverfichtlicher Erwartung des 
Einverſtändniſſes der übrigen in der Bundes verſammlung ver⸗ 
tretenen Regierungen) an demſelben Tage die Einſtellung ſömmt⸗ 
licher Kriegsrüſtungen bekannt geben, und zugleich folgende 
Maaßregel anordnen: die Beurlaubung der Landwehrbataillone, 
die Beurlaubung aller vierten Bataillone, die Einſtellung der 
befohlenen Recruten⸗Aushebung, den ſchleunigſt einzuleitenden 
Mückmarſch der bereits an den Grenzen aufgeſtellten Truppen. 


i) Wunderbarer Weife findet ſich ein Original der Punctation in 
den preußiſchen Staatsacten nicht vor. 
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Schwarzenberg bemerkte dazu, der weſentliche Punkt in 
dieſer Frage fei, daß die Abrüftung vor dem Beginne der Con⸗ 
ferenzen erfolge; Oſterreich könne die Einladung zu den letztern 
erſt dann erlaſſen, wenn die Zurückführung der Armeen auf den 
Friedensfuß in der angegebenen Weife befohlen ſei. 

berblicen wir das ſchließliche Ergebniß, fo Hatte Man⸗ 
teuffel von ſeinen drei Aufträgen den erſten, die Annahme der 
ſechs Warſchauer Punkte, überhaupt nicht durchſeßen können. 
Eine von Geheimrath Abeken redigirte Denkſchrift über die 
Olmußer Unterhandlung ſagte hierüber beinahe naiv: die Parität 
mti Ofterreich war erſtens nicht zu erlangen, und zweitens hätte ihre 
Verweigerung aud) keinen geeigneten Kriegsfall abgegeben. In 
dem zweiten Auftrag, raſche Eröffnung der freien Conferenzen, 
hatte Schwarzenberg zugeitimmt, und auch den Ort derſelben 
nach Preußens Wunſch bewilligt, dann aber wieder bie Ber 
rufung der Conferenz von der vorausgegangenen Abrüftung 
abhängig gemacht. Für den dritten Auftrag, die Überweiſung 
der kurheſſiſchen und holſteiner Sache an die Conferenz, war 
die Erfüllung für Holftein vollſtändig, für Kurheſſen nur zur 
Halfte erreicht, die Execution war dem Bundes tage, die Bere 
ſaſſungsfrage der öſterreichiſch⸗preußiſchen Commiffion überlaſſen; 
Schwarzenberg bewilligte die Anweſenheit preußiſcher Truppen 
auf der Etappenſtraße, wobei die Denkſchrift erörterte, wenn wir 
unfere Truppen jetzt aus Kurheſſen zurüczögen, fo geſchehe dies 
lediglich nach unſerem freien Entſchluß. Der König ging über 
die Beſtimmung der Caſſeler Garniſon und die einzuholende 
Genehmigung des Kurfürſten als eine bedeutungsloſe Courtoiſie 
leicht hinweg; den Durchmarſch der Bayern durch die Etappen⸗ 
ſtraße bewilligte er, wenn auch belümmertes Sinnes, ließ aber 
deshalb ſeine Beſtrebungen, der Execution durch eine friedliche 
Vermittlung zwiſchen dem Kurfürſten und deſſen Unterthanen 
zuvorzukommen, nicht fallen. Es machte dies ſeiner humanen 
Geſinnung hohe Ehre, ſetzte aber, da es mit dem Olmüßer 
Vertrage nicht im Einklange ſtand, ihn und feine Commiſſare 
einer unangenehmen Compromittirung aus, wenn Oſterreich und 
der Bundestag ohne Rückſicht auf ſeine Bemühungen genau 
auf der in Olmütz eingeräumten Durchführung der Execution 
bestanden. 

So hatte Manteuffel um des lieben Friedens willen weſent⸗ 
liche Theile feiner Inſtruction geopfert. Ohne alle Frage war 
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er in entſchiedene Abhängigkeit von der überlegenen Perſönlichkeit 
Schwarzenberg's gerachen. Das ftärkfte Stück feiner Nach⸗ 
giebigkeit aber, auch nach den Anforderungen ſeines eigenen 
politischen Standpunkts, war feine Zuſtimmung zu Schwarzen⸗ 
berg's Artikel über die beiderſeitige Abrüſtung. Denn wenn 
man auch einig war, die heſſiſche Verfaſſung, die holſteiner 
Pacifieation, die deutſche Bundesteſorm durch die von Preußen 
gewünſchten Behörden regeln zu laſſen, fo war doch über das 
Ergebniß dieſer Verhandlungen noch nicht die geringſte Über⸗ 
einkunft getroffen; bei der Schwierigteit und Weitſchichtigteit 
aller dieser Fragen konnten bie größten Differenzen heworteeten, 
und oſſenbar ein bewaffnetes Preußen mit ganz anderem Nach⸗ 
druck ſeine Begehren geltend machen als ein ungerüſtetes. Und 
Schwarzenberg hatte ſich in dieſer Hinſicht vorgeſehen. Während 
der Artilel Preußen zu vollſtändiger Abrüftung verpflichtete, 
ſtellte er es Oſterreich frei, drei Bataillone jedes Inſanterie⸗ 
Regiments, die geſammte Cavallerie und Artillerie, die 40000 
Mann der Executionstruppen für Heſſen und Holſtein, und, 
wenn die Mittelftanten es wollten, deren ſümmtliche Streitkräfte 
auf der vollen Kriegsſtärke zu belaſſen. Die Annahme eines 
ſolchen Artikels zwingt zu dem Schluſſe, daß Manteuffel mit der 
Ratification des Vertrags feinen ein heimiſchen Gegnern jeden 
Widerſpruch gegen ſeine und Schwarzenberg's Politik unmöglich 
machen wollte. Als am 2. December im Minifterium die Ratifi⸗ 
cation des ganzen Vertrags berathen wurde, erhob denn auch 
der Prinz von Preußen die lebhafteſten Bedenken gegen die 
Abrüſtung vor dem Schluſſe der Dresdener Con ſerenzen, und 
Ladenberg beantragte überhaupt die Ablehnung der Punciation. 
Der König erachtete es als einen großen Sieg, daß Oſterreich 
außer den Conferenzen jetzt auch die gemeinſchaftlichen Com⸗ 
miſſionen für Heſſen und Holſtein nachgegeben habe, und beruhigte 
ſich über die Abrüſtung mit dem Gedanken, daß Preußen jeder⸗ 
zeit wieder eine Mobilmachung vornehmen könne, Oſterreich aber 
bei dem übeln Stande feiner Finanzen zu einer folden nicht im 
Stande ſei. Ganz richtig: hätte nur nicht Osterreich fich lediglich 
zu dem Scheine einer Entwaffnung verpflichtet. Nach dem Voll⸗ 
zuge der königlichen Matification ſchied Ladenberg aus dem 
Miniſterium aus. Gleich damals erklärte der Abgeordnete von 
Bismarck⸗Schönhauſen in der zweiten Kammer den Aufſchub 
der Abrüſtung bis zum Schluß der Conferenzen für äußerſt 
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wünſchenswerth, und noch vierzehn Jahre ſpäter bezeichnete 
General von Manteuffel die Übereilung dieſer Maaßregel als die 
Haupturſache des übeln Ausgangs der weitern Unterhandlungen. 

In Wien wurde die Frieden sbotſchaft mit einſtimmiger 
Freude aufgenommen. Dem dortigen Bublicum war Bundestag, 
Heſſen und Holſtein fo gleichgültig wie möglich, ein preußiſcher 
Krieg aber höchſt bedenklich geweſen. Jetzt ſtiegen die Papiere, 
das Agio ſanl, die Ausſicht auf ungeſtörtes Wohlleben erquickte 
die Herzen. Der alte Radetzky, der in ſchwerem Unmuth das 
Commando übernommen, dankte mit warmen Worten dem Kaiſer 
für die Vermeidung des Kampfes gegen die guten Kriegs⸗ 
kameraden von 1813. Nicht anders waren die Gefühle der 
Generale Heß, Welden, Clam, Schönhals; dem preußiſchen 
Geſandten ſprachen fie rückhaltlos, unter heftigem Tadel von 
Schwarzenberg's Politit, ihre Freude über die glückliche Beſeiti⸗ 
gung der Kriegsgefahr aus. Mit wahrem Grimme erfüllte da⸗ 
gegen die Olmützer Abkunft die Diplomaten des Bundestags 
und die ſüddeutſchen Regierungen. Freilich war es für jetzt 
mit den preußiſchen Träumen von 1849 vorbei, und die ſaubere 
heſſiſche Erecution ging ihren Gang: aber im Übrigen war doch 
der Bundestag ohne alle Höflichkeit auf die Seite geſchoben, 
Preußen in ungeſchüdigter Stärke mit Oſterreich vereint, und 
die Mittelſtaaten wieder in die zweite Linie zurückgestellt. So 
beſtimmt auch Schwarzenberg ſie auf eine ſchöne Zukunft verwies, 
ſo hart blieb doch für den Augenblick die Enttauſchung nach all 
den Lodenden Bildern einer gründlichen Zertrümmerung der 
hohenzollem ſchen Macht. 

Nun aber in Preußen! Wie viele Menſchen hatten hier 
eine Ahnung von den Form⸗ und Competenzfragen, deren glückliche 
Erledigung den Sinn des Königs mit Siegesbewußtſein erfüllte. 
Für fie hatte die Frage ſehr einfach fo geitanden: ſoll der 
Bundestag die deutſche Nation, fol Haſſenpflug fein kurheſſiſches 
Volk, ſoll der Dänenkönig das deutſche Schleswig⸗Holſtein mit 
Füßen treten dürfen? Sie hatten gejubelt, als ihr König — fie 
wußten ſo wenig wie das übrige Europa, aus welchen Gründen 
— ſich dem Allem widerſetzte und waren für Preußens Ehre 
und Deutſchlands Heil in flammender Begeiſterung zu den Fahnen 
gesift. Jett lam plößlich die Wendung; der Degen entſank der 
zuckenden Jauſt, und manchem wackern Kriegs mann rollten bittere 
Thränen in den Bart. Vor den jo oft beſiegten Oſterreichern, 
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vor einer kaum wieder disciplinirten bayeriſchen Schaar war 
Preußen gewichen, und als hohe Genugthuung wurde die Er⸗ 
laubniß geprieſen, daß Preußen an der Herſtellung Haſſenpflug 's 
und der däniſchen Unterdrückung Theil nehmen dürfe. Aus 
tauſend Stimmen erſcholl der zornige Schmerzen sruf, zum zweiten 
Male ſei das Werk Friedrich des Großen vernichtet worden. 

Heute, ein Menſchenalter ſpäter, verſtattel die glorreiche 
Wiedererhebung unſeres Staats ein ruhigeres Erwägen. Auch 
heute wird niemand beſtreiten, daß der Olmüßer Vertrag eine 
Niederlage Preußens war. Aber man wird die Urſachen derſelben 
in anderem Lichte ſehen als damals. 

Zunächſt war die Lage Preußens unendlich schwieriger als 
bei einer ähnlichen Verwicklung ſechzehn Jahre ſpäter. Jetzt 
hatte es in der kurheſſiſchen ſowie in der Unionsfrage Oſterreich, 
die vier deutſchen Königreiche und Rußland gegen ſich, und 
vollends in der ſchleswig⸗holſteiniſchen ſtanden ihm fämmtliche 
Großmächte Europas feindlich gegenüber. Zu rechter Zeit und 
in rechter Weiſe einer folchen Übermacht Einrkumungen zu machen, 
Hätte keiner Regierung zur Unehre gereicht. Dazu kam, daß 
für Friedrich Wilhelm ſeit dem Austritt der Könige die Union 
den Charalter einer Reich sverfaſſung eingebüßt hatte und in 
ihrer Zerbröclung ihm gleichgültig und laſtig geworden war, 
während die Auflehnung der Schleswig⸗Holſteiner und der Shrr- 
heſſen gegen ihre Landesherren, mochte es um die ſonſtigen 
Rechtsfragen ſtehen wie es wollte, ihm unter allen Umſtänden 
unerlaubt erſchen. Demnach hätte eine confequente Politik es 
erfordert, gleich nach der Ablehnung der Beſchlüſſe des Erfurter 
Reichstags die Auflöfung der Union zu proclamiren, und ebenſo 
gleich nach dem baniſchen Frieden vom 2. Juli mit den Groß⸗ 
mächten über die künftige Verjafjung der Elbherzogthümer unter 
däniſcher Hoheit in Verhandlung zu treten. Dann wäre aller⸗ 
dings der Bruch mit allen Überlieferungen von 1848 und Preußens 
Übertritt in „das rractionäre Lager“ erklärt worden: aber da 
dies Alles aus eigenem freien Entſchluſſe geſchehen, wäre die 
Ehre des preußiſchen Staats gezenüber dem Auslande intact 
geblieben. Statt deſſen aber haben wir wahrgenommen, wie 
bei dem Zwieſpalt im Miniſterium und bei dem Zorne über die 
infultivende Wiederberufung des Bundestags der König in den 
alten, täglich unhaltbarer werdenden Poſitionen beharrte, fort 
und fort den Widerſtand Preußens gegen die gegneriſchen 
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Zumuthungen verkündigte, und endlich, was zu thun im Grunde 
feit Monaten fein Wunſch geweſen, jetzt auf die Krieg sdrohung 
Oſterreichs und Nußlands that. Da war denn freilich auf 
Preußens Ehrenſchild ein dunkler Schatten gefallen. Die Achtung 
feiner Freunde ſanl, der Übermuth der Gegner in Wien und in 
Kopenhagen hielt ſeitdem Alles für möglich. Niemals hat der 
Prinz von Preußen den Eindruck dieſer Tage vergeſſen 

Man hat oft die Frage verhandelt, ob Stodhaufen Recht 
gehabt in der Behauptung, daß Preußen dem Kampfe gegen 
ſeine zahlreichen Gegner nicht gewachſen geweſen wäre. Bei der 
Begeiſterung der preußiſchen Truppen und der meuteriſchen Ge⸗ 
ſinnung der Hondeds, welche einen großen Theil des öſterreicht⸗ 
ſchen Heeres bildeten, ließe ſich denken, Preußen hätte im erſten 
Anſturm den Gegner geworfen. Aber auch dies einmal ange⸗ 
nommen, bleibt immer die Frage beſtehen: ob dann der Sieg 
fo zermalmend ausgefallen, und die mifitärifche und diplomatiſche 
Führung fo energisch und ausgiebig aufgetreten wäre, um nach 
wenigen Wochen den Frieden zu dictiren. König Friedrich 
Wilhelm war erfüllt von Geiſt und Selbſtgefühl, aber auch ſeine 
würmſten Verehrer haben ihn niemals für einen Realpolitiker 
oder eine ſoldatiſche Natur gehalten. Sehr bald nach Olmütz 
sagte er zu dem engliſchen Geſandten Grafen Weſtmoreland, 
Oſterreich habe dort viel mehr bewilligt, als man habe fordern 
können, das größte Glück bei der Übereinkunft fei, daß dadurch 
ein Sieg Preußens über Oſterreich verhindert worden, welcher 
bei der innern Zerriſſenheit Oſterreichs unvermeidlich geweſen. 
Die Außerung ſtimmt zu Man teuffel's geflügeltem Worte, ein 
Krieg zwiſchen Preußen und Oſterreich gleiche einem (alt⸗Aapa⸗ 
neſiſchen Duell, bei dem jeder der Kämpfer ſich ſelbſt den Bauch 
auſſchnitt. Dei ſolchen Stimmungen ber Lenker wäre die volle 
Ausbeutung eines Sieges und die raſche Überwältigung des 
Gegners ſchwerlich zu erwarten geweſen. Hielt aber Oſterreich 
Stand bis zum Frühling, ſo traten 200 000 Ruſſen in den 
Streit ein, die Mittelſtaaten vollendeten ihre Rüſtung, und die 
Lage wurde gefährlich für Preußen wie 1757 nach Koll in. Enge 
land bot dieſes Mal nichts als ſchöne Phraſen, und eine 
Annäherung an Frankreich war durch die Geſinnung des Königs 
ausgeſchloſſen, während Schwarzenberg wahrhaftig nicht davor 
zurückgeſchreckt wäre, durch Überſendung jener königlichen Brieſe 
und durch Angebot einer rheiniſchen Uferſtrecke Louis Napoleon's 
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Gunſt zu gewinnen. Vom militärischen Standpunkte wird man 
den Schluß kaum vermeiden können: es war gut, daß ſich ein 
Manteuffel fand, um einen Frieden wie den Olmützer auf ſich 
zu nehmen. 

Einſtweilen ſchickten die beiden deutſchen Mächte fi an, 
im jungen Einverſtandniß die deutsche, heſſiſche und holſteiner 
Sache wirkſam zu ordnen. Die Hoffnungen des Fürſten Schwar⸗ 
zenberg gingen damals hoch. Nachdem er die preußiſchen Ver⸗ 
ſaſſungsentwürfe und den engern Bund ſiegreich zertrümmert 
hatte, zweifelte er nicht mehr daran, Großdeutſchland unter der 
Leitung Geſammtöſterreichs nach feinen Entwürfen einrichten zu 
können. 


4. 


8. Capitel. 


Die Dresdener Conſerenzen. 


Nachdem am 3. December 1850 in der preußiſchen zweiten 
Kammer ein heftiger Sturm der Entrüftung über das Olmützer 
Ablommen losgebrochen, und in Folge deſſen am 4. der Land⸗ 
tag bis zum 3. Januar vertagt worden war, drängte König 
Jriedrich Wilhelm ungeduldig auf die Eröffnung der „Lange 
begehrten und erſehnten“ Dresdener Conferenzen, von denen 
er ſich für die deutsche Verfaſſung goldene Berge verſprach. 
Seine Wünſche bewegten ſich ſtets in derſelben Richtung, wie 
bei den Sendungen der Grafen Canitz und Brandenburg, alſo, 
wie wir uns erinnern, auf Anerkennung feines Rechts zur 
Bildung eines engern Bundes im weitern, für dieſen letztern 
eine Bundezverſammlung nach alter Weife, aber mit preußiſchem 
Antheil am Präſidium, über derſelben eine ſtarke Erecutivgewalt 
für Osterreich und Preußen, fo zwar, daß beide Mächte mit 
allen ihren Landen in den Bund einträten, und folglich künſtig⸗ 
hin feine preußische und keine öſterreichiſche, ſondem nur noch 
eine beutfche, gemeinſam von Preußen und Oſterreich zu führende 
Politik exiſtiren würde. Die deutſche Einheit wäre hiedurch in 
der Form des Duumdirats, der öſterreichiſch⸗preußiſchen Zwei⸗ 
herrſchaft verwirklicht worden. Von einem deutſchen Parlamente 
war hiebei keine Rede; der König behielt ſich eine Volks 
vertretung für ſeine künftige Union vor, wollte übrigens, wenn 
von anderer Seite ein ſolcher Antrag auch für den weitern Bund 
erſchiene, nicht ſofort widerſprechen, ſondern weitere Erwägung 
pflegen. 
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Den Unionsgenoffen wurden dieſe Abſichten in ſtizzirter 
Weiſe mitgetheilt, doch könnte man nicht jagen, daß fie dort 
warme Begeisterung erregt hätten. Die Kleinftaaten hatten zwar 
die Unzulänglichkeit der Bundeseinrichtungen bei den Stürmen 
von 1848 ſchwer empfunden, und deshalb ſich bereitwillig zuerſt 
der Berfaffung der Paulskirche und dann der preußiſchen Union 
angeſchloſſen. Ader nach den Erfahrungen der beiden letzten 
Jahre hatten fie große Scheu vor jedem neuen Experimente, da 
dei jedem gerade ihr Schickſal in erſter Linie gefährdet erſchien, 
und ohne einen Widerspruch gegen Preußen zu wagen, begannen 
fie trotz aller bisherigen Protefte gegen den Bundestag mit einer 
ſtillen Sehnſucht an ihr macht⸗ und einflußloſes, aber immerhin 
behagliches Stillleben im Eſchenheimer Palaſt zurückzudenken. 

Ganz andere Pläne aber erfüllten die Herrſcherſeele des 
Fürſten Schwarzenberg und den aufſtrebenden Ehrgeiz der Mittel⸗ 
ſtaaten, und nach den Olmützer Erlebniſſen meinten ſie jeden 
Zweifel am Erfolge hinwegwerfen zu können. Sie bedauerten 
freilich, daß es zur Niederlage Preußens auf dem Schlachtfelde 
nicht getommen war: aber wenn der preußische König die 
Olmützer Punctation zur Hälfte als einen Sieg feiner eigenſten 
Politik betrachtete, ſo hatten ſeine Gegner den Eindruck gewonnen, 
daß Preußen den Krieg ſcheue auf jede Bedingung, und 
daß man es nur abwechselnd mit conſerbativen Phraſen und 
mit halben Drohungen zu drängen brauche, um des Gewinnes 
ſicher zu ſein. 

Ihre Meinung ging nun ganz und gar nicht auf die ein⸗ 
fache Herſtellung des alten Bundes tags. Allerdings hatten fie 
ihn im Frühling zur Bekämpfung Preußens wieder in das Leben 
gerufen. Aber ſehr ernſt gemeint war damals Schwarzenberg's 
Ausſpruch, daß er hiemit nicht die trockene Herſtellung des 
frühern Zuſtandes, ſondern nur die geſe zliche Grundlage einer 
durchgreifenden Reform beabſichtigte. Auch er hatte ſeit 1849 
ſeine Entwürfe in keinem Punkte geändert. Wie damals wollte 
er auch jetzt von einem engern Bund im weitern nichts wiſſen, 
fo wenig wie bon irgend einer Volksvertretung bei Bundes⸗ 
angelegenheiten. Für Freiheitsrechte und nationale Bedürfniſſe 
war ihm nun einmal der Sinn völlig verſagt, um fo ftärfer 
aber ſein ganzes Weſen von der Forderung materieller Macht 
durchdrungen. So fand er mit Freude in dem preußiſchen 
Programm zwei Punkte des feinigen wieder, den Eintritt 
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Geſammtöſterreichs in den Bund und die Bildung einer ſtarlen 
Executive zur Beherrſchung des großen Ganzen. Aber jo weit 
wie möglich war er von dem Gedanken entfernt, Preußen in 
dieſer Herrſchaft gleiches Recht mit Oſterreich einzuräumen. Im 
Gegentheil, das Präfibium im Bundestage und in der Executive 
ſollte ausſchließlich in Oſterreichs Hand fein, und die Executive 
nicht von den beiden Großmächten allein, ſondern von ihnen 
und den vier Königreichen gebildet werden. 

Die Mittelſtaaten kettete er durch dieſen Vorſchlag unbe 
dingt an feine Politik, und löderte fie weiter durch die Ausſicht 
auf ſein Gruppenſpſtem, d. h. auf die Mebintifirung der Klein⸗ 
ſtaaten, ſowie auf den künftigen Eintritt Oſterreichs in den 
Zollverein und endlich auf rückſichtsloſe Beſchränkung der land⸗ 
ſtändiſchen und Freiheitsrechte in ihrem Staatsweſen, die, wie 
wir wiſſen, nach feiner Anſicht am beſten durch Soldaten geregelt 
würden. Wenn dies Alles gelang, fo zerfiel Deutschland in 
ſechs abſolutiſtiſch regierte Staaten, Preußen wurde in die bis⸗ 
herige Lage eines deutſchen Mittelſtaats und Europa gegenüber 
in die Zeit vor dem großen Friedrich zurückgeworfen, und die 
deutsche Einheit beſtand in der Thatſache, daß ſämmtliche deutsche 
Staaten demſelben Gebieter wie die galiziſchen Ruthenen, die 
böhmiſchen Czechen, die italieniſchen Lombarden gehorchten. 

Es iſt einleuchtend, daß es zwiſchen dieſen beiden Syſtemen 
leine Verftändigung, keine Vermittlung gab. Welches würde 
ſiegen? Und wenn feines, was dann? 

Die feierliche Eröffnungsſtzung in Dresden am 23. Der 
cember 1850 nahm ſich aus, als wenn Fürſt Schwarzenberg 
bereits der Herr der ganzen Lage wäre. Wie ſelbſtverſtändlich 
ergriff er den Borſitz und ſprach die einleitenden Worte. Darauf 
redete Herr von Beuſt als begrüßender Wirth des Haufes, dann 
erſt meldete ſich der preußiſche Minifterpräfident zum Wort, 
und unmittelbar folgte ihm Baron von der Pfordten als Ver⸗ 
treter des nächſtgrößten Königreiches. Preußen beſand ſich wie 
von ſelbſt inmitten der Mittelſtaaten. Darauf ſchlug Fürſt 
Schwarzenberg die Bildung mehrerer Commiffionen zur Vor⸗ 
bereitung der verſchiedenen Berfaffungsſtücke vor; es wurde 
schweigend genehmigt, und ebenſo einige Tage nachher die von 
dem Fürſten aufgeſtellte Mitgliederliste für alle Commiffionen 
kurzer Hand angenommen. An 24. December fuhr der Fürſt 
mit Herrn von Manteuffel zu einem Beſuche nach Berlin, um 
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dort perſönlich für möglichſt raſche Erledigung der Geſchäfte zu 
wirken. Er fand die freundlichſte Aufnahme. Der König, nach 
feinem Herzenszug zu Oſterreich, verhieß Alles zu thun, was 
mit dem Intereſſe Preußens irgend verträglich ſei; auch in ſeiner 
nahern Umgebung überwog in Abweſenheit Bunſen's und 
Nadowitz's die Oſterreich günſtige Stimmung. Ebenſo zeigte 
Her von Manteuffel überall den Wunſch ſchleuniges Einver- 
nehmens; er bewilligte nicht nur ſofort die von dem Fürſten 
begehrte Abberufung des dieſem viel zu ſelbſtändigen Grafen 
Bernſtorff aus Wien, ſondern auch an deſſen Stelle auf Schwarzen⸗ 
berg's Vorſchlag die Ernennung des beinahe umfähigften unter 
den damaligen preußiſchen Diplomaten, eines Grafen Arnim⸗ 
Heinrichsdorff. Nicht minder zufrieden war der Fürſt mit der 
Wahl des zweiten preußischen Bevollmächtigten für Dresden, 
des frühem Finanzminiſters, Grafen von Alvensleben⸗Erxleben, 
der ihm nach feiner ſchlechthin conſervativen Geſinnung ganz 
brauchbar erſchien. Zu feſten Abreden kam es indeſſen in Berlin 
nicht. Der Fürſt erllarte beim erſten Worte die Übertragung 
der Executive allein an Oſterreich und Preußen für unerreichbar, 
da alle Mittelſtaaten entſchieden dagegen ſeien, und Manteuffel 
räumte ein, daß man dann ſuchen müffe, ſich über ein Direc⸗ 
torium zu berftändigen. Gegen den Eintritt Geſammtöſterreichs 
in den Bund hatte Manteuffel keine Einwendung, erkundigte 
fi) aber über den Wechſel im Pröſidium und war zufrieden, 
als der Fürſt leicht hinwarf, daß er perſänlich damit ganz ein⸗ 
verſtanden ſei. (Er wußte ſehr wohl, daß die Königreiche dies 
ebenſo wenig wie die alleinige Executive der Großmüchte be⸗ 
willigen würden.) So kam der üſterreichiſche Staatsmann, der 
beſten Hoffnungen voll, nach Dresden zurück. 

Dort wurden nun die Commiſſionen conftituirt, und die 
erſte, zur Berathung der künftigen Bundes behörden und des 
Bundesgebietes beſtimmt, begann mit Eifer unter öſterreichiſchem 
Vorſih ihre Thätigkeit. Aber gleich in der erſten Sitzung trat 
der unverſöhnliche Gegenſatz ſchroff zu Tage. Für den Bund 
ſollten zwei höchſte Organe geschaffen werden, ein Plenum für 
die Geſetzgebung, ein Directorium für die Executive. Zunächſt 
über das leptere eröffnete Fürſt Schwarzenberg die Verhandlung 
und erklärte, daß, wenn die Egeculive mit Kraft und Schnellig⸗ 
keit wirken ſollte, es unmöglich fei, den Kleinſtaaten darin Sitz 
und Stimme einzuräumen. Er ſchlug demnach ein Collegium 
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vor, beſtehend aus Öfterreich und Preußen mit je zwei Stimmen, 
den vier Königreichen mit je einer, Baden, den beiden Heſſen, 
Holſtein und Luxemburg zusammen mit einer Stimme, alfo fieben 
Perſonen und neun Stimmen. Je größere Functionen Preußen 
ebenſo wie Oſterreich dieſer Behörde zudachte, deito entſcheidender 
war die Bildung derſelben für die ganze Verfaſſung. Und nun 
beantragte Fürſt Schwarzenberg, man darf ſagen, mit einer un⸗ 
laublichen Unbefangenpeit, eine Zuſammenſetzung, in welcher 
Oherwich bei jeder Meinungsverſchiedenheit mit Preußen über 
ſechs ſichere Stimmen von neun verfügtel So erilärte denn 
auch Graf Alvensleben auf der Stelle, daß dies Syſtem un⸗ 
möglich fe. Mit richtigem Tacte hob er vor Allem hervor, es 
bedeute die Aufopferung der kleinern Staaten, der bisherigen 
Verbündeten Preußens, niemals werde der König dazu feine 
Zuftimmung geben. Die Aufregung unter den Kleinen wurde 
gewaltig, und durch Alvensleben's beſtimmte Erklärung nur 
zum Theile beſchwichtigt. In der zweiten Sitzung kamen darauf 
verfchiedene Vorſchläge über die Zuſammenſetzung der Executive 
zur Sprache. Alle bildeten dieselbe aus neun Stimmen, je zwei 
für jede der Großmächte; die übrigen fünf wurden in den An⸗ 
trägen der preußiſchen Seite unter ſümmtliche, von jenen der 
öfterreichiſchen unter die größern Staaten in mannigfaltigen 
Combinationen vertheilt. Man ſtritt hin und her; jeder der 
Vorſchläge fand feine Anhänger und Gegner; man erhitzte und 
ſpaltete ſich nach allen Richtungen; an eine Beſchlußfaſſung 
war nicht zu denken. 

Graf Alvensleben war ein feſter und ruhiger Wann, durch 
und durch monarchiſch geſinnt und ein preußiſcher Patriot echtes 
Schlags, dabei gewiegt in den Geſchäſten, umſichtig nach jeder 
Seite, weit vorausrechnend auf jede Möglichteit. Dieſe erſte 
Probe reichte aus, fein Urtheil über die Lage feſtzuſtellen. Das 
rücſichtslos begehrliche Auftreten des Fürſten Schwarzenberg 
hatte binnen 48 Stunden einen völligen Umſchwung der Ges 
müther zu Stande gebracht. Die bisherigen Gegner des alten 
Bundestags, die kleinen Unionsſtaaten, hatten mit dem Siege 
der österreichischen Reform ihre völlige Niederdrückung vor Augen; 
damit war ihre bereits keimende Sehnſucht nach einfacher Rückkehr 
zum alten Bundestag in volle Blüthe getreten. Alvensleben 
heilte ganz und gar ihre Meinung, und ergriff damit ihre fast 
unbedingte Leitung für die ganze Dauer der Conſerenz. Er 
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fand den preußiſchen Reformplon hoffnungslos, und erkannte 
in den öſterreichiſchen Beſtrebungen eine tödtliche Gefahr für 
Preußens hiſtoriſche Machtſtellung. Demnach berichtete er nach 
Berlin über die Stimmung der Kleinſtaaten, und erhielt den 
Beifall des Minifters für feine Anſicht, daß Preußen keinen 
Grund mehr habe, einem Vorſchlag auf Übertragung der Executive 
an den engem Rath der alten Bundesverfaſſung entgegen zu 
treten. 

In nicht geringerer Aufregung als die Kleinſtaaten über 
Oſterreichs Antrag war Fürſt Schwarzenberg über den preußiſchen 
Geſandten. Ein fo beftimmter Widerſpruch gleich beim erſten 
Schritte nach all ben ſchönen in Berlin gewechselten Worten war 
ihm unbegreiflich. Alvensleben's Haltung, ſchrieb er an Baron 
Proleſch, den Geſandten in Berlin, iſt mir ein doppeltes Räthſel. 
Proleſch wandte ſich an den vertrauten Generaladjutanten des 
Königs, Herrn von Gerlach, und bat ihn dringend, bei 
Sr. Majeſtät dahin zu wirken, daß Manteuffel wieder nach 
Dresden gehe, mit unbedingter Vollmacht und katezoriſchen 
Befehle zum Abſchluß. Die Gothaer, ſagte er, ſchieben ſich dort 
in die vermeintliche Spaltung zwiſchen Osterreich und Preußen; 
die Desorganiſation in der Conſerenz gewinnt Raum. An 
Manteuffel ſelbſt wandte ſich Schwarzenberg mit einem Privat⸗ 
brief: er ſprach darin die oft geäußerte Anſicht aus, daß man 
in Deutſchland einer ſtets mobilen Armee des Innern von etwa 
100000 Mann bedürfe, um jede Widerſpenſtigkeit der Landſtände, 
der Preffe, der Volksmaſſen, niederzuſchlagen; wer dazu keine 
Truppenhülfe Leiften könne, gehöre nicht in die Executive, in 
dieſem Falle aber befänden ſich die Kleinſtaaten ſämmtlich. Es 
machte auf Manteuffel geringen Eindruckz er fand, daß auch die 
Mittelſtaaten, und ſelbſt Bayern nicht in der Lage ſeien, eine 
Diviſion ſtets mobil zu halten, daß alſo nach Schwarzenberg's 
eigenem Grundſaße nur den beiden Großmächten ein Plaß in 
der Executive zukomme. Indeſſen erſchien es doch gar zu 
ſcandalös, in den vielgeprieſenen Conferenzen gleich am erſten 
Tage zum offenen Bruche zu gelangen; es war nur allzu deutlich, 
daß dann nichts übrig bleiben werde, als die Rückkehr zum alten 
Bundestage, und gegen dieſe fträubte ſich, begreiflich genug nach 
allem Vorangegangenen, des Königs innerftes Gefühl. Alles 
irgend Erträgliche follte geſchehen, um dieſes Elend abzuwenden. 
Es wurde alſo beſchloſſen, daß Manteuffel nach Dresden gehen 
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und auf ein Compromiß hinwirken ſolle, ſtets unter der Voraus⸗ 
fegung der volljtändigen Rechtsgleichheit der beiden Großmüchte 
im Prüfibium des Bundestags und der Epecutive. Über den 
letzten Punkt redete dann Schwarzenberg wieder ebenſo entgeg en⸗ 
kommend wie in Berlin, und auch über die Theilnahme der 
Kleinſtaaten an der Executive ließ er ſich beſtimmen, von der 
Strenge des Princips etwas zurlichumeihen. Man kam überein, 
zu den neun Stimmen des öſterreichiſchen Vorſchlags noch zwei 
weitere für die Kleinſtaaten hinzuzufügen, alſo eine Executive 
von neun Perſonen und eilf Stimmen zu bilden: dies würde 
als gemeinſamer Antrag der beiden Großmächte der Commiſſion 
vorgelegt werden. Fürſt Schwarzenberg konnte dies Ergebniß 
als einen Sieg betrachten: denn auch unter den eilf Stimmen 
blieb ihm die Mehrheit der ſechs unter allen Umftänden ficher, 
und über die preußiſche Parität hatte er zwar alles Gute in 
Aus ſicht geſtellt, ein bindendes Verſprechen aber auch dieſes Mal 
nicht gegeben. Ja, noch mehr, es war ihm gelungen, von 
Manteuffel eine halbe Zuſage zu gewinnen, gleich nach der 
Annahme des Eilferprojeets durch die Conferenz, alfo noch vor 
der Feſtſtellung der übrigen Verfaſſungsſtücke, zur Einſetzung 
der neuen Ezecutive zu ſchreiten. Manteuffel hatte ihn eben 
in gleicher Münze bezahlt, mit freundlichen Außerungen, die zu 
nichts verpflichteten. Indeſſen reifte Schwarzenberg ſiegesſicheres 
Muthes nach Wien zurück, und überließ die Vertretung Oſterreichs 
dem Grafen Buol⸗Schauenſtein, dem bisherigen Geſandten in 
Petersburg, einem ſtolzen Herrn von ſchraſſen Formen, recht 
haberiſchem und eigenſinnigem Charakter, und vollſtändig von 
den politiſchen Anſchauungen feines Meiſters durchdrungen. 
Nachdem über die Bildung der Executive die beiden Groß⸗ 
mächte einig geworden, traten die erſte und die zweite Commiſſion 
zu gemeinſamer Berathung der Competenz der künſtigen Bundes⸗ 
organe, ſowohl gegen einander, als im Verhältniß zu den 
Einzelstaaten, zuſammen. Fürſt Schwarzenberg hatte dafür ge⸗ 
forgt, daß in beiden Commiſſtonen feine Freunde das Übergewicht 
hatten: fo ging der Antrag auf die Aufnahme aller öſterreichiſchen 
und preußiſchen Lande in das Bundesgebiet ohne Schwierigkeit 
durch. Denſelben Erfolg hatte das Eilferproject für die Egetu⸗ 
five zunächſt in der erſten Commiffion; in der gemeinsamen 
Sitzung aber meldeten die beiden Mecklenburg und Holitein, 
d. h. Dänemark, eine entſchiedene Verwahrung dagegen an: Däne 
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mark wollte gar keine Executive, Mecklenburg wollte fie in der 
Hand allein von Öfterreich und Preußen. Wie fich derſteht, 
batte der Widerſoruch für den Commiſſtonsbeſchluß feine Folge. 
Die Befugniſſe der Executive wurden erheblich weiter bemeſſen, 
als ſie nach altem Bundesrechte der engere Rath gehabt hatte; 
jedoch gingen hier auch die Mittelſtaaten nicht überall fo weit, 
wie es im Sinne des Fürſten Schwarzenberg gelegen war, und 
vollends die Meinftnaten in ihrer Scheu vor Schwarzenberg 's 
Herrſchſucht folgten unverbrüchlich der Tendenz, fo weit wie 
möglich keine Neuerung zuzulaſſen. So wurde beſchloſſen, daß 
die Competenz der beiden Bundes organe durch das Geſetz ge⸗ 
regelt werde, in zweifelhaften Fallen aber die Vermuthung für 
das Plenum ſtreiten, und dieſem die Entſcheidung über die 
Grenzen feiner Befugniſſe zufichen follte. Dann kam die Frage 
zur Verhandlung, für welche Beſchlüſſe des Plenums Stimmen⸗ 
einhellig leit nöthig, für welche eine qualificitte oder eine ein⸗ 
fache Mehrheit genügend fein follte. Charakteriſtiſch für die 
antipreußiſche Geſinnung der Commiſſionen war hier der Be⸗ 
ſchluß, daß über die Frage, ob ein von einem deutſchen Staate 
abgeſchloſſenes Bündniß der Sicherheit des Bundes oder ein⸗ 
zelner Bundesglieder zuwider laufe, burch einfache Mehrheit des 
Plenums zu befinden fei: man wollte ein möglichſt handliches 
Mittel, jeden Berſuch zur Erneuerung der preußiſchen Union zu 
verhindern. Im Übrigen aber herrſchte die Tendenz, die For⸗ 
derungen des alten Rechts auf Einftimmigkeit aufrecht zu erhalten 
oder doch nur qualificirte Mehrheiten an ihre Stelle zu ſetzen. 
So follten die Grundſatze der bekanntlich elenden Bundeskriegs⸗ 
verfaffung nur durch einſtimmigen Beſchluß geändert werden; 
denn einer Steigerung der Militärlaſt widerſtrebte Bayern ebenſo 
wie Reuß und Schwarzburg. Beſchlüſſe über eine deutſche Flotte 
ſollten einer Mehrheit von drei Viertel bedürfen; die Königreiche 
verlangten ſogar Einſtimmigkeit für die Gründung einer Kriegs⸗ 
marine, und nur mit Mühe hintertrieb Graf Alvensleben, allein 
von Hannover, Oldenburg und den Hanſeſtädten unterſtützt, 
einen Antrag, daß überhaupt eine deutſche Flotte nicht exiſtiren 
ſollte. Das alte Bundesrecht begehrte die Einſtimmigkeit für 
jeden Beſchluß über organiſche Einrichtungen und gemeinnüige 
Anordnungen: als dagegen Anträge angemeldet und zum Theil 
von der Commiffion angenommen wurden, erhob ſich Danemark 
in feinem ausführlichen Proteſte zu der Erklärung, daß die 
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Unterbrücung des liberum veto der Anfang der Centraliſation 
und Desorganiſation des Bundes fein würde. 

Es würde heute ohne Intereſſe fein, die Menge der einzelnen 
Anträge und Beſtimmungen aufzuzählen; es genügt die all- 
gemeine Bezeichnung der Tendenz, aus der ſie hervorgingen. 
So blieb es hinsichtlich der Einwirkung der Bundes behörden 
auf die Zuſtände und Verſaſſungen der Einzelſtaaten bei den 
alten Bundesgeſetzen von 1820 und 1832; nur daß jetzt auch 
die Exteutive die Befugniß haben ſollte, bei beſonders dringlich 
scheinenden Fällen ohne Auftrag des Plenums zur Erhaltung 
der Orbrunß einzuſchteiten. Nicht weniger nach Schwarzenberg's 
Sinne war (im der dritten Commiffton) ein bayeriſch⸗ ſächſiſcher 
Antrag auf Bolleinigung aller Bundesſtaaten. Graf Alvensleben 
wußte die Verhandlung über dieſe Lebensfrage des deutſchen 
Zollvereins eine Weile binzuhalten; auch konnte die Commiſſion 
die materielle Unmöglichkeit eines ſofortigen Eintritts Öfterreidhs 
in den Zollverein nicht verkennen, und fo beſchrankte fie ſich 
auf eine Reihe von Artikeln über vorbereitende Erleichterung 
des Vinnenverlehrs, damit im Jahre 1858 die definitive Veſchluß⸗ 
nahme über die große Zolleinigung erfolgen könne. Leider 
wurde die Befriedigung, welche Fürſt Schwarzenberg den Mittel⸗ 
ſtaaten für ſo löbliche Bemühungen ausſprach, einiger Maaßen 
getrübt durch das Vorgehen der werthen Freunde Beuſt und 
Pfordten auf einem andern Gebiete in der erſten Commiſſion, 
wo dieſelben mit großer Lebhaftigkeit das Bedürfniß einer Volks, 
vertretung neben dem Bundesplenum darlegten. Graf Buol 
erklärte auf der Stelle den unabänderlichen Widerſpruch Oſter⸗ 
reichs. Aber es war doch unangenehm, daß er in diefer wichtigen 
Frage außer Kurheſſen und Luxemburg nur noch die ihm ſonſt, 
wie wir ſahen, fehe widerwärtigen Mecklenburge und Dänemark 
auf feiner Seite fand, während alle übrigen Staaten den baye⸗ 
riſchen Antrag unterſtützten. Allerdings erläuterte Herr von Beuſt, 
man denke nicht an ein Parlament nach der Art der Paulskirche; 
ein ſolches Schreckniß wolle niemand erneuern; man wünſche nur 
für einzelne Zweige der Bundesgeſehgebung Delegiete der Einzel- 
kammern zum Beirath hinzuzuziehen. Aber auch fo blieb Schwarzen» 
berg unerbittlich ſchon aus dem einfachen Grunde, weil er ent. 
ſchloſſen war, die öſterreichiſche Berfaſſung von 1849 baldigſt 
wieder aufzuheben, und dann lein Rechtsrath exiſtiren würde, 
der eine Delegation nach Frankfurt ſenden könnte. Es kam 
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hienach in der Frage Alles auf Preußen an. Graf Alvensleben 
aber Hatte die Weifung, einen Antrag folder Inhalts weder 
zu ſtellen noch zu bekämpfen. Fürſt Schwarzenberg mahnte alſo 
mit lebbeftem Nachdruck das Berliner Cabinet, durch gemein« 
ſamen Einſpruch dieſen Unfug zu befeitigen, und erlangte dann 
auch wirkſame Unterſtützung, da, wie wir wiſſen. Preußen wohl 
für feinen engern Bund, nicht aber für den weitern, Gewicht 
auf eine Volksvertretung legte. 

Zieht man die Summe dieſer Verhandlungen, fo wird fie 
niemand erfreulich nennen können. Alle pofitiven Beſchlüſſe 
waren durch eine blinde Revolutions furcht bietiet; die fchreiendften 
nationalen Bedüfrniſſe dagegen, wie die Reform der Bundes⸗ 
kriegsverfaſſung oder die Schaffung einer deutſchen Flotte, be⸗ 
gegneten einer zähen Abneigung. 

Indeſſen gediehen die beiden erſten Commiſſionen Anfang 
Februar 1851 mit ihrer Arbeit über die beab ſichtigten Bundes⸗ 
organe in der Hauptſache zum Abſchluß, und Fürſt Schwarzen⸗ 
berg in feinem unge duldigen Eifer beſchloß, jeßt den entſchei⸗ 
denden Schritt zu thun. Er forderte Herm von Manteuffel auf, 
mit ihm am 15. Februar in Dresden zuſammen zu kommen, 
und, wie früher beſprochen, der Versammlung anzukündigen, daß 
die beiden Großmachte auf Grund der Commiſſionsbeſchlüſſe die 
neuen Bundesbehörden ſofort in Frankfurt einzuſetzen gedächten, 
wührend die Mitglieder der Conferenz in Dresden fortführen, 
die übrigen Abſchnitte der Bundesverfaſſung in aller Ruhe aus⸗ 
zuarbeiten. Er meinte, niemand würde den Muth haben, den 
Großmächten zu widerſprechen oder die Beſchickung des neuen 
VBundesplenuns zu verweigern: follte dergleichen gegen Ver⸗ 
muthen vorkommen, fo würde man dem Widerjpenftigen fein 
Recht zum ſpätern Eintritt vorbehalten, und im Übrigen keine 
Notiz von ihm nehmen; feine Verlaſſenheit würde ihm bald 
genug unheimlich werden. 

Hier erinnern wir uns einer Thatſache, welche damals dem 
Fürſten Schwarzenberg aus dem Gedächtniß entſchwunden war. 
Vor einem Jahre hatte Preußen, welches zu jener Zeit außerhalb 
des Bundestags ſtand, es als einen Vorzug der freien Con⸗ 
ferenzen bezeichnet, daß die dort Zuſammenſtimmenden ohne die 
Diſſidenten ihre Verfaſſung einrichten könnten, während im 
Bundestag jeder Verfaſſungsbeſchluß durch ein Veto Homburgs 
oder Liechtenſteins nichtig würde. Damals hatte Schwarzenberg 
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als Haupt der Präſidiaunacht des Bundestags dieſe Theorie 
als rechtswidrig und antinational auf das Schärſſte zurück 
gewieſen. Er war jetzt noch immer, was er damals geweſen, der 
erſte Vertreter der Bundes geſetze, eignete ſich aber höchſt unbe⸗ 
fangen trotz aller Bundesgeſetze jene preußiſche Auffaſſung an. 
Der Grund zu ſolch einem Verfahren iſt freilich leicht zu er⸗ 
kennen. Herr von Manteuffel hatte ſich bis dahin überall ent⸗ 
gegenkommend und nachgiebig gezeigt; es kam darauf an, dieſe 
Stimmung, fo lange fie dauerte, zu benupen, und das von 
Manteuffel glücklich genehmigte Eilfer⸗Directorium und den 
Eintritt Geſammtöſterreichs in praktische Wirkſamkeit zu ſetzen, 
che neue Zwiſchenfölle vieleicht in Berlin einen ungünftigen 
Umſchlag herbeiführten. Dann mochte Preußen hinterher feinen 
Anspruch auf Parität im Präſidium anmelden: man würde 
Mittel genug haben, demnſelben die Spitze abzubrechen. 

Hier aber hatte die Überfebung ſich doch felbft die Grube 
gegraben. Allerdings man hatte bisher in Berlin an dem 
Glauben einer aufrichtigen Gemeinſchaft mit Oſterreich feſtge⸗ 
halten; um zu einem Einverſtändniß zu gelangen, und damit 
dem alten Bundestag zu entrinnen, hatte man Schritt auf Schritt 
in einzelnen Punkten zum Theil ſehr bedenkliche Conceſſionen 
gemacht, ſtets in dem Gedanken, daß bis zum Abſchluß der Ver⸗ 
faſſungsarbeit jede definitive Entſchließung vorbehalten bleibe. 
Gerade dies Allerwichtigste aber ſollte durch den neuen Antrag 
Schwarzenberg's beſeitigt werden; die neue Bundesregierung 
mit der verdoppelten Wucht der öſterreichiſchen Geſammtmonarchie, 
mit ihrer fihern antipreußiſchen Majorität ſoltte fofort in Thätige 
keit treten, ehe für die Gleichberechtigung Preußens und für fein 
freies Unirungsrecht geſorgt wäre. Nimmermehr durfte dies 
zugelaſſen werden. Dazu kam, daß dieſes Mal die europäifchen 
Verhältniſſe ebenſo günſtig für Preußen lagen, wie einft wider; 
wärtig in Olmütz. An dem Eintritt Geſammtöſterreichs in den 
Bund nahm Rußland nur ein schwaches Intereſſe; Frankreich 
aber und England erhoben dagegen offenen Protest, fo daß die 
Maaßregel nicht bloß Preußen nicht aufgezwungen, fondern ohne 
Preußens active Hülfe gar nicht verwirklicht werden konnte. So 
war man in Berlin einftimmig über die Verwerfung des öfter- 
reichiſchen Antrags. Als Manteuffel don dem Grafen Alvens⸗ 
leben einen Bericht über die Frage forderte, antwortete dieſer 
am 9. Februar: im Laufe der Verhandlungen ſei auf allen 
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Seiten ſtets anerkannt worden, daß vor Überſicht des Ganzen 
über leinen einzelnen Gegenſtand bindende Beſchlüſſe zu faſſen 
feien; dies werde auch gegen einen Antrag auf fofortige Ein⸗ 
ſetzung der Bundesorgane erklärt werden. Die Commiſſions⸗ 
beſchlüſſe Yimen erſt am 15. Februar im Drutke zur Vertheilung 
an die Mitglieder; erſcheine dann ſogleich jener Antrag, fo würde 
allgemein Mangel an Inſtruction vorgeſchützt werden, und eine 
Friſt von vierzehn Tagen zur Einholung derſelben unmöglich 
zu weigern ſein. Bei dem von Schwarzenberg gewünſchten 
Schritte würde die neue Executive um wenige Wochen früher 
in das Leben treten als bei Befolgung des normalen Weges. 
Aber der Eindruck würde ein ſehr übler ſein, und das Odium 
ganz auf Preußen fallen; denn von Schwarzenberg ſei man ein 
gewaltthätiges Verfahren gewohnt; man würde ſagen, Preußen 
habe ſich durch Schwäche fortreißen laſſen, und feine alten Ver- 
bündeten Preis gegeben. 

Nicht anders redete ein Bericht des Grafen Bernſtorff aus 
Wien vom 11. Februar an den König. Nach Schwarzenberg 's 
Plane ſolle auf keinen Widerſpruch der Kleinſtaaten geachtet 
werden. Dazu folle Preußen helfen, alſo feine Verbündeten 
fallen laſſen und mit eigener Hand ein Directorium, in dem es 
ſtets in der Minderheit fein würde, in das Leben rufen, zum 
Vortheil feiner erbittertſten Gegner Rußland unterftüpte Oſter⸗ 
reich dabei: die beiden Mächte, welche vor Kurzem Preußen 
wegen Verletzung der Verträge von 1815 bekriegen wollten, 
drängten jetzt felbit zur rückhaltloſen Zerreißung derſelben. Wenn 
es ſich um die Übertragung der Executive allein an die beiden 
Großmächte handelte, fo läge darin ein Fortſchritt, für deſſen 
Erzielung ſich Manches opfern ließe. Aber gegenüber dieſem 
vieltöpfigen Directorium, wo Oſterreich feine Macht nicht mit 
Preußen, ſondern mit den Mittelftanten theile, ſei die Rückte hr 
zum allen VBundestage für Preußen entschieden vorzuziehen. 
Man ftände dann auf dem Boden der Verträge, formell in der 
alten Stellung, und hütte außer ſeinen deutſchen Verbündeten 
England, Dänemark und Niederland auf ſeiner Seite. Es ſei 
übrigens gewiß, daß bei dem von Schwarzenberg angeſtrebten 
Vorgehen Hofftein- Lauenburg und Luxemburg - Limburg aus 
dem Bunde austreten würden. Um dieſen Widerſtand zu be⸗ 
ſchwichtigen, würde Schwarzenberg vielleicht die neue Bundes⸗ 
behörde zunächſt nur als proviſoriſche auftreten laſſen, und zwar 
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gebildet durch die beiden Großmächte und die vier Königreiche 
allein, während es den drei andern Curien anheimgeſtellt bliebe, 
ſich unter einander über die Stimmeneintheilung zu einigen. 
Hienach würde das Proviſorium, in welchem Preußen zwei 
Stimmen gegen ſechs beſäße, einen langen Beſtand gewinnen 
können. 

Die Wirkung dieſer Berichte war eine vollſtändige. Ich 
finde nicht, daß ſich in Berlin irgend eine abweichende Stimme 
erhoben hütte. Auch darüber gab es jetzt reine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit mehr, daß im Vergleiche mit Schwarzenberg's 
Entwürfen der fo oft, und mit Grund, verurtheilte Bundestag 
ein leidliches Auskunſtsmittel fein würde. Manteuſſel würde 
alſo nach Dresden gehen, und zunächſt bei Schwarzenberg die 
preußiſche Gleichberechtigung als unerläßliche Vorbedingung 
iedes ſonſtigen Zugeſtändniſſes zur Sprache bringen. 

Die Verhandlung der beiden Miniſter begann dann in 
Dresden nach Schwarzenberz's Vorſchlag am 16. Februar, und 
dauerte eine ganze Woche hindurch. Es zeigte ſich ſogleich, daß 
Preußens Forderung der Rarität im Bundespräſidium keine 
Ausficht auf Erfüllung Hatte. Bunächſt erklärte Schwarzenberg 
die ungeheuere Dringlichkeit der Einſetzung der neuen Behörden; 
man dürfe fie durch das Einſchieben einer doch gar nicht fo ein⸗ 
fachen Frage nicht aufhalten; jei man erſt in Frankfurt, fo ſolle 
die Theilnahme Preußens am Präsidium die erſte Forderung 
fein, die er felbft an das neue Plenum ſtellen würde. Zum 
Beweiſe feiner guten Geſinnung begann er dann die Frage zu 
behandeln, welche Functionen dem Praſes als ſolchem nach der 
Geſchäſtsordnung oblägen, Eröffnung der Einläufe, Uberweiſung 
derſelben an die betreffende Stelle, Anberaumung der Sitzungen 
u. ſ. w., und erwog bei jeder einzelnen, ob Preußen dabei Mit⸗ 
wirkung erhalten könne oder nicht. Was er hier bejahen zu 
dürfen glaubte, wollte er dann in Frankfurt zur Annahme auf 
das Allerdringendſte empfehlen; mehr, verſicherte er, könne er 
pflichtmäßig nicht thun; einen gewißen Ehrenvorzug aufzugeben, 
verbiete die Würde des Kaiſers unbedingt. Das Alles blieb 
weit hinter dem preußiſchen Begehren völliger Gleichberechtigung 
oder einſaches Wechsels im Präfidium zurück; Manteuffel fuhr 
dann nach Berlin, um perſönlich dem Könige Vortrag zu erſtatten, 
kam aber mit der beftimmten Weiſung zurück, feſt auf dem ganzen 
Umfang der Forderung zu beharren. Schwarzenberg räumte 
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darauf noch einige Punkte. der Geſchäftsordnung ein; auch Mans 
teuffel vermied es zur geit, ein klares Ultimatum zu ftellen, 
eine definitive Verſtändigung aber wurde nicht erreicht, und 
Manteuffel mußte hienach erklären, daß bis zu deren Erzielung 
die definitive Beſchlußfaſſung der Conferenz über die Commiſſions⸗ 
antröge, und um fo mehr alſo auch die Einsetzung der neuen 
Yundesorgane, aufzuſchieben ſei. Am 23. Februar fand dann 
eine Plenarſitzung der Conferenz Statt. Oſterreich forderte zur 
Annahme der Commiſſionsantrüge auf, und verband damit den 
Vorſchlag zur ſofortigen Bildung der Executive. Preußen ſtimmte 
hinſichtlich der Wichtigkeit der Sache zu, fand aber eben deshalb 
nöthig, den Regierungen Zeit zur Erwägung und Inſtruction 
zu laſſen, und beantragte demnach Aufſchub der Ahftirmung um 
vierzehn Tage. Da Oſterreich nichts anführen konnte, um einen 
Widerſpruch gegen dieſe Vertagung zu begründen, ſo wurde der 
Antrag einflimmig angenommen. Bayern aber fand, es würde 
immerhin von Intereſſe fein, ſchon jetzt eine vorläufige Meinungs⸗ 
äußerung der Herren Geſandten zu vernehmen, und nach dieſem 
Borfhlag wurde eine ſolche unmaaßgebliche Abftimmung vorge⸗ 
nommen. Da zeigte ſich, wie erfolgreich Graf Alvensleben ge⸗ 
wirkt hatte. Von 35 Staaten ſtimmten nicht weniger als 18 
(außer den ganz kleinen alle Großherzogthümer) gegen die 
Commiſſtonsanträge; Holſtein, Luxemburg und Homburg ent- 
hielten fi. Für jeden unbefangenen Beurtheiler war es klar, daß 
damit vor Allem das ſechs Wochen früher von Manteuffel an⸗ 
genommene Eilfer-Directorium für immer begraben war. Die 
Frage drängte ſich auf, was geſchehen würde, wenn auch bie 
weitere Beralhung zu keinem allfetigen Einberſtändniß führe, 
Die Antwort lag ſo nahe, daß Baron Pfordten eine lebhafte 
Verwahrung dagegen angemeffen erachtete. Etwas Neue, rief 
er, müſſe in Dresden zu Stande kommen; einem Veſchluſſe der 
Conferenz, in den alten Bundestag zurückzukehren, werde Bayern 
feine Zuftimmung verfagen, da er ein Bruch der feierlichen 
Zuſagen fein würde, welche man der deutſchen Nation gegeben 
babe. Herr von Beuſt flimumte den patriotifchen Worten feines 
Freundes mit gleicher Wärme zu. Es war der unwilllitrliche 
Ausdruck des Kummers über die Vereitelung der lockenden Hoffe 
nung, welche Schwarzenberg's Pläne dem Ehrgeiz der Mittel⸗ 
ftaaten eröffnet hatten. Sonſt hatte es keine Bedeutung. Denn, 
wenn man einen Conſerenzbeſchluß über Rückkehr zum alten 
v. Sobel. Begrkndung d.beutfchen Beides. IE 5 
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Bundestag verhindern konnte, fo wars es gerade den Mitglieder 
des beſtehenden Bundestags am wenigſten möglich, den andern 
Einzelstaaten den Eintritt in denſelben zu wehren. 

Beim Abschiede verhieß Herr von Manteuffel dem Fürſten 
Schwarzenberg, ihm nach wiederholtem Vortrag beim Könige 
umgefäumte und beftimmte Eröffnung der Anſichten zu machen, 
welche für Preußens Stellung zu den Conferenzen entſcheidend 
ſeien. Dies geſchah bereits am 27. Februar, und das Schreiben 
redele aus einem andern Tone, als ihn Schwarzenberg bisher 
bei dem preußischen Collegen gewohnt geweſen. Manteuffel be⸗ 
gann mit der Erklärung, daß er nicht perſönliche Anſichten, 
ſondern das Ergebniß feſter Thatſachen und Zuſtän de ausſpreche, 
lein preußiſches Cabinet würde jemals davon abweichen können. 
Wenn Oſterreich den Eintritt feiner Geſammtmonarchie in den 
Bund für eine Nothwendigkeit halte, fo fei eine gleiche Noth⸗ 
wendigteit für Preußen die Gleichberechtigung mit Dei im 
Präfidium des Bundes. Preußen könne dies Verlangen nicht 
erſt von einer künftigen Verhandlung der neuen Bundesbehörden 
in Frankfurt abhängig machen; ehe die neue Verfaſſung in das 
Leben treten dürfe, müßten die beiden Fragen in günſtiger 
Weiſe erledigt ſein. Er lege alſo die preußiſchen Vorſchlüge 
über das Bundespräſidtum bei, und bemerke zugleich, daß man 
ſich auf ein gegenſeitiges Handeln und Abhandeln nicht einlaſſen 
werde, vielmehr ſei hier die äußerſte Grenze der preußiſchen 
Nachgiebigkeit bezeichnet. Wenn Oſterreich den Vorſchlag an- 
nehme, und ihn in Dresden durchſetzen helfe, ſei Preußen bereit, 
einen etwa von Oſterreich aufzuſtellenden Antrag über die Bil⸗ 
dung der Executive zu unterſtützen, welcher mehr Ausſicht auf 
Annahme hätte, als das von beiden Mächten gemeinſam ein⸗ 
gebrachte Eilſerprojekt. Ebenſo würde Preußen jedem andern 
Vorſchlag ſeine unbefangene Prüfung nicht entziehen, auch wenn 
er von einem Kleinſtaate käme. Übrigens möge Oſterreich bei 
dieſer Frage nicht auf die Sympathien der comjervativen Partei 
in Preußen rechnen. Dieſe Conſervattven ſeien echte Altpreußen, 
ſehr erfüllt von dem Wunſche guter Freundſchaft mit Oſterreich, 
vor Allem aber eifrig für die Unabhängigkeit und die Würde 
des preußiſchen Staats. 

Um für alle Fälle keine Ungewißheit über die preußiſchen 
Entſchlüſſe zu laſſen, ſchloß Manteuffel mit dem Ausſpruch, daß, 
wenn eine Verſtändigung mit Wien nicht zu Stande kommen 
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ſollte, Preußen auf den 1850 von Oſterreich angerufenen Boden 
der alten Verträge zurücktreten würde, 

Es war begreiflich, daß Fürſt Schwarzenberg bei dem Em⸗ 
pfang dieſes Halbofficiellen Briefes zornig auffuhr. Schon die 
Auſſtellung eines ſeſten Ultimatum, ganz abgeſehen von feinem 
Inhalt, war mehr, als ſich Manteuffel bisher bei ihm in irgend 
welcher Frage herausgenommen hatte — dann die volle Parität 
Preußens, in weiterem Umfange, als ſie in Dresden von Man⸗ 
teuffel mündlich bezeichnet worden war — ferner dieſe Parität 
als uncbweisliche Bedingung für den Eintritt Geſammtöſter⸗ 
reichs in den Bund — und endlich die unverhüllte Losſagung 
Preußens von dem Vorſchlag des Eilfet⸗Directoriums, alſo der 
geſicherten Oberherrſchaft Oſterreichs in der neuen Egecutive, 
das Alles auf Einem Blatte vereinigt, überſchritt bei Weitem 
die Grenzen von Schwarzenberg's Geduld. Aber wo gab es 
ein Mittel dagegen? Preußen war völlig geeinigt im Innern, 
und hatte nicht bloß die Mehrzahl der Mitglieder der Conferenz, 
ſondem auch die europäifchen Mächte auf feiner Seite. Genug, 
die ganze Summe des fo hoffnungsreich Erſtrebten, des von 
Manteuffel im Privatgeſpräch fo leicht erreichbar Dargeftellten 
war im letzten Augenblicke vor der Vollendung zertrümmert. 
Es war der Wendepunkt für die ganze Dresdener Verhandlung. 

Schwarzenberg's erſter Schritt war jetzt, am 2. Mürz, ein 
Circular an die widerſetzlichin Regierungen, worin er ihnen, als 
wenn Manteuffel s Brief gar nicht egiffirte, auf Grund des letzten 
Sißungs⸗Prototolles vom 23. Februar vorhielt, daß gegen den 
einigen Willen der beiden Großmächte und der Königreiche ein 
Widerſpruch anderer Staaten, die zufammen nur ein Zehntel der 
Bevöllerung des Bundes enthielten, ein höchſt gewagter Schritt 
fein würde; die Zeitverhältniſſe, fagte er, reden fo deutlich, daß 
wir durch weitere Vorſtellungen die Achtung vor unſern Bun des⸗ 
genoſſen zu verletzen glauben würden. Natürlich wußten die 
kleinen, wie es jept in Berlin ſtand, und betilten ſich, das Cir⸗ 
eular dorthin mitzutheilen; die einzige Folge desſelben war alſo 
verdoppeltes Mißtrauen gegen Schwarzenberg's Heftigkeit und 
Unzuverläffigfeit. 

Am 4. Mürz beantwortete dann der Fürſt die preuß iſche 
Depeſche durch ein halbofficielles Schreiben an Manteuffel, 
23 Quartſeiten lang. enthaltend eine breite Wiederholung der 
ganzen bisher geführten Verhandlung, eine Klage über die 
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Verkoppelung der beiden, gar nicht gleichwerthigen Fragen, des 
Eintritts Geſammtöſterreichs und der preußischen Parität, eine 
Erklärung. daß man zu jeder erlaubten Conceſſion bereit fe, aber 
der Titel des Präfidialgefandten und die Leitung der Sitzungen 
müſſe Osterreich verbleiben. Den ganzen Arger feiner Seele ſchüttete 
er dann noch in einem Privatbrief an Manteuffel vom ſelben 
Tage aus. Unfere gemeinfamen Vorſchlgge, ſagte er, denen 
die Vertreter von neun Zehnteln des deutschen Bundes beige⸗ 
ftinunt, hal Preußen alſo fallen laſſen, wahrſcheinlich aus ger 
wiſſenhafter Rückſicht auf den ſtrengſten Vundesrechtsbegriff. 
Die neucſte Wendung hat in Paris alle Herzen mit Freude 
erfullt; ich habe ſichere Anzeichen, und wundere mich nicht, daß 
wir mehr als einen Judas in unferer Mitte haben. In Dres⸗ 
den, bemerkte er, würde jept eine Menge neuer, ebenfo lehrreicher 
wie abfurder Denlſchriften erwachſen; er müſſe es ſich deshalb 
verſagen, wieder dorthin zu kommen und dieſe Ausarbeitungen 
anzuhören; ein ſolches Opfer könne von ihm das Vaterland 
nicht zweimal fordern. Das Ohr der Gothaer blicke aus jeder 
Verkleidung hervor. 

Es zeugte von der ruhigen Stimmung, welche jetzt im 
preußiſchen Cabinet herrſchte, daß alle dieſe ftachligen Liebens⸗ 
würdigkeiten nicht den Drang zu völligem Bruche hervorriefen. 
Im Gegentheil, fo feſt entſchloſſen man in der deutſchen Ver- 
faſſungsſache war, fo hatte man doch den dringenden Wunſch, 
im Übrigen gute Beziehungen mit Osterreich zu erhalten, theils 
im Hinblick auf Rußland, theils in der Sorge vor Übergriffen 
der franzöfifchen Republik unter der Leitung des revolutionären 
Emporkömmlings Louis Napolcon, der ſo eben dem preußiſchen 
Geſandten zur Regelung der deutſchen und ſonſtiger europäiicher 
Fragen die Berufung eines Congreffes der Großmächte vorgeſchlagen 
hatte. Manteuffel ſandte alſo dem Fürſten Schwarzenberg am 
10. März ein zweites Schreiben, worin er zwar fein Ultimatum 
vom 27. Februar in allen Stücen aufrecht hielt, zugleich aber auch 
die Bereitwilligkeit Preußens zu einer ſolidariſchen Verbürgung 
des öſterreichiſchen Geſammtgebietes ausſprach. Je ernſter, ſagte 
er, eine europalſche Verwicklung werden mag, deſto feſter werden 
wir in der engen Verbindung mit Osterreich beharren. Dies Wort 
hatte denn auch in Wien, wo man mit gleichem Argwohn wie 
in Berlin auf Louis Napoleon blickte, ſeine volle Wirkung. In 
der Antwort des Fürſten vom 17. März war der vorherige 


Google 


1851 Haltung Schwarzenderg's. 69 


gereizte Ton völlig verschwunden, und dafür der Ausdruck lebhaſtes 
Dankes für den Allianzvorſchlag an die Stelle getreten. Indeſſen 
bat der Fürſt, ein näheres Eingehen darauf bis zum Schluſſe 
der Conſerenzen zu vertagen, da er immer noch nicht an deren 
völlige Ergebnißloſigkeit glauben mochte. Die Correſpondenz 
zwiſchen beiden Miniſtern ſegte ſich daun durch einige Wochen 
fort; neue Vorſchläge über Parität und Executive wurden von 
der einen wie von der andern Seite gemacht; ihr Schickſal aber 
war ſtets das ſelbe; fie wurden von Oſterreich verworfen, wenn 
ſie das preußiſche Intereſſe begünſtigten, und umgekehrt; ſie 
ſcheiterlen alſo an derſelben Kippe, welche die Conferenz gleich 
in der erſten Sitzung dem Untergange nahe gebracht hatte, der 
Neben buhlerſchaft der beiden Mächte. So lange dieſe nicht auf 
irgend eine Weiſe gelöſt war, gab es für Deutſchland keine 
andere Berfaſſung als den loſen Staatenbund von 1815. 

Die definitive Erkenntniß dieſer Wahrheit bethätigte zuerſt 
Preußen, indem es am 27. März feine frühern Unionsgenoſſen 
zur Beſchickung des Bundestags auf den Termin des 12. Mai 
aufforderte. Bald nachher überzeugte ſich auch Fürſt Schwarzen⸗ 
berg von der Nichtigkeit der auf Dresden gefepten Hoffnungen 
und griff dann auf Preußens Anerbieten zu einem beſonderen 
Allianzvertrage zurüd. Am 13. April ſandte er einen Entwurf 
desſelben nach Berlin, in deſſen Einleitung noch einmal der 
Wunſch beider Monarthen auf den Eintritt ihrer fämmtlichen 
Beſizungen in den Bund erwähnt, Angeſichts aber der von 
England und Frankreich dagegen erhobenen „rechtlich allerdings 
ganz unhaltbaren“ Einwendungen für jetzt der Abſchluß eines 
Schutzbündniſſes zur Sicherung aller ihrer Beſitzungen vorge⸗ 
ſchlagen wurde. Im Texte des Vertrags ſelbſt war indeſſen die 
Verpflichtung Preußens auf die Zufage des Beiſtandes mit 
voller Macht bei einem Angriffe auf das öſterreichiſche Ztalien 
befchränkt, während Oſterreich das gleiche Verſprechen bei einer 
Bedrohung irgend welcher preußiſchen Provinz ohne Unterſchied 
anbot. 

Das Berliner Cabinet ſtrich darauf aus dieſem Entwurfe 
die Einleitung, fügte zu den italienischen auch die bisher im 
deutschen Bunde befindlichen Provinzen Oſterreichs hinzu, nannte 
andrerſeits als Gegenstand des öſterreichiſchen Schußes die 
preußiſchen Bundeslan de, ſowie Oſt⸗ und Weſtpreußen, wollte 
gegenſeitige Hülfe bei innern Aufitänden in Galizien, Krakau 
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und Poſen verabreden, Rußland den Beitritt zu dem Vertrage 
offen halten, die Dauer aber des Ganzen auf drei Jahre ber 
ſchränten. Denn für immer ſich mit der Wiener Politik im 
Orient und in Italien zu identifteiren, dazu empfand doch 
niemand in Berlin Verpflichtung oder Neigung. 

Schwarzenberg erklärte ſich von dieſen Anderungen wenig 
erbaut. Noch immer wünſchte er die preußiſche Zufage für den 
Eintritt aller Provinzen beider Mächte in den Bund, und lehnte 
alſo in demſelben Sinne die Erwähnung Oft und Weſtpreußens 
in dem Vertrage ab, weil damit die Abſicht des Berliner Cabinets 
auf Zurüctziehung dieſer Provinzen aus dem Bunde ausge- 
ſprochen war. Die Veftimmung über gegenfeitige Hülfeleiſtung 
bei polniſchen Auſſtänden erklärte er für überflüffig, weil fie 
bereits durch die Verträge von 1833 feſtſtehe. 

Schließlich vereinigte man ſich dahin, Alles wegzulaſſen, 
wogegen von einer Seite Bedenken erhoben waren, und einfach 
zu jagen, daß im Laufe der nädjten drei Jahre jede der beiden 
Regierungen mit voller Macht der andern Veiſtand leiſten würde, 
wenn irgend eine Beſitzung derſelben, inner- oder außerhalb des 
deutſchen Bundes gelegen, angegriffen würde. 

Während dieſer geheimen Verhandlungen der beiden Groß⸗ 
mäͤchte hatten in Dresden die Commiſſionen der Conferenz fo 
breufleißig ihre Themata weiter bearbeitet, als follte durch ihre 
Leiſtungen eine neue Epoche der Weltgeſchichte eröffnet werden. 
Um die Mitte des April konnten ſie melden, daß ihre Berichte 
gegen Ende des Monats ſeſtgeſtellt fein würden, und Preußen 
ſchlug darauf vor, am 5. Mai die Conferenz mit der einfachen 
Erklärung zu ſchließen, daß die Commiſſionsberichte dem Bundes⸗ 
tage zur weitern Behandlung zugehen follten. Ein folder Miß⸗ 
erfolg der in der ſichſiſchen Metropole tagenden Berſammlung 
erſchien aber dem Baron Beuſt unertnäglich; er eilte nach Wien, 
um dem Fürſten Schwarzenberg vorzuschlagen, die Conferenz 
möge die Commiſſionsbeſchläſſe allerdings nicht als geſehgeberiſche 
Acte, aber doch als gemeinſame Gutachten genehmigen, nur um 
fie dann den deulſchen Regierungen zu beliebigem Gebrauche 
vorzulegen. Da hiebei alle zwischen Oſterreich und Preußen 
ſtreitigen Punkte wieder zur Sprache Hätten kommen müſſen, jo 
wäre ohne Zweifel die einzige Wirkung des Beuſt ſchen Gedankens 
das Auseinandergehen der Gonjerenz in offenkundigem Zwieſpalt 
geweſen. Schwarzenberg, mit Beuſt in dem Wunſche einber⸗ 


1851 Schluß der Conſerenzen 71 


ftanden, die Conferenz nicht mit einem völlig negativen Er⸗ 
gebniß zu ſchließen, machte denmach in Berlin den Vorſchlag, 
die lezte Sipung erſt auf den 15. Mai anzuberaumen, und 
vorher noch ſechs Reformbeſchlüſſe zu faſſen, deren ſachlicher 
Werth unbeſtritten ſei. Da er aber in das Verzeichniß derſelben 
mit großer Unbefangenheit auch den Antrag der dritten Com⸗ 
miffion auf Vorbereitung der großen Holleinigung aufgenommen 
hatte, fo erfolgte umgehend von Preußen die Ablehnung des 
ganzen Vorſchlags. Schwarzenberg war darauf wieder ſehr er⸗ 
regt. Die Conſerenz, ſagte er dem preußiſchen Geſchäststräger, 
darf nicht ganz reſultatlos verlaufen: Wenig oder Viel, etwas 
muß erreicht werden; ich beharre auf der Einbringung meiner 
ſechs Punkte. Graf Buol ſtellte darauf am 2. Mai in der 
Conferenz den Antrag, die Regierungen zu einer Außerung ihrer 
Anſichten über die Commiſſionsanträge einzuladen, und zu dieſem 
Behufe eine Sitzung am 15. Mai anzuberaumen. Hiegegen 
konnte man, da es ſich nicht um Vota oder Beſchlüſſe handelte, 
nichts einwenden; wenn aber Fürſt Schwarzenberg daran noch 
irgend eine Hoffnung auf ein ſeinem Sinne entſprechendes Er⸗ 
gebniß geſetzt hatte, fo follte er eine gründliche Enttäufhung 
erleben. Vormittags am 15. war die hohe Versammlung volk 
zählig vereinigt. Oſterreich begann mit einer ausführlichen, 
durchgängig lobenden Kritik der Commiſſionsarbeiten, und ſchloß 
daran den oben erwähnten Antrag auf Annahme der ſechs 
Punkte. Preußen ſetzte dagegen eine kurze, in die Sache überall 
nicht eingehende Erklarung, daß die Commiſſtonsarbeiten dem 
Bundes tage zu überweiſen ſeien. Dann folgten die Übrigen mit 
wannigfaktigen, zum Theil recht weitläufigen Erörterungen. 
Das Ergebniß wer, daß über keinen Punkt ſich irgend eine für 
weitere Schritte brauchbare Übereinſtimmung herausſtelte. Am 
Nachmittage fand darauf die feierliche Schlußſihung Statt. 
Fürſt Schwarzenberg hatte die dieſes Mal wehmüthige Aufgabe, 
in feiner Präſidialrede der Verſammlung und ihren Beſtrebungen 
die üblichen Höflichleiten zu ſagen; er krönte feinen Vortrag 
durch das im Andenken der Nation gebliebene Wort, daß die 
Conferenz zwar leine neue Verfaſſung geſchaffen, wohl aber 
„ſchätbares Material“ für weitere Verhandlungen geliefert habe. 

Zu einigem Trofte mochte ihm gereichen, daß am folgenden 
Tage, dem 16. Ma, der geheime preußische Allianzvertrag in 
Dresden unterzeichnet, und damit auf drei Jahre für Oſterreichs 
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Herrſchaft über Italien die preußiſche Maffenhülfe geſichert wurde. 
Aber das ſchöne Bild einer bleibenden Mediatiſtrung Preußens 
war zerronnen für immer. 

So war das öſterreichiſch⸗großdeutſche Syſtem eine Fehl⸗ 
geburt geblieben, nicht anders als die Reichsverſaſſung der 
Paulskirche, das Dreikönigsbündniß und die preußiſche Union. 
Das Erzeugniß der revolutionären Bewegung war von beiden 
Großmüchten auf die Seite geſchoben worden Preußen aber und 
Oſterreich hatten die Kraft ihres Einfluſſes gemeſſen, jedoch 
feiner den andern zu bewältigen vermocht. Nichts blieb übrig, 
als der alte Bundestag, der noch im Mai feine jetzt allfeitig 
anerkannte Wirkſamkeit wieder eröffnete. Wer im Urtheil nur 
dem äußern Scheine folgte, konnte glauben, daß nach aller Be⸗ 
geifterung und Hoffnung, nach heißem Geiſttstampf und blutigem 
Schlachtendonner Deutſchland genau an demſelben Punkte ange⸗ 
kommen fei, auf dem es am 1. Februar 1848 geſtanden hakte. 
Niemand ſah auf dies Ergebniß mit größerer Befriedigung als 
der alte Fürſt Metternich. In einer Denkſchrift vom 10. Novem⸗ 
ber 1855 fügte er: „alle Strebungen, welche der Parteigeſt 
gegen den Begriff des Bundes in feiner geſeßlichen Geſtaltung 
in den Jahren 1848 und 1849 bis zum heutigen Tag gerichtet 
hat, haben ſich als ſchale, der Natur der Dinge entgegen ſtehende 
Unternehmen erwieſen. Die Fragen, welche ſich das öfterreihifge 
Cabinet im Jahre 1813 ſtellte, waren damals und werden in 
allen Zeiten die allein principiell denkbaren, und keiner andern 
braltiſchen Löſung fähig fein als derjenigen, welche dieſelben in 
der Bundesacte gefunden haben. 4)“ 


) Hiſtoriſche Zeitſchrift 58, S. 384. 


2. Gapitel. 
Thaätigſteit des erneuerten Bundestags. 


In einer Beziehung beeiferte ſich der wiedergeborene Bundes⸗ 
tag, durchaus als Fortſetzung des alten zu erſcheinen, in der 
Bekämpfung der liberalen und demokratiſchen Beſtrebungen der 
Zeit: dieſe hatten im Jahre 1848 eine bisher in Deutſchland 
ungeahnte Kraft entwickelt; dem entſprach jeht die das Marlöbaber 
Vorbild weit hinter fich zurücklaſſende reactionäre Energie des 
Bundestags. Auf dieſem Gebiete ſchien plötzlich die particulare 
Geſinnung ausgetilgt zu fein; die Regierungen der Einzelſtaaten 
wetteiferten mit geringen Ausnahmen, entweder ſolchen Beſchlüſſen 
des Bundestags ſich zu unterwerfen, oder fie ſelbſt zu veranlaſſen. 
Niemals früher hatte das deutſche Centralorgan fo tief in das 
innere Leben der Einzelftanten eingreifen dürfen, wie es jezt — 
um den Ausdruck Friedrich Wilhelm's IV. zu gebrauchen — 
an dem Beſtreben geſchah, den demotratiſchen Schmutz des 
Jahres der Schande aus den deutſchen Verfaſſungen zu entfernen. 

Einiges der Art war ſchon vorausgegangen, als der Bundes⸗ 
tag im Mai 1851 die alte Voltzähligteit wieber erreichte. In 
Mecklenburg⸗Schwerin war trotz alles Widerſtrebens der groß⸗ 
herzoglichen Regierung die alte Adels herrſchaft durch Urtheil 
eines Compromißgerichts hergeſtelt worden. Sachſen hatte im 
Mai 1850, als in feinen Kammern die eine Hälfte der Mit⸗ 
glieder auf den Anſchluß an die preußiſche Union, die andere auf 
die Anerkennung der Frankfurter Reichsverfaſſung drüngte, die 
Kammern aufgelöſt, die Geſetze von 1848 für erloſchen erklärt, 
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und die Verfaſſung von 1831 wieder erneuert. Württemberg 
war dieſem Beiſpiele gefolgt, als ſeine Volksvertreter der Re⸗ 
gierung das Geld zu den Rüſtungen verweigerten, welche in 
Bregenz zur Unterſtützung der kurheſſiſchen Exerution verabredet 
worden weren: die Abgeordneten wurden nach Hauſe geſchickt, 
und die Berfaffung von 1819 wieder in Kraft geſcßt. In beiden 
Staaten nahmen darauf die Miniſter die Zügel kräftig in die 
Hand, und führten eine ſtramme, aber zugleich in der Pflege 
der materiellen Intereſſen einſichtige Verwaltung; der in ſeinen 
alten Rechten hergeſtellte Adel war ihnen dankbar, und ein großer 
Theil des Bürgerthums freute ſich der Beſeitigung des, für 
Handel und Wandel ſo bedenklichen, politiſchen Treibens. 

Ahnliche Tendenzen rührten ſich nun überall. Es würde für 
ſich allein ein umfangreiches Buch erfordern, ihnen durch die 
deuuſchen Territorien im Einzelnen nachzugehen; es muß uns 
genügen, ihre allgemeine Richtung zu bezeichnen. Es handelt 
ſich eben überall um den Gegenſaß zu der demolratiſchen Strö⸗ 
mung von 1848. 

Wiederholen wir uns kurz deren weſentliche Forderungen. 

Wo man nicht geradezu das Banner der Republik erhob, 
ſuchte man doch den Monarchen in die Stellung des ausübenden 
Organs für den ſouveränen Willen des Volkes oder der Volks⸗ 
vertretung herabzudrücken, durch Beſchrünkung auf ein bloß auf⸗ 
ſchiebendes Veto bei der Geſetzgebung, durch unbeſchränktes 
Steuerverweigerungstecht der Volkskammer, durch Verpflichtung 
aller Beamten und Officiere auf die Verfaſſung, durch Über 
weiſung wichtiger Verwaltungszweige an gewählte Behörden. 

Dieſe mächtige, die Regierung lenkende Volksvertretung 
ſollie dann ihrerſeits wieder von dem ſouveränen Volke abhängig 
bleiben vermittelſt der Ertheilung gleiches allgemeines Stimm⸗ 
rechts bei kurzen Wahlperioden, durch unbeſchränkte Ausübung 
des Vereins- und Verſammlungsrechts, durch unbedingte Preß⸗ 
freiheit und höchſt beſchränkte Polizeigewalt. 

Nach dem Grundſat der Gleichheit follten alle Standes⸗ 
vorrechte abgeſchafft, und der Adel, wenn nicht einfach aufge⸗ 
hoben, doch feiner bisherigen Privilegien verluſtig werden. Die 
Kirche würde in ihren äußern Rechtsverhältniſſen zum Gehorſam 
gegen die Geſetze des demokratiſchen Staats verpflichtet, Wiſſen⸗ 
ſchaft und Schule von jedem kirchlichen Einfluß befreit, und 
niemand zu einem religioſen Bekenntniß genöthigt werden. 
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Zu volftänbiger Verwirklichung war dies Syſtem wohl an 
keiner Stelle gelangt, aber in zahlreichen Staaten doch jo weit 
durchgedrungen, daß der 1848 plößlich eintretende Zuſammen⸗ 
bruch der bisherigen Autoritäten, die Überfluthung mit neuen, 
oft proviſoriſchen und unfertigen Geſetzen und die legaliſirte 
Ungebundenheit der Voltsmaſſen eine große Verwirrung und 
Unſicherheit in allen Verwaltungszweigen, neben Rechtsbrüchen 
und Gewaltthaten aller Art hervorgerufen hatte. Daß hier 
Abhülſe an hundert Stellen nöthig war, iſt ebenſo unläugbar, 
als daß der erſte Schritt dazu die Stärkung der Obrigkeit ſein 
mußte. In den weitern Organijationen ging offenbar die aller⸗ 
dings nicht leichte Aufgabe dahin, die berechtigten Forderungen 
der neuen Zeit von den ſchädlichen Auswüchſen zu unterſcheiden, 
dieſe zu beſeitigen und jene der monarchiſchen Ordnung in paſſen⸗ 
der Weiſe einzufügen. 

Allein die uralte Weisheit, daß eine aus monarchiſchen, 
ariſtokratiſchen und demoktatiſchen Elementen gemiſchte Staats 
verfaſſung die beſte Gewähr zugleich für Ordnung und Freiheit 
bietet, war der jetzt an die Leitung der Reaction ſich drängenden 
Partel unbekannt oder erſchien ihr lächerlich. Die Politik, hieß 
es bier, iſt nichts als ein Streit um die Macht; wer Macht 
erſtrebt, iſt ein Narr, wenn er dem Gegner Theil an der Macht 
einräumt. Die Demokraten haben den Monarchen zum Sprach⸗ 
rohr der Volksvertretung erniedrigen wollen: wir laſſen Volks⸗ 
vertreter entweder gar nicht oder Höchfiens mit beratender Stimme 
zu. Die Demokraten haben die Beamten von den Befehlen des 
Königs und das Volk von den Verfügungen der Behörden 
emancipirt: wir ftellen das Volk unter die Befehle der Polizei 
und die Polizei unter die Winke des Monarchen. Die Demo- 
traten haben den Adel und den Pöbel in eine Maſſe geworfen, 
und die Kirche den zerſtörenden Agitationen der Clubs und 
einer trügeriſchen Wiſſenſchaft Preis gegeben: wir geben dem 
Adel ſeine localen und politiſchen Rechte zurück, und ſtellen das 
bethörte Volk wieder unter die Vormundſchaſt der neugeftärkten 
Kirche. 

Es arbeiteten alſo in der damaligen Reaction abſolutiſtiſche, 
feudafe und kleritale Tendenzen in wechſemder Gruppirung und 
Wirkungskraft neben einander. 

Oſterreich ging mit energiſchem Beiſpiele voran. Da hier 
die Revolution durch große militäriſche Machtentfaltung nieder⸗ 
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geworfen war, und der leitende Miniſter, Fürſt Schwarzenberg, 
überhaupt eine Staats ordnung nur inſoweit als brauchbar an⸗ 
erkannte. als fie die Unterthanen zu unbebingtem Gehorſam nach 
militäriſchem Muſter verpflichtete, jo überwog hier die abſolutiſtiſche 
Tendenz bei Weiten. Die Märzverfaſſung von Kremſier war 
von jeher ein todter Buchſtabe geblieben, obgleich man ſich das 
Vergnügen gemacht hatte, ihr auf dem Papier ebenſo todte 
Lan desverfaſſungen für jedes Kronland anzuhängen. Entſcheidend 
war ohne Zweifel die Thatſache, daß bei den verwickelten Zu⸗ 
ſtänden in Ungarn die Ausführung der Verfaſſung noch größere 
Schwierigkeiten und Gefahren in Ausſicht ſtellte als ihre Auf⸗ 
hebung. Nur die unbeschränkte Allmacht der Regierung ſchien 
die Einheit, ja die Exiſtenz des Reiches ſichern zu lönnen. So 
fiegte die Meinung, von allen provinziafen Beſonderheiten ehenfo 
wie von ſogenannten Grundrechten und einem felbſtändigen 
Reichstage abzuſehen. Die ganze Monarchie ſollte in gleichmäßig 
organiſirte Verwalkungsbezieke zerlegt, eine über die Unterthanen 
allmächtige, von der Reichsregierung unbedingt abhängige Burenu⸗ 
kratie eingerichtet, und fo ein Syſtem durchgreifende Centrali⸗ 
fation in das Leben geführt werden. Um dieſer Verwaltung 
feften Halt zu geben, wurden auch an den Stellen, wo der 
Belagerungsſtand nicht verkündet war, die Militärbehörden mit 
mannigfachen Vollmachten zur Sicherung allgemeiner Botmaßig⸗ 
leit verſehen. In noch bedeutenderem Umfange aber wurde zu 
gleichem Zweck der große Veamtenapparat der katholiſchen Kirche 
herangezogen. Der römifchen Curie wurden die weitesten Aus⸗ 
ſichten eröffnet, Jeſuiten und Ligorianer in das Reich zurück 
gerufen, das ganze Schulweſen der Aufſſcht der Biſchbfe unterteilt, 
alle weltlichen Beamten zu kräftiger Unterftügung der kirchlichen 
Cenſuren und Sittenzucht angewieſen. Ganz wie der erſte 
Napoleon meinte jezt auch Fürft Schwarzenberg fagen zu lännen; 
mit meinen Soldaten, Poliziſten und Klleritern thue ich im Sande, 
was ich will. 

Der Adel erhielt bei dieſem Sytem, namentlich ſeit die 
ungariſchen Magraten noch einmal eine eigene Meinung aus⸗ 
zuſprechen gewagt hatten, nur ſpärliche Brocken. Die Robot⸗ 
freiheit der Bauern blieb aufrecht; den Edelleuten wurde dafltr 
die Befugniß zur Errichtung von Fideicommiſſen gewährt; 
ihre Güter wurden aus dem Gemeindeverbande ausgeſchieden, 
und ihnen Hoffnung auf eine ſtändiſche Bezirksvertretung mit 
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berathender Stimme gegeben. Stärkere politiſche Rechte blieben 
ihnen verſagt. 

Drei Iniferliche Handſchreiben vom 20. Muguft, und drei 
weitere Handſchreiben vom 31. December 1851 verkündeten den 
Völlern Oſterreichs die Aufhebung der Verfaſſung und die Grund⸗ 
fäge der abſolutiſtiſchen Centraliſation. Keine Stimme erhob 
ſich dagegen. Die Landtage waren beſeitigt, die Preffe lag in 
feften Banden, jeder Widerspruch wäre auf der Stelle erftict 
und ſchwer geahndet worden. Erſt in weiterem Verlaufe lehrten 
die Folgen, daß Schrankenloſigkeit nicht immer eine Quelle der 
Stürke ift. 

Nachdem die laiſerliche Regierung im Auguſt 1851 zum 
Entſchluſſe über dies Verfahren gekommen war, erging im Sep⸗ 
tember eine dringende Mahnung nach Berlin, auf gleiche Weiſe 
auch in Preußen den Erzeugniſſen der Revolution den Garaus 
zu machen und vor allen Dingen die Verfaſſung von 1850 
wieder aus der Welt zu ſchaffen. 

Nicht amtlicher Weiſe im Miniſterium, wohl aber in der 
perſönlichen Umgebung des Königs hatten ühnliche Gedanken 
bereits fefte Form gewonnen. An die Stelle einer verttagsmäßig 
vereinbarten Verfaſſung ſollte ein königlicher Freibrief, an die 
Stelle der, wie man ſich aus drückte, unorganiſchen Kopfzahl⸗ 
wahlen ſollten die Organe der hiſtoriſchen Stände treten; für 
das Intereſſe des Staats hätte der König, die Stände aber für 
ihre ſtändiſchen Intereſſen zu ſorgen; genug, nicht wie Fürſt 
Schwarzenberg, auf eine Nachahmung des napoleoniſchen Deſpo⸗ 
tismus, ſondern auf eine Rückkehr zu dem Syſteme des Ber- 
einigten Landtags von 1847 nahm man Bedacht. Da dieſes 
der Ausdruck der eigenſten Anſchauungen Friedrich Wilhelms 
geweſen, fo war die Berſuchung für den Monarchen ſtarl, denn 
an eine revolutionäre Auflehnung gegen die Maaßregel wire 
damals in Preußen ſo wenig wie in Oer zu denken geweſen. 
Auf der andern Seite war hier kein augenbliclicher Nothſtand 
vorhanden, keine Unruhe im Lande, kein ſchwerer Streit mit den 
Kammern; es fehlte an jedem Anlaß und Vorwand zum Staats⸗ 
ſtreich, außer der perſönlichen Anſicht einiger einfluß reicher 
Männer, daß die Berſaſſung von 1847 beſſer ſei als die von 1850. 
Nun aber hatte bei dem Erlaß der letztern der König in feier- 
licher Weiſe den Kammern für die verbeſſernde Revifion der 
Verſaſſung gedankt, ihnen erklärt, daß fie ihm dadurch ein könig⸗ 
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liches Regiment auf Grund der Verfaſſung möglich gemacht, 
und dann durch eidliches Gelöbniß der Verfaſſung feine Sanction 
erteilt. War es denkbar, daß er zwei Jahre nachher dieſe Er⸗ 
klärungen als oſſenbare Srrthüimer zurüccknühme, und daraufhin 
ſich von ſeinem Eide losſagte? Der König wünſchte auch einen 
ſeiner liberalen Freunde darüber zu hören, und ließ ſeinem Ge⸗ 
fandten in London, Bunſen, die Frage vorlegen. Wie zu er⸗ 
warten war, rieth Bunſen auf das Dringendſte von einem Staats⸗ 
ftreich ab, der mit einem Eidbruch beginnen, und durch 
Schöpfungen den innern Frieden von Grund aus aufwühlen 
müßte. Wie mir aus zuverläffiger Quelle verſichert wird, gaben 
damit die Advocaten des Staatsſtreichs den Plan noch nicht 
auf. Sie ſprachen dem „liberalen Schwäzer in London jede 
Urtheilsfähigleit in der Sache ab; fie fanden, es fei tugendhafter, 
einen fündhaſten Eid zu brechen als ihn zu halten; fie fragten: 
wenn König Herodes ſein der Herodias eidlich gegebenes Ver⸗ 
ſprechen, ihr den Kopf des Täufers zu ſchenken, gebrochen hätte, 
wäre das vor Gott eine Sünde geweſen? Gegen ſie aber erhob 
ſich ein Royalift reinſtes Waſſers, ein Mann, welcher damals 
bei allen Liberalen als Gegner aller Freiheit verrufen war, der 
Oberprüſident der Provinz Pommern, Freiherr von Senft⸗Pilſach. 
Er ſchrieb dem Könige in ehrfürchtigen und ernſten Worten, 
Majeſtät möge ſich durch fein frommes Sophisma von dem 
geraden Wege der Ehre und Treue verlocken laſſen; niemals 
würde unſer norddeutſches bedächtiges und kräftiges Volk einen 
Eidbruch feines Königs verwinden und vergeſſen. Der König 
entſchied, das ſei die Wahrheit, und von dem Freibrief war keine 
Rede mehr. 

Indeſſen überzeugte der Minifter des Innern, Here von 
Weſtphalen, feine Collegen ſehr bald, daß der erſtrebte Bruch 
mit der Revolution ſich auch unter dem Fortbeſtand der Ver⸗ 
faſſung von 1850 mit einiger Geſchicklichleit und Unbedenklichkeit 
in ganz auskömmlicher Weiſe erreichen laſſe. Die nöthige Ges 
ſchiclichteit beſtehe in einer unbedenklichen Interpretation der 
einzelnen Verfaſſungsartikel und Geſetzesparagraphen. Eine höchſt 
erfolgreiche Regel wurde dahin feſtgeſedt, daß eine lange Reihe 
jener Artikel, namentlich im zweiten Titel der Verfaſſung „von 
den Rechten der Preußen“ allgemeine Ornbfäge ausſpreche, die 
eine bindende Kraft erſt durch ſpecielle Ausführungsgeſehe erhalten 
könnten, jo daß bis zu deren Erlaſſe die betreffenden frühern 
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Gefepe in Kraft blieben. Nach dieſer einfachen Formel war der 
Gleichheit vor dem Geſetze, der Aufhebung der Standesvorrechte, 
der Freiheit des religiöſen Bekennmiſſes, der Bildung neuer 
Religions geſellſchaſten mit öffentlicher Neligionsübung, der Auf⸗ 
hebung der gutsherrlichen Polizei u. ſ. w. die geſetzliche Be⸗ 
deutung entzogen. Ich verſage mir, der weitern Entwicklung 
diefer Kunſt der Abſchaffung eines Geſetzes durch feine Inter⸗ 
pretation auf den einzelnen Gebieten der Verwaltung näher 
nachzugehen: fur unſern Zweck reicht die Bezeichnung der damit 
durchgefeßten Ergebniffe hin. Anders als in Oſterreich theilten 
ſich hier die Burenukratie, der Adel und die Kirche ziemlich 
gleichmäßig in den Gewinn. Gegen die geſetzwidrige Verfügung 
eines königlichen Berwaltungsbeamten gab es thatſochlich keine 
Abhülſe mehr als die Beſchwerde bei dem vorgeſetzten Minifter; 
das Recht der Polizeibehörden, Verordnungen mit Straf 
androhung zu erlaſſen, wurde von jeder Schranke entbunden; die 
Vezirksregierungen griffen kraft ihres Oberauffichtörechts in die 
Selbftverwaltung der Städte mit, ohne und gegen Geſetz nach 
freiem Ermeſſen ein, und während das Geſetz bei einem Miß⸗ 
brauch der Preßfreiheit den Richter bevollmächtigte, in gewiſſen 
Fallen dem Buchhändler oder Buchdrucker die Conceffion zu ent⸗ 
ziehen, fo interpretirte Herr von Weſtphalen, das Geſetz ſage 
nicht, daß allein in diefen Fällen die Entziehung statthaft fei, 
und ließ demnach überall, wo es nützlich ſchien, durch die Polizei 
die Conceſſion zurückziehen. So wurde, was in Oſterrtich durch 
ein offenes sio volo, sic jubeo, hergeſtellt war, eine weite Aus⸗ 
dehnung der bureaukratiſchen Macht, in Preußen durch eine 
bisher unbekannte Auslegung der Geſetze ſelbſt erreicht. In 
derſelben Weiſe sicherte ſich die jeubale Partei ihren eigenen Anz 
theil an der Beute. Den Groß grundbeſitzern wurde die durch 
die Verfaſſung aufgehobene Polizeigewalt wieder erneuert; es 
wurden die alten, mit den Verfaſſungsſähen unvereinbaren 
Provinzialſtände und Kreistage von Neuem in das Leben ge⸗ 
rufen, und was die Hauptſache war, die bisher wählbare erſte 
Kammer, ebenfalls nach einer ſehr zweifelhaften Geſetzes⸗Inter⸗ 
pretation, in ein Herrenhaus verwandelt, in welchem Grafen und 
Rittergutsbefiger ein ganz entſcheidendes Übergewicht und damit 
ein ſicheres Bollwerk gegen etwaige Verſuche zu einer ihnen 
mißliebigen fpätern Geſeßgebung beſaßen. Was endlich die 
Kirche betrifft, fo überließ man, an dieser Stelle die Verſaſſung 
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buchſtäblich und im weiteſten Sinne ausführenb, der katholiſchen 
Hierarchie die ſelbſtändige Ordnung und Verwaltung ihrer An⸗ 
gelegenheiten, ohne irgend eines der frühern Staatsaufſichtsrechte 
ſich vorzubehalten. Die Bildung und die amtliche Stellung des 
Pfarrklerus, die Verwaltung des Lirchenvermögens der Ge- 
meinden, die kirchlichen Zuchtmittel über die Laien, das Alles 
ſtand fortan zur freien Verfügung der Biſchöfe. Klöſter aller 
Orden, nicht zum wenigſten der Jeſuiten, erfüllten das Land 
und gewannen mächtigen Einfluß dei allen Ständen. In beiden 
Confeſſionen wurde die locale Aufſicht über die Volksſchule ein 
für alle Male dem betreffenden Pfarrer übertragen. Mit einem 
Worte, die Krone zeigte ſich hier noch uneigennüpiger und zur 
Beſchrankung ihrer Macht bereiter, als im Verhaltniß zum 
Adel. In der evangelischen Kirche gab es nun keine Hierarchie 
die aufer der Schulpflege zu einer Machtfiellung nach katholiſchem 
Muſter geeignet geweſen wäre. Indeſſen ließ ſich doch auch 
auf dieſem Gebiete die herrschende Geſinnung in mannigfaltiger 
Weiſe bethätigen. Die Selbſtandigkeit der Kirche vom Staate 
kam zur Geltung, wenn ein Geiſtlicher auf Grund eines Bibel⸗ 
ſpruchs dem Landesgeſetze, z. B. in der Frage der Trauung 
eines gerichtlich geſchiedenen Ehegatten mit einer andern Frau, 
den Gehorſam weigerte, und dann von den Behörden in feiner 
Haltung geſchützt wurde. Weiter äußerte ſich die Fürforge des 
Staats für die gläubige Kirche in empfindlichem Drucke auf alle 
Ungläubigen oder Lauen. Die Diſſidenten⸗Gemeinden wurden 
als politiſche Clubs der geföhrlichſten Art bezeichnet, und alle 
Mittel polizeilicher Ouglereien zu ihrer Auflöſung verwandt. 
Jeder emporſtrebende Beamte wußte, daß fein Vorwärtskommen 
von einem erbaulichen kirchlichen Lebenswandel, häufigem Beſuch 
des Gottesdienſtes, Theilnahme an frommen Vereinen, Beiträgen 
zu milden Stiftungen bedingt war. Die erzieflihe Wirkung 
dieſer Vorkehrungen wurde ſehr bald augenfällig. Die herrſchende 
Partei fühlte ſich fo ſteges gewiß, daß keine ihr verdächtige Per⸗ 
ſönlichteit auf Schonung rechnen durfte, Dies ging fo weit, 
daß ſogar der ihr leineswegs angehörige Thronfolger für ſeine 
abweichende Meinung bei mehrfachen Anläſſen mit Meinen, aber 
empfindlichen Unannehmlichteiten heimgeſucht wurde. 

So war die Verfaſſungsvolitik der beiden Großmächte ber 
ſchaffen, unter deren Einfluß der neue Bundestag zur Heilung 
der ſeit 1848 an demakratiſchem Gifte erkrankten Landes⸗ 
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verfaſſungen ſchritt. Am 8. Juli 1851 brachten Oſterreich und 
Preußen gemeinſam einen Antrag ein, deſſen Begründung zu⸗ 
nüchſt weitere Vorlagen über die Bereithaltung eines Truppen⸗ 
cords zum Schutze der Bundes verſammlung und über die Bildung 
einer Central⸗Bundespolizel ankündigte, und ſodann auf das 
Recht und die Pflicht des Bundes hinwies, nach Artikel II der 
Bundesacte, ſowie nach dem Gutachten einer Commiffion der 
Dresdener Conſerenzen für Deutſchlands innere Sicherheit zu 
forgen, und deshalb nicht zu dulden, daß die politiſchen Zus 
ſtünde der einzelnen Bundesſtaaten den Zwecken, Geſetzen und 
Beſchlüſſen des Bundes entgegenſtehen, wie dies leider vermöge 
der Geltung der Frankfurter Grundrechte, der demolratiſchen 
Wahlgeſetze, der revolutionären Geſinnungen zahlreicher Beamten 
und der Zügelloſigkeit der Preſſe nur zu Häufig jeßt der Fall 
ſei. Der Schein der äufern Ordnung in den fo inficitten 
Staaten ſei trügeriſch; gerade von dort aus würden auch die 
übrigen Staaten in ihren kaum beſeſtigten Grundlagen unter⸗ 
wühlt. Die Aufrechterhaltung der innern Ruhe und Ordnung 
ſtehe zwar nach den Geſetzen des Bundes in der Regel den ein⸗ 
zelnen Regierungen zu; dies ſei aber nicht die Regel, die ent⸗ 
ſcheiden könne, wenn es darauf ankomme, in dieſen einzelnen 
Staaten Einrichtungen zu befeitigen, welche mit den Gefepen 
des Bundes in Widerſpruch ſtehen oder ſeine weſentlichſten Zwecke 
zu vertiteln drohen. 

Auf dieſe Erwägungen wurde der Antrag gegründet: die 
Bundezverſammlung wolle durch ausdrücklichen Beschluß ihre 
grundgeſetzliche Befugniß anerkennen, an die Regierungen ſolcher 
Bundeöftnnten, deren Zuſtände für die allgemeine Sicherheit be⸗ 
drohlich erſchienen, nöthiges Falls die Aufforderung zu richten, 
die Beſtimmungen ihrer Verfaſſungen und Geſetze, ſowie ihr 
eigenes Verhalten in Fragen der öffentlichen Ordnung mit den 
Grundgeſetzen des Bundes und der bundesmäßigen Verpflichtung, 
die allgemeine Sicherheit nicht zu gefährden, in Übereinſtimmung 
zu bringen; die Verſammlung wolle einen eigenen Ausſchuß ber 
ſtellen, welcher über die zu einer ſolchen Einwirkung geeigneten 
Maaßregeln ſchleunigſt Bericht erſtatten wird. Sollte der em 
laſſenen Aufforderung nicht bereitwillig Folge geleiftet werden, 
fo würden die bundesgeſezlichen Mittel ergriffen, und vorerst 
Bundescommiſſionen mit entſprechender Vollmacht in die be⸗ 
treffenden Staaten geſandt werden. Hieran schloß ſic ei zweiter 
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Antrag, unter Vorbehalt weiterer Maaßregeln alle communiſti⸗ 
ſchen und republikaniſchen Druckſchriften von Bundes wegen ſofort 
zu verbieten. 

Es war eine umfaſſende und gründliche Cur, welche hier 
den von der demolratiſchen Epidemie ergriſſenen Staaten in 
Ausficht geſtellt wurde: ein mobiles Truppencorps zum Bundes⸗ 
ſchutz, eine Bundes poltzel, Bundesverfügungen gegen die schlechte 
Preſſe, Bunde smaaßregeln gegen mißliebige Landes vverfaſſungen. 
Wurde dies Alles verwirklicht, fo erhielt Deutſchland in der 
That eine Centralgewalt von einer Herrſchermacht über die 
Einzelſtaaten, wie fie die Majorität der Paulskirche ihrem deut⸗ 
ſchen Kaiſer nicht entfernt zugedacht hatte, nämlich ftatt einer 
feſt begrenzten kaiſerlichen Regierung eine thatſächlich unbegrenzte 
Central⸗Bundespolizei. Die Mitglieder des Ausſchuſſes, welchem 
die Anträge zur Begutachtung überwieſen worden (außer Oſter⸗ 
reich und Preußen noch Bayern, Sachſen, Hannover, Baden 
und Darmftadt), erwogen die Angelegenheit denn auch mit ſehr 
gemiſchten Gefühlen, ſehr bereit zur Unterdrückung der Demo⸗ 
kratie, aber nicht ohne Sorgen über die ſchwer abzuſehenden 
Grenzen der Bundescompetenz, bei einer Action mit ſo unbe⸗ 
stimmten Begriffen wie der allgemeinen Sicherheit, des monar⸗ 
chiſchen Princips, der hüchſten Bundeszwecke. Ihr Vortrag vom 
16. Auguſt zeigt ihre ſchwankenden Stimmungen. Sie hoffen, 
daß die Regierungen der Einzelſtaaten ſelbſt Hand an das Werk 
legen; ſie halten es für unmöglich, daß irgend eine Regierung 
einer Aufforderung des Bundes Folge zu leiſten weigerte, von 
Maaßregeln des Bundes ſoll alſo nur dann die Rede ſein, wenn 
ſonſtige Hinderniſſe die Regierung des Einzelſtaats zurückhalten. 
Um fo eifriger ermahnen fie die Regierungen, aus freien Stüden 
vorzuſchreiten. Sie erheben ſich ſogar zu der Hoffnung, daß, 
wenn alle Regierungen ſich hier einmüthig und energifch zeigten, 
dann die Nation anerkennen würde, in dieſer Einigkeit fei eben 
die Kraft zu finden, um derentwillen wackere Patrioten fi) zu 
dem Bundes ſtaat mit einheitlicher Spitze befannt hätten. Übrigens, 
bemerken ſie vorſorglich, handle es ſich in dieſem Augenblick 
mehr darum, zu vermeiden, daß ein Eingreifen des Bundes in 
die innern Zuſtände einzelner Vunbesftaaten nothwendig werde, 
als darum, ſich eine ſolche Einwirkung anzumaaßen. 

Indeſſen war trop aller Serupel am eine Ablehnung des 
erſten Antrags der beiden Großmachte bis auf einige Milderung 
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im Ausdruck noch nicht zu denken. Er wurde von dem Aus⸗ 
ſchuſſe empfohlen, am 23. Auguſt angenommen, und ſogleich der 
darin vorgefehene Ausſchuß (Ofterreich, Preußen, Bayern, Sachſen, 
Darmſtadt) gewählt. Was jedoch die Preſſe betraf, jo wurden 
die von den Großmächten gewünſchten Verbote ſchlechter Zeitungen 
durch den Bundestag nicht beliebt, ſondern ein anderer Aus⸗ 
ſchuß mit der Vorbereitung eines Bundespreßgeſetzes beauftragt. 

Der Neactionsausſchuß, wie die Herren Bundestagsgefandten 
ſelbſt ihre Schöpfung vom 23. Auguſt lächelnd zu nennen pflegten, 
erhielt ſehr bald vielfache Beſchäftigung. Außer Kurheſſen, deſſen 
Paſſionszeit längst begonnen hatte, kamen allmählich die Ber⸗ 
fafjungen von Anhalt, Bremen, Hamburg, Frankfurt, Hannover, 
Lippe, Sachſen⸗Coburg, Liechtenſtein, Heſſen⸗Homburg, Waldeck, 
in bundestägliche Behandlung. Auch hier würde es den heutigen 
Leſer ermüden, ſich durch die zahlreichen Schriften und Gegen⸗ 
ſchriften diefer längſt gegenſtandslos gewordenen Händel durch⸗ 
zuarbeiten: in den meiſten Fällen waren es ariſtolratiſche Cor⸗ 
porationen, welche in den Revolutionsjahren die Standſchaft 
eingebüßt hatten, und Herſtellung beim Bunde verlangten und 
erhielten. Mit welcher Achtung vor Bundesrecht und Land⸗ 
recht, mit welchem Sinne für prattiſche Zwecmäßigteit, und mit 
welchem Eifer politiſches Partrigeiſtes gelegentlich bei dieſen 
Reſtaurationen verfahren wurde, ſoll wenigſtens an einem in 
mehrfacher Beziehung hervorragenden Beiſpiele, an dem Verlauft 
der kurheſſiſchen Execution, anſchaulich gemacht werden. 

Wir haben früher gefehen, wie gleich die Einleitung der 
Ezecution der rechtlichen Begründung entbehrte. Die heſſiſche 
Regierung hatte den Ständen fort und fort die von der Ver⸗ 
faſſung angeordnete Vorlage eines Budgets verweigert und um 
fo nachdrüclicher vier Mal außerordentliche Credite begehrt. 
Sachliche Grunde für eine ſolche Verschleppung des Budgets 
waren nicht erkennbar, und die Stände thaten nur ihre Pflicht, 
indem fie endlich bis zur Vorlage eines Budgets weitere Ber 
willigung ablehnten, und ebenſo durften die Finanzbeamten, als 
Haffenpflug auf dem Verordnungswege die Erhebung der Steuern 
befahl, gegen das ausdrückliche Verbot der Verfaſſung dieſem 
Befehle nicht nachkommen. 

Offenbar wäre es, als Hafenpflug hierüber beim Bunde 
Beſchwerde erhob, Sache des Bundestags geweſen, zunächſt ihn 
ſelbſt zur Pflichterfüllung, zur Budgetvorlage, anzuweiſen. Statt 
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deſſen aber beſtätigte der Bundestag unzögerlich Haſſenpflug's 
Schluß ſolgerung, das Verhalten der Slände ſei eine Steuer⸗ 
verweigerung, eine ſolche ſei nach dem Bundesgeſetze von 1832 
gleichbedeutend mit Aufruhr und im Falle eines Aufruhrs habe 
nach Artitel 26 und 57 der Wiener Schlußacte der Bundestag 
die Pflicht, zu helfen, wenn die bedrängte Regierung der nöthigen 
Kraft zum Widerſtande entbehre. Alſo wurde zur Herſtellung 
der Ordnung ſchleunigſt Execution beſchloſſen, trotz der poſitiven 
Vorschrift der Wiener Schlußacte, daß ein ſolches Verfahren 
erſt nach Erſchöpfung aller andern verfaſſungsmäßigen Mittel 
einzutreten habe: ſolcher Mittel für Fälle der vorliegenden Art 
gab es nun, wie früher erwähnt, mehrere, namlich außer dem 
Schiedsgerichte der Union das in der beſſiſchen Verfaſſung vor⸗ 
gefehene Compromißgericht und das durch Geſetz von 1834 an⸗ 
geordnete Bundesſchiedsgericht. Dann aber wären ja die Wirren 
auf friedliche Weiſe geordnet worden, die Sendung von Bundes⸗ 
truppen nach Caſſel wäre weggefallen, und die ſchöne Gelegenheit 
zur Schädigung der preußiſchen Union verloren gegangen. Alſo 
geſchah jener Gerichte nicht mit einer Silbe Erwähnung; ftatt 
deſſen rückte ein bayeriſches Armeecorps, durch einige Ofterreicher 
verſttirkt, in Kurheſſen ein unter der Leitung eines Bundes⸗ 
Civilcommiſſars, des Grafen Rechberg, und eines heſſiſchen 
Regierungscommiſſars Scheffer, eines bekehrten Demokraten, und 
jetzt nach Convertiten⸗Weiſe doppelt eifrigen Abſolutiſten. 
Während des Novembers konnte, wie wir wiſſen, die 
Execution in Folge des preußiſchen Einfchreitens ſich nur auf 
die Bezirke Hanau und Fulda erſtrecken. Hier wurde der Wider⸗ 
ftand der heſſiſchen Beamten und Steuerpflichtigen durch das 
einſt von Ludwig XIV. gegen die Reformirten erfundene Mittel 
der Dragonaden gebrochen, hier zu deutſch Bequartierungen ge⸗ 
nannt (im Gegenſat zu der regelmäßigen Einquartierung), Dem 
Rebellen wurden zehn, zwanzig, dreißig Mann zur Verpflegung 
in das Haus gelegt, mit einem deutlichen Wink an die Soldaten, 
ihre Gegenwart dem Wirthe mög lichſt unangenehm zu machen. 
Die ſichere Folge war Unfug aller Art im Haufe, Beſudelung 
der Zimmer, nicht ſelten ſchwere Mißhandlung der Perſonen, 
und ſchließlich der Stonomiſche Ruin des Betroffenen. Der 
Verſuch des preußischen Königs, auf den Kurfürſten in Wilhelms⸗ 
bad und auf die Führer der Oppoſition in Caſſel durch die 
Herren Niebuhr und Delbrück vermittelnd einzuwirken, blieb 
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nach günstigem Beginne schließlich doch erfolglos: dann kam 
die Entſcheidung in Olmütz, nach welcher Preußen die Fort⸗ 
ſeßung der Epecution dem Wiener Hofe und deſſen Verbündeten 
überließ, die weitere Regulirung der kurheſſiſchen Angelegenheit 
aber durch Commiſſare der beiden Höfe und ihrer Verbündeten 
Namens aller deutfchen Regierungen Statt finden ſollte. Preu⸗ 
ßen ernannte zu dieſem Behufe den General von Peucker, Oſter⸗ 
reich den Grafen Leiningen, welchem dann der Bundestag zu⸗ 
gleich die Leitung der Execution an Rechberg's Stelle übertrug. 
Peucker erhielt auch den Auftrag, im Intereſſe möglichſt baldiger 
Beendigung der Execution das Verndttlungsgeſchuft ſowohl in 
Wilhelmsbad als in Caſſel fortzuſezen, dort auf Entlaſſung 
Haffenpflug'3 und Rückkehr des Kurfürſten in feine Reſidenz, hier 
auf freiwillige Steuererhebung und Steuerzahlung zu dringen: 
dann ſollte die Rechtsfrage auf den Dresdener Conſerenzen ger 
prüft werden. Aber in Wilhelmsbad richtete der General nicht 
mehr als Niebuhr aus. Von einer Entlaſſung Haſſenpflug's 
durfte keine Rede fein; nach Kaffel wollte der Kurfürſt erſt nach 
vollſtändiger Unterwerfung der Rebellen und Octroyirung ver⸗ 
ſchiedener nothwendiger Verordnungen zurückkehren. Während 
nun die Executionstruppen nach Paſſirung der preußiſchen 
Etappenſtraße langſam auf Caſſel heranrückten, eilte Peucker am 
17. December ebenfalls dorthin, und stellte dem höchſten Gerichts⸗ 
Hof eindringlich die fachliche Nothwendigkeit und die rechtliche 
Möglichkeit der Unterwerfung vor, nachdem dieſelbe jept auf 
Grund der Olmützer Punctation von der Geſammtheit der deut⸗ 
ſchen Regierung verlangt, und Ausſicht auf Grörterung der 
Rechtsfrage in Dresden gegeben werde. Die Richter waren 
geneigt dazu, da kam am 19. ein Schreiben, von Leiningen, 
worin bie Entwaffnung der Bürgerwehr, die Auſlöſung des 
ſtändiſchen Ausſchuſſes, die Anerkennung des Kriegsſtandes ge⸗ 
fordert, und jeder Weigerung die bewaffnete Exteution durch 
bayeriſche Truppen angedroht wurde. Darauf erklärten die 
Richter einſtimmig, das ſei unmöglich. Das Einrücken der 
Bayern in Caſſel und die Auflöſung ſämmtlicher Behörden ſtand 
damit unmittelbar bevor. Peucker 's Beſchwerde bei Leiningen 
erzielte nur die Antwort, er, Leiningen, habe als österreichischer 
Commiſſar noch keine Inſtruction, und müſſe demnach als Exe⸗ 
cutionscommiſſar die Befehle des Bundestags volltreden. Man⸗ 
teuffel zuckte die Achſeln: wir haben uns in Olmütz jedes Ein⸗ 
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flaſſes auf die Execution begeben. Der König aber war entrüſtet; 
er wollte weder bayeriſche Truppen, entgegen der Olmützer 
Abrede, in Caſſel, noch durch die Execution in den Beſtand der 
heſſiſchen Verfaſſung (wie es durch die Auflöfung des ſtändiſchen 
Ausſchuſſes geſchäe) eingegriffen ſehen. Auf der andern Seite 
verweigerte Fürſt Schwarzenberg unbedingt die Zuſage, auf den 
Dresdener Conferenzen die Rechtsfrage entſcheiden zu laſſen: 
mit Rebellen unterhandle man nicht, ſondern werſe ſie nieder. 
Am 19. December hatte unterdeſſen das Oberappellationsgericht 
ſeine Unterwerfung unter die Verordnung vom 4. September 
(die Steuererhebung) beſchloſſen; auch die Bürgerwehr war zur 
Ablieferung ihrer Gewehre bereit: dennoch aber erſchien am 
22. eine bayerische Brigade in Caffel, und die Beguartierungen, 
jetzt offenbar nur noch Acte der Rache, begannen in drückendſter 
Weise. Endlich meldete am 28. Leiningen, daß er als öſter⸗ 
reichiſcher Commiffar feine Instruction zu gemeinfamem Wirten 
mit Peucker empfangen habe, ließ ſich aber nicht abhalten, 
daneben immer noch als Egecutionscommiffar weiter zu verfahren. 
Die Caſſeler Stadträthe erhielten auf Haſſenpflug's ſpeciellen 
Antrag die Weifung, ihre Verpflichtung zur Steuererhebung auf 
Grund der Verordnung vom 4. September ausdrücklich an⸗ 
zuerkennen; fie erwiderten, daß ihr Amt mit Steuererhebung 
nichts zu fehaffen habe; da erfolgte der Veſcheid, da fie einmal 
die Aufforderung erhalten hätten, müßten fie Ordre pariren. 
Sie wurden dann eine Woche lang durch eine ſterke Beguartierung 
mißhandelt, und die kurfürſtiiche Behörde überſandte Leiningen 
eine weitere Liſte von 130 Perſonen, welche durch frühere Ver⸗ 
gehen eine ſolche Maaßregelung reichlich verdient hatten; laut 
Frankfurter Inſtruction vollzog darauf Leiningen die Peinigung 
in mehreren Fällen. Indeſſen machte er ſelbſt am 4. Jauuar 
1851 dem empörenden Unfug ein Ende, und da am 7. auch die 
Stadträthe die geforderte, von Peucker etwas modificirte Er⸗ 
klärung einreichten, ſo war die Unterwerfung unter die Ver⸗ 
ordnung vom 4. September vollſtändig, und der Zweck der Exe⸗ 
cution erreicht. Nichtsdeſtoweniger behielt es bei der Suſpenſton 
des landjtändifehen Ausſchuſſes fein Bewenden, und am 10. Ja- 
nuar erfolgte die Einſehung öſterrkichiſcher und bayerifcher geriegs⸗ 
gerichte zur Aburtheilung aller Überſchreitungen, welche ihnen 
Leiningen zuweilen würde. Die Meinung ging dahin, daß fie 
auch zur Bestrafung ſolcher Widerſetzlichteiten dienen ſollten, 
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welche vor dem Beginn der Bundesexecution vorgelommen waren. 
Es bedarf keines Beweiſes, daß damit fowohl eine Verletzung 
des heſſiſchen Landesrechts als eine Überſchreitung der Bundes⸗ 
befugniſſe gegeben war. 

Immerhin war allgemein anerkannt, daß mit der Unter⸗ 
werfung der Caſſeler Stadträhe die Execution zu Ende ſei. 
Was war jetzt zu thun? 

Der öſterreichiſche Miniſter⸗Reſident in Caffel, Graf Hartig, 
berichtete am 2. Januar: „je weiter die Execution vorſchreitet, 
deſto ſchwieriger wird Leiningen's Lage. Die Organe der 
Regierung verſuchen bei jeder Gelegenheit, die Executtonsmaaß⸗ 
regeln als Vorwand und Mittel zu benutzen, unt ihre kleinliche 
Rancüne gegen einzelne Perſonen zu befriedigen, und dabei 
alles Gehäffige auf die höhere Autorität zu laden. Mit 
der Beendigung der Ezecution tritt die heſſiſche Angelegenheit 
in ein neues Stadium, welches ich für das bei Weitem ſchwieri⸗ 
gere halte. Grof Leiningen hat bereits die Überzeugung ge⸗ 
wonnen, daß, wenn einerſeits die Regierung mit dieſer Ver⸗ 
faſſung unmöglich ift, andrerſeits bei dieſen Regierungsverhült⸗ 
niſſen und mit dieſen Elementen die Regierung gleichfalls un⸗ 
möglich iſt.“ 

Obwohl nun mit der Verfaſſung von 1831 beinahe zwanzig 
Jahre lang regiert worden war, hatte Hartig's Erklärung, unter 
Ihr fei die Regierung unmöglich, ſowohl bei Schwarzenberg als 
bei Manteuffel bereits die Gewißheit eines Glaubensſatzes ge⸗ 
wonnen. Nicht minder zweifellos galt ihnen die Angabe, daß 
nach dem Geſetz von 1849 die Wahlen zur Ständeverſemmlung 
nach allgemeinem Stimmrecht erfolgt wären. Alle Beamten und 
Dfficiere, ſchrieb Fürſt Schwarzenberg am 7. Januar, hatten ein 
Intereſſe an der Erhaltung der demokratiſchen unaus führbaren 
Verſaſſung, während der Regierung durch eine aus allgemeinen 
Wahlen hervorgegangene ſouveräne Stündeverſamm lung die 
Hände gebunden waren. In Wahrheit wurde nach dem Geſetz 
von 1849 ein Drittel der Kammern von den großen Grunde 
beſitzern, die beiden andern Drittel in getrennten Stadt⸗ und 
Landbezirken von den mindeſtens dreißigjährigen, ſelbſtündigen, 
ſteuerzahlenden Bürgern gewählt. Mit einer ſolchen Kenntniß 
der Thatſachen verfügten dieſe Hochmögenden über das Schichal 
eines tüchtigen deutſchen Volksſtammes: nach blinder Doctrin 
ſchickten fie ſich an, ihn der Gewalt eines Fürſten auszuliefern, 
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welchen ihre eigenen Vertreter fo eben als regierungsunfähig 
bezeichnet hatten. 

Noch war übrigens bei beiden Miniftern der Entſchluß zur 
gänzlichen Aufhebung der Verfaſſung von 1831 nicht gefaßt. 
Der König von Preußen begehrte vielmehr, nachdem die Rebel⸗ 
lion unterdrückt war, ein contradictoriſches, richterliches Verfahren 
über die Veranlaſſung derfelben, über die rechtliche Begründung 
der Haſſenpflug'ſchen September-Ordonnanzen, und befahl feinem 
Miniſter, zu dieſem Behufe die Wiederbelebung des Bundes⸗ 
ſchiedsgerichts von 1834 in Vorſchlag zu bringen. Dasſelbe 
könne dann auch vom Bundestag den weitern Auftrag zu einer 
Untersuchung erhalten, in wie weit die Beſtimmungen der kur⸗ 
heſſiſchen Verfaſſang mit den Yunbeögefepen vereinbar ſeien. 
Hier war doch der Ausdruck einer Geſinnung, daß nicht mit 
völliger Willkür in ein dem Volke theuer gewordenes Verſaſſungs⸗ 
leben hineingegriffen werden dürfe; es war zugleich eine letzte 
Regung des Wiitleids mit einem Lande, über welches das Unglück 
hereingebrochen war, weil es lieber zur preußiſchen Union als zu 
dem illegalen Bundestage halten wollte. Aber der König ſtand 
mit feiner Auffaſſung völlig vereinzelt. Sein Vorſchlag des 
Bundesſchiedsgerichts fand, fo weit ich ſehe, weder Widerlegung 
noch Beachtung. Man ging füllſchweigend an ihm vorüber. 

Fürſt Schwarzenberg feßte damals noch große Hoffnung 
auf die Dresdener Conſerenzen, welche ſowohl allgemeine Grund⸗ 
füge für die deutſchen Sandesverfaffungen feſtſtellen, als auch 
für deren Durchführung eine ſtarke Bundesexecutibe erſchaffen 
ſollten. Durch dieſe würde daun auch das kurheſſiſche Staats 
recht geregelt werden. Bis zu einem ſo glücklichen Zeitpunkt 
aber die kurheſſiſche Regierung ohne thätigen Beiſtand zu laſſen, 
fei troß der Wiederaufnahme der Steuerzahlung unmöglich; man 
würde alſo einſtweilen von Fall zu Fall verfahren, im Namen 
des Bundes eingreifen, wo es Roth thäte, durch die beiden 
Commiſſare jede Erneuerung der Anarchie verhindern. Über 
einen Rechtstitel für ein folches Verfahren der Commiſſare machte 
fi der Fürft feine Sorge, fo unzulänglich es in dieſer Hinſicht 
auch beſtellt war: genug, man hatte die Macht in Händen, 
nimmermehr wollte man den Kurfürſten wehrlos der allgemeinen 
Erbitterung feines Volkes Preis geben ); ging es auf andere 


i Als Leiningen die kertegsgerichte einſette, bezog er ih unter 
Anderem auch auf die Thatsache, daß lein Menſch den Kurfürſten grüße. 
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Weiſe nicht, ſo konnte Leiningen ſich wieder als Executions⸗ 
eommiffar darſtellen, denn die Execution war zwar beendet, die 
Beendigung aber noch nicht amtlich erklärt worden. 

Eben jeßt trat nun ein Fall ein, wo das Princip zur Ent⸗ 
ſcheidung kommen mußte. Der verfaſſungsmüßige Termin für 
den Zuſammentritt der Ständeverſammlung, der 2. März, nahte 
heran. Haſſenpflug erklürte, mit dieſer demokratiſchen Geſell⸗ 
ſchaft ſei nicht zu haufen; fie werde ſofort ihn und feine Collegen 
und Agenten in Unklageftand verſeßen, und damit im ganzen 
Lande die aufrühreriſche Stimmung neu entflammen. Alſo müſſe 
die Sitzung verhinderk werden. Dann aber war fein zweiter 
Sap, die kurfürſtliche Regierung ſei durch ihren Eid an die 
Berfaſſung gebunden, könne mithin die Verſammlung nicht ders 
bieten. Alſo bleibt nichts übrig, als daß der Bund das Unheil 
von dem Lande abwende. Schon die ſe Sorte Eidestreue charak⸗ 
teniſirt den ganzen Mann. Er hatte geſchworen: die Verfaſſung 
zu beobachten und aufrecht zu erhalten; demnach ift er üngſtlich, 
ſie zu verletzen, aber einen Dritten zu ihrer Zerſtörung aufzu⸗ 
forbern, macht ihm kein Bedenken. Fürſt Schwarzenberg und 
Herr von Manteuffel waren übrigens derſelben Meinung; nur 
General Peuder legte kräftigen Widerſpruch ein; erinnerte daran, 
daß Haſſenpflug ſelbſt am 4. September als Zweck ſeiner Ver⸗ 
ordnung die Erhaltung der Verfaſſung, und der Bundestag als 
Zweck der Eperution die Herſtellung der gefeplichen Ordnung 
bezeichnet, alſo doch ſicher nicht den Sturz des Grundgeſetzes 
gewollt habe. Es war vergeblich. Leiningen erhielt Beſehl, 
wenn Peucker ſich nicht anſchließe, als Executionscommiffer die 
Maaßregel allein zu vollziehen. An Peucker aber kam eine 
Weiſung Manteuffel s, wenn dies geschehen, ſich völlig ſchweigend 
zu verhalten. 

Das Verbot der Ständeverſammlung eröffnete einen zweiten 
Act der Vergewaltigung. Schon die Execution war rechtswidrig 
geweſen, hatte aber doch, wenn auch fadenſcheinig genug, ſich in 
gewiſſe Rechtsformen zu hüllen geſucht. Jortan aber war von 
ſolcher Umſländlichleit leine Rede mehr; man war zu der Anficht 
gekommen, daß in Kurheſſen Regierung und Volt gleich ſehr 
erkrankt ſeien, und nur durch höhere Macht die Geneſung herbei⸗ 


Bender elttrte: zur Liebe kann ich Dich nicht zwingen, doch geb' ich 
Dir die Freiheit nicht. 
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geführt werden könne. Am 21. Januar ſchrieb Manteuffel: 
„Das verlorene Vertrauen zwiſchen Volk und Regierung kann 
in Kurheſſen nicht durch Zwang wieder hergeſtellt werden. Mit dem 
Abzug der Bundestruppen würde die Regierung ihre Autorität 
nicht zu erhalten vermögen, zumal ſie schwerlich im Stande 
iſt, die Meinung zu begründen, daß die Fürſorge für das Landes⸗ 
wohl bei ihren Veſchlüſſen jede andere Rückſicht überwiegt. Wenn 
ſchon die Executionsmaaßregeln den Organen der Regierung 
als Mittel zur Befriedigung ihrer Pribatleidenſchaſten dienen, 
wie werden dieſe Organe auftreten, wenn fie nicht mehr bie 
Controle fremder Autoritäten, und ebenſo wenig die Rüge bes 
rechtigter einheimischer Gewalten zu fürchten haben? Das Kur 
fürſtenthum kann alſo nicht ſich ſelbſt überlaſſen werden. Das 
Einſchreiten des Bundes ift nicht bloß zur Brechung des Wider⸗ 
ftandes, sondern auch zur Herſtellung eines Zustandes erforderlich, 
welcher die fittliche und rechtliche Ordnung verbürgt. Es handelt 
ſich nicht um Aufrachthaltung der heſſicchen Verfaſſung, ſondern 
um Schutz dor Willkür und Leidenſchaft.“ 

Aus fo unparteiiſchen Erwägungen ging dann der Vor- 
ſchlag hervor, in Gemeinſchaft mit Oſterreich zwei ſachverſtundige 
Civilcommiſſare zu ernennen, welche zunächſt die etwa noch 
nöthigen Ausnahme-Maafregeln vollziehen, und dann die Ent- 
ſcheidung der Frage vorbereiten würden, durch welche Mittel dem 
widermatürlichen Quftande des Landes abgeholſen werden könne. 
Der Erlaß einer neuen Verſaſſung und die conſtituirende Gewalt 
des Bundes war damit angekündigt. Bereits am 27. Januar 
ſprach Fürſt Schwarzenberg fein Einverſtändniß mit einem ſolchen 
Verfahren aus. Herr von Manteuffel ließ darauf am 11. Februar 
die Geſichtspunkte, nach welchen die Commiſſare zu wirken hätten, 
in einer nach Wien beſimmten nähern Darlegung entwickeln. 
Die Hauptaufgabe ſei eine Reviſion der unbrauchbaren Ver⸗ 
faſſung; an die Stelle des auf Kopfzahl bafixten Wahlgefeges 
müßte die Berufung echt conferbativer Elemente nach den ſtändi⸗ 
ſchen Intereſſen der Großgrundbeſiger, der Stüdter und der 
Bauern treten; rathſam ſei das Zweikammerſyſtem, noch wichtiger 
aber eine genaue Abgrenzung der Competenz der Kammern. Da 
eine ſolche Neugeſtaltung der Verfaſſung nicht in wenigen Wochen 
herzuſtellen wäre, jo trete eine Ubergangs periode ein, in welcher 
das Land gemeinſam von den Bundesorganen und der kurfürſt⸗ 
lichen Regierung zu verwalten ſei, bis eine neue Verfaſſung dem 
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Volke die nöthigen Bürgſchaften gegen Willkür und Eigenmacht 
gebe. Die Commiffare müffen alfo unter möglichfter Wahrung 
der landesherrlichen Autorität einen directen Antheil an der Re⸗ 
gierung nehmen, und im Namen des Bundes die Controle über 
die Verwaltung ausüben, welche nach der Verfaſſung der Stände⸗ 
versammlung zukam. Zugleich wurde vorgeſchlagen, daß den 
Commiſſaren ihre Vollmacht durch die Gefammtheit der deutſchen 
Regierungen, alſo durch Beſchluß der Dresdener Conſerenzen 
gegeben werbe, wo dann auch nach dem Wunſche des Königs 
das Bundesſchiedsgericht zur ſchließlichen Entſcheidung der Sache 
eingefeht werden könnte. 

Eine Verhandlung der Dresdener Conferenz über die An⸗ 
gelegenheit erſchien jedoch dem Fürsten Schwarzenberg, und nicht 
weniger auch dem Herrn von Manteuffel nach ſeiner perſönlichen 
Anſicht bedenklich; es ſei rathſamer, zwar eine Prüfung des 
commiffarifegen Wertes den in Dresden zu beschließenden neuen 
Bundesbehörden vorzubehalten, für jetzt aber ſollte jedem Com⸗ 
miffar feine Vollmacht von feiner Regierung „im Namen des 
Bundes“ ausgeſtellt werden. Für Oſterreich, erklärte Fürſt 
Schwarzenberg, gebe es hier keinen beſſeren Vertreter als den 
Grafen Leiningen; für Preußen war zur Vollziehung folder 
Aufträge der auf Recht und Geſetz haltende General Peucker 
abſolut ungeeignet; er erhielt alſo im März die ſchon mehrmals 
begehrte Entbindung von ſeinem undankbaren Poſten und als 
Nachfolger einen alten Bekannten und Gönner Haſſenpflug's, 
den vormärzlichen Juſtizmüniſter Uhden, einen Mann, der unter 
biedermänniſchen Umgangsformen einen gründlichen Fanatismus 
für feudale Theorien und abſolutiſtiſche Praxis verbarg. 

Als er am 12. März in Caſſel ankam, fand er die kur⸗ 
fürſtliche Regierung von Mißtrauen gegen Preußen, und Haſſen⸗ 
pflug von Erbitterung wegen ſeines Greifswalder Criminal⸗ 
proceſſes erfüllt, und gab in feinem erſten Berichte anheim, ob 
derſelbe nicht zu ſiſtiren wäre, wozu jedoch Manteuffel geringe 
Neigung bezeugte. Zunächſt vertieften ſich die Commiſſare. d. h. 
vornehmlich Uhden, welchem Leiningen geme ſolche Anſtren⸗ 
gungen überließ, behufs Reviſion der Verfaſſung in hiſtoriſche 
Studien, „um das reale Material zu gewinnen und den Schein 
abſtracter Theorien zu vermeiden“. Stautsrath Scheffer lieferte 
zu dieſen Forſchungen den Wiſſensſtoff. Mitte Abril hatte 
Uhden bereits ein Wahlgefep redigirt, welchem Haffenpflug feinen 
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vollen Beifall ſpendete, dann aber auch die Spaltungen im 
Officiercorps und die dringende Nothwendigkeit der Aufhebung 
des Verfaffungseibes der Officiere zur Sprache brachte. Die 
Commiſſare waren ganz einderitanden, und wollten einer hierauf 
zu richtenden Verordnung des Kurfürſten fofort ihre Zuſtimmung 
geben. Da aber kam Haſſenpflug auf feine Erklärung zurück, 
daß der Kurfürſt die Verfaſſung beſchworen habe, alſo leinen 
ihrer Artilel aufheben könne; folglich müſſe die Aufhebung von 
den Commiſſaren verfügt und von dem Kurfürſten nur bekannt 
gemacht werden. Eine ſolche definitive Streichung eines Ver⸗ 
faſſungsartilels schien Uhden doch über ſeine Vollmacht hinaus⸗ 
zugehen, und auch Manteuffel beſorgte läſtige Verhandlungen 
darüber in der preußifchen Kammer, und tam mit Schwarzen berg 
überein, die Frage an den demnüchſt allſeitig anerkannten Bundes⸗ 
tag zu bringen. 

Als darauf in Frankfurt die vollzähligen Sitzungen der 
hohen Verſammlung begonnen hatten, meldete Uhden am 
2. Juni, ehe die neue Verfaſſung erſcheinen könnte, bedürfe man 
zur Sicherung der Ordnung nicht bloß des Erlaſſes über den 
Eid der Officiere, ſondern einer ganzen Reihe von Verfügungen 
über die Civilſtaatsdiener, das Oberappellationsgericht, die 
Bezirtsräthe, die Preſſe, die Vereine. Das Alles fei unthunlich 
für den an die Verſaffung eidlich gebundenen Kurfürſten, und 
folglich ein Einſchreiten des Bundes unerläßlich. Leider mußte 
Uhden beiennen, daß er einen Rechtstitel für ein ſolches Ein⸗ 
ſchreiten nicht zu finden vermöge. Aber hier rede die ſachliche 
Nothwendigleit. Sonſt würde die Unſicherheit verewigt, die 
Gutgeſinnten entmuthigt, die Ubelwollenden zu ſernern Wühle⸗ 
weiem ermuntert. Daß der Bund den Kurfürsten zu fofortiger 
Octropirung der Geſetze auffordere, könne er nicht rathen: bei 
der herrſchenden Leidenſchaft würden bedenkliche Unordnungen 
zu beſorgen fein. Das Zweckmaßigſte wäre eine Verfügung des 
Bundes, daß die Regierung die Geſetze unter der Controle der 
Commiſſare ausarbeite. Manteuffel, mit Schwarzenberg darüber 
einig, ſagte einen Antrag beim Bundestage zu, nach deſſen 
Annahme Naum für das weitere Verfahren gewonnen ſein würde. 

Dieſes Mal aber ſollte es den Übelthätern nicht gelingen, 
ihre Schuld unter einer fremden Flagge zu decken. Die beiden 
Bundestagsgeſandten, Graf Thun und General von Rochow, 
mußten berichten, daß fie keine Ausſicht hätten, für den Antrag 
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eine Mehrheit zu gewinnen. Dies würde, schrieb Rochow, nur 
dann gelingen, wenn eine ausdrückliche Billigung der Richtung. 
in welcher die beiden Großmächte die heſſiſche Sache bisher 
behandelt haben, nicht begehrt, und wenn die von uns bean- 
tragte Vollmacht auf eine beſtimmte Beitfrift beſchränkt würde. 
Die beiden Mächte fügten ſich, und ſo kam es am 11. Juni 
1851 mit einem Mehr von 10 gegen 7 Stimmen zu einem 
Bundes beſchluß, dahin lautend, die fernere Leitung der kurheſſi⸗ 
{hen Angelegenheit und deren Vorbereitung zur definitiven Er⸗ 
ledigung werde Öfterreich und Preußen übertragen, und die 
Dauer dieſes Commiſſoriums vorläufig anf ſechs Wachen feſt⸗ 
gefept; wäre die Angelegenheit dann noch nicht zur Erledtuung 
reif, ſo erwarte die Bundesverſammlung Bericht und behalte 
ſich die weitere Beſchlußnahme vor. 

Die beiden großen Höfe waren aber entfernt nicht geſonnen. 
ſich durch dieſe Zurückhaltung des Bundestags auf ihrem Wege 
irre machen zu laſſen. Der Bundestag hatte fie mit der Leitung 
der kurheſſiſchen Sache beauftragt; dies bäuchte ihnen Vollmacht, 
zu thun, auch was die Mehrheit des Bundestags nicht wünſchte, 
und wofür Ühden ſelbſt einen Rechtstitel des Bundes nicht zu 
entdecken vermochte. Unaufhaltſam ging man vorwärts; es galt, 
für die Wohlſahrt des heſſiſchen Landes — ſo ſtand es im An⸗ 
trag vom 11. Juni — und für die allgemeine Sicherheit Deutſch⸗ 
lands zu ſorgen. Uhden lam nach Berlin und legte Manteuſſel 
die Entwürfe zu den verſchiedenen Geſetzen vor, welche der 
Minifier tadellos und Fürſt Schwarzenberg ganz vortrefflich 
fand, Vom 26. Juni ab und während des Monats Juli ergoß 
ſich dann ein Plaßregen von rettenden, durch den Kurfürſten 
verkündigten Ordonnanzen der Commiſſare über das arme Land, 
davon drei als definitiv gültige Geſetze: die Aufhebung des 
Verfaſſungseides der Officiere, die Beſchränkung der Verant⸗ 
wortlichteit der Beamten für Verfaſſungsverlezung auf ſelbſtändige 
Handlungen, und demnach ihre Verpflichtung zu unbedingten 
Gehorſam gegen die Befehle ihrer Vorgeſetzten, endlich eine 
Verfügung, welche den Behörden jede Erörterung über die 
rechtliche Gültigkeit der durch die Bundescommiſſare erlaſſenen 
Geſetze als Aufruhr bei kriegsrechtlicher Strafe untersagte. 

Weiter erſchienen ſieben proviſoriſche Verfügungen, gültig 
bis zu einer Vereinbarung darüber mit den Landſtänden. Be⸗ 
schränkung der Competenz der Bezirksräthe, erweiterte Befugniß 
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der Regierung in der Poltzeiverwaltung, eine neue Organifation 
der geſammten Ju ſtizpflege, Veſeitigung des ſtändiſchen Prä⸗ 
ſentationsrechts bei Beſetzung des höchſten Gerichtshofes, Be⸗ 
ſchrünkung des Rechts, gerichtliche Hülſe gegen Mißbrauch der 
Amtsgewalt durch eine Verwaltungsbehörde anzurufen, endlich 
eine Erhöhung der Abgabe für Waffenſcheine. 

Auf eine Erörterung des ſachlichen Werthes diefer Geſehe 
einzutreten, iſt hier der Ort nicht. Auch wenn man einräumt, 
daß einzelne derſelben materielle Verbeſſerungen des bisherigen 
Zuſtandes enthielten, ſo bleibt doch überall die formelle Recht⸗ 
loſigkeit ihrer Verkündigung beſtehen, da der Bund ſelbſt zu 
ihrem Erlaſſe nicht competent war, alſo auch den Großmächten 
und ihren Commiſſaren zu ſolchen Maaßregeln keine Vollmacht 
gegeben hatte oder hätte geben können. Und ſelbſt wenn man 
die Berechtigung zu folgen Verfügungen, welche bei der augen⸗ 
blicklchen Lage zur Aufrechthalkung der innern Ruhe und 
Ordnung nöthig erſchienen, anerkennen wollte, fo ſtand bei der 
großen Mehrzahl der Verordnungen der Inhalt mit dieſem 
Zwecke in keinem Zuſammenhang, und die Ineompetenz ihrer 
Urheber ließ ſich bei ihnen nicht einmal mit dem Deckmantel 
einer zwingenden Salus publica verhüllen. 

Neben diefen Thaten gingen dann Uhden und Leiningen 
mit verdoppeltem Eifer, unter täglichen Geſprächen mit Haſſen⸗ 
pflug und Scheffer, in der Auserbeitung der neuen Verfaſſung 
weiter. Für uns genügt es, einige bezeichnen de Punkte hervor⸗ 
zubeben. Vor Allem wurden die wahren“ Stände definiet, Adel, 
Städter und Bauern, deren Vertreter ſich dadurch charakteriſiren, 
daß ſie nichts vertreten wollen, als die Intereſſen ihres Standes, 
und folglich auch zu den Mitgliedern des Standes ſelbſt gehören 
müſſen. Darauf folgt der allgemeine Grumdjag, daß in allen 
Ständen die Wähler nur einen Mann aus ihrer Mitte zum 
Abgeordneten wählen dürfen. Die Ständeverſammlung zerfallt 
ſodann in zwei Kammern, die erſte enthält die Prinzen und 
Standesherren, den Vicelanzler der Univerſität, den katholischen 
Biſchof, drei proteſtantiſche Superintendenten und die Abgeord⸗ 
neten der Stifter und der Ritterſchaft, bei der Kleinheit des 
Landes, wie ſich in der Praxis ſpäter herausſtellte, eine erlauchte 
Geſellſchaſt von ſelten mehr als 14 Köpfen. Die zweite Kammer 
beſteht aus 16 Mitgliedern des übrigen Großgrundbeſttzes, in 
einer Wahlhandlung von ſämmtlichen Berechtigten ernannt; ferner 
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aus 16 Vertretern des kleinen bäuerlichen Befißes, deren Wähler 
die Ortsvorſteher und deren Beigeordnete im Wahlbezirle find; 
endlich aus 16 Abgeordneten der Städte, Wähler find die 
Bürgermeiſter, Stabtverorbneten und Bunftvorfteher. Auf den 
Einwand, daß damit die gebildeten Claſſen ſo gut wie ausge⸗ 
ſchloſſen aus der ſtädtiſchen Vertretung fein würden, antwortete 
Uhden: die Intelligenz werde in der Kammer durch die Com⸗ 
miſſare der Regierung vertreten; fie ſei übrigens keine charakte⸗ 
riſtiſche Eigenthümlichkeit des einen oder des andern Standes, 
und folglich nicht geeignet zu einer beſon dern ſtändiſchen Ver⸗ 
tretung. Ohne ſolche wiſſenſchaftliche Verbrümung hatte auch 
Manteuffel ſchon am 11. Februar darauf hingewieſen, daß 
Advocaten, Notare, Arzte und ähnliche Unruhſtiſter aus der 
Kammer fern zu halten ſeien. 

Ganz dieſen Anschauungen enkſprach dann die Abmeſſung 
der den wahren Ständen überwieſenen Rechte. Ohne ihre 
Beiſtimmung kann kein Geſetz über Perſonenrecht, Eigenthum 
und Rechtspflege gegeben, keine neue Steuer eingeführt oder 
eine bestehende erhöht, und keine Anleihe gemacht werden. 
Übrigens erhielten fie das Recht zu bitten, zu berathen, Beſchwerde 
zu erheben und Auslunft zu begehren; ob die Regierung ver⸗ 
pflichtet iſt, Auskunſt zu ertheilen, ſteht dahin. Alle drei Jahre 
wird man den Ständen eine Überficht über den Staatshaushalt, 
nicht zur Beſchließung oder Beauffichtigung der Staatsausgaben, 
ſondern zur Kenntniß nahme vorlegen. Durch diefe Beftimmungen 
erhielt die Regierung vollkommen freie Hand in der Verwendung 
der Staatseinnahmen; es war damit neben der Sprengung der 
Union der vornehmſte Zweck des Haſſenpflug'ſchen Verſaſſungs⸗ 
ſturzes erreicht. 

Übrigens fordert die Gerechtigkeit das Anerkenntuiß, daß 
die Bumdescommiffare bei diefen Arbeiten allerdings nicht ganz 
ausschließlich für den Kurfürſten ſorgten, ſondern wirklich hier 
und da bedenklichen An forderungen Haſſenpflug's ſich widerſezten. 
So hatte der Winiſter zu beklagen, daß fie ihm nicht die unbedingte 
Absetzbarkeit und Penfiontrung aller Beamten bewilligten, daß 
ſie ſeine Anſicht verwarfen, wenn in gewiſſen Fällen die beiden 
Kammern in verſchiedenem Sinne beſchlöſſen, ſei es Sache der 
Regierung, der einen Anſicht durch ihre Zuſtimmung Geſetzes⸗ 
kraft zu geben, daß fie ihm einen Saß ans der landſtändiſchen 
Geſchüſtsordnung heraus ſtrichen, wenn für eine Vorlage bie 
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Bedürfnißfrage bejaht ſei, würden ſtändiſche Amen dements bei 
einzelnen Artikeln nur den Werth von Petitionen haben, welche 
die Regierung nach eigenem Belieben berückſichtigen oder ver⸗ 
werfen würde. Eine ſolche Degradirung der wahren Stände 
ging doch auch Herrn Ühden zu weit. 

Am 22. Juli berichtete darauf Haffenpflug dem Bundestag, 
bei Fortdauer des Belagerungsſtandes könne jetzt die Regierung 
auch ohne fremde Truppen für die innere Ruhe einſtehen. Die 
beiden Commiſſare ſchloſſen demnach ihre Thätigkeit auf heſſiſchem 
Boden und gingen nach Frankfurt, wo Ühden ihren General⸗ 
bericht an den Bundestag und eine Reihe von Denlſchriſten 
ſowohl über die proviſoriſchen Geſetze als über die neue Ver⸗ 
faſſung ausarbeitete, im Ganzen über hundert Seiten der gedruckten 
Bunbestags-Protololle, fo daß der ſchreibſelige Verſaſſer erft 
Anfang October ſie ſeiner Regierung vorlegen konnte. Sofort 
aber ſtellten ſich neue Differenzen zwiſchen den Commifjeren 
und der kurfürſtlichen Regierung heraus. 

Haſſenpflug beantragte bei den Großmächten, daß der 
Bundestag, unter ausdrücklicher Genehmigung und Garantirung 
der neuen Verfaſſung, die kurfürſtliche Regierung anweiſe, die⸗ 
ſelbe ohne Zögern definitiv einzuführen, da ohne eine ſolche 
Verfügung der höchſten Behörde der Kurfürſt durch feinen alten 
Verfaſſungseid am Vorgehen gehindert ſei. Die Commiſſare 
schlugen dagegen vor, der Bund möge dem Verſaſſungsentwurf 
ſeine vorläufige Zuſtimmung ertheilen, ſeine definitive Ent⸗ 
ſcheidung aber ſich vorbehalten, bis die auf Grund der neuen 
Verfaſſung einzuberufende Ständeverſammlung über dieſelbe 
gutachtlich gehört fein werde. Jedesſalls aber müſſe die Ver⸗ 
faffung zwar nur proviſoriſch, aber mit voller Rechtsgültigkeit 
ſogleich eingeführt werden. Manteuffel ſtimmte dieſer Anſicht 
bei, da den wahren Ständen Gelegenheit ſich auszusprechen, 
geboten werden müſſe. Anderer Meinung aber war Fürſt 
Schwarzenberg. Die kurheſſiſche Negierung erklärt, ſchrieb er 
am 1. December, daß ihr alter Verfaſſungseid fie hindere, ohne 
einen pofitiven Befehl des Bundes eine neue Verfaſſung ein⸗ 
zuführen. So tief aber, wie durch ein ſolches Verfahren, habe 
der Bund noch nie in eine innere Landesgeſeßgebung eingegriffen. 
Dagegen ſei es unzweifelhaft, daß die Verfaſſung von 1831 eine 
Menge Beſtimmungen enthalte, die mit dem Bundesrecht in 
Widerſpruch ſtänden; daraus folge die Competenz des Bundes, 
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dieſe Verfaſſung außer Wirkſamkeit zu ſetzen ) Dann ſei der 
Weg für die Regierung eröffnet, eine neue Verfaſſung nicht 
bloß proviſoriſch, ſondern definitiv einzuführen, was in jeder 
Hixſicht einem verlängerten Proviſorium vorzuziehen fei. Man⸗ 
teuſſel hätte zuletzt auch dagegen nicht viel zu erinnern gehabt, 
forderte aber doch von dem preußiſchen Bundestagsgeſandten 
Bericht, wie ſich Kurheſſen in dem zwischen Preußen und Oſter⸗ 
reich ausgebrochenen Streite über den Zollverein verhalte, und 
wies, als die Antwort eine durchaus preußenfeindliche Stellung 
Kurheſſens conſtatirte, den Geſandten an, auf proviſoriſcher 
Einführung der neuen Verſaſſung zu beſtehen. Es ergab ſich 
daraus ein die ſtreitenden Auffaſſungen vermittelnder Antrag 
der beiden Großmächte vom 3. Januar 1852: der Bundestag 
möge die Verſaſſung von 1831 außer Wirkſamktit ſetzen, den 
neuen Verfaſſungsentwurf im Allgemeinen billigen, und der 
kurfürſtiichen Regierung die Erwartung ausſprechen, fie werde 
durch fofortige Verleihung der Berſaſſung den definitiven Ab⸗ 
ſchluß der Angelegenheit ohne Zögerung herbeiführen, wobei die 
definitive Zustimmung und die förmliche Garantie dieſer Ver⸗ 
faſſung von Seiten des Bundes einer fpätern Beſchlußfaſſung 
nach Anhörung der gutachtlichen Außerung der Ständeverſamm⸗ 
lung vorbehalten bleibe. 

Der Antrag wurde an einen Ausſchuß verwieſen (Württem⸗ 
berg, Darmſtadt, Mecklenburz, deſſen Geſandter von Oertzen 
Berichterſtatter). 

Der Vericht erfolgte am 6. März, Es zeigte ſich wieder 
wie am 11. Juni, daß der beherrſchende Einfluß der Großmächte 
in der Verſammlung bei allem Gewicht doch feine Grenzen 
hatte. Der Ausſchuß war bereit, den auf die Gegenwart 
zielenden Anträgen der beiden Mächte zuzuſtimmen, wollte aber 
für die Zukunft die Frage offen halten. Die Aufhebung der 
Verfaſſung von 1831 erſchien ihm außer ihren zahlreichen 
bundeswidrigen Beſtimmungen ſchon nach Art. 2 der Bundes⸗ 
acte und Art. 1 der Wiener Schlußacte zum Schuße der innern 
Sicherheit geboten. Daraus ergab ſich von ſelbſt die Einführung 
der neuen revibirten Verfaſſung mit einſtweiliger voller Rechts⸗ 
gültigfeit. Zugleich aber erörterte der Ausſchuß die Noth⸗ 
wendigkeit einer Prüfung derſelben durch die Ständeverſam mung; 


Y In Wahrheit: die bundeswidrigen Artitel ame 
„Sobel, Begründung b beutfchen Reifen, IL. 


wa GOOgIE PRINCETON UNVERSIT 


98 Thätigkeit des erneuerten Bundestags. 1852 


dieſe müſſe darüber nicht bloß zu einer gutachtlichen Außerung, 
ſondern zu einer beſtimmten 0 0 aufgefordert werden; 
nichts würde erfreulicher ſein, als ein Übereinkommen darüber 
zwiſchen der Regierung und dem Landtag; follte aber dieſe 
Hoffnung trügen, fo würde die Bundes verſammlung die zurück⸗ 
bleibenden Differenzen zu erledigen haben. 

Hienach beantragte der Ausschuß: 

die Genehmigung der von den Commiſſaren erlaſſenen Ver⸗ 
ordnungen; 

die Verfaſſung von 1831 nebſt den ſie ergänzenden Geſetzen 
von 1848 und 1849 ſei außer Wirkſamleit zu ſetzen; 

die kurfürstliche Regierung ſei aufzufordern, nach Erwägung 
dieſes Ausſchußberichtes, die mit den Commiſſeren beralhene 
Verfaſſung als Geſetz zu publieiren, dieſelbe der auf deren 
Grund einzuberufenden Ständeberſammlung zur Erklärung vor- 
zulegen, und von dem Neſultate dem Bunde Bericht zu erſtatten; 

die Bundesverſammlung ertheile jedoch dem Entwurfe nur 
im Allgemeinen ihre Zufünmung, ohne ſich über die einzelnen 
Bestimmungen auszufprechen; 

ſie erwarte Bericht über die Beruhigung des Landes und 
über die Beendigung des Kriegszuſtandes; 

ſie behalte ſich auf die zu erwartenden Mittheilungen weitere 
Beſchlußnahme über eine definitive Erledigung der kurheſſiſchen 
Verfaſſungs⸗Angelegenheit vor. 

Der Antrag ertſprach der ursprünglichen Meinung Man⸗ 
teuffel's und der Commiſſare; Schwarzenberg ließ ihn ſich demnach 
um ſo mehr gefallen, als Luxemburg, Oldenburg mit Waldeck 
und Schwarzburg, Weimar und die ſächſiſchen Herzogthümer 
und die freien Städte mit dem ganzen Verfahren nichts zu 
ſchaffen haben wollten, und auch ſonſt ſich Stimmen gegen einzelne 
Artikel des Antrags erhoben. 

Um 27. März erfolgte darauf durch eine Mehrheit von zehn 
Stimmen die Annahme des Ausſchußantrags, und am 13. April 
1852 in Enffel die Publication der neuen Verfaſſung, ſowie auf 
den 16. Juli die Einberufung der wahren, ober wie dann die 
Thronrede ſagte, der wirklichen Stände. 

Alle Welt vermuthete, daß es nach dem Schrecken der Exe⸗ 
cution unter der Fortdauer des Belagerungsſtandes und bei der 
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Herrſchaft der commiſſariſchen Geſetze Haſſenpflug leicht fein 
würde, gefügige Kammern und damit auf unabſehbare Zeit die 
freie Verfügung über die Staatseinkünfte, ſowie eine unbedingte 
Allmacht in der Staatsverwaltung für den Rurfürſien und ſich 
ſelbſt zu erlangen. 

War nun auch nicht Alles durchgegangen, was die beiden 
Großmächte begehrt hatten, immer war die von ihnen gelenkte 
Bundesgewalt über die Einzelſtaaten überall, wo es auf Vers 
nichtung liberaler Gedanken und Einrichtungen ankam, zu einer 
Höhe emporgehoben, welche zu erklimmen Metternich weder 1819 
noch 1834 unternommen hatte. Mit den beiden Forderungen 
der Landes wohlfahrt und der allgemeinen Sicherheit ſezte ſich 
jetzt die Bundesgewalt unter Schwarzenberg's und Manteuſſel's 
Oberbefehl über jede Rechtsſchranke ebenſo leicht hinweg, wie 1799 
in Paris unter derſelben Formel das Comité de Salut Public 
und das Comité de Sürete Generale. Jene durch Metternich's 
behutſame Umſicht und Preußens Nachgiebigkeit dreißig Jahre 
lang fortgeftiſtete Geſtalt der deutſchen Einheit, das Duumvirat 
von Öfterreich und Preußen, war jept zu einer bis dahin 
unerhörten Starte gegenüber der Unabhängigkeit der Particular - 
ſtaaten gelangt. 

Es war aber Alles leerer Schein. Was zunüchſt die Wirkung 
des neuen Syſtems betraf, fo erging es dieſer Centralgewalt 
nicht anders als ihrer Vorgängerin von 1819 und 1832; troß 
der Allmacht ihrer politiſchen Polizei blieb ſie auf allen anderen 
Gebieten zur Unfruchtbarkeit berurtheilt. So erweckte ihre 
Energie bei dem Volke bittern Haß, ihr Unvermögen erneuerte 
Verachtung. Trotz aller Begünſtigung der Fürſten und des 
Adels, wie fie in Frankfurt gang und gäbe war, blickten auch 
die Regierungen der Einzelſtaaten mehr mit Mißtrauen als mit 
Dankbarkeit auf das dictatoriſche Verfahren der Centralgewalt. 
Das Ergebniß war, wie nach den Karlsbader Beſchl üſſen, eine 
allſeitige Stärkung der particulariſtiſchen Geſinnung. Lieber 
gar keine Centralgewalt, als eine jo gewaltthätige und zugleich 
ſo oßnmädhtige. 

Entſcheidend aber war noch eine andere Thatſache. Die 
Grundlage des Syſtems, die herzliche Eintracht der beiden 
Großmächte, ſchon unter Metternich auf wichtigen Gebieten ſehr 
problematisch, war durch die Ereigniſſe von 1848 und 1849 in 
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der Wurzel vernichtet. Mochten die beiden Höſe in dem Kriege 
gegen den Liberalismus noch jo freudig Hand in Hand gehen: 
die tiefe Differenz ihrer Stellung zu den Intereſſen Geſammt⸗ 
dentſchlands, dreißig Jahre lang nach Kräften verhüllt, war ſeit 
der Märzrevolution unauslöſchlich zu Tage getreten, und drängte 
die leitenden Staatsmänner beider Seiten, mochten ſie es wollen 
oder nicht, mit eiſernem Zwange in den weitern Kampf um die 
großen Parteiprogramme von 1849 hinein. 
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Der wiedergeborene Bundestag behielt auch, nachdem er 
endlich vollzählig geworden, die Signatur feines Urſprungs; 
er war und blieb ein Kampfmittel Oſterreichs und der Wittel⸗ 
ſtaaten gegen Preußen. Nach der Beſeitigung des deutſchen 
Parlaments war die Frage der künftigen deutſchen Verfaſſung 
auf die einfache Formel der Machtfrage zwiſchen den beiden 
Großmächten des Bundes zurückgebracht, und dieſe ſpielte direct 
oder indirect bei faſt jeder Verhandlung des Bundestags ihre 
Rolle, troß der geheimen Allianz, top der Gemeinſchaft im 
Kampf gegen den Liberalismus, troß der Inſtruction an den 
neuen preußischen Bundestagsgeſandten Heren von Nochow und 
deſſen eifrigſtem Beſtreben, mit Oſterreich Hand in Hand zu gehen. 

Denn, wie es einſt Kaiſer Franz Joſeph dem preußiſchen 
Könige geſchrieben: die Dinge find starter, als die Menfchen. 
Wie die Dinge ſich nun ſeit mehr als einem Jahrhundert geſtaltet 
hatten, waren zwar die beiden Mächte Europa gegenüber auf 
feite Freundſchaft angewieſen, auf deutſchem Boden aber waren 
ihre Lebensintereſſen unvereinbar, und folglich in den wichtigſten 
Beziehungen der Conflict unvermeidlich. Die Ausſichten in dem⸗ 
ſelben ſchienen damals für Oſterreich durchaus günſtig zu ftehen, 
da es ſich am Bundeslage einer ſelten schwankenden Majorität 
erfreute. Aus den Reihen der einſt in der preußischen Union 
vereinigten Kleinſtaaten waren die beiden Heilen und Naſſau 
längſt in das öſterreichiſche Lager übergegangen; es brauchte 
dann nicht zahlreicher Nachfolger, um ein Mehr unter ſiebzehn 


55 Google FRE. 00 


104 Dualismus im Bunde. 1851 


Stimmen zu ſichern, und die Hahl folder Nachfolger war nicht 
gering. Seit Olmith galt Öfterreich® Gunſt für wirfamer, feine 
Ungnade für gefährlicher als die preußiſche; eine Menge adlicher 
Familien ließ ihre Söhne in faiferlichen Dienft treten, und wirkte 
dann zu Haufe für Oſterreich; ohne Frage war auch der Wiener 
Hof auf dem Felde der perſönlichen Bearbeitung dhätiger und 
geschickter als der Berliner. In Frankfurt ſelbſt tam der Einfluß 
des öſterreichiſchen Präfidiums hinzu, genug, der faiferliche Wille 
war durchgängig das herrſchende Element im Yundestage, und 
Fürſt Schwarzenberg war wahrlich nicht der Mann, um eine 
ſolche Quelle der Macht unbenutzt zu laſſen. Er war ſehr bereit 
zu dem in Rodow's Inſtruttion begehrten Einvernehmen mit 
Berlin, unter der Vorausſetzung, daß Preußen ſich den Wiener 
Abſichten ebenſo gefügig zeige, wie einſt Ancillon dem Fürſten 
Metternich. Sollte aber Manteuffel ſich herausnehmen, einen 
eigenen Willen zu haben, jo meinte Schwarzenberg gerade im 
Bundestage das geeignete Werkzeug zu befigen, denſelben zu 
brechen und Preußen durch Mehrheitsbeſchlüſſe niederſtimmen zu 
laſſen, was dann in einfacher Folgerung zu dem Streben führte, 
die Eompetenz des Bundestags allmählich zu erweitern, und 
Preußens ſelbſtändigen Wirkungskreis damit zu beſchränken. 
Wenige Wochen, nachdem der Bundestag vollzählig geworden, 
that Schwarzenberg einen erſten wichtigen Schritt zu dieſem 
Ziele, indem er in Frankfurt am 10. Juli 1851 die Bildung 
eines Ausſchuſſes veranlaßte, welchem die in Dreöden erwachſenen 
Materialien, betreffend eine Zolleinigung zwwiſchen Oſterreich und 
den übrigen deutſchen Staaten, zu weiterer Bearbeitung zu über- 
weifen wären. Dies bedeutete, wie wir wiſſen, Oſterrrichs 
Willen, den preußischen Zollverein entweder ganz zu ſprengen 
oder ſich mit Preußen in die Leitung desſelben zu theilen, oder 
endlich Preußen ganz aus derſelben hinaus zu werfen. Der 
Fürst war auch hier der Unterſtüctzung der meiften Mittelftanten 
ſicher, welchen nichts erwünſchter ſchien, als in Handels- und Zoll⸗ 
ſachen wie in den übrigen Bundesangelegenhetten zwei Häupter 
ſtatt eines zu erhalten, gegen Übergriffe des einen den Schuß des 
andern zu genießen, und bei Streitigkeiten zwiſchen beiden die 
ſchöne Rolle des entfeheidenden Schiedsrichters zu gewinnen. 
In Verlin ſah man gelaffenes Mulhes der Entwicklung 
dieſer Action entgegen. Man war in Olmütz einer höchſt un⸗ 
günftigen europäiſchen Conjunctur gewichen; man hatte ſtarke 
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Einbuße an politeſchem Anſehen erlitten, aber jede materielle 
Schädigung vermieden. So fühlte man ſich zurükgedrangt, 
aber nicht niedergeworfen. Für den Augenblick hatte man das 
Emporſtreben aus der frühern Stellung im Bunde aufgegeben, 
aber man war keineswegs geſonner, ſich in demſelben jetzt tiefer 
als vor 1848 herabdrücken zu laſſen. In militäriſcher Beziehung 
glaubte man ſich Osterreich mindeſtens ebenbürtig, in finanzieller 

ft und in innerer Conſiſtenz des Staats bei Weitem überlegen, 
und wenn der Wiener Hof auf das Mißtrauen der mittelſtaat⸗ 
lichen Regierungen gegen Preußen feine Rechnung ſetzte, jo 
meinte Preußen eine noch zuverläſſigere Stütze in der Gemein- 
ſchaft der materiellen und Culturintereſſen der geſammten 
deutſchen Bevölkerung außerhalb Oſterreichs zu haben. Auf dem 
handelspolitiſchen Gebiete war man bereits im Stillen mit der 
Vorbereitung eines durchſchlagenden Gegenzuges beſchäftigt. In 
den Bundestag aber ernannte der König an die Stelle des nach 
Peters burg zurückkehrenden Herrn von Rochow den bisherigen 
Deichhauptmann Herrn Otto von Bismarck⸗Schönhauſen, der 
mit der überreichung feiner Crebitive an den Bundespräſiventen 
am 29. Auguſt 1851 den erſten Schritt auf einer Laufbahn von 
weltgeſchichtlicher Bedeutung that. 

Bismarck ſtand damals mit 36 Lebensjahren in der vollen 
Blüthe des kraftigſten Mannesalters. Emme hohe Geſtalt, welche 
die Mehrzahl der Menſchenkinder um eine Kopfeslänge überragte, 
ein geſundheitſtrahlendes Untlig, ein von Intelligenz belebter 
Blick, in Mund und Kinn der Ausdruck unbeugſames Willens, 
fo erschien er damals den Zeitgenoffen, in jedem Geſpräche erfüllt 
von originalen Gedanken, farbigen Bildern, frappanten Wen⸗ 
dungen, von 1 25 ewinnender Lieben swürdigkeit im geſelligen, von 
ſchneidender Überlegenheit im geſchäftlichen Verkehr. Sein 
Bildungsgang war großes Theils der eines Autodidakten geweſen; 
die friſche Urſprünglichteit feiner Natur hatte er weder durch mecha- 
niſche Schulung noch durch äußerlichen Dienſtzwang einſchnüren 
oder umſchleifen laſſen. Auf der Univerjität hatte er bald den 
Beſuch langweiliger Verlefungen aufgegeben, und als flotter 
Corpsburſche alle Freuden der akademiſchen Freiheit gründlich 
genoſſen. Aber fein Daſein ging nicht, wie bei jo Vielen, im 
Corpsdienſt auf und unter, um dann in geiſtloſem Philiſterium 
troden hinzuſchleichen: ſondern fein Tag erſchien, an dem er 
nicht nach lehrreicher und anregender Lectüte gegriffen, und dem 
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aufſtrebenden Gedanken Nahrung und Erfrischung geboten hätte. 
Schon als Knabe hatte er eifrig Geographie getrieben, welche 
Wiſſenſchaft fi) damals noch nicht zu dem modernen Conglo⸗ 
merat von Fragmenten aller Naturwiſſenſchaften entfaltet hatte, 
ſondern ſich weſentlich mit der Vertheilung und den äußern Zu⸗ 
ſtänden der Menſchen in den verſchiedenen Ländern beſaßte: 
Bismarck pflegte gerne zu erzählen, wie früh ihm durch gründ⸗ 
liches Studium der Karte von Deutſchland, mit ihrem Farben⸗ 
reichthum von 39 verſchiedenen Landesgrenzen, die Erkenntniß 
der Naturwidrigkeit eines ſolchen Gebildes aufgegangen ſei. Vor 
Allem aber widmete er ſich, wie nach einem Vorgefühl des 
künftigen Wirkens, hiſtoriſchen Studien. Nach der eigenen weitern 
Erfahrung ſprach er den Grundsatz aus, für jeden Staatslenker 
ſei ein richtig geleitetes Studium der Geſchichte die weſentliche 
Grundlage des Wiſſens; hier allein ſei zu lernen, was bei 
der Verhandlung mit andern Staaten in jeder Frage erreichbar ſei; 
in der Fähigkeit aber, die Grenzen des Erteichbaren zu erkennen, 
ſei die höchſte Aufgabe der diplomatiſchen Kunſt bezeichnet. 

Sein ganzes ſpäteres Leben bildet einen praltiſchen Com- 
mentar zu dieſem Satze. Hier hat er ſowohl die Kühnheit 
geſchöpft, die Ziele feiner Action ſich möglicht hoch zu ſeßen, 
als die Veſonnenheit, niemals im Siegesrauſche über die Grenze 
des Erreichbaren hinaus zu ſchweifen. 

Nach den akademiſchen Jahren machte Bismarck eine kurze 
Probezeit im Verwaltungsdienſte durch; bald aber wurde ihm 
in den Bureaug die Luft zu eng, und er kehrte wieder in' 
Freie, auf einen Landſiß feiner Familie zurück, wo er ſich als 
rüftigen Jäger, kühnen Reiter und tapfern Becher, zugleich aber auch 
als ſorgſamen Verwalter und tüchtigen Gutsherrn bewährte, und 
bei aller brauſenden Gefelligfeit fein inneres Leben, wie feine 
Briefe zeigen, auf dem Grunde einer tiefernſten Religioſität zu 
voller Klarheit und Sicherheit ausgeſtaltete. Dann kamen die 
bewegten Jahre, welche auch ihn in den Strom der Politik 
hineinriſſen. Im Vereinigten Landtag von 1847 ſahen wir ihn 
fefte Stellung in der Vertheidigung der königlichen Intentionen 
einnehmen: gleich bei dieſem ersten Auftreten zeigte er eine 
ſeltene Beherrſchung der Sprache, eine klaſſiſche Formgewandt⸗ 
heit des Ausdrucks, eine unverſiegliche Schlagfertigkeit der Replik. 
Charakteriſtiſch war es ſchon an dieſer Stelle, wie auch bei den 
Fragen der innern Politik ſeine Gedanken, über die Grenzen 
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des Staats binübergreifend, das Verhältniß zum Ausland er- 
wogen. Den Nußen der vorgeschlagenen Berlin⸗Königsberger 
Eiſenbahn erkannte er an, nicht fo ſehr aus mercantilen und 
finanziellen, als aus militäriſchen und politiſchen Gründen. In 
gleicher Weiſe mahnte er die Verſammlung, ſich nicht durch 
Mehrforderungen über das vom Könige Gebotene hinaus mit 
der Regierung zu überwerfen, ſondern durch feſtes Einverſtänd⸗ 
niß mit dem Rönige in dem geſammten Europa einen mächtigen 
Eindruck hervorzuruſen. Als dann im folgenden Jahre die 
Wogen der Revolution über Preußen zuſammenſchlugen, und 
eine wüſte Anarchie Berlin erfüllte, wollte fein königs treues 
Blut heftig auf, und er wurde einer der ſtreitbarſten Genoſſen 
der Kreuzzeitungspartei. Allmählich bildete ſich jetzt ein näheres 
perſönliches Verhältniß zum Könige, der bereits 1847 Bismarcks 
Ausführungen im Vereinigten Landtag über den chriſtlichen 
Staat und das Königthum von Gottes Gnaden mit Wohlgefallen 
bemertt hatte. Ich weiß nicht, ob bei ihm ein ſympathiſcher 
Zug zu dem genialen, aber in feinem Weſen von ihm jo grund» 
verſchiedenen Manne vorhanden war; jedesfalls nahm Friedrich 
Wilhelm, zu deſſen ſtarken Seiten ſonſt eine zutreffende Menſchen⸗ 
kenntniß nicht gehörte, Bismarc's hervorſtechende Begabung 
wahr. und feste ſich vor, ihn zu einer großen Beſtimmung kur 
heranzubilden. Er hielt mich, ſagte fpäter Birmard, für ein Ei, 
aus dem er einen Minister aus brüten wollte. Er überraschte 
ihn alſo durch die Sendung nach Frankfurt, als auf eine hohe 
Schule der Diplomatie, wo damals in der That alle Fäden der 
deutſchen Politik zuſammen liefen. 

Ganz im Sinne des Königs hat man oft von Bismarcks 
Frankfurter Lehrjahren geredet, ungeführ ebenſo paſſend, wie 
wenn man von der Schwimmſchule eines jungen Fiſches ſprechen 
wollte. Gewiß, er, der bisher niemals im diplomatiſchen Dienfte 
ſich geübt hatte, trat hier in eine ihm fremde Welt, und hatte 
manche Penntniß von Perfonen und Sachen ſich erſt anzueignen. 
Aber nachdem er ſich binnen wenigen Wochen auf dem neuen 
Boden orientirt hatte, entwickelte er ſeit den erſten Schritten 
feines Wirkens feine politiſche Meiſterſchaft. Er war ein Staats⸗ 
mann von Geburt. Eine freigebige Natur hatte ihn mit allen 
Erforderniſſen des Herrſcherberufes außgeftattet, mit rascher und 
durchdringender Auffaffung aller Verhältniſſe, mit ſcharfer Er⸗ 
lenntniß der Stärken und Schwächen jeder Poſition, mit ficherem 
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Blick für die Brauchbarkeit der verſchiedenſten Menſchen zur 
Förderung feiner Zwecke. Mit einer unerſchütterlichen Willens 
kraft in der Verfolgung feiner Abfichten verband er eine niemals 
verſagende Elafticität des Geiſtes in der wechselnden Anwendung 
des jedes Mal zweckmäßigen Verfahrens; ohne jemals einen ſyſte⸗ 
matischen Unterricht durchgemacht zu haben, beſaß er die Fähigfeit, 
welche Thucyvides von Themiſtokles rühmt, durch die Macht feiner 
Natur in kurzem Nachdenken das Erforderliche ſofort zu treffen. 

Alle dieſe Züge werden bereits in feiner Frankfurter Cor⸗ 
reſpondenz gleich deutlich wie in ſeinem ſpätern Wirken auf 
höherer Stufe ſichtbar. Überall bewundert man die Umſicht 
der jede Frage allſeitig beleuchtenden Erörterung, den raſchen 
Muth in der Aufſtellung des arzuſtrebenden Ziels. die uner⸗ 
ſchöpfliche Fülle immer neuer, den Gegner Überraſchender und 
verwirrender Evolutionen, und dabei den ſeſten Pulsſchlag einer 
ſtets vom Verſtande geleiteten Energie. Noch befand er ſich 
nicht in der leitenden Stellung, ſondern hatte den Befehlen der 
vorgeſetzten Behörde zu gehorchen: aber ſtets traf der Gang 
feiner Berichte in lhatſichlicher Begründung und zwingender 
Logit fo unwiderſtehlich zum Zweck, daß ſich nur in feltenen 
Füllen dem Miniſter die Möglichkeit einer abweichenden Auf⸗ 
faſſung darbot. Herr von Manteuffel brummte wohl in auf⸗ 
keimender Eiſerſucht der junge Schönhäuſer ſcheint ja feiner 
Sache ſehr gewiß zu fein — ſchrieb aber dann fein „Einver⸗ 
ſtanden“ unter den Bericht. 

Durch die Frühreife des Talents und die indirecte Beherr⸗ 
ſchung des Vorgeſetzten erinnert Bismarck lebhaft an das Auf⸗ 
treten des Generals Bonaparte im Jahre 1796. In allem 
Übrigen aber erſcheint neben der Ahnlichteit der tieſſte Gegenſatz 
der Charaktere zwiſchen beiden Männern. Statt der coloſſalen, 
jedes andere Gefühl erdrückenden Selbftfucht des corſiſchen Im⸗ 
perators zeigt ſich bei dem preußiſchen Beamten die vatriotiſche 
Hingabe an den Staat, die unbedingte Pflichttreue gegen König 
und Vaterland. Seine Stele war erfüllt von dem Berufe, 
Preußen zu Macht und Vlülhe zu erheben; jeder Schritt ſeines 
Wirkens war abhängig von dieſer einzigen und beherrſchenden 
Aufgabe. War er früher Parteimann geweſen, jo wurde er jetzt. 
prägnanteften Sinne des Wortes, Diener des Staats. Gegen 
deſſen Anforderung trat jede andere Rückſicht in den Hintergrund. 
Fragen höchſter Bedeutung, Freihandel oder Schußzoll, feudale 
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oder demokratische Einrichtungen, Religionsfreiheit oder Hierarchie, 
Fragen alſo, die für viele tauſend Menſchen als bejtimmende 
Printipien des ganzen Daſeins gelten, waren für ihn nichts als 
je nach den Umſtänden gebrauchte Mittel für Preußens ferneres 
Emporwachſen, ſo daß ihn nicht ſelten ſeine Gegner den grund⸗ 
faplofeften Opportuniften aller Zeiten ſchalten. Wenn ferner 
Friedrich der Große, der em langes Leben dem harten Dienſte 
des Staatsintereſſes widmete, im innerſten Herzen der Über⸗ 
zeugung war, daß der Staat nur ein Mittel zur Erhaltung und 
Pflege der idealen Güter, der Schönheit und Wahrheit, der Kunſt 
und der Wiſſenſchaft, fei: fo war umgekehrt Bismarck auch hier 
Utilitarier, und fo ſehr er jene Güter zu ſchaßen verſtand, jo 
war doch ſtets feine erſte und letzte Frage, in wie weit die ſe 
Kunſt oder jene Wiſſenſchaft dem preußiſchen Staatszweck nuße. 
Obgleich nicht ganz in dieſen Zuſammen hang gehörig, mag hier 
werden, daß er, der weiter als 
ſem Indifferentismus entfernt war, 
wiederholt feine ehemaligen Parteigenofſen vor der damals üblichen 
Verquickung von Politik und Kirchenthum warnte: ihr predigt 
damit, war fein Wort, die Menſchen nicht in die Kirche herein, 
ſondern aus der Kirche hinaus, und ſchadet dem Staate, indem 
ihr dem Volke feine Religion verleidet. 

Den Widersachern Preußens im Bundestage war natürlich 
ein folder Mann hochſt unbequem, ein Mann, der alle Waffen 
der Polemit als Birtuoſe handhabte, keine Überhebung des Geg⸗ 
ners ungerügt, keine Blöße unbenußt ließ, und ſehr bald den 
Ruf gewann, es ſei gefährlich, mit ihm den Kampf aufzunehmen. 
Die correcten Diplomaten, und nicht bloß in Frankfurt, klagten, 
daß er oft jo burſchikos auftrete, oder wunderten ſich, daß er 
höchſt unbefangen die Haltung des künftigen Miniſters ſchon 
jetzt annehme. Anfangs zwar zeigte er ſich den Collegen im 
Bundestage durchaus entgegentommend und auf gutes Einver⸗ 
nehmen bedacht. Denn nicht als principieller Gegner Oſterrrichs 
war er nach Frankfurt gekommen; im Gegentheil, bei ſeinem 
ganzen bisherigen Verhalten war er ſtets von der Nothwendig⸗ 
leit eines feſten Zuſammenhaltens von Preußen und Sſterreich 
ausgegangen und hat auch fpäter Alles gethan, um die deutſche 
Politik auf diefer Grundlage ſicher zu ſtellen. Demnach bemühte 
er ſich auch im Bundestage, jede etwa auftauchende Meinungs⸗ 
verſchiedenheit durch vertrauliches Benehmen mit dem Peäſidial⸗ 
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gefandten, Grafen Thun, auszugleichen, um nicht den kleinen 
Staaten das Schauspiel einer Spaltung zwiſchen den beiden 
Großmächten zu geben. Aber nur zu bald mußte er ſich über⸗ 
zeugen, daß die weſentliche Vorausſetzung dieſes Strebens, die 
Gegenſeitigkeit, fehle, daß an eine Anerlennung der preußiſchen 
Gleichberechtigung durch Oſterreich nicht zu denten und bei der 
Stellung der beiden Höfe zu den deutſchen Verhältniſſen auch 
nie zu erhoffen ſei. Damit war feine fernere Haltung entſchieden. 
Er war zum Widerſtand bis auf die äußerſte Grenze, ja über 
dieſe hinaus, bis zum Bruce des Bundes entſchloſſen, ehe er 
eine Schädigung an Preußens Würde oder gutem Rechte geſtatte. 
Gleich in den erſten Wochen kamen die Anläſſe, dieſe Geſinnung 
zu beihätigen. 

Preußen wünſchte die juriſtiſche Grundlage feiner euro⸗ 
pätfen Selbftänbigfeit durch die Ausſcheidung von Oft und 
Weſtpreußen aus dem Bundesgebiete wieder herzuſtellen: für 
Oſterreich, welches feine fämmtlichen Lande in den Bund ein⸗ 
zufügen gedachte, war dieſer Antrag leſtig, und fo erſchienen 
von mehreren Seiten her Anſtände und Bedenken. Mit welchem 
Nachdruck Bismarck ſie zurückwies, zeigt ſein Geſuch bei Man⸗ 
teuffel um die Erlaubnis zu einer Erklärung, wenn die Herren 
bei ihrem Widerſpruch beharrten, würde Preußen die Maaßregel 
ſclbſtändig vollziehen. Es lam indeß nicht fo weit, da dit 
Mehrheit ſich bei Bismarcks drohendem Einwirken ſchließ lich 
zur Genehmigung des Antrags herbeiließ. 

Eine andere Frage, bei deren Behandlung die Majorität 
der Bundesverſanmlung ihre Preußen ungünfiige Stimmung 
zeigte, betraf die Publication der Sitzungs⸗Protokolle). Auf 
Oſterreichs Antrag wurde ein beſonderer Ausſchuß beftellt, welcher 
die zur Veröffentlichung geeigneten Verhandlungen ausſondern 
und nach ihrem weſentlichen Inhalte zum Abdruck bringen 
follte. Here von Bismarck, der gegen den Vorſchlag geftimmt 
hatte und dann auch in den Ausſchuß nicht gewählt worden 
war, ſah gleich bei deſſen erſter Publication durch die Auswahl 
und Wiebergabe des Stoffes feine Beſorgniß bestätigt, daß es 
ſich hier um die Schaffung eines einſeitigen, im öſterreichiſchen 
Intereſſe gegen Preußen wirkenden Parteiorgans handle. Ex 

) Im Folgenden verſtatte ich mir, einige Seiten der großes Theils 
von mir redigirten Einleitung zu der Archivpublleatton; Preußen im 
Bundestage, hier zu wiederholen 
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trat dieſem Beginnen auf der Stelle, ſowohl öffentlich in der 
Preſſe, als durch eine geharniſchte Erklärung in der Verfammlung 
ſelbſt entgegen, und verhinderte damit unter ſchmerzlichem Er⸗ 
ſtaunen der Gegner die Wiederholung des Verfahrens. 

Widerwärtiger noch als dieſer Vorgang und uneraquicklich 
in jeder Beziehung war ſodann der Zank über die im Jahre 
1848 geſchaffene deutſche Nordſeeflotte, welcher lange Monate 
hindurch den Bundestag in Athem hielt und aus einem hart⸗ 
nädigen Feilſchen um eine unbedeutende Geldſumme allmühlich 
zu einem Streite über die fundamentalen Fragen der ganzen 
Bundes verfafſung heranwuchs. 

Die deutſche Flotte jener Jahre war ausgerüftet worden 
für die damals in nächfter Zukunft erwartete deutſche Reichsgewalt. 
In dieſem Sinne hatte Preußen bereitwillig die Zahlung feines 
matricularmüßigen Beitrags geleistet und damit den größern 
Theil der Koſten geliefert, während Osterreich und eine Anzahl 
der binnenländiſchen Staaten mit ihren Zahlungen ganz oder 
theilweiſe zurückgeblieben waren. Eben an deren Widerſtand 
war dann die beabſichtigte Reichs gewalt in Rauch aufgegangen, 
die Flotte aber beſtand, und über die Aufbringung ihrer Koſten 
war Beſchluß zu ſaſſen. Schon auf den Dresdener Conferengen 
zeigte ſich, wie wir geſehen haben, bei den dinnenländiſchen 
Staaten eine geringe Neigung für die Erhaltung einer deutſchen 
Kriegsmarine; es wurde Einſtimmigkeit oder doch Dreiviertel 
Mehrheit für jeden Beſchluß darüber gefordert. Jetzt beantragte 
Preußen, daß für die Unterhaltung der Flotte zunächſt die rück⸗ 
stündigen Matricular⸗Umlagen des Jahres 1848 eingezahlt und 
verwandt würden. Die im Rückstand verbliebenen Staaten aber 
wollten davon nichts wiſſen, und auf ihr Betreiben beſchloß der 
Bundestag am 7. Juli 1851 mit Stimmenmehrheit eine neue 
Vorſchußumlage von 532000 Gulden. Hiegegen legte Preußen 
Verwahrung ein, weil nach Bundesrecht die Flotte noch keine 
organische Einrichtung, und folglich, ganz wie es die Süddeutschen 
in Dresden begehrt, für die zu ihrer Unterhaltung nothwendigen 
Beſchlüſſe Einſtimmigkeit erforderlich jei. Dieſer Vorgang wieder ⸗ 
holte ſich, als gegen Ende des Jahres die Maforität zur Deckung 
des Ausfalls ein Anlehen bei dem Haufe Rothschild aufzunehmen 
beſchloß: auch dieſe gegen feinen Widerspruch verfügte Maaß⸗ 
regel wurde von Preußen für verfaſſungswidrig und nichtig 
erklürt. Die Majorität entgegnete, daß kein Bundesgeſet für 
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ſolche Beſchlüſſe die Einſtimmigkeit fordere. Preußen begehrte 
umgelehrt den Nachweis für die bundesrechtliche Competenz der 
Mehrheit. Hiemit kam der Streit auf einen ſehr bedenklichen 
Boden. Die Majorität war der Anſicht, daß in zweifelhaften 
Fallen iber bie Competenz des Bundestags nur dieſer ſelbſt, 
d. h. feine Mojorität, zu entſcheiden habe, font könne ja der 
kleinſte Bundesſtaat die nothwendigſten Beſchlüſſe durch fein 
Veto hindern. Preußen erwiderte, nach dieſer Theorie ſei die 
verſaſſungsmäßige Souveränität der Einzelſtaaten der Willkür 
der Majorität durch Erweiterung der Bundescompetenz ſchußlos 
Preis gegeben. Die beiden Sätze waren gleich unwiderleglich; 
neben einander geſtellt, bewieſen fic ſchlagend die Unnatur und 
Unvernunft der Principien, auf welche die Bundesverfaſſung 
von 1815 begründet war. 

Übrigens barg, wie gewöhnlich, der Gegenſaß der formalen 
Rechts auffaſſung auch eine nicht minder tiefe Verſchiedenheit der 
realen Forderungen. Preußen wäre gern zu weitern Beiträgen 
bereit geweſen, wenn die neue Nordſeeflotte mit der preußiſchen 
Marine dergeftalt in Verbindung geſeht würde, daß Preußen 
der gemeinſame Kriegsherr geworden wäre. Bei den Mittel 
ſtaaten waltete die Anſicht vor, Osterreich möge die Flotte auf 
der Adria, Preußen die ber Oſtſee, die andern Staaten jene der 
Nordſee ſtellen. Für Oſterreich hätte ſich vielleicht das Syſtem 
empfahlen, nach welchem die Nordſecflotte wie das Bundesheer 
zur Verfügung des von ihm beherrſchten Bundestags geblieben 
wäre. So zeigte ſich daß kaum ein Jahr nach Olmütz die alten 
Tendenzen des ö ſterreichiſchen Großdeutſchland, der preußiſchen 
Union, der mittelſtaatlichen Trias, ſich in erfriſchter Lebendig⸗ 
keit gegenüber ſtanden. Noch lam es zwiſchen ihren Vertretern 
nicht zum offenen Bruche, aber die Flotte ging an ihrer Unver⸗ 
ſöhn lichkeit zu Grunde. 

Als der Plan der Trias zur Abſtimmung gelangte, erſchien, 
wie der Verichterſtatter des Marine⸗Ausſchuſſes zugeſtehen mußte, 
ein Ergebniß der unldugbar traurigſten Art. Denn nicht genug, 
daß die Vota fo weit auseinander liefen, daß fait jedes derſelben 
— wenigſtens in einzelnen Modalitäten — eine andere Richtung 
verfolgte, legten einzelne Stimmen von vorn herein gegen etwa 
noch offen ſtehende Auswege Verwahrung ein. 

Kein beſſeres Schicksal hatte dann der Verſuch, einen engern 
Staatenverein zur Erhaltung der Nordſeeflotte zu Stande zu 
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bringen. Die Schwierigkeit lag hier ſehr einfach darin, daß die 
leinern Küftenftaaten, fo gerne auch Hannover Bundes⸗Admiral 
der Nordſee geworden wäre, ohne Preußen nicht die Kraft, und 
mit, d. h. unter Preußen, nicht die Neigung zur Übernahme der 
Aufgabe hatten. So war die Sache hoffnungslos ſchon im 
Februar 1852, als der Bund die Auflöfung der Flotte verfügte, 
falls nicht jener Staatenverein bis zum April zu Stan de komme. 
Bei dem Eintritte des Termins wer dies nicht geſchehen, und 
die Flotte verfiel zum Kummer und zum Scandale von ganz 
Deutſchland dem Auctionator. Die Schiffe wurden durch den 
Obddenburger Staatsrath Hannibal Fiſcher öffentlich verſteigert. 

Es war dieſelbe Zeit in welcher der Bundestag feine Leiſt⸗ 
amgsfähigleit durch die Oetrohirung der neuen kurheſſſſchen 
Verfaſſung der deutſchen Nation bethätigte. 

Unterdeſſen begann auch über die handelspolitiſche Frage 
ein hartnäckiger diplomatischer Kampf zwiſchen Preußen einer⸗ 
und Oſterreich und deſſen Genoſſen andrerſeits. 

Wie man weiß, hatten ſich die Küftenftaaten Norddeutſch⸗ 
lands dem großen Zollverein, deſſen Eingangszölle für Colonial⸗ 
waaren und Meine ihnen zu hoch erſchienen, bisher nicht ange- 
ſchloſſen; ſtatt deſſen waren vielmehr Hannover, Oldenburg und 
Braunſchweig 1834 zu einem beſondern Sttuerberein zuſammen 
getreten, jedoch hatte Braunſchweig dieſen 1841 wieder verlaſſen, 
um ſeine Aufnahme in den großen Zollverein zu bewirken. Viel⸗ 
ſache Verhandlungen, um auch Hannover zu dem gleichen Schritte 
zu beſtimmen, blieben ohne Erfolg. Der Hof von Hannover 
ſah in dem Beitritt zu dem Zollverein eine ſchwere Beeinträchti⸗ 
gung königlicher Souveränität und forderte zur Entſchüdigung 
für ein ſolches Opfer ſo große finanzielle Vorrechte vor allen 
übrigen Bereinsmitgliedern, daß Preußen diefelben ſtets für un 
zulaſſig erklärte. 

Seit 1848 aber trat in dieſen Verhältniſſen ein allmählicher 
Wandel ein. 

Das hannoveriſche Mürzminiſterium Graf Bennig ſen Stüve 
bewirkte zahlreiche, der damaligen Strömung entſprechende An⸗ 
derungen an der 1840 vom Nonige Ernst Auguſt dem Lande 
gegebenen Verfaſſung. Die erſte Kammer, in welcher die Abge⸗ 
ordneten aus den Ritterſchaften der einzelnen Provinzen die 
entſcheidende Mehrheit beſeſſen, wurde gewählten Vertretern des 
größern Grundbeſihes aller Stände eröffnel. In der Finanz- 
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verwaltung hatte Ernft Auguſt die alte Trennung der ſogenann⸗ 
ten königlichen von der Staatscaſſe wieder hergestellt; jene 
empfing die Einkünfte von den Domänen und fonftigen Gefällen, 
betritt die Koſten des Hofhalts und die Ausstattung der könig⸗ 
lichen Familie, und lieferte dann den Reſt zur Beſtreitung ge⸗ 
wiſſer Verwaltungsloſten an die Staatscaſſe ab. Die Geſez⸗ 
gebung von 1848 kehrte unter Vereinigung beider Caſſen dies 
Verhältniß um, unterſtellte die Verwaltung der Domänen ebenſo 
wie die der Steuern dem Finanzminiſterium, und ſetzte für den 
Konig auf Lebenszeit eine Ewilliſte feft. Außer dieſen und zahle 
reichen ſonſtigen Anderungen der Verfaffung war auch eine neue 
Organisation der Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden, ſowie eine 
Umformung der Provirzialberſaſſungen und Ermäßigung des 
auch dort Statt findenden Übergewichts der Ritterſchaften in 
Abſicht genommen. Im Herbſte 1850 wurde zwar das Minis 
ſterium Bennigſen⸗Stüve von dem Könige entlaſſen, weil es 
troß feines particulariſtiſchen Widerſtandes gegen Preußen ſich 
an den kurheſſiſchen Thaten des Rumpfbundeskags nicht bethei⸗ 
ligen wollte: jedoch blieb das neue Cabinet unter der Leitung 
des Freiherrn von Münchhauſen in den innern Angelegenheiten 
durchaus auf den Bahnen feiner Vorgänger, und begann ins⸗ 
beſondere die Ausführung der von dieſen beabsichtigten Organi⸗ 
ſationen. Indeſſen, dieſe wie alle guten Dinge auf unſerer Erde 
koſteten Geld, und die Staatscaſſe war, wie aller Orten fonft, 
durch die vielfachen Ausgaben der Revolutionsjahre erſchöpft; die 
Stände zeigten ſich freilich der Regierung überall äußerſt will⸗ 
fährig, aber die Steuererhühungen hatten doch in dem bis dahin 
ölonomiſch wenig entwickelten Ackerbauſtaate ihre beſtimmite 
Grenze. So griff bereits 1850 die Regierung zu einer Steigerung 
ihrer Einnahmen durch Erhöhung der Zölle, scheiterte aber damit 
an dem Widerſpruch der Oldenburger Landſtände. Die Ver⸗ 
legen heit war ſeitdem groß, und, einmal den Blick auf dieſe Frage 
gelenkt, drängten ſich die Gründe für einen Anſchluß an den 
deutſchen Zollverein. Namentlich ſeit dem Ab falle Braunſchweigs 
war die Grenzbewachung äußerſt Foftfpiefig und verwickelt; den 
Hannoverifchen Eiſenbahnen würde der Anſchluß eine bedeutende 
Rentabilität in Ausſicht stellen, mehrere Zweige der feit einiger 
Zeit heranwachſenden Induſtrie ſehnten ſich nach einem freien 
Verlehr auf dem deulſchen Markte und ſtärkerem Schutze vor 
der engliſchen Coneurrenz. Die preußiſche Regierung war von 
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dieſen Symptomen vollſtändig unterrichtet und kam Anfang 1851 
zu dem Enkſchluſſe, fie in energiſcher Weife für die eigenen In⸗ 
tereſſen zu verwerthen. 

Damals nämlich hatten ſich im Zollverein bedenkliche Spal⸗ 
tungen gezeigt. Preußen neigte, nicht gerade zum Freihandel, 
aber doch zu Zollermüßigungen und Berkehrserleichterungen, 
während die füddeutſchen Staaten im Intereſſe ihrer Fabrikanten 
auf ein möglichſt volitändiges Schupzolfuftem ausgingen, und 
fi damit dem handelspolitiſchen Standpunkte des befreundeten 
Oſterreich annäherten. Wenn alſo Oſterreich jetzt feine Boll 
einigungs-Pläne in kraftigen Betrieb ſeßte, war allerdings für 
Preußen die Gefahr nicht gering, vieleicht Abfall der Südſtaaten 
zu Oſterreich, vielleicht gänzliche Sprengung des Zollbereins und 
Unterbrechung des freien Verkehrs zwiſchen den beiden Hälften 
der Monarchie. Vor Allem dies Lehe mußte verhindert werden 
um jeden Preis, und dafür gab es kein beſſeres Mittel als den 
Zollverein mit Hannover. War dieſer erreicht, ſo konnte man, 
auf feſtem Boden ftehend, das Vorgehen der Südſtaaten erwarten. 

Kaum alſo hatte Oſterreich am 10 Juli 1851 am Bundes⸗ 
tage die Einſehung des handelspolitiſchen Ausſchuſſes veranlaßt, 
ſo richtete Preußen eine geheime Mittheilung nach Hannover: 
man wünſche eine Verhandlung über den Eintritt des Steuer⸗ 
in den Zollverein anzuknüpfen, werde dieſelbe aber erſt dann 
beginnen, wenn man vorher die vertrauliche Verficherung eines 
raſchen Abſchluſſes nach den hier beiliegenden Bedingungen er⸗ 
halten habe. Dieſe waren denn in der That für Hannover und 
Oldenburg äuferft vortheilheft, die Einräumung alles deſſen, 
was bei den früheren Verhandlungen Preußen ſtets als uns 
möglich abgewieſen hatte, eine ſtarke Herabſezung der Zölle auf 
Thee, Caſſee, Wein, Franzbranntwein, zollfreie Einfuhr von 
Schienen für die hannoveriſchen Eiſenbahnen, ein Präcipuum 
von 75 Procent bei der künftigen Vertheilung der Zollvereins⸗ 
einnahmen. In Hannover griff man ohne langes Bedenken zu, 
ſandte den Steuerdirtetor Klenze nach Magdeburg, wo er in 
tiefem Geheimniß mit dem preußiſchen Geheimrath Delbrück die 
einzelnen Artikel ausarbeitete, und zeichnete den Vertrag, welcher 
auf den 1. Januar 1854 den Eintritt Hannovers und Olden⸗ 
burgs in einen Zollverein mit Preußen und deſſen Zollver⸗ 
bündeten feſtſeßte, zu Berlin am 7. September. Am 11. theilte 
ihn darauf Preußen den übrigen Regierungen des Bolloereins mit. 

ge 
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Während dieſer Verhandlungen aber bereitete ſich in Han⸗ 
nover eine innere Kriſis vor: mehrere der ritterſchaftlichen Ver⸗ 
bünde hatten ſich beſchwerend an den Bundestag mit dem Geſuche 
um Herſtellung und Sicherung ihrer alten Rechte ſowohl in 
den Provinzialſtänden, als in der allgemeinen Ständeverfammlung 
gewandt. In Hannover legte die Bevölkerung der Sache keine 
Bedeutung bei, da ja im Jahre 1839 der Bundestag die Be⸗ 
ſchwerde mehrerer Städte und Corporationen gegen den rechts⸗ 
widrigen Staatsſtreich Ernſt Auguſt's zurückgewieſen hatte, hier 
aber die den Rittern mißliebigen Geſetze durchaus verfaſſungs⸗ 
mäßig unter Zuſtimmung des Königs und beider Kammer zu 
Stande gekommen waren. Das Miniſterium aber, welches mit 
großem Nachdrucke ſich gegen jeden Eingriff des Bundestags 
in die innern Verhältniſſe des Staats verwahrt hatte, war nicht 
ohne Beſorgniß, da ihm eine große Vorliebe des Königs und 
des Kronprinzen für die Nitterſchoften wohl bekannt war. Als 
daher der handelspolitiſche Ausſchuß des Bundestags Sach⸗ 
verftändige zu feinen Berathungen hinzuzog, und Klenze deshalb 
nach Frankfurt geſandt wurde, ſuchte dieſer Herrn von Bismarck 
auf, und bemerkte ihm, daß der Vertrag vom 7. September in 
Hannover zahlreiche Gegner, namentlich unter der vitterfchaftlichen 
Partei, habe; wenn es dieſer gelinge, durch Erfolge im Vundes⸗ 
tag das Miniſterium Münchhauſen zu ſtürzen, ſo würde es 
unmöglich fein, dem Vertrage die Zuſtimm ung der Kammern 
zu verſchaffen; es liege alſo im eigenen Intereſſe Preußens, 
das Ministerium Münchhausen ſowohl beim Bundestage als am 
hannoveriſchen Hofe zu unterftüßen. Es entfpann ſich daraus 
ein für beide Seiten charakter ſtiſcher Briefwechſel zwiſchen 
Bismard und Manteuffel. Jener, welcher die Competenz des 
Bundestags in der Beſchwerdeſache allerdings für begründet 
hielt, ſchrieb doch am 9. October in einem Privatbriefe dem 
Minister: „fo entſchiedene Abneigung ich dagegen habe, im eigenen 
Vaterlande das Necht der Politik zu opfern, fo habe ich doch 
preußischen Egoismus genug, um in Bezug auf Hannovers 
Recht nicht in demſelben Grade gewiſſenhaft zu ſein, und würde 
unmaaßgeblich rathen, in Hannover nur ein ſolches Miniſterium 
zu ſtützen, welches ſich unferer Politik im Sinne des Vertrags 
dom 7. September anzuſchließen bereit wäre, möchte feine poli⸗ 
tiſche Farbe fein, welche fie wolle. Unſer eigenes Haus iſt feſt 
genug, ſo daß wir in Hannover eher ein liberales als ein 


5 Google a ein 


1851 Vertrag vom 7. September. 17 


öſterreichiſches Minifterium dulden und halten können.“ Mans 
teuffel berieth darüber mit feinem damaligen Unterſtaatsſecretär 
Lecog, einem fonft wenig begabten oder angenehmen Manne, 
aber einem Politiker ganz und gar nach dem Herzen der Kreuz⸗ 
zeitung und der Herren von Gerlach. Diefem wäre es wie eine 
Sünde gegen den Heiligen Geiſt erschienen, wegen eines preußi⸗ 
ſchen Intereſſes in Hannover die Gegner einer Nitterſchaft zu 
begünstigen. Manteuffel antwortete alfo am 18. October. Klenze, 
fagte er, habe bereits in Berlin jene Außerungen gethan, daß 
die Ritterſchaften dem Vertrage feindlich ſeien, alſo der Sturz 
Münchhauſen's demſelben Gefahr bringen würde. Aber dieſe 
Auffaſſung fei rein individuell. Abgeſehen von den finanziellen 
Vortheilen des Vertrags für Hannover würden doch die Ritter⸗ 
ſchaften aus pofitifchen Motiven in dem Vertrage mit dem 
conſervativen Preußen eine weſentliche Bürgſchaft für ihre eigene 
Zukunft erkennen. Auch ſeien der alte König und der Kronprinz 
für die Erhaltung des feierlich ſanetionirten Vertrags. Es ſei nur 
zu wünſchen, daß der Bundestag gegenüber der hannoveriſchen 
Regierung mild und ſchonend auftrete, fo daß ihren Maßregeln 
der Charakter freier Entſchließung bleibe. Mehr dürfte unſererſeits 
nicht erforderlich fein, um die immer peinliche Wahl zwiſchen Untere 
ſtützung eines politiſch unfichern (durchſtrichen: liberalen) Miniſteri! 
und Gefährdung des Vertrags vom 7. September zu vermeiden. 

Preußen blieb alſo dabei, ſich jeder positiven Einwirkung 
auf Hannovers innere Politik zu enthalten. Man belobte ſich 
dieſes Entſchluſſes um ſo mehr, als am 18. November 1851 
König Ernft Auguft ſtarb, und fein blinder Sohn, Georg V,. 
nachdem er bei ſeiner Thronbeſteigung die Aufrechthaltung der 
Verfaſſung durch Königswort verheißen hatte, ſogleich ein eon⸗ 
ſervatives Miniſterium unter dem Borfig des bisherigen 
Bundes tags geſandten, Freiherrn von Schele, ernannte, welcher 
dann in der nüchſten Sitzung der Stände die Anerkennung des 
Zollvertrags durch beide Kammern bewirkte. Klenze's Reden 
ſchienen ſich damit als grundlofe Parteibeſtrebungen herausgestellt 
zu haben. 

Unterdeffen war in dem übrigen Deutſchland die Aufregung 
über den Septembervertrag nicht gering. Die Mittelſtaaten 
nahmen die Miene an, durch das Geheimniß ſeiner Betreibung 
ſchwer verletzt zu fein; hier zeige ſich eine kräntende Mißachtung 
ihrer Würde, offenbar ein Act der Rache für die von ihnen 
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veranlaßte Niederlage in Olmütz. Dieſe Klage konnte Eindruck 
machen auf politiſche Kinder, deren Zahl im Vaterlande freilich 
nicht gering war. Offenbar hatte es ſich preußiſcher Seits nicht 
um Rache für eine vergangene, ſondern um Vorſicht gegen eine 
gegenwärtige Feindſeligkeit gehandelt, gegen die zu Sſterreich 
hinüber neigende Tendenz der Mittelſtaaten, welche, von der 
Unterhandlung des Vertrags vor dem Abſchluß in Kenntniß 
gefeht, ohne allen Zweifel eine vorausgehende Einigung mit 
Wien zur Bedingung ihres Einverſtandniſſes gemacht Hätten. 
Dies zeigte ſich auf der Stelle, als Preußen, jezt feiner Stellung 
ſicher, im November 1851 die Kündigung des Zolvereins auf 
den Termin des 1. Januar 1854, und zugleich feine Bereit⸗ 
willigkeit ausſproch, ihn dann auf Grund des Septembervertrags 
zu erneuern. Zu dieſem Zwecke wurden alle Zollberbündeten 
auf den 1. April 1952 zu Conferenzen nach Berlin geladen. 
Ohne Zaubern übernahm darauf Fürſt Schwarzenberg die Führung 
des Widerftandes, indem er ſämmtliche deutſche Staaten bereits 
für den Jannar zu einer Conferenz nach Wien berief, um hier 
zunächſt über einen Handelsvertrag (Urkunde A), dann aber 
auch über die Vorbereitung einer volftändigen Zolleinigung 
zwiſchen öſterreich und Deutſchland (Urkunde B) zu berathen. 
Die Grundbedingung beider Entwürfe war, wie ſich aus den 
Verhältniffen mit Nothwendigleit ergab, eine immer wachſende 
Erleichterung des innern Verkehrs zwiſchen beiden Ländergruppen, 
verbunden für den Zollverein mit einer Erhöhung feiner Eingangs 
zolle gegen das übrige Ausland, nach Maßgabe des öſterreichiſchen 
Syſtens, mithin in geradem Gegenſatze zu den Tendenzen des 
hannsveriſchen Vertrags. Für den vorauszuſehenden Fall, daß 
Preußen dagegen widerſpenſtig bleibe, wurde im Geheimen den 
alten Freunden, Bayern, Württemberg, Sachſen, den beiden 
Heſſen und Naffau ein weiterer Entwurf (Urkunde C) vorgelegt, 
durch welchen dieſe Staaten ſich zur Zolleinigung mit Ofterreich 
ohne Preußen, alſo zum Austritt aus dem bisherigen Zollverein 
verpflichteten. Die Verſammelten fanden darauf den Zweck der 
Urkunden A und B schr ſchön, jeboch gab es zahlreiche Weinungs⸗ 
verſchiedenheiten über die einzelnen Beſtimmungen. Auch unter 
den ſechs Vertrauten kam es über die Urkunde O zu keinem 
Entschluß, als dem einer ernſtlichen weitern Erwägung. Sie 
traten deshalb Anfangs April zu einer engern Conferenz in 
Darmftabt zusammen, wo zunächſt verabredet wurde, in den 
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weitern Verhandlungen als feit geſchloſſene Einheit aufzutreten, 
und deshalb für ſich die bisherigen Zollvereinsverträge als 
ſortbeſtehend und verbindlich anzuerkennen, mit Preußen aber 
einen Vertrag über die Verlängerung des Zollverein auf leinen 
Fall vor dem 1. Januar 1853 abzufchlichen, ſofern nicht vorher 
eine Verſtändigung zwiſchen Oſterreich und allen Bollvereinss 
ftaaten erreicht worden wäre. Hierauf erwiderte Preußen in der 
Berliner Conferenz, daß die Bolleinigung mit Ofterreich eine 
ſehr allmählich zu erreichende Sache der Zukunſt fer; zur Unter⸗ 
handlung eines inhaltreichen Handelsvertrags zwifchen den Zoll 
vereinen und Oſterreich ſei man bereit, ſobald die Fortdauer des 
Zollvereins über den 1. Januar 1854 hinaus geſichert ſei. Es 
wurde nun den ganzen Sommer hindurch auf allen Seiten 
unendlich viel gefprohen und verhandelt; allmählich ftellte ſich 
zwiſchen Preußen und den Darmftäbter Verbündeten ein Ein⸗ 
verſtändniß über den materiellen Inhalt ſowohl des neuen Zoll⸗ 
verrinsvertrags, als des öſterrtichiſchen Handelsbertrags heraus. 
Aber unverſöhnt blieb die formale Differenz. Preußen beharrte 
auf feinem logiſchen Sape: erft die Erneuerung des Zollvereins 
und dann ein Vertrag des Zollvereins mit einem Dritten — und 
die Süddeutſchen ſtanden ebenſo feit auf ihrer Forderung der 
gleickzeitigen Unterhandlung beider Gegenſtinde. Es war die 
praktiſche Frage: ſoll ſich der Vertrag mit Oſterreich nach den 
Bedürfniſſen des Zollvereins, oder die Geſtaltung des Zollvereins 
nach den Wünſchen Oſterreichs richten? Endlich auf einer letzten 
Conferenz mit den Darmſtädtern im September hatte Preußen 
ber ſich im Kreiſe herumbewegenden Argumente genug; es erklärte 
die Auflöſung der Conferenz und den Abbruch der Unterhandlung. 

In Wien erwartete man jetzt, daß die Südſtaaten den 
Entwurf C vollziehen und auf Grund desſelben ihren Zollverein 
mit Oſterreich abschließen würden, womit dann Süddeutſchland 
dem preußiſchen Einfluſſe endgültig entzogen worden wäre. Nach 
der Ausſage des Herrn von Beuſt wären damals Bayern und 
Württemberg dazu nicht übel geneigt geweſen; dem aber ſtand 
jene Darmſtädter Abrede im Wege, jedesfalls unter einander 
zolloereint zu bleiben, und Sachſen lehnte nach der Lage feiner 
hochentwickelten Induſtrie den Verein mit Oſterreich unbedingt 
ab. Es kam dazu, daß auch in den übrigen Staaten der Coalition 
die öffentliche Meinung ſich trotz aller ſchutzzöllneriſchen Intereſſen 
für die Erhaltung des alten Zollverein mit Macht erhob, wozu, 
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beiläufig geſagt, von Frankfurt aus Herr von Bismarck durch 
Einwirkung auf die Preſſe, Gründung von Vereinen, Ausſendung 
von Agenten u. dgl. nicht wenig beigetragen hatte, wozu aber 
freilich die Natur der Dinge das Beſte that. Die Regierungen 
der Coalition waren rathlos. 

Da trat aus verſchiedenen Grün den ſowohl in Berlin als 
in Wien ein unerwarteter Umfehvung ein. 

In Wien war der bedeutende Staatsmann, deſſen Kühnheit 
und Energie Oſterreich von Erfolg zu Erfolg geführt hatte, 
Fürſt Felix Schwarzenberg, aus dem Leben geſchieden. Seine 
Geſundheit, durch Leidenſchaften aller Art längſt untergraben, 
war durch die Anftrengungen der politiſchen Arbeit vollends 
zerrüttet. Aber trof mehrfacher Krünklichteit war feine Sebens⸗ 
luſt noch nicht erloſchen. Als er am Morgen des 5. April 1852 
die Einladung zu einem Balle erhielt, wo er einer von ihm 
verehrten Schönen zu begegnen hoffte, rief er: ganz beſtimmt 
werde ich kommen, außer ich wäre tobt. Im Laufe des Tags 
hielt er verſchiedene Sipungen und Conferenzen, ſandte dazwischen 
jener Dame einen auserleſenen Blumenfteauß, und machte gegen 
Abend Toilette zum Diner, als er plöhlich vom Schlagſluß ge⸗ 
troffen zuſammenbrach und nicht wieder in das Bewußtſein 
zurückkehrte. Es mag dahingeſtellt bleiben, wie weit feine Kraft 
in der Durchführung feiner alle Verhältniſſe überanſpannenden 
Herrſcherpläne gereicht hätte; ſicher ift, daß fein Schüler und 
Nachfolger, Graf Buol-Schauenftein, zwar ben eifrigfien Willen, in 
keiner Beziehung aber die Fähigkeit befaß, die politischen Gedanken 
des Verſtorbenen zur vollen Berwirklichung zu bringen. Nun kann 
unter Umſtänden ein herriſcher Deſpotismus imponiren und retten, 
aber nichts ist bedenklicher, als der Verſuch eines ungeſchicten 
Nachahmers, das Werk eines ſolchen Vor bildes fortzuſetzen. 

In der Zollvereinsſache trat Graf Buol Anfangs äußerſt 
gebieteriſch auf. Als im Juni der vom Könige in Spezialmiſſion 
nach Wien geſandte Herr von Bismarck ſich bei ihm meldete 
erllärte er diejem, Ofterreich Kaffe ſich von Deutſchland nicht als 
Ausland behandeln; dies aber würde geſchehen, wenn man ihm 
einen bloßen Handelsbertrag ohne Ausſicht auf Zolleinigung 
anböte; übrigens gehöre die Behandlung dieſer Dinge an den 
Bundestag, und, ſetzte er nicht eben höflich hinzu, er müſſe be⸗ 
dauern, daß in dieſem Augenblicke, wo Graf Thun wichtige 
Inſtructionen erhalten habe, Herr von Bismarck ſich nicht 
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auf feinem Poſten befinde. In gleichem Sinne arbeitete 
feine Diplomatie an allen deutſchen Höfen mit zußerſtem 
Nachdruck. 

Im Herbſte aber fand er mehrfachen Anlaß, feinen anti 
preußiſchen Eifer einiger Maaßen herabzuſtimmen. In Frank⸗ 
reich that Louis Napoleon Schritt auf Schritt hinan zu den 
Stufen des Kalſerthrons, und es war lein Geheimniß mehr, 
daß er die Volksabſtimmung darüber nicht als den Urſprung. 
ſondern nur als die Anerkennung feines ererbten Kronrechts bes 
trachten, und ſich ſo in offenen Widerſpruch mit den Verträgen 
von 1815 ſetzen würde, welche das Haus Bonaparte für immer 
von dem franzöfiſchen Throne ausſchloſſen. Hier erſchien vie 
Möglichkeit einer ſchweren europäiſchen Gefahr, und damit die 
Würſchbarkeit eines aufrichtig guten Verhältnifjes mit Preußen. 
Dazu mahnte auch Kaiſer Nikolaus in dringender Weiſe, und 
als ſich dann zu bitterer Enttäufchung des Grafen Buol zeigte, 
daß bei den ſüddeutſchen Staaten der Entwurf C ein todter 
Buchſtabe bleiben würde, bot Kaiſer Franz Joseph feinem 
tönitlichen Oheim die Hand zur Verſöhnung. 

Das gute Wort fand in Berlin eine gute Statt. Denn 
wie in Wien die Beziehungen mit der Darmſtädter Coalition 
ſich unfruchtbar erwieſen hatten, fo war für Preußen das Fun⸗ 
dament feiner neuen Stellung, die Freundſchaft mit Hannover, 
brüchig geworden. Der junge König hatte den lebhaften Wunſch, 
wenn nicht die ganze Geſetzgebung von 1848 umzuwerfen, jo 
doch ihre Anderungen an der Berſaſſung von 1840 ungeſchehen 
zu machen und zugleich die Verwirklichung der neuen Behörden⸗ 
Organifationen zu hindern. Er war damit der natürliche Ver- 
bündete der von ihm ohnehin begünſtigten Ritterſchaften, und 
deren Häupter überzeugten ihn leicht, daß der Septembervertrag 
den Ruin des geſammten Gewerbeſtandes in Hannover und zu⸗ 
gleich eine Abhängigkeit Hannovers von Preußen herbeiführen 
werde, gegen welche nur ein feſter Anschluß an Oſterreich Rettung 
bringen könnte. So fand während des Sommers der öfter 
reichiſche Geſandte breiten Boden für die Darmſtädter Theorie, 
daß vor oder wenigſtens gleichzeitig mit der Herſtellung des 
Zollvereins die Verhandlung mit Oſterreich zu gutem Ziele ges 
führt werden müſſe. Ein beſonderer Umftand trat hinzu, die 
Stimmung in Hannover zu ſchärſen. Man brachte in Erfahrung, 
daß Preußen im Begriffe ſtehe, mit Oldenburg einen Vertrag 
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über Abtretung des Jahdebuſens behufs Anlegung eines preußi⸗ 
ſchen Kriegshafens an der Nordſee abzuſchließen. Dies traf die 
Nerven des Königs auf einem empfindlichen Punkte. Es war 
ein alter Ehrgeiz Hannovers, auf der Nordſee die Führung der 
deutſchen Flagge zu gewinnen, und nun ſtrebte Preußen, ſich 
auch auf dieſer angestammten Domäne des Welfenhauſes einzu⸗ 
niſten. Das wäre, rief der Minifter Yacmeifter, neben Magde⸗ 
burg und Minden die dritte Feſtung, womit Preußen uns um⸗ 
garnen will. 

Der üble Willen gegen den Septembervertrag fand Gelegenheit, 
ſich bereits praktiſch zu betätigen. In demſelben hatte Hannoder 
verſprochen, vor dem 1. März 1855 einen den Eintritt in den 
Zollverein vorbereitenden Vortarif zu veröffentlichen. Die be⸗ 
kreffende Verordnung war ausgearbeitet, wurde aber troh wieder 
holter preußiſcher Erinnerung von Konig Georg nicht vollzogen, 
jo daß man im Herbſte 1859 in Berlin zu beſorgen anfing, ſie 
werde überhaupt nicht erſcheinen, und damit die ganze Sache 
ruinirt fein. Es war der letzte Anſtoß zu dem Entſchluß, auf 
Oſterreichs freundliches Entgegen lommen einzutreten. 

Es erſchien dann der öſterreichſſche Minister Freiherr von 
Bruck ſelbſt in Berlin zur Unterhandlung zunachſt des Handels⸗ 
vertrags. Gegen die im Entwurſe A von Oſterreich aufgeſtellten 
Grundſate ließ Preußen feine Einwendungen fallen; es wurden 
alſo für den innern Verkehr zwischen Öfterreid) und dem Zoll⸗ 
verein geringere Eingangszölle für eine große Reihe von Wanren 
verabredet, als beide Theile ſie für deren Einfuhr aus dem 
ſonſtigen Auslande zu erheben gedachten; würde einer der Theile 
einen ſolchen Eingangszoll gegen das Ausland künftig herabfegen, 
fo würde er den andern davon drei Monate vorher benachrichtigen, 
damit dieſer dann die ihm erforderlich dün fende Gegenmaaßregel 
beim innern Verkehr treffen könnte; keiner der beiden Theile 
aber würde einem ausländiſchen Staate eine Zollbegünſtigung 
zuwenden, welche nicht auch dem andern Theile fofort zu Gute 
käme. Darauf aber brachte Bruck die zweite große Frage, die 
goleinigung, zur Sprache. Preußen war auch jeht von ihrer 
Unmöglihteit in nationalöfonomifdier, wie von ihrer Bedenklich 
keit in politiſcher Beziehung überzeugt, ließ ſich jedoch unter den 
obwaltenden Verhäͤltniſſen zu einem nachgiebigen Schritte herbei: 
es ſollte ſechs Jahre nach dem Abſchluſſe dieſes Vertrags, alfo 1859, 
eine Verhandlung über die dann hoffentlich erreichbare Zolleinigung 
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eröffnet werden. Hierauf wurde dann am 19. Februar ber 
Handels vertrag unterzeichnet. 

Damit ſchienen die Schwierigkeiten auch für die Erneuerung 
des Zollvereins befeitigt. Wer aber auf den ſofortigen Abſchluß 
des Vertrags gehofft hatte, fand ſich jet, nicht durch die Süd 
deutschen, ſondern durch Hannover enttäufcht, welches zwar jenen 
Vortarif gleichzeitig mit dem öſterreichiſchen Handelsvertrage 
publieirte, dann aber zu den reichen Gaben des Septembervertrags 
noch eine lange Reihe weiterer Vortheile forderte, und damit 
die Verhandlungen Wochen lang hinzögerte und einen allgemeinen 
Unwillen bei den übrigen Staaten hervorrief. Es bedurfte endlich 
einer nachdrüccklichen Mipbilligung durch die beiden Großmechte. 
um Hannover zu grollendem Bericht auf jene übertriebenen 
Forderungen zu nöthigen. An 8. April wurde darauf der Zoll⸗ 
vertrag, wie der öſterreichiſche Handelsvertrag, auf zwölf Jahre 
abgeſchloſſen. 

Die Kriſis war alfo beendigt. Preußen hatte für jetzt ſeine 
Stellung behauptet, hatte aber in formeller wie in materieller 
Beziehung Zugeſtändniſſe machen müſſen. Vor Allem war ihm 
nicht gelungen, die prineipielle Verwerfung des öſterrtichiſchen 
Anſpruchs auf Betheiligung am Zollverein kraft der Stellung 
Oſterreichs im deutſchen Bunde durchzuſchen; es war voraus⸗ 
zuſehen, daß nach ſechs Jahren neue Weiterungen aus derſelben 
Duelle hervorgehen würden. Einſtweilen war Waffen tillſtand 
geſchloſſen, und ſehr bald follte eine neue Wandlung der euro» 
päiſchen Politik die Heilſamkeit desselben bekunden. 

Hier mag nun noch eine kurze Angabe über den Ausgang 
der hannoveriſchen Verfaſſungsfrage Platz finden. 

König Georg war in noch stärkerem Maaße als fein Vater 
von der Hoheit und Herrlichleit der lönigtichen Würde durch⸗ 
drungen. Bei Ernſt Auguſt war es im Grunde die Übertragung 
der Macht des militeriſchen Oberbefchl auf die Krone, welche 
ſeinen politiſchen Abſolutismus beſtimmte. Den Geiſt des Sohnes 
aber, eines eifrigen Hochkirchenmannes, erfüllte das Bild einer 
myſtiſchen Weihe des Königthums, eines ewigen Rathſchluſſes 
Gottes, nach welchem das Welfenhaus bis an das Ende der 
Dinge zur Souveränität in feinen Landen berufen fei; die 
Souveränität aber ſchließe ihrem Weſen nach jede Theilung, 
Unterordnung und Beſchränkung aus. Die unmittelbare Con- 
ſequenz dieſer Anſchauungen war ſowohl jene Abneigung gegen 
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den Eintritt in den Zollverein, als das Begehren nach möglichſter 
Beſeitigung der Gefehe von 1848. Der Minister von Schelt 
war mit dieſem letzteren Wunſche großes Theils einverſtanden, 
und that das Mögliche, ihn auf verfaſfungsmäßige Weife zu 
verwirklichen, vermochte aber die dazu erforderliche Zuftimmung 
der Kammern nicht zu erlangen, und erhielt am 21. November 
1853 feine Entlaſſung. Sollte die Forderung des Königs ers 
füllt werden, ſo gab es nur noch zwei Wege. Dem einen, der 
Octroyirung einer neuen Verſaſſung nach königlicher Machtvoll⸗ 
komnenheit, ſtand das bei der Thronbeſteigung feierlich gegebene 
Königswort im Wege. Es blieb noch der zweite Weg, die An⸗ 
rufung des Reactionsausſchuſſes im Bundestage, daß er dieſen 
zum Befehle einer Anderung der Verfaſſung veranlaſſe. Aber 
auch hier fand der König Schwierigkeiten. Zwar ließ er ſich, 
ganz wie der Kurfürft von Heſſen, überzeugen, daß man einen 
Wortbruch nicht ſelbſt begehe, wenn man einen Vorgeſeßten ver⸗ 
anlaſſe, den Wortbruch zu befehlen. Aber es widerſtrebte ſeinem 
ſouverünen Gefühle, dem Bunde die hiebei unerläßliche Stellung 
einer vorgeſetzten Behörde zuzuerkennen, und anderthalb Jahre 
vergingen unter fortdauernden Schwankungen ergebnißlos In⸗ 
deſſen legte der Reactionsausſchuß unter fortdauernder Mitwirkung 
Hannovers ein coloſſales Verzeichniß angeblich bundeswidriger 
Beſtimmungen der Verfaſſung von 1848 an, und nachdem der 
Bundestag durch Beſchluß vom 12. April 1855 die Beſchwerden 
der Ritterſchaften als berechtigt anerkannt und am 19. April die 
Reinigung der Verfaſſung von jenen Beſtandtheilen verfügt Hatte, 
kam dann endlich auch der König zum Entſchluſſe, und beauftragte 
fein zu dieſem Behufe ernanntes Miniſterium Graf Kielmannsegge⸗ 
von Borries am 1. Auguſt 1855 mit der Ausführung der Bundes⸗ 
beſchlüſſe. 

Von den bisherigen Rechten der Ständeverfammlung wurde 
hiemit ein erheblicher Theil hinweg geſchnitten, die Ritterfchaft 
in die alten Vorrechte wieder eingeſetzt, und jeder Widerstand im 
Lande durch neue Bundesgeſetze über Preſſe und Vereine, ſowie 
durch weitere Octrobirung verſchärfter Polizeigeſetze 1856 gründ⸗ 
lich unterdrückt. Die Ritterſchaften waren ſeitdem begeiſtert für 
ein ihnen fo wohlgeſinntes Königthum; fonft aber war im 
Lande die Verehrung für den Bundestag chenſo gründlich er⸗ 
ſchüttert, wie die Anhänglichkeit an das Welfen haus. 
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Neues Barduiß zwiſchen Öfterreid und Preußen. 


Die deutſchen Zuſtände erlitten im Jahre 1854 eine ſtarke 
Verſchiebung und bedenkliche Riſſe durch eine große europäiſche 
Kriſis, den Krieg Rußlands gegen die Türkei und die Weſtmächte. 
Uns intereſſirt hier nur die Rückwirkung des ſelben auf die deut⸗ 
ſchen Berhältniſſe; über den fonftigen Verlauf genügen uns 
lurze Andeutungen, fo weit fie zum Berſtändniß der deutſchen 
Politit in jenen Jahren erforderlich find. 

Kaiser Nikolaus ſtand damals auf der Höhe der Erfolge, 
des Anſehens, der Macht. Entſprechend feiner Herrſcherwürde 
in Rußland, als unbeſchränkter Gebieter über Staat und Kirche, 
hatte er, wie wir ſahen, von jeher alle Anſchauungen des modernen 
Liberalismus verworfen, und war den Revolutionen von 1848, 
ſo weit ſeine Mittel reichten, mit höchſter Energie entgegen 
getreten. Aller Orten hatte diefe Politik ihm bedeutende Ergeb⸗ 
niſſe geliefert. Durch die Bandigung des ungariſchen Aufſtandes 
hielt er ſich der unbedingten Anhänglichkeit Oſterreichs verſichert. 
Den preußiſchen König hatte er mit rauher Hand, zuletzt aber 
zu deſſen eigener Befriedigung, aus den Schlingen der unioniſti⸗ 
ſchen Politik herausgeriſſen, und damit die für die Mittelitanten, 
wie für Rußland gleich angenehme Berſplitterung Deutſchlands 
wiederhergeſtellt. Durch feine Drohungen waren die deutſchen 
Machte zur Auslieferung Schleswig-Holfteins an Danemart ge⸗ 
nöthigt worden, und der Zar hakte davon Anlaß genommen, 
feine vor Jahren geknüpfte perſönliche Freundſchaft mit mehreren 
der leitenden engliſchen Staatsmänner vollends zu befeſtigen. 
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Die einzige Großmacht Europas, die ihm nicht dienſtwillig ent⸗ 
gegen kam, damals die verhaßte Quelle aller Revolutionen, 
erſchien ihm durch Anarchie und Parteihader gelähmt: er ſtand 
nicht an, feine Verachtung gegen das franzäſiſche Weſen durch 
berechnete Beleidigung des neuen Oberhaupts der Republit 
öffentlich zu bekunden. So war er der Hort des legitimen Zu⸗ 
ſtandes und der confervativen Grundſaße in den Augen aller 
Welt geworden; er wurde von den Liberalen Europas gehaßt 
und noch mehr gefürchtet, mit heißer Inbrumſt aber von ein⸗ 
flußreichen Kreiſen der feudalen und hochkirchlichen Parteien 
verehrt. Es war kein Wunder, daß er ſich in ſolcher Stellung 
mit einem Selbſtbewuztſein ohne Gleichen erfüllte, getragen for 
wohl von dem Gefühl feiner überragenden Stärke, als von dem 
feiten Glauben an die Heiligkeit ſeines Strebens, und ſtets vor⸗ 
wärts gedrängt durch die andächtige Bewunderung der nach 
feinem Urtheil allein achtbaren Elemente der geſemmten europä- 
iſchen Geſellſchaft. 

Im Jahre 1852 fah er nach feinen Weiſungen den Oceident 
unſeres Welttheils leidlich geordnet, und fein Blick lenkte ſich 
wieder zurück auf das alte Gebiet des moslowitiſchen Ehrgeizes, 
auf den osmariſchen Orient. 

Auch hier meinte er Stoff in Fülle für die Ausübung ſeines 
Herrſcherberufes anzutreffen. So demüthig und ſchweigſam ſich 
die Pforte bei ſeinen Winken zeigte, ſo war doch auch nach Con⸗ 
ftantinopel das Gift der revolutionären Gedanken gedrungen; die 
Pforte hatte polniſchen und ungarischen Flüchtlingen gaſtliche 
Zuflucht und einer Anzahl derjelben ſogar die Aufnahme in ihre 
Dienſte bewilligt. Als Frankreich für die römiſchen Katholiken 
in Jeruſalem größern Antheil an dem Beſiz und dem Ge⸗ 
brauch der ſogenannten heiligen Stätten auf Koſten der dortigen 
Griechen begehrte, zeigte ſich der Divan nach einigem Sträuben 
zu ſolchen Einränmungen bereit; freilich beſchrünkte er auf 
Rußlands heſtigen Widerſpruch jene Zugeſtändniſſe ſogleich 
wieder auf ein lächerlich geringes Maaß, auf die Bewilligung 
eines Schlüſſels zu einer nie verſchloſſenen Kirchenthür; aber 
auch dann noch blieb Nikolaus, auf Englands Zuſtimmung 
geſtützt, bei der Erklärung, ſchon jener Verſuch einer Kränkung 
der griechiſchen Kirche enthalte eine ſchwere perſönliche Beleidigung 
gegen ihn ſelbſt, zumal auch ſonſt die griechiſchen Gemeinden 
im verschiedenen Provinzen durch die Willkür der türkiſchen 
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Beamten Verletzungen und Einbußen erlitten hätten, Rußland 
aber durch alte Vertrüge ein formelles Recht zur Beſchüzung 
feiner Glaubensgenoſſen beſite. Je borfichtiger jetzt Frankreich, 
troß der offenbaren Grundloſigkeit der ruſſiſchen Rechtsanſprüche, 
von ſeinen Forderungen zurücktrat, je gewaltiger ſich 1852 Ruß⸗ 
lands Machtſtellung in dem übrigen Europa entfaltet hatte, 
deſto naher lag dem ſtolzen Selbſtherrſcher der Gedanke, der 
günftige Zeitpunkt zur Löſung der längſt geftellten orientalischen 
Frage im ausſchließlich ruſſiſchen Sinne ſei getommen. Oder 
mit andern Worten, er erging ſich wieder wie 1829 in der 
Vorſtellung, die Türken herrſchaft liege durch innere Zerrüttung 
im Sterben; ihre christlichen Unterthanen, wovon in Europa 
zehn bis zwölf Millionen Glaubensgenoſſen Rußlands waren, 
ftänden im Begriffe, das Joch des Halbmondes abzuwerſen; es 
wäre ehrlos und gottlos, fie davon abzuhalten, fie nicht zu er⸗ 
muntern, nicht zu unterſtützen. Damit wäre dann die Erbschaft 
des kranken Mannes eröffnet, und es würde dann nur noch da⸗ 
rauf ankommen, bei der Regulirung derſelben die Theilnahme 
abgeneigter Gefährten möglichſt fern zu halten. In dieſer Auf⸗ 
faffung redete er im Februar 1853 mit dem englischen Gesandten 
in Petersburg, Sir Hamilton Seymour, erklärte, für ſich nur 
ein Protectorat über die Moldau, Walachei und Serbien zu 
begehren, England aber Candia und Agypten überlaſſen zu 
wollen. Er hoffte auf die Unwiderſtehlichkeit dieſes Anerbietens 
für England; find wir Beide einig, ſagte er, fo brauchen wir 
ſonſt uns um Niemand zu kümmern; wenn ich Rußland ſage, 
fo ſage ich damit auch Ofterreich, denn unfere Intereſſen im 
Drient find identifch. Preußen erwühnte er überhaupt nicht. 
Über Frankreich ſprach er gegen Sir Hamilton mit wegwerfender 
Feindſeligleit, was ihn jedoch nicht abhielt, als aus Lon don 
eine kühle Ablehnung ſeiner Plane erfolgte, denſelben Verſuch 
bei dem franzöſiſchen Geſandten, Herrn von Caſtelbajae, zu wieder⸗ 
holen. Er fühlte ſich feiner Sache bereits fo ſicher, daß er feine 
Bontusflotte in Sebaſtopol zum Auslaufen bereit ſtellte, in 
Beſſarabien eine ſtarke Armee zuſammenzog, und zur Überreichung 
eines entſcheidenden Ultimatums den Admiral Fürſten Ment⸗ 
ſchttoff nach Conftantinopel ſandte. Deſſen Begehren ging auf 
einen Vertrag, in welchem die beiden Mächte ſich die genaue 
Aufrechthaltung aller Rechte und Privilegien der Bekenner des 
griechiſch⸗ rufſiſchen Cultus im türtiſchen Reiche zuſagten: fo 
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daß fortan bei jeder wirklichen oder angeblichen Verlehung der 
Zar die Befugniß zu praltiſchem Einſchreiten gehabt hätte. Es 
leuchtet ein, daß dies gleichbedeutend mit dem Untergang der 
türkiſchen Selbſtändigkeit, mit dem Tode des „kranken Mannes“ 
geweſen wäre. Dem Divan alſo war nur die Wahl zwiſchen 
freiwilliger Unterwerfung oder der Vernichtung durch das ruſſiſche 
Schwert gelaſſen. 

Aber auch hier kam Hochmuth vor dem Fall. Dem ſieges⸗ 
gewiſſen Zaren war eine lange Reihe bitterer Enttüuſchungen 
auf allen Seiten beſtimmt. 

Zunüchſt gelangte der Divan zu dem Entſchluſſe, daß ein 
Ende mit Schrecken rühmlicher ſei, als ein Schrecken ohne Ende. 
Das ruſſiſche Ultimatum wurde abgelehnt. Nikolaus antwortete 
darauf, indem er die Moldau und die Walachei durch ſeine 
Truppen beſezen ließ, nicht in kriegerischer Abſicht, wie er exflärte, 
ſondem um ein materielles Pfand für die Erfüllung ſeiner 
berechtigten Forderungen zu ergreifen. 

Es war ſein zweiter, ſchwererer Irrthum. Er, der bis 
dahin Europa nach ſeinem Willen gelenkt hatte, rief jetzt ſelbſt 
den Widerspruch Europas gegen fein Thun hervor. 

Seit dem Beginn der Verwicklung hatte Napoleon, ſo eben 
auf den Kaiſerthron erhoben, und in dieſer Zeit vortrefflich 
berathen, in der ruſſiſchen Überhebung für ſich die Möglichkeit 
großer Erfolge wahrgenommen. Durch berechnete Nachgiebigkeit 
in der Frage der heiligen Stätten hatte er das rückſichtsloſe 
Vorgehen des Gegners ermuthigt, bei Mentſchikoff's Auftreten 
aber, welches den Bruch unvermeidlich machte, sofort eine franz 
zoſiſche Flotte in die griechischen Gewiſſer gefandt. Die englifchen 
Miniſter ließen ſich Anfangs noch durch ſchöne Worte ihres 
hohen ruſſiſchen Gönners einlullen; bei der Beſehung der 
Fürſtenthümer erhob ſich aber die öffentliche Meinung in London 
mit ſolcher Kraft gegen den Zaren, daß das Cabinet ſich dem 
franzöſiſchen Beiſpiele einer Flottenſendung zum Schutze der 
Türkei anſchloß. 

Nicht weniger bedeutſam war die Wirkung des ruſſiſchen 
Verfahrens auf den Wiener Hof. Zwar die perfönliche Verehrung 
und Dankbarkeit des jungen Kaiſers gegen feinen gewaltigen 
Nachbar blieb ungeändert, aber zu deutlich bedrohte deſſen letzte 
Maaßregel die wichtigſten Lebensintereſſen der Monarchie. Bereits 
umfaßte Rußland die Grenzen Oſterreichs im Norden und Often: 
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es ging nicht an, ſich fortan auch im Süden durch dieselbe 
Rieſenmacht umklammern zu laſſen. Beſondere Momente ver⸗ 
ſchärften dieſe Erwägung. Die Freiheit der Donauſchifffahrt 
wäre durch ruſſiſche Feſtſetzung in der Walachei der Willkür des 
Zaren vollſtändig überantwortet worden. Sodann erfuhr man, 
daß ruſſiſche Agenten die christlichen Unterthanen der Türkei zur 
Erhebung gegen die Pforte anreizten. Nun aber war der größere 
Theil der kürkiſchen Cheiften zwar religionsverwandl mit dem 
ruſſiſchen Volke, aber ſtammverwandt mit den öſterreichiſchen 
Südſlaven, und niemand konnte ermefjen, wie leicht eine nationale 
Bewegung der erſtern über die Reichsgrenze hinübergreifen 
möchte. Allerdings gab im weitern Verlauf der Dinge Nikolaus 
für ſich und feine Erben dem Kaifer Franz Joſeph bie feierliche 
Bufage, ein ſolches Übergreifen niemals dulden zu wollen: Graf 
Duol aber, ohne die Ehrlichkeit dieſes Berſprechens zu bezweifeln, 
hegte doch ſtarke Bedenken gegen die Haltbarkeit des ſelben, und 
war alſo fehr bereit, in Genteinſchaft mit den beiden Weſtmächten 
zunächſt eine diplomatiſche Vermittlung des böſen Handels zu 
erſtreben. 

Was endlich Preußen betraf, fo waren der König und die 
Miniſter ſehr zufrieden, vermüge der geographiſchen Lage kein 
unmittelbares Intereſſe an dem Ausgang der Verwicklung zu 
haben, erkannten aber ebenſo wie alle Welt die Rechtloſigkeit 
der ruſſiſchen Offenſive an, und trugen kein Bedenken, fich den 
diplomatiſchen Schritten der andern Höfe anzuschließen. So 
trat in Wien eine Conferenz der vier Müchte zuſammen, um 
auf billige Bedingungen eine Einigung der Parteien zu Stande 
zu bringen. Ein erſter Verſuch ſchlug fehl, da Rußland zwar 
Anfangs den Vorſchlag der Möchte annahm, ihn dann aber, 
bei näherer Auslegung feines Inhalts, zurückwies. Darauf 
erklärte die Pforte dem nordiſchen Angreifer den Krieg, und ließ 
ein Heer zur Befreiung der Walachei ausrücken; es folgten 
heftige Kämpfe an der Donau mit wechſelndem Erfolge, und 
zugleich erſchienen die Flotten der Weftmächte im Bosporus, um 
die Türkei gegen jeden Angriff von der Seeſeite zu decken. Als 
aber trozdem Admiral Nachimoff ein türtiſches Geſchwader bet 
Sinope vernichtete, ließen die Weſtmächte ihre Flotten in das 
ſchwarze Meer ſelbſt unter der Erklörung einlaufen, daß fie 
weitere Angriffe auf bie türtiſchen Süften nicht dulden würden. 
Rußland brach darauf den diplomatiſchen Verkehr mit gen 

v. epbel, Degeimdung b. beutihen Melde, IL 


0 Google PER 


130 Neues Bun dniß zwischen Öfterreic und Preußen. 1854 


und England ab; in Wien aber einigte ſich die Conferenz der 
vier Mächte über die für einen dauernden Frieden erforderlichen 
Grundlagen: Unverletzlichkeit des türkiſchen Gebietes und folglich 
als erſte Bebingung des Friedens die Räumung der Fürſtenthümer 
durch die Ruſſen, neue Regelung der Verträge von 1841 und 
damit Aufnahme der Türkei in den europziſchen Staatenverein, 
freie Erklärung des Sultans, den christlichen Kirchen aller Con⸗ 
feifionen feinen Schutz zu gewähren. 

Der Divan war mit dem Allem einverfianden, Rußland 
aber beharrte auf ſeinen urſprünglichen Forderungen, wollte 
überhaupt von guten Dienſten der vier Müchte nichts wiſſen, 
da 10 Streit mit der Turtei eine innere, haus liche Angelegen⸗ 
heit ſei. 

So hatte ſich binnen Inhresfriſt in der politiſchen Lage 
Europas eine gründliche Anderung vollzogen. Zu Anfang 1853 
hatte Rußland an der Spitze der heiligen Allianz und in vers 
trauter Freundſchaft mit England ohne Frage die leitende 
Stellung in der großen Politik, während Frankreich, von allen 
Hofen beargwohnt, ſich in völlig vereinzelter Lage befand. Ein 
Jahr nachher ſtand Rußland einem einmüthigen Zuſammenwirken 
ſämumtlicher Großmächte gegenüber, ſah fein Vorgehen von ihnen 
Allen gleichmäßig verurtheilt, von zweien bereits mit ſchwerer 
Waffengewalt bedroht. Und was nicht am wenigsten in Peters⸗ 
burg empfunden wurde, an der Spitze dieſer mächtigen Ver⸗ 
einigung ſtand gerade der zumeiſt gehaßte, zumeiſt verachtete 
Napoleonide, deſſen energiſches Drängen Schritt auf Schritt die 
engliſchen Flotten in Bewegung gebracht, deſſen umſichtige Diplo⸗ 
matte in ber Wiener Conferenz die leitende Stimme gewonnen 
hatte. Bereits war England mit ihm einverſtanden, daß die 
Megelei von Sinope die eigene Ehre der Seemächte beileit habe, 
alſo bei fortdauerndem Trope Rußlands für fie ſelbſt der Kriegs⸗ 
fall vorhanden fei Wenn man jept auch die beiden beutfchen 
Mächte zu dem gleichen Entſchluſſe herbeibrachte, ihr in den 
Conferenz- Protokollen niedergelegtes Urtheil ebenfalls mit den 
Waffen zur Execution zu bringen: dann lag die heilige Allianz 
in Trümmern, und für Napoleon's unruhig träumenden Ehrgeiz 
gab es keine Schranke mehr. So erging in den Iebten Tagen 
des Februar 1854 an bie Höfe von Wien und Berlin die Frage 
der beiden Weſtmüchte: fie beab ſichtigten, Rußland zu ſchleuniger, 
ſpäteſtens am 30 April zu vollendender Räumung der Fürſten⸗ 
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thümer aufzufordern, und die Nichterfüllung dieſes Begehrens 
als Kriegserklärung zu betrachten; fie bäten alſo um Auskunft, 
welche Entſchlüſſe der Wiener (Berliner) Hof in dieſem Falle 
zu faſſen gedähte. Gleich darauf überreichten die Vertreter der 
Seemüchte den beiden Höfen den Entwurf einer Convention, 
wodurch die vier Regierungen ſich verpflichten follten, für die 
Verwirklichung der in den Conferenz⸗Prottokollen feſtgeſtellten 
Sätze diejenigen Mittel anzuwenden, welche ihre Vertreter in 
der Conferenz berathen und beschließen würden. 

Der Augenblick der Entſcheidung war gekommen. Hier 
aber trennten ſich die Wege. 

In Wien hatte Kaiſer Franz Joſeph mit tieſem Kummer 
und schwerer Sorge die Kluft, die ſich zwichen feinen und den 
ruſſiſchen Intereſſen aufgethan, ſich täglich erweitern ſehen. Aber 
fo war es mın einmal. Die Ruſſen begannen nach Uberſchreitung 
der Donau in Bulgarien vorzudringen: ihre Sendlinge arbei⸗ 
teten mit verdoppelter Kraft an einer Erhebung der dortigen 
Christen; in Epirus und Theſſalien ſtand bereits, von Athen 
her angefeuert, die Empörung unter den Waffen. Nimmermehr 
konnte Oſterreich eine weitere Entwicklung dieſer Dinge zulaſſen. 
Graf Vuol verfügte die Auſſtellung von 25000 Mann im Banat, 
veranlaßte die Seemächte zu kräftigem Einſchreiten bei dem Hofe 
von Athen, und ſprach gegen Rußland ſein hohes Befremden 
aus, daß der erhabene Schirmherr der Legitimität jetzt ſelbſt die 
Revolution entſeſſeln wolle. Dieſes Erſtaunen war freilich 
grundlos, da der Zar nicht nur der Imperator, ſondern auch 
der Pontifex Maximus Rußlands war, und folglich ihm, wie 
zu andern Zeiten dem Propheten Muhammeb und den römischen 
Päpften, ein Aufſtand rechtgltubiger Unterthanen gegen eine 
ungläubige Obrigkeit als ein völlig legitimes Werk erſchien. 
Sei dem, wie ihm wolle, Graf Buol war der Meinung, dieſe 
Geſahren im Nteime zu erfticken, und ſchlimmſtes Falls auch den 
offenen Bruch mit Rußland nicht zu ſcheuen. Der Muth zu 
einer ſolchen Politik wuchs in ihm, je näher die Weſtmächte an 
den bewaffneten Kampf herantraten, und hier ſich alfo ein 
mächtiger Rückhalt für enkſprechende Schritte Oſterreichs zeigte. 
Ging Alles gut, fo konnte daraus für Oſterreich die Erwerbung 
der Donaufürſtenthümer oder doch eines Protectorats über dies 
ſelben anſtatt des ruſſiſchen hervorgehen. Allerdings verbarg er 
ſich nicht Oſterreichs innere finanzielle und politiſche Schwierig⸗ 
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keiten, und hatte deshalb den dringenden Wunſch, für den 
Kriegsfall ſich außer den weitentfernten Weſtmüchten auch den 
Beiſtand des nahen Preußen und Deutſchland zu ſichern. Schon 
am 8. Januar hatte er deshalb in Berlin den Vorſchlag eines 
Bundesvertrags gemacht, welcher mit der Erklärung gemeinſamer 
Neutralität begann, und mit dem Vorbehalte freier Action zum 
Schutze aller eigenen Intereſſen endigte. Damals hatte Preußen 
erwidert, da man thatſächlich überall einig und von niemand 
bedroht ſei, bedürſe es keiner formell bindenden Urkunde. Trotz⸗ 
dem aber ſtieg in Wien, je weiter Rußland ſeine militäriſchen 
Operationen an der Donau ausdehrte, der Unwille gegen den 
mos fowitiſchen Übermulh; man zog große Truppenmaſſen in 
Ungarn zuſammen, und erwiderte am 25. Februar den Weſt⸗ 
mächten, daß man eine energiſche Aufforderung nach Petersburg 
ſende, die Fürſtenthümer in Erfüllung des Begehrens der Weſt⸗ 
mächte zu räumen, im entgegengeſetzten Falle die Verantwortung 
der Folgen dem ruſſiſchen Cabinet zuſchiebe, und fortan nur 
die eigenen Intereſſen Oſterreichs zur Richtſchnur feines Handelns 
nehmen werde. 

Über Preußen berichten wir etwas ausführlicher. 

Dort hatte die orientaliſche Verwicklung vom erſten Tage 
an die Gemüther weit und breit im Lande lebhaft bewegt. Wer 
irgendwie liberale Stimmungen gehabt, wer für die deutſche 
Einheit geſchwärmt, wer über Olmütz und Schleswig⸗Holſtein 
getrauert hatte, fah mit Jubel, wie Rußlands Ehrſucht immer 
wachſende Gefahren über ſich herauſbeſchwor. Eine neue Zeit 
der Freiheit meinte man anbrechen zu ſehen, wenn der nordische 
Vorkümpfer des Deſpotismus unter den Streichen des vereinten 
Europa zuſammenbreche. Es ſchien der großen Mehrheit des 
Volkes undenkbar, daß Preußen, auf welchem Rußlands feind- 
ſelige Wucht am ſchwerſten gelaſtet Hatte, ſich dem allgemeinen 
Strome nicht anſchließen sollte. Hier ſei, meinte man, wieder 
einmal eine Gelegenheit geboten, wo Preußen durch eine kühne 
Politik ſich mit einem Schlage an die Spitze Deutſchlands empor⸗ 
ſchwingen und der ganz Europa beengenden ruſſiſchen Über- 
macht für immer ein Ende machen könnte. Dieſe Anſichten 
gingen hoch in einflußreiche Kreiſe hinauf. Eine Gruppe vor⸗ 
nehmer Beamten und Diplomaten, die Grafen Golz und Pour⸗ 
tales, die Geheimräthe Bethmann⸗Hollweg und Mathis, die ſich 
zur Bekämpfung der feudalen Tendenzen ein eigenes Organ, daß 
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Preußiſche Wochenblatt, gegründet hatte, mahnte dringend zum 
Suſammenwirlen mit den Weſtmüchten. Baron Bunſen, damals 
preußiſcher Geſandter in London, entwarf mit den engliſchen 
Staatsmännern eine neue Karte Europas, auf welcher die Grenzen 
Rußlands ſtark zurückgeſchoben waren. Der Kriegsminiſter 
Bonin ſah keinen Grund, unter den gegebenen Verhältniſſen 
einem Bruche mit Rußland auszuweichen. Der Thronfolger 
ſelbſt, der Prinz von Preußen, neigte auf dieſe Seite; er fand, 
nachdem Rußland muthwillig der Störer des europfiſchen Friedens 
geworden, gebühr jenem eine ſcharfe Lection, und dem übrigen 
Welttheil eine Sicherung vor der Wiederkehr ähnlicher Gefahren. 

Aber an den entſcheidenden Stellen in Berlin machten ſich 
ganz andere Auffaſſungen geltend. 

Der leitende Minifter, Herr von Manteuffel, welcher feinen 
Olmüger Vertrag durchaus nicht ols eine Niederlage betrachtete, 
fühlte ſich durch die ſchmetternden Signale der liberalen Kriegs⸗ 
luſt weit mehr abgeſtoßen als angefeuert. Immerhin erkannte 
er, und noch entſchiedener fein damals einfuhreichiter Referent, 
Balan, Rußlands ſchweres Unrecht an, und hatte mithin ohne 
Baudern Preußen in die Wiener Conferenz eintreten, allen Ber 
ſchlüſſen derſelben zuftimmen laſſen, und gedachte damit ferner 
fortzufahren. Ob auch mit gewaffneter Hand? wer will es 
ſagen? Gewiß ift, daß er nach feiner kühlen, oft apathiſchen 
Natur nicht eine kühne, ſondern eine gefahrloſe Politik zu machen 
wünſchte: und fo lag der Gedanke nahe, daß eine feſte Ein⸗ 
müthigkeit der vier Mächte auch ohne Kriegsdrohung ſchließlich 
den ruſſiſchen Monarchen zur Nachgiebigkeit beftimmen, und fo 
bie Herſtellung des Friedens bewirten würde. 

In ſchneidendem Gegenſatze zu dieſen Entſchließungen oder 
Velleitäten ſtand die Geſinnung der perſönlichen Umgebung des 
Königs, an erſter Stelle des Generaladjutanten Generals von 
Gerlach, ſowie der Generale Graſen Dohna und von der Gröben, 
zu welchen dann, wenn auch mit geringerem Anſehen, der Flügel⸗ 
adjutant Oberſt von Manteuffel, der Cabinetsrath Niebuhr, und 
gelegentlich der frühere Miniſter Graf Alvensleben - Erzleben, 
hinzutraten. Hier war man, nach conſervativer Anſchauung. 
kurz und beſtimmt ruſſiſch, erfüllt von begeiſterter Verehrung 
für den großen Zaren, welcher 1849 Öfterreic, und 1850 Preußen 
vor dem Dämon der Revolution beſchirmt hätte, und der jetzt 
in den heiligen Kampf zöge, um bas Kreuz wieder auf ber 
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Hagia Soſia zu erhöhen, und Europa von der Beſudelung durch 
den Islam zu reinigen. Man wollte nicht geradezu für den 
Zaren in den Krieg ftürmen, im Übrigen aber Alles thun, um 
Rußlands Stellung zu verbeffem; würde jedoch die Theilnahme 
am Kampfe unvermeidlich, ſo gehöre Preußen an die Seite, 
nicht des revolutionären Frankteich, ſondern des conſervativen 
Rußland. 

Zu dieſer Partei zählte ſich damals noch ein Mann, welcher 
ein gläubiger Ehriſt und ſeſter Royalift, aber befreit von dem 
doctrinären Überſchwang der Kreuzzeitung, durch und durch 
Realpolititer war, der preußiſche Bundestagsgeſandte. Bis marc 
ftimmte mit General von Gerlach in dem Wunſche, einen Krieg 
mit Rußland zu vermeiden, durchaus überein, aber wenn jemals, 
galt hier der Spruch: si duo faciunt idem, non est idem. 
Er erwog die Folgen eines ſolchen Kriegs, und ſah nur Nach⸗ 
theile für Preußen voraus. Für die Weſtmächte bringe der 
Kampf keine erhebliche Gefahr, der Sieg höchſt fruchtbaren Ges 
winn. Für Preußen ſei das Umgelehrte der Fall. Auf Preußen 
würde die Haupllaſt des Kampfes drücken; auch nach dem gler⸗ 
reichſten Siege biete ſich uns kein Vortheil. Was hätten wir 
im Orient zu ſuchen? Um fo mehr hätten wir Grund, unfere 
freundlichen Beziehungen zu Rußland zu ſchonen, die in der 
Zulunſt uns vielleicht äußerst werthvoll, ja unentbehrlich werden 
könnten. Unſer einziger Be wie Zollverein und Bundestag 
fortdauernd darthun, ſei Oſterreich, und zugleich die einzige 
Macht, deren Einſchränkung uns wirklichen Nutzen bringen 
könne. Müßte durchaus gekämpft werden, ſo hätten wir auf 
die Ofterreich feindliche Seite zu kreten, es wäre denn, daß der 
Wiener Hof uns tüchtige Einräumungen in den deutfchen Ans 
gelegenheiten machte. Einſtweilen aber fei eine feſtbewährte 
Neutralität das eſte, zumal fie auch dem Wunſche aller andern 
deutſchen Staaten entſpreche. 

Jeden Tag vernahm der Monarch, auf den hier Alles 
ankam, die Außerungen all dieſer Anſichten, und jede derſelben 
fand, wie es feine Art war, Anklang in feiner allen Eindrücken 
weit geöffneten Bruſt. Er lobte es, wie Yunfen, daß England 
ſich der Eroberung der Türkei durch Rußland Eihakkier und 
klagte, daß durch den Übermuth feines Schwagers der Zuſammen⸗ 
halt des alten Europa gegen die Revolution und deren Vertreter 
Napoleon zerriſſen fei. Wie immer aber wirkten auch hier auf 
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ihn die religiöfen Anſchauungen noch ſtörler als die politiſchen 
ein. Von jeher war ihm wegen des gemeinſamen proteſtantiſchen 
Bekennmiſſes England der wertheſte Bundesgenoſſe erſchienen, 
aber vom demfelben Standpunkte aus war es ihm ein empörender 
Gedanke, in der Türkei viele Millionen Ehriſten unter eibnifcher 
Herrſchaft zu erblicken, und ein göttliches Strafgericht ſah er für 
jeden voraus, welcher für den Halbmond gegen das Kreuz das 
Schwert ziehen würde. So konnte es für ihn keine traurigere 
und rathloſere Wendung geben, als daß England Schritt auf 
Schritt in ein Bündniß zugleich mit der Türkei und mit Napo⸗ 
leon, in einen Inceſt, wie er ſagte, mit dem Heidenthum und 
der Revolution, hineingezogen wurde, ohne daß er im Stande 
geweſen wäre, Rußlands Verfahren als die Quelle des ganzen 
Unheils zu rechtfertigen. Zunächſt that er, was er konnte, den 
offenen Bruch zu verhüten. Schon im Juni 1853 hatte er 
einen Vermittlungsverſuch gemacht, der aber wie gewöhnlich das 
Unglück hatte, allen Parteien zu mißfallen. Dann ſtimmte er 
den Beſchlüſſen der Wiener Conferenzen zu und befürwortete 
fie dringend in Petersburg, ſtets in der Hoffnung, daß gegen- 
über dieſer Einmüthigteit Europas Rußland fi nachgiebig 
erweisen würde. Als dies aber fehlſchlug, und die krieg serklärung 
der Weſtmüchte gegen Rußland immer wahrſcheinlicher wurde, 
kam er in dem Wirbel der in ihm kämpfenden Gefühle zu Ent⸗ 
ſchlüſſen von ganz beſonderer Att. Daß er in dieſem „ſcheuß⸗ 
lichen“ Kriege neutral bleiben wolle, ſtand bei ihm feſt: denn 
mit Rußland konnte er nicht gehen, weil es Unrecht hatte, und 
gegen Rußland nicht, weil dies ein Kampf für Muhammed 
gegen Ghriſtus wäre. Dann aber zweifelte er nicht, daß Napoleon 
gegen das neutrale Preußen alle Bluthunde der Revolution 
loslaſſen und leider dafür in Deutſchland nur zu viele Helfer 
finden würde. Um dieſe Gefahr zu beſchwören, beſchloß er, ſich 
noch einmal in vertraulicher Weiſe an England zu wenden. Er 
erſah ſich dazu einen jener antiruſſiſch geſinnten Diplomaten, 
den iafentvollen und kräſtigen, freilich nicht immer beſonnenen 
und fügſamen Grafen Albert Pourtales, und empfahl ihn dem 
Prinzen Gemahl durch einen Brief vom 22. December 1853, 
worin es unter Anderem hieß: „Ich werde Alles thun, was 
Preußen vermag, um „dem Sprunge des Tigers“ von Weſten 
her gewachſen zu fein, und um das arme, unglückliche, ſchuldige, 
und deshalb halb „ſtultiſtrende“, halb eonſpirirende Deutſchland 
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vor feinen Krallen zu bewahren, und das gottlofe, antichriftfidhe 
Scheufal der Revolution zu bekämpfen, welches „den Tigerſprung“ 
in Ungarn, Polen, Italien und Deutſchland weckt. Es war, 
bemerkt er dann weiter, mein ernſter Entſchluß und aufrichtiger 
Wunſch, in dieſen Verwicklungen auf Tod und Leben vereint 
mit meinem lieben England zu gehen. Wenn aber England 
jetzt Verderben und Tod für die Türken auf chriſtliche Soldaten 
ſchleudert, fo bricht auch dieſer Lieblingswunſch zuſammen“. 

Pourtales ſollte alfo Alles aufbieten, um den Gedanken 
der preußiſchen Neutralität der engliſchen Regierung ſchmackhaft 
zu machen, ja ihn als einen Gewinn für die gemeinſame Sache 
darzuſtellen. Von dem größten Vortheil müſſe die Exiſtenz 
eines jeder Zeit zu Vermittlung und Friedens botſchaft bereiten 
Organs fein; Preußens Neutralität werde keine paſſive, im 
Gegentheil fortdauernd thätig fein, guten Vorſchlägen in Rußland 
Eingang zu verfhaffen, und wenn es zur ſchließlichen Ent⸗ 
ſcheidung komme, werde auch Preußen nicht ermangeln, im 
Nothfall fein eigenes Gewicht in die Wagſchale zu werfen. Um 
fo bedeutende Dienſte aber leisten zu lönnen, müſſe Preußen 
begehren, daß England ſelbſt, und auf engliſche Einwirkung 
auch Frankreich, die Integrität und Unverlehlichkeit des preußi⸗ 
ſchen und beutfehen Gebietes gewährleiſte, daß beide Mächte ſich 
jeder Einmiſchung in die innern Angelegenheiten Deutſchlands 
enthielten, und daß fie im Voraus ihre Zuſtimmung ausfpräden, 
falls Preußen, fei es in Folge revolutionkrer Bewegungen, ſei es 
wegen entgegengeſeßter Parteinahme einzelner deutſcher Staaten, 
ſich genöthigt fände, aufs Neue und vielleicht über das jetzige 
Bundesrecht hinaus, die Pflichten auf ſich zu nehmen, die es 
im Jahre 1849 erfüllt habe. 

Die engliſchen Minifter waren nach dieſen Eröffnungen 
erſtaunt, daß Preußens Neutralität ihnen nützlicher fein follte, 
als der Beiſtand einer preußiſchen Armee von 300000 Mann. 
Ar Erstaunen wuchs, daß fie, zum Lohne dieſer Löftfichen 
Neutralität. Preußen unbedingte Vollmacht zur Umgeſtaltung 
des deutſchen Bundes geben follten. Aber den höchſten Grad 
erreichte ihre Verwunderung, als Baron Bunſen als Preis jener 
„echten und autonomen“ Neutralität 1) noch die weitere Bedingung 
ſtellte, daß England dem Könige nach, in und durch den Frieden 
das treue Neuenburg wieder verſchaffe 
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Wir haben oben berichtet, wie nach der Februar⸗Revolution 
1848 die radicale Partei in Neuenburg die königlichen Behörden 
vertrieben und eine demokratiſche Regierung eingeſetzt hatte. 
Der König, deſſen Proteſte fruchtlos geblieben, erlangte jedoch 
1852 von ben übrigen Großmächten ein Protokoll, welches feine 
Souveränitätsrechte unbedingt anerkannte und Verhandlungen 
der Mächte darüber einzuleiten, zuſagte, während deren Dauer 
der König einſeitige Schritte zu unterlaſſen verhieß. Seitdem 
hatten die Mächte in der Sache keinen Finger gerührt: bei dem 
Könige aber ſtand die Wiedererlangung „des lieben Ländchens 
am Jura“, des ſtets getreuen Neuenburg, auf deſſen Bewohner 
er „ftolger ſei, als auf alle andern Unterthanen“, in der erſten 
Reihe feiner politiſchen Gedanken; wir werden ſpäter ſehen, wie 
dies kranlhaft überfpannte Gefühl die wichügſten Folgen für 
ihn und Preußen haben ſollte. 

Es bedarf kaum der Bemerkung, daß die Sendung des 
Grafen Pourtales in London völlig erfolglos blieb. Aber 
ebenfowenig vermochte Baron Bunſen troß aller Freundſchaft 
ſeines königlichen Gönners, dieſen auf den Standpunkt der 
Weſtmächte hinüber zu ziehen. Als im Februar 1854 die 
entſcheidende Anfrage der Weſtmüchte erſchien, ſandte zwar der 
Konig eine warme Bitte an ſeinen hohen Schwager, durch 
Räumung der Fürſtenthümer ein coloſſales Unheil von Europa 
ſerne zu halten: aber unverrückbar blieb er auf feinem Stanb» 
punkte, daß er mit einem Kriege für Türken und gegen Chriften 
nichts zu thun habe, lehnte die von den Weſtmächten vorgeſchlagene 
Convention unbedingt ab, und erklärte, Preußen ſei nach wie 
vor mit den Grundſätzen der Protokolle ein verſtanden, aber in 
der Wahl der Mittel zu ihrer Verwirklichung wolle es ſich die 
Hände nicht binden. 

Anfangs März ſandte er darauf in eigenhändigen Briefen 
— denn die Zeit ſchien ihm gekommen, wo die Kunſt der Diplo⸗ 
maten zu Ende ſei, und die Souveräne die Sache in die Hand 
nehmen müßten — an Victoria und Napoleon die eindringlichſten 
Mahnungen zu Verſöhnung und Frieden, und ſprach die Er⸗ 
Härung feiner abſoluten und unbedingten Neutralität aus. Denke 
man nun über ſeine Beweggründe, über die einzelnen Schritte 
und die krauſen Arabesten, womit der König fie decorirte, wie 
man wolle, heute wird lein unbeſangener Beobachter Täugnen, 
daß bei der damaligen Lage Preußens, bei feinen Verhältniß zu 
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Öfterreich, bei der Schwäche des deutſchen Bundes, die Neutralität 
die den Intereſſen des Staats einzig entſprechende Politik war. 
Die Vorſtellung, daß Preußen durch einen kräftigen Angriff auf 
Kußland ganz Deutſchland um ſich gefammelt, und damit die 
nationale Einheit unter feiner Führung hergeſtellt hätte, ließe 
ſich hören, hätte man bei einem ſolchen Kriege nicht zwei Bundes⸗ 
genoffen gehabt, welche preußiſche Bataillone ſchr gerne mit den 
Ruſſen im Streite geſehen, aber jede unitariſche Regung in 
Deutſchland dann um ſo rückſichtsloſer zertreten hätten. Nur 
keine deutſche Einheit, erklärte Napoleon dem Herzog von Coburg. 
Kein Gedanke ift verruchter, als der der deulſchen Einheit, ſagte 
Buol ebenfo beſtimmt, wie einft Metternich. Genug, Bismarcks 
oben kurz wiederholte Gründe ſchließen über die Richtigkeit der 
Neutralität jeden Zweifel aus. Das Gepolter der franzöſiſchen 
und mehr noch der engliſchen Zeitungen, daß Preußen damit 
auf den Rang einer Großmacht verzichte, war zwar kindiſch, 
denn welche Großmacht würde ſich anders als nach den eigenen 
Intereſſen entſchließen, aber allerdings begreiflich genug, da 
wan gar zu gerne die Haupllaſt des Kriegs auf Preußens 
Schultern abgeladen hätte. 

Wäre man nur in Berlin dem weitern, von Bismarck un⸗ 
aufhörlich wiederholten Rathe gefolgt, trotz alles Schmähens 
und Drohens die Neutralität in ruhigem Muthe und ſtolzer 
Gelaſſenheit aufrecht zu halten. Dort aber ließ das Bild „des 
Tigerſprungs dom Weiten her“ den Gemüthern keine Ruhe ), 
und General von Gerlach drängte, da man bei England leine 
Stütze gefunden, ſich jet, um nicht völlig vereinzelt der Gefahr 
gegenüber zu ftehen, an Ofterreich zu wenden. Wie, wenn Djters 
reich die von den Weſtmichten angebotenen Conventionen ab⸗ 
ſchloͤſſe und dann die andern deutſchen Staaten in feine Kriegs⸗ 
politik nachzöge? Wir ſahen, wie man im Januar, um ſich 
überall freie Hand zu wahren, ein von Oſterreich angebotenes 
Neutralitäts bündniß abgelehnt hatte: jetzt entſchloß ſich der 
König, denſelben Antrag feinerſeits nach Wien gelangen zu laſſen, 
in der Hoffnung, damit im Oſten den Wiener Hof vom Kriege 
abzubatten, und im Weſten Sicherung der deutſchen Grenzen 
gegen Frankreich zu gewinnen. Am 11. März ſchrieb er dem 
Kaiſer Franz Joſeph, indem er ihm feinen Brief an die Königin 

9) Napoleon ſagte einmal dem Herzog von Coburg ausdrüclich, 
er werde endlich doch Krieg gegen Preußen führen müſſen. 
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Victoria mittheilte, daß er dieſen Schritt zwar fehr oſtenſibel, 
aber ohne alle vernünftige Hoffnung auf Erfolg gethan habe. 
Ew. Majeſtät, erläuterte er, werden verſtehen, wie der Brief an die 
Königin, ich möchte ſagen, mit meinem Gewiſſen geſchrieben iſt. 
Er ſoll einft Zeugniß von der Wahrheit ablegen, daß ich den 
Beruf erkannt habe, den die göttliche Vorſehung auf mich gelegt 
hat, nämlich der Mann und Fürſprecher des Friedens zu fein, 
es ſei Zeit oder Unzeit, gutes oder ſchlechtes Wetter. Ich muß 
den Leuten die Wahrheit ſagen, die Gefahren ſchildern, die 
Furchtbarleit der Verantwortung vormalen, mag das Alles Er⸗ 
folg haben oder feinen. Ich will eben meine erkannte Schuldig ⸗ 
keit gethan haben. Gott der Herr wird es lenken. Am Ende 
des Briefes erkläre ich mein Vorhaben der abſoluten Neutralität, 
und meinen feſten Entſchluß, mit derſelben die Unabhängigkeit 
Preußens gegen jeden, der unfern Zwingherrn ſpielen wollte, zu 
vertheidigen mit allen Heeres kräften, über die ich gebieten kann. 
Er gab dann der Freude über eine Nachricht Ausdruck, daß 
Oſterreich jene Convention mit den Seemüchten nur zu Vieren, 
d. h. nicht ohne Preußen eingehen wolle. Vorausgeſezt, fuhr 
er fort, daß „dieſer Labetrunk“ keine Täuſchung ift, erſuche ich 
Ew. Majeſtät, uns bald Nachricht von dem Begehren zukommen 
laſſen zu wollen, welche Sie ohne Zweifel an dieſe „geſegneten“ 
Entſchlüſſe mäpfen wollen. Mir fcheint ein, in rechter, lebendiger 
Vereinigung Oſterreichg und Preußens zu erlaſſender Antrag an 
alle teulſchen Staaten dringend näthig, und augenblicklich damit 
an's Werk zu gehen. Die Form mögen die Diplomaten be⸗ 
ſtimmen; der Kern aber muß — jo däucht mir — eine Offenſiv⸗ 
und Defenfio-Alianz der drei großen centraleuropaiſchen Lander⸗ 
maſſen ſein, geſchloſſen auf die Zeit des bevorſtehenden ſcheuß⸗ 
lichen Kriegs, und ſo für ſeine ganze Dauer gegenſeitige inte⸗ 
grale Garantie aller unferer Grenzen. 

Er ſchloß mit den Worten: unſere Lage iſt nicht ohne große 
und ernſte Gefahren, aber ich habe feiſchen Muth und Gott⸗ 
vertrauen. Ew. Majejtät wird das mit jugendlichen Muthe noch 
viel leichter als mir. Ich empfehle mich nun von ganzem Herzen 
und von ganzer Seele Ihrer belebenden Freundſchaft und Güte. 

In Wien fiel der Inhalt dieſes Schreibens mit großem 
Nachdruck in's Gewicht. Auch dert fah man mit schwerer Be- 
ſorgniß nach Paris über, und hatte in der That, wegen der 
italieniſchen Verhältniſſe, viel mehr Grund dazu als Preußen. 
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Dann aber hatte der Krieg zwiſchen Rußland und den Weſt⸗ 
machten begonnen; an der Donau fhidten ſich die Ruſſen zu 
einer verſtärkten Offen ſive nach Bulgarien an; die Nothwendig⸗ 
keit, dies zu hindern und die Fürſtenthümer zu befreien, erſchien 
dem Grafen Buol immer gebieteriſcher. Wie, wenn Preußen 
ſich beſtimmen ließe, in das angebotene Bündniß die Vollmacht 
zu einer ſolchen Action für Öfterreid) aufzunehmen, und auch 
in dieſem Falle, wenn nicht eigene Theilnahme am Kampfe, ſo 
doch wie im Mai 1851 die Beſchitzung der außerdeutſchen Sande 
Oſterreichs zuzuſagen? Man beſchloß, den Verſuch ſofort zu 
machen. Der Kaiſer beantwortete den Brief feines erlauchten 
Oheims mit einem ausführlichen Schreiben, worin er vor Allem 
feinen heißen Wunſch auf die Erhaltung des Weltfriedens, und 
dann die Überzeugung ausſprach, daß es dazu kein beſſeres 
Mittel als die vom Könige vorgeſchlagene Defenſiv⸗Allianz von 
ganz Mitteleuropa gebe. Er werde alfo den Feldzeugmeiſter 
von Heß nach Berlin ſenden, um die innerſten Gedanken und 
Abſichten Oſterreichs für jede denkbare Eventualität mit voller 
Offenheit dem Könige darzulegen. 

„Es würde, ſagte er dann, nach dem Abſchluſſe des Bünd⸗ 
niſſes jeder Contrahent außerhalb des erwähnten Vextragszweckes 
feine Freiheit der Bewegung behalten, und wenn Oſterreich die 
ſeinige dazu benuzen wollte, um gewiſſe türkiſche Provinzen 
zu beſetzen, ſo würde es, falls in Folge deſſen Rußland einen 
Angriff auf das öſterreichiſche Gebiet richtete, auf den vollen 
Beiftand des Bundes zählen können. Es ſcheint mir von höch⸗ 
ſter Wichtigkeit, daß wir uns über die Tragweite dieſes Punktes 
vollkommen klar werden. Wenn ich gleich feft entfchloffen bin, 
meine bisher behauptete, freie erpectative Stellung einzuhalten, 
und mich von den Weſtmächten aus derfelben nicht drängen zu 
laſſen, fo kann ich leider die gräßliche Eventualilät nicht aus⸗ 
ſchließen, wo ich durch rückſichtsloſes Vorgehen Rußlands ge⸗ 
zwungen würde, zur Wahrung der öſterreichiſchen und wohl auch 
deutſchen Intereſſen, zur Beſetzung der Moldau und Walachei 
zu ſchreiten. Dabei denke ich weder an eine förmliche Kriegs⸗ 
erklärung gegen Rußland, noch an einen Angriff gegen ruſſiſches 
Gebiet. Die öſterreichiſchen Bajonette würden dann jedesfalls 
am Pruth Halt machen.“ 

Trotz aller Friedensliebe, welche einzelne Sätze dieſes Schrei⸗ 
bens athmeten, war doch die Verſchiedenheit des Zweckes augen- 
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ſallig, welchem das vorgeſchlagene Büudniß nach Wiener ober 
nach Berliner Anſicht dienen ſollte. Bismarck, welcher dieſes 
Mal nicht vorher gehört worden, war mit dem ganzen Gedanken 
unzufrieden. Er meinte, als er davon erfuhr, man hätte den 
Schritt nicht mit Osterreich, sondern bei den übrigen Bundes⸗ 
ſtaaten gegen Öfterreich thun ſollen. Was könne erfreulicher für 
Preußen fein, als wenn die Coalition von Rußland, Oſterreich 
und den Mittelſtaaten, welche ſeit 1849 fo drückend auf Preußen 
gelaſtet, ſich hoffentlich auf immer getrennt hätte. Andrerſeits 
war General Gerlach jet der beſten Hoffnungen voll, wenn er 
auch bei Oſterreichs Thatenluſt große Vorſicht in der Unterhand⸗ 
lung für nothwendig hielt. Daß dazu Grund vorhanden war, 
zeigte ſich, als Heß Ende März in Berlin anlangte und ſeine 
Vorschläge eröffnete. Sie gingen ſehr einfach auf den Abſchluß 
eines Schuß⸗ und Trupbündniſſes zwwiſchen Oſterreich, Preußen 
und Dentſchland für alle Zeiten, zur Sicherung ihrer geſammten 
Befipungen, von welcher Seite her auch die Gefahr kommen 
möchte. Oſterreich habe in Ungarn 150000 Mann aufgeſtellt, 
werde demnächſt weitere 100000 aufitellen, proponire, daß 
Preußen jetzt 100000 und weiterhin noch 50000 auſſtelle, daß 
die andern deulſchen Staaten ſogleich die Hälfte ihrer Bandes 
contingente mobil machten, und verfprächen, die andere Hälfte auf 
Mahnung der beiden Großmächte folgen zu laſſen. Bald nach⸗ 
her fügte der General noch einen weitern Artikel hinzu, daß die 
Verbündeten die Koſten der Rüſtung und Kriegführung ſoli⸗ 
dariſch tragen würden. 

An dies Alles war nun preußischer Seils nicht zu denken. 
Balan redigirte einen Gegenentwurf, in welchem das Bündniß 
auf die Dauer des gegenwärtigen Kriegs beſchränkt, die nähere 
Beſtimmung ſeiner Wirkungen, ſowie der Beginn und Umfang 
der Rüſtungen von weitern Vereinbarungen abhängig gemacht, 
der Koſtenpunkt mit völligem Stillſchweigen übergangen wurde. 
Als darauf Heß den Entwurf einer gemeinſamen Depeſche nach 
Petersburg einbrachte, worin die Räumung der Fürſtenthümer 
durch die Ruſſen unter der Drohung bewaffnetes Einſchreitens 
gefordert wurde, erklärten ſich die preußiſchen Unterhändler in 
der Sache eiuverſtanden, forderten aber eine jeden herausfordern 
den Charakter vermeidende Milderung der Form. 

Gegenüber dieſer preußiſchen Behutſamkeit war man in 
Wien bemüht, die Beziehungen zu den Weſtmächten lebendig zu 
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erhalten und enger zu ziehen. Am 9. April versammelte Graf 
Buol wieder einmal die Geſandten der vier Großmächte zur 
Conferenz, und dieſe verfaßte ein Protofoll, daß die Mächte, 
obwohl zwei derſelben jetzt im Kriege mit Rußland ſtehen, doch 
bei den früher feſtgeſtellten Grundſäßen beharren, der Integrität 
der Türkei, mithin der Räumung der Fürſtenthümer durch die 
Ruſſen, der Beſeſtigung der Rechte der chriſlichen Rajah durch 
freie Entſchließung des Sultans, der Aufnahme der Türkei in 
das europäiſche Staateneoncert: in keinem Falle werde eine der 
Mächte in ein dieſen Grundſaßen zuwiderlaufendes Einvernehmen 
treten, ohne vorherige gemeinſame Erwägung. Als dem preußi⸗ 
ſchen Könige dies Protokoll zur Genehmigung vorgelegt wurde, 
hatte er einige Bedenken, wollte aber schließlich doch nichts zu⸗ 
rücknehmen, was er früher erklärt hatte, und unterzeichnete. 

Unterdeſſen verſtändigte man ſich in Berlin über die ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen des Bundesvertrags im Weſentlichen auf 
der Grundlage von Balan's Entwurf. Für die Dauer des gegen⸗ 
wärtigen Kriegs würden ſich die beiden Machte ihren geſammten 
Befitftand garantiren. Sie würden ſich verpflichten, die Rechte 
und Intereſſen Deutſchlands zu ſchitzen, und gegen jeden Ans 
griff auf ihre Gebiete auch in dem Falle auftreten, wenn Eine 
von ihnen im Einverſtändniß mit der Andern zur Wahrung 
deutſcher Intereſſen activ vorzugehen ſich veranlaßt fände. Die 
Verſtändigung über den Eintritt dieſes Falls ſollte den Gegen⸗ 
ſtand einer beſondern Übereinkunft bilden. Über die Vereitftellung 
der durch dieſes Bün dniß erforderlichen Kriegsmacht würde eben⸗ 
falls eine beſondere Feſtſetzung erfolgen. Sämmtliche deutſche 
Bundesregierungen ſollten zum Eintritt in das Bündniß auf⸗ 
gefordert werden. Keine der beiden Mächte würde während der 
Dauer desſelben ein Separatbündniß mit andern Mächten eins 
gehen, welches mit den Grundlagen des gegenwörtigen Vertrags 
nicht in voller Übereinftimmung ſtände. 

Wie man ſieht, hatte Preußen ſich gehütet, wider feinen 
Willen durch einfeitige Schritte Oſterreichs in kriegeriſche Ver⸗ 
wicklungen hineingezogen zu werden. Der zweite Artikel ſah die 
Möglichkeit ſolcher Schritte voraus, verpflichtete jedoch in dieſem 
Falle Preußen zum Schutze des öſterreichiſchen Gebietes nur dann, 
wenn Oſterreich vorher Preußens Zuſtimmung zu feinem Unter⸗ 
nehmen erlangt hätte. Kaum aber hatte man ſich hierüber ges 
einigt, ſo trat noch vor der Unterzeichnung des Vertrags General 
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Heß mit der Erklärung hervor, daß ein folder Fall bereits 
vorliege, daß nämlich Oſterreich im deutschen Intereſſe und auf 
Grund des Protokolls vom 9. April die Räumung der Fürſten⸗ 
thümer durch Rußland zu fordern, und im Nothfall durch 
Waffengewalt zu erzwingen gedente — und beantragte demnach 
für dieſes Unternehmen kraſt des zweiten Artikels die Sicher⸗ 
ſtellung feines Gebietes durch Preußen. Der Antrag konnte an 
ſich nach allem Vorausgegangenen nicht überraſchen; dennoch 
ſtutzte der König über die ſo ſchleunige Einbringung desſelben, 
beſann ſich über die möglichen Folgen und bereute beinahe die 
Beſtätigung des Wiener Protokolls. Indeſſen wünſchte er dringend 
den Lbſchluß des Vertrags, und dazu kam eben jeßt eine ſcharfe 
ruſſiſche Ablehnung früherer preußischer Vermittlungs vorſchlage, 
welche nach Form und Inhalt den König in lebhaften Unwillen 
gegen feinen Schwager verſetzte. So genehmigte er gemäß dem 
Antrage des Generals Heß einen Zuſatzartikel zu dem Vertrage, 
daß, wenn Rußland auf eine öſterreichiſche, von Preußen unter⸗ 
ftügte Aufforderung die Fürſtenthümer nicht räume, dann die 
von Öfterreich zu ergreifenden Maßregeln unter den Schuß des 
zweiten Arükels fallen würden. Ein offenſives beiderſettiges 
Vorgehen aber, hieß es weiter, würde erſt durch eine Incor⸗ 
voration der Fürſtenthümer — fo wie, fepte der König in feinem 
Arger über die letzte ruſſiſche Antwort hinzu, durch einen 
Angriff oder Übergang des Balkans von Seiten Rußlands 
bebingt. 

Hienach wurde das Bündniß nebſt Zuſazartilel am 20. 
April unterzeichnet, und zugleich eine Mililerconvention verab⸗ 
redet, durch welche Preußen ſich verpflichtete, unter Umſtänden 
100000 Mann binnen 36 Tagen an feiner Oftgrenze aufzustellen, 
und fein Heer, wenn nöthig, auf 200000 Mann zu verſtärlen; 
es wird, hieß es dann, ſich über dies Alles mit Ofterreich ver⸗ 
stündigen. Die Frage, ob und wann dieſe Maßregeln nöthig 
würden, war alſo auch hier nicht dem freien Ermeſſen Oſter⸗ 
delle ſondern einem Einvernehmen beider Verbündeten vorbe⸗ 

galten. 

In der That, es war eine Allianz von ganz beſonderer 
Art, herzliche Einigkeit unter größter Vorſicht, brüderliches Ver- 
trauen unter allseitigen Verwahrungen. Wohl ſah Preußen die 
Möglichkeit eines Bruches mit Rußland, und Oſterreich freute 
ſich der Allianz auch im Hinblick auf Italien und Frankreich. 
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Der weſentliche Zweck des Vertrags aber war und blieb für 
Sſterreich die Deckung feines Gebietes bei feinem Vorgehen 
gegen Rußland, für Preußen aber die Sicherung ſeiner Neu⸗ 
tralität gegen etwaige Gelüſte Frankreichs und der Revolution. 
Im Sinne Oſterreichs machte die Allianz Front gegen Oſten, 
in Preußens Meinung gegen Weſten. Wie entſchieden in dieſer 
Hinſicht die Intentionen Friedrich Wilhelm's waren, wurde der 
Welt offenbar durch die Behandlung der bisher einflußreichen 
Vertreter der entgegenftehenden Tendenz: in den erſten Tagen 
des Mai wurde Baron Bunſen aus London abberufen, der 
Kriegsminiſter von Bonin plötzlich entlaſſen, und der Prinz 
von Preußen von allen ſeinen militäriſchen Amtern beurlaubt, 
ja wegen ſeiner bisherigen Oppofition mit Feſtungshaft bedroht. 

Unterdeſſen erging aus Wien und aus Berlin ein Rund⸗ 
{reiben an die beutfen Höfe, mit der Nachricht von dem Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags, der Anfrage über ihre Bereitwilligkeit zum 
Beitritt, der Abſicht des betreffenden Antrags im Bundestag. 
Hier aber war Oſterreich eine höchſt unliebſame Erfahrung bes 
fimmt. Noch ſchärfer als bei dem neulichen Zollvereinskrieg 
ſollte ſich dieſes Mal herausſtellen, wie ſehr die deutſchen In⸗ 
tereffen von jenen der öſterreichiſchen Monarchie verſchieden, mit 
den preußiſchen aber identiſch waren. In ruhigen Tagen mochte 
das Mißtrauen der Höfe gegen preußiſche Unions⸗ oder 
Annexionsgedanken dies Verhältniß verdecken: in jeder wahr⸗ 
haft ernſten Lage trat die Natur der Dinge unwiderſtehlich an 
das Licht. 

Wie Preußen hatten die Mittelſtaaten die ſtürkſte Abneigung 
gegen irgend welche Theilnahme an einer kriegeriſchen Politik. 
Die einzige Ausnahme davon machte der niemals raſtende Ehr⸗ 
geiz des Herrn von Beust. Er hatte die Dienſte nicht vergeſſen, 
welche Rußland 1850 dem deutſchen Partieularismus geleiſtet 
hatte: wir müſſen Rußlands Triumph wünſchen, ſagte er, wir 
bedürfen Rußlands gegen preußiſche Eroberungsgelüſte. Seit 
dem Sommer 1853 bearbeitete er die Regierungen, die ſich im 
Zollſtreit gegen Preußen zur Darmſtädter Coalition zuſammen⸗ 
geſchloſſen, für ein engeres Bündniß der Mittelſtaaten, welches 
ſich dann einer öſterreichiſch⸗preußiſchen Allianz mit Rußland 
anschließen ſollle. Aber dieſe kriegeriſchen Pläne fanden gleich 
bei den Freunden in München und Stuttgart eine entſchiedene 
Ablehnung. Hier wollte man nichts als Ruhe und Frieden, und in 
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der orientaliſchen Frage abſolute Neutralität. Ganz wie das 
Berliner Cabinet fanden auch fie, daß eine Einmiſchung in die 
türtiſchen Händel für Deutſchland nur ſchrwere Opfer und nicht 
den geringſten Gewinn in Aus cht ſtellte. Demnach traten jetzt 
die Darmſtödter Coalicten zu neuen Gonſerenzen in Bamberg 
zusammen, um ihre Bedenken gegen Oſterreichs khatluſtige Plane 
geltend zu machen. Sie gelangten hier am 25. Mai zu einer 
identiſchen Note, welche in den üblichen Wendungen die patrio⸗ 
tiſche Hochherzigkeit der beiden Monarchen und das von ihnen 
angeſtrebte Zuſammenfaſſen aller deutſchen Krüfte pries. Sie 
würden alſo gern für den Beitritt zu dem Bündniß ſtimmen, 
hofften aber, daß im Sinne echter Neutralität die Abſicht dahin 
ginge, ebenſo wie die Ruſſen, auch die türkischen und alllirten 
Truppen aus den Fürſtenthümern fern zu halten. Auch ſetzten 
fie voraus, daß bei künftigen Friedensconſerenzen der deutſche 
Bund als ſolcher neben Oſterreich und Preußen eine beſondere 
Vertretung erhalte, während der Dauer des Kriegs aber Deutfeh« 
land eine Betheiligung daran möglichſt vermeiden würde. Graf 
Buol war, wie man ſich denken kann, über dieſe Außerungen 
ebenſo betroffen wie erzürnt. Während König Friedrich Wilhelm 
feinen kaiſerlichen Neffen eindringlich erſuchte, die friedliche Ge⸗ 
ſinnung der deutschen Fürſten gnädig aufzunehmen, die nach 
Petersburg zu richtende Aufforderung in möͤglichſt mildem Tone 
zu halten und die Abſendung bis zu dem Beitritt des deuſſchen 
Bundes auſzuſchieben: beschloß Graf Buol gerade ungelehrt, 
den Bamberger Zumuthungen eine vollendete Thatfache entgegen 
zu ftellen, und die Aufforderung ſofort, ohne Beralhung ihrer 
Form mit dem Bunde oder mit Preußen, am 3. Juni nach 
Petersburg abgehen zu laſſen. Um eine preußiſche Verſtimmung 
über dieſes raſche Vorgehen zu verhüten, lud Kaiſer Franz 
Joſeph, welcher damals mit feiner eben heimgeführten jungen 
Gemahlin in Prag verweilte, durch ein äußerſt herzliches Schrei⸗ 
ben den König zu einer perſönlichen Zuſammenkunſt in Tetſchen 
ein, wohin dann auch Buol und Manteuffel beſchieden wurden. 
Es gelang hier dem Kaiſer, ſeinen Oheim, welchem die Wünſche 
der Bamberger allerdings richtig, ihr Auftreten aber doch immer 
als etwas Großmannsſucht kleiner Leute erſchien, für den Augen⸗ 
blick im ö ſterreichiſchen Fahrwaſſer feſtzuhalten. Der König 
billigte die Form der öſterrrichiſchen Aufforderung; eine preußi“ 
ſche Depeſche zu ihrer Unterſtützung wurde verabredet, und eine 
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gemeinſame Antwort an die Bamberger feſtgeſtellt, welche im 
Weſentlichen darauf hinauslief, daß man ihren Beitritt zum 
Bündniß mit Sicherheit erwarte, und dann ihre Wünſche erfüllen 
werde, ſo weit es die Umſtände geſtatteten. Im Übrigen machte 
der Kaiſer, der kurz vorher eine neue Aushebung von 95000 
Mann angeordnet hatte, ſeinem hohen Verbündeten kein Hehl 
daraus, daß eine ruſſiſche Ablehnung den Krieg zur unmittel⸗ 
baren Folge haben, und er dann auf Preußens Schuß für das 
öſterreichiſche Gebiet rechnen müſſe. Der König aber hoffte, von 
Rußlands Willfahrig keit das Beſte erwarten zu dürfen. 
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Nur zu bald follte ich zeigen, auf wie unſicherem Grunde 
das Bündniß vom 20. April aufgerichtet worden war. 

Zunächſt kam Alles auf den Entſchluß Rußlands über die 
Räumung der Fürſtenthümer an, und dieſer ſchien Anfangs 
völlig ungünſtig ausfallen zu ſollen, bald aber erwog man in 
Petersburg die nüßlichen Folgen eines ſolchen Verfahrens. Der 
Raifer war, wie der preußiſche Geſchäftsträger berichtete, mit 
Arbeit überlaftet, dabei fortdauernd krank, ſorgenvoll, abwechſelnd 
auffahrend und unſchlüſſig. Die früher gewohnte Einheit und 
Folgerichtigkeit verſcwand aus der Behandlung der Geſchäfte; 
der Kaiſer ſaßte heftige Entſchlüſſe, ſah dann die ſchweigende 
Mißbilligung des Kanzlers Grafen Neſſelrode, und ließ gefchehen, 
daß dieſer die Ausführung nach eigenem Sinne regelte und 
mäßigte. So feßte der Graf auch jetzt eine halbwegs eingehende 
Antwort auf die Wiener Sommation durch. Sie erklärte, 
29. Juni, die ruſſiſche Berettwilligteit zur Räumung der Fürſten⸗ 
thümer, wenn Oſterreich die Gewähr übernähme, daß dann auch 
die Gegner ſich jeder weitern Feindseligkeit gegen ruſſiſches 
Gebiet enthalten würden; Rußland ſei bei einem ſolchen Waffen⸗ 
ſüillſtand zu Friedens unterhandlungen auf Grundlage des Wiener 
Protololls vom 9. April bereit. 

Hier waren in der That nicht unerhebliche Einräumungen 
gemacht. Allein Graf Buol war damit nicht zufrieden. Bereits 
em 14. Juni hatte er (ahne vorheriges Einvernehmen mit Berlin) 
einen Vertrag über gemeinfame Beſeung der Fürſtenthümer 
mit der Türkei abgeſchloſſen, und ſchob jetzt ſtärkere Truppen⸗ 
maſſen gegen die rumäniſchen Grenzen heran Am 9. Juli 
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erklärte er der ruffifchen Regierung, er werde ihren Wunſch auf 
Waffenſtilltond den Weſtmächten beſtens empfehlen, lönne aber 
keine Garantie für ihren Entſchluß übernehmen; falle dieſer 
ledoch aus, wie er wolle, fo müſſe Oſterreich auf der Forderung 
der Räumung der Fürſtenthümer in kurzer Friſt beharren. 
Zugleich drängte er bei Preußen auf die Mobilmachung von 
200000 Mann und der Hälfte der Bundescontingente; ja er 
meldete bald nachher, zu Preußens großem Befremden, den 
deutſchen Staaten einen demnächft bevorſtehenden Motilmachungs⸗ 
Antrag der beiden Großmächte beim Bundes tag an. Genug, jede 
feiner Handlungen belundete eine kaum noch vechüllte Nampfluſt. 

Um fo ſicherer aber beharrte Preußen, gemäß den Intereſſen 
ſeines Landes, in feiner friedfertigen Haltung. Der Gegenſatz 
zwiſchen feiner und der öſterreichiſchen Anſicht, der im April- 
vertrage ausgeglichen schien, trat in ſcharfer Deutlichkeit zu Tage. 
In Berlin erklärte man ſich von der ruſſiſchen Antwort befriedigt; 
die ruſſiſche Forderung, bei Räumung des feindlichen Gebietes 
auch das eigene von feindlichen Angriffen nicht bedroht zu ſehen, 
ſei in der Billigkeit begründet; jedesjalls fei die ruſſiſche Note 
ganz geeignet, zum Ausgangspunkt einer allgemeinen Friebend- 
verhandlung zu dienen. Alſo kein Gedanke an Mobilmachung; 
das Einzige, wozu der König ſich entſchloß, war die Erhöhung 
des Pferdeſtandes bei der Cavallerie und Artillerie auf die 
Kriegsſtärke. Er ſelbſt ließ Depeſchen nach Paris und London 
abgehen, welche mit der Erklärung ſchloſſen, es fei jezt an den 
Sermächten, zu ſagen, welche Kriegszwecke fie verfolgten, und 
welche Bedingungen für Stillſtand und Frieden fie ihrerſeits 
ſtellen würden. 

In denſelben Tagen lam dann nach Paris und London 
auch die österreichische Anfrage, wie die Weftmächte den mſſiſchen 
Vorſchlag beurtheilten. Die Antwort zeigte ſich, wie fie Graf 
Buol erwartet hatte. Sobald man in Paris den Inhalt der 
ruffifchen Note dom 29. Juni erſahren hatte, war die Anſicht 
der Weſtmächte entschieden, daß die gebührende Erwiderung 
darauf der Abſchluß eines Trutz- und Schutbünd niſſes mit dem 
Wiener Cabinet und folglich der Eintritt Oſtereichs in den 
Krieg gegen Rußland ſei. Der Entwurf zu einem ſolchen 
Vertrage wurde in Paris ausgearbeitet und in Wien ſehr 
ernſtlich erwogen. Da geſchah aber das Unerwartete. Nachdem 
Kaiſer Nitolaus durch die letzte Note gezeigt hatte, daß er ſich 
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von Fremden keine Vorſchriften geben laſſe, befahl er gleich 
nachher aus allerhöchſt eigener Erwägung „nach ſtrategiſchen 
Gründen“ den Abzug ſeiner Truppen aus den Fürſtenthümern 
hinter den Pruth, und nahm damit dem Grafen Buol den 
bisher aufgeſtellten Kriegsfall aus der Hand. Und nun kam 
die politiſche Tendenz der deutſchen Mittel⸗ und Kleinſtaaten 
auf dem Bundestag in vollen Lichte zur Erſchenung. Die 
Mehrzahl der Regierungen war auch nach dem Tetſchener Circular 
ohne jegliche Vegeiſterung für den beantragten Beitritt zum 
Aprilbündniß geblieben; dann kam an mehreren Stellen die 
Meinung auf, man ſolle beitreten, um Preußens Widerſtand 
gegen die Pläne des Grafen Buol kräftigen Rückhalt geben zu 
Tonnen. Dennoch aber bewegten ſich die vorbereitenden Be⸗ 
rathungen der betreffenden Ausſchüſſe im Schncckenſchritt voran. 
Erſt jetzt, nachdem durch den Abzug der Ruſſen der bedenkliche 
Zufagartite[ des Vertrags gegenſtandslos geworden, wurde am 
24. Juli der Beitritt des Bundes beſchloſſen, wieder mit der 
vorſichtigen Clauſel, daß die Mittel zur Erreichung des Zweckes 
weiterer Berathung vorbehalten blieben. Um die neue Führer⸗ 
rolle Preußens nicht gar zu offenkundig hervortreten zu laſſen, 
hatte Oſterreich überall mit der Mehrheit geſtimmt. 

Dies Alles wäre geeignet genug geweſen, den Eifer des 
Grafen Buol einiger Maaßen zu dämpfen. Von einem förmlichen 
Bündniß mit den Seemächten ſah er denn auch fürs Erſte ab; 
indeſſen ging die Unterhandlung weiter, welche Bedingungen 
den Ruſſen für Stillſtand und Friedensverhandlungen zu ftellen 
wären. In der Sache war man auf Grund der früheren 
Wiener Protokolle ſehr bald einig, und auch damit war Graf 
Buol einverſtanden, daß bei der Berathung die Seemüchte ſich 
jede Betheiligung des in fo lästiger Weiſe friedliebenden Preußen 
verbaten, dafür aber Oſterreich in einer, faſt wie ein Bündniß 
ausſehenden Form auf die vereinbarten Artikel verpflichteten. 
Durch Aus tauſch gleichlautender Noten wurden denmach am 
8. Auguſt folgende Forderungen, unter Vorbehalt weiterer Begehren 
je nach dem Verlaufe der Kriegserrigniſſe, beſchloſſen: 

1. Europäiſche Garantie für die Rechte der Donaufürſten⸗ 

thümer, anſtatt des früheren ruſſiſchen Protectorats; 

2. freie Schifffahrt auf der Donau bis zum Meer; 

3. Reviſion des Vertrags von 1841 im Intereſſe des 

europliſchen Gleichgewichts; 
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4. Förderung der Rechte der türkiſchen Chriften in einer mit 

den Souveränitätsrechten des Sultans vereinbaren Weiſe. 

Keiner der Contrahenten würde ruſſiſche Vorſchlüge, die 
nicht eine volle Annahme dieſer Principien ausſprächen, in 
Erwägung ziehen. 

Am 10. Auguſt ſandte darauf Graf Buol dieſes Programm 
als gemeinſame Forderung der drei Mächte nach Petersburg, 
und machte zu gleicher Zeit die entſprechende Mittheilung nach 
Berlin, mit einer Einladung zum Anſchluß an diefes Friedenswerk. 

Man wird leicht den Eindruck ermeſſen, welchen eine ſolche 
Nachricht bei der preußiſchen Regierung hervorrief. Wieder 
hatte der vertraute Bum desgenoſſe vom 20. April, auf eigene 
Hand und ohne Benehmen mit Preußen, einen Schritt gethan, 
welcher für Oſterreich einen neuen Kriegsſall gegen Rußland 
ſtellte, und dann Preußen und Deutſchland in die Verwicklung 
hinein zu ziehen mur zu geeignet war. Der Verdruß darüber 
wurde durch ben Umftanb geſteigert, daß die Beſtmächte gegen 
Preußen ein tiefes Schweigen über die Sache beobachteten: es 
ſcheint, ſagte Herr von Manteuffel, man will uns für die 
Abweichung unſerer Anſichten von den weſtmächtlichen beſtrafen. 
Dazu kam, daß man in den vier Punkten ſehr geringen Vortheil 
für die deutſchen Intereſſen erkannte. Die Freiheit der Donau⸗ 
ſchifffahrt verhieß einen zur Zeit geringfügigen, erſt in weiter 
Zukunft vielleicht bedeutenden Gewinn. Die Beſeitigung des 
ruſſiſchen Protectorats über die Donaufürſtenthümer war recht 
ſchön und gut, aber die Erſetzung desſelben durch eine europäifche 
Geſammt⸗Garantie konnte unter Umſtänden ſehr läftige Folgen 
haben. Der dritte und vierte Punkt waren für Deutschland 
ſchlechthin gleichgültig, und zudem kam bier bei ihrer völligen 
Unbeſtimmtheit Alles erſt auf ihre nähere Auslegung an. Trotz 
alledem beſchloß der König am 13. Auguſt dem Zaren die 
Annahme der vier Punkte als Ausgangspunkt für Waffenitillitand 
und Friebensverhandlung zu empfehlen, leß aber in Wien 
hervorheben, daß er ſich damit im Falle der Ablehnung zu keiner 
feindlichen Maaßregel gegen Rußland verwſlichte. Während 
dieſes Schriſtwechſels hatten die Ruſſen die Walachei vollſtändig 
geräumt, und am 20. Auguſt rückten Oſterreicher und Türken 
in das Land ein. Fndeſſen war man in Wien nicht ohne 
Sorge über die Folgen. So beauftragte Graf Buol den Bundes⸗ 
tagsgeſandten Herrn von Prokeſch, zunächſt vertraulich die 
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Geſinnung der deutſchen Höfe dort zu ſondiren, und dieſer 
ſtellte Darauf, unmittelbar vor dem Beginne der üblichen Bundes⸗ 
dagSferien, in einer Ausſchußfihumg die Frage, ob die deutſchen 
Regierungen geneigt feien, die österreichischen Truppen in den 
Donaufürſtenthümern ebenſo wie das eigene Länderzebiet Oſter⸗ 
reichs unter den Schutz des Aprilbündniſſes zu ftellen, und ferner, 
ob die Regierungen nach Oſterreichs Vorgang ſich zu bindender 
Annahme und Durchführung der vier Punkte verſtehen würden. 
Die übrigen Mitglieder des Ausſchuſſes konnten darauf nur 
zuſagen, nach den Ferien die Antworten ihrer Höfe zu über⸗ 
bringen. 

Anfang September erſchien dann eine ruſſiſche Note vom 
26. Auguſt, welche die unbedingte Ablehnung der vier Punkle 
mit der Erklärung ausſprach, Rußland werde fortan ſich auf 
die Verteidigung feines Gebietes beſchränten und in feſter Ent- 
ſchloſſenheit die kommenden Ereigniſſe erwarten. Der preußiſche 
König war damals in Putbus auf der Inſel Rügen, umgeben 
von Bismarck, Alvensleben und dem Oberſten Manteuffel. Auch 
der Miniſterpräſident wurde jetzt dorthin berufen, und am 3. Sep⸗ 
tember zur Abwelfung der von Prokeſch geſtellten Fragen ein 
Rundſchreiben an die deutſchen Höfe erlaſſen, des Inhalts, daß 
nach der ruſſiſchen Erklärung, auf der Defenſive bleiben zu wollen, 
eine Gefahr für die öſterreichiſchen Truppen in den Fürſten⸗ 
thümern nicht vorhanden, alſo eine Ausdehnung des April⸗ 
bündniſſes zu deren Schuße nicht nöthig ſei; die vier Punkte 
unterlögen mehrfachen Bedenken, und vollends jetzt, nach der 
ruſſiſchen Ablehnung, könne der König feinen Verbündeten nicht 
empfehlen, ſie ſich in einer Weiſe anzueignen, daß dadurch Laſten 
und Verbindlichkeiten entſtehen könnten; es ſei zu hoffen, daß 
auch Oſterreich ſich von jedem aggreſſiven Vorgehen fern halten, 
und damit neue Verwicklungen verhüten werde. Hiemit war 
bei den bekannten Anſichten der Mittelftaaten für Öfterreich jede 
Hoffnung auf kriegerische Entſchlüſſe des Bundestags zerronnen, 
es wäre denn, daß ſich Friedrich Wilhelm zu einem Wechſel 
feiner Stellung noch in der lehten Stunde beſtimmen ließe 
Für jept beſchloß alfo Graf Bull, ſich ruhig zu verhalten, zumal 
am 5. September die bisher in Varna verfammelten engliſch⸗ 
franzöſiſchen Landtruppen, 50000 Mann, nebſt einem Theile 
des türkiſchen Heers ſich nach der Krim zur Belagerung des 
großen Striegshafens Schaftopol einſchifften, an der Donau alfo 
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und den Karpathen Üftereich bei einer Offenfive gegen die 
Ruſſen auch von dieſer Seite keine Unterſtützung erhalten konnte. 

Die Weſimüchte waren über dieſen Verlauf der Dinge in 
hohem Grade erbittert. Nach früheren Außerungen VBuol's 
halten ſie bei einer ruſſiſchen Ablehnung der vier Punkte wenig⸗ 
ſtens auf Abberufung des öſterreichiſchen Geſandten aus Peters⸗ 
burg, alſo auf diplomatiſchen Bruch gerechnet, welchem dann 
der mifitärifche bald gefolgt wäre. Aber nichts der Art geſchah, 
und Rußland mochte gelaſſenes Muthes große Maſſen feiner 
Streitkräfte auf die kecken Angreifer Scbaſtopols werfen. Ofterreich 
ſchob die Schuld auf Preußen, erzielte aber damit in Paris 
und London nur einen halben Erfolg. Wohl blieben die beiden 
Höfe in ihrer zornigen Stimmung gegen das Berliner Cabinet, 
aber fie fanden, daß dieſes allerdings mehr Grund als Ofterreich 
zur Ruſſenfreandſchaft habe, und ſiets bei der einmal bekannten 
Farbe geblieben ſei, während Oſterreich immer mit dem Sübel 
raſſele, im entſcheidenden Augenblicke ihn aber nicht ziehe. So 
ergoſſen ſie die Schalen ihres Verdruſſes gleichmäßig über beide 
deutſche Mächte. Napoleon, welcher damals einen Beſuch des 
Prinzen Albert empfing, fagte in vertraulichem Geſpräche ſeinem 
Gaſte, er müffe natürlich feine Politik dem Garge der Ereigniffe 
anpafſen, der innerſte Wunſch aber ſeines Herzens fei und bleibe 
die Befreiung Polens von dem ruſſiſchen, und Italiens von 
dem öſterreichſſchen Joche, ein Wunſch alfo, welcher fein damaliges 
Streben, Oſterreich zum Kriege gegen Rußland anzutreiben, in 
ein eigentfümliches Licht fette. Seine Geſandten an ben deutſchen 
Höfen äußerten mit bedenklichen Mienen, wenn durch Deutfchlands 
Verhalten Rußland nicht vor Jahresſchluß zum Frieden gezwungen 
würde, müſſe man im Frühling revolutionäre Kräfte zu Hülſe 
rufen. Dem entſprach ein an verſchiedenen Stellen auftretendes 
Gerücht, daß Frankreich im ſtillen Einverſtändniß mit Oſterreich 
Truppen an feiner Ostgrenze ſammle, um dieſelben durch Süd⸗ 
dentſchlend nach Polen zum Angriff auf Rußlands verwundborſte 
Stelle ziehen zu laſſen. Die engliſchen Zeitungen erläuterten, 
wenn die {chläfrigen Deutſchen nicht bald freiwillig ihre Pflichten 
gegen Europa erfüllten, werde man fie mit Schimpf und Schande 
auf den Kampfplatz ſchleppen, und gleichartige Dinge ließ die 
englische Diplomatie vernehmen, fo daß der Miniſter von Man⸗ 
teuſſel an die Möglichkeit einer Blockade der preußiſchen Küſten 
durch die verbündete Oſtſeeflotte zu glauben begann. Bismarck 
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lachte darüber. An eine Blockade, ſchrieb er, welche dem englichen 
Handel größern Schaden als uns zufügen würde, glaube ich 
nicht, bis ich fie ſehe, und was den Durchmarſch einer franzöfifchen 
Armee betrifft, fo wäre dagegen das einfache und durchſchlagende 
Mittel die Mobilmachung von zwei preußiſchen und zwei ſüd⸗ 
deutſchen Armeecorps; wenn wir uns abſolut furchtlos zeigen, 
ſo wird man Reſpect vor uns haben. Indeſſen wurde der 
König von ſehr ernſten, ebenfalls halb drohenden Briefen des 
Bringen Albert heimgefucht, und durch deren Inhalt zu einem 
Verſuche beſtimmt, nicht durch Mobilmachung, ſondern durch 
Freundlichkeit den Sturm zu beſchwichtigen. Er ſandte deshalb 
einen feiner Generaladjutanten, den alten General von Wedell, 
ohne beſtimmte Aufträge, aber mit einem ſchönen, von Neigung 
und Hochachtung überfließen den Briefe an Napoleon nach Paris. 
Die Wirkung dieſes Schrittes aber war keine glückliche Napo⸗ 
leon, voll von Dank für die gütige Geſinnung, ließ jedoch durch 
Drouyn de Lhuys den preußiſchen Geſandten Grafen Haßzfeldt 
fragen, ob es ſich nur um das perſönliche Verhältniß von Sou⸗ 
verän zu Souverän, oder um ein Bündniß der beiden Regierungen 
zu gemeinſchaftlichem Wirlen handle. Graf Haßzſeldt glaubte 
darauf nur erwidern zu lönnen, die Meinung gehe ſchwerlich 
dahin, daß, wenn die eine Regierung einen Krieg führe, dann 
auch die andere ſofort auf den gemeinſamen Gegner losſchlage 
Während hienach Wedells Sendung in Paris erfolglos blieb, 
rief fie in Deutſchland überoll den Eindruck herpor, daß Preußen 
zu ſchwanken beginne, und auch dieſes Mal Oſterreich ſich als 
die ftärfere unter den Bundesmächten ewähre. 

So lagen die Dinge, als am 28. September in Wien eine 
Deveſche aus Buknreſt eintief, ein Tartar habe dorthin die Nach⸗ 
nicht gebracht, daß nach einer großen Niederlage der Ruſſen 
Sebaſtopol in die Hände der Verbündeten gefallen ſei. Graf 
Buol jubelte, ſandte zwei Mal einen feurigen Glückwunsch an 
Napoleon, und beſchloß, unter dem ganz Europa berauschenden 
Eindruck dieſer Sieges kunde, den Widerſtand Preußens und 
der Mittelſtaaten gegen feine Anträge über den Haufen zu 
rennen. Am 30. September erklärte er nach Berlin, Oſterreich 
müſſe jetzt auch ohne Preußens Unterftügung in Frankfurt dor 
gehen, und meldete am 1. October den übrigen deutſchen Höfen, 
daß Öfterceich am Bundestage fetzt den beſtimmten Anſpruch 
erhebe auf den Schuß der öſterreichiſchen Truppen in den Fürſten⸗ 
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Ahümern und auf entſchiedene Aneignung der vier Punkte. Buols 
Berechnung erwies ſich als nicht unbegründet; Mittel⸗ und 
Kleinftaaten in ihrer großen Mehrzahl waren völlig eingeſchüchtert 
und betheuerten dem kaiserlichen Geſandten ihre allerbeste Ges 
ſinnung. Preußen erließ zwar am 13. October ein warnendes 
Rundſchreiben an fie Alle, ſich nicht zu einem Verſprechen ver⸗ 
locken zu laſſen, nach deffen Ertheilung eine elende Rauſerei 
zwiſchen Türken und Ruſſen am Pruth zunächſt die Ofterreicher 
und damit ganz Deutschland in den Krieg hineinziehen könnte. 
Indeſſen verminderte ſich dieſe Kriegsgefahr thatſächlich mit jedem 
Tage, da die Tartarenpoſt ſich ſehr bald als eine freche Ente 
herausftellte, vielmehr Sebaſtopol mit heldenmüthiger Ausdauer 
Widerſtand leiſtete; fo ſammelten ſich die Kräfte beider Parteien 
mehr und mehr um dieſen Punkt, und von Kämpfen am Pruth 
war keine Rede. Demnach wiederholte Rußland in Berlin ſeine 
Außerung, ſich auf die Defenfive zu beſchränken, ja ließ ſogar 
die Neigung erkennen, unter gewiſſen Vorausſetzungen die vier 
Punkte anzunehmen. Auch von Wien kamen mildere Erklärungen. 
Freilich ſei man verpflichtet, die Annahme der vier Punkte im 
Nothfalle mit den Waffen zu erzwingen, fei im Übrigen aber 
ſern von jeder Angriffsluſt, und werde keine Abreden über den 
Kriegsfall mit andern Mächten ohne vorherige Mittheilung an 
Preußen und Deutſchland eingehen (9. November). 

Mehrmals erkundigte ſich darauf Herr von Manteuffel in 
den folgenden Wochen bei Graf Buol über deſſen Beziehungen 
zu den Weſtmachten und erhielt lediglich die Auskunft, daß man 
die nähere Anwendung und Auslegung der vier Punkte erwäge. 
Unter dieſen Umſtänden, wo ſich Alles zum Frieden zu neigen 
ſchien, däuchte es dem Berliner Hofe ungefährlich, den Wünſchen 
Oſerreichs einen Schritt entgegen zu thun; am 26. November 
vereinbarte man demnach in Wien einen Zusatzartikel zum April⸗ 
bündniß, welcher ſogleich dann auch dem Bundestage zum Beitritt 
vorgelegt wurde. Darin erſtreckte Preußen den im April zu⸗ 
gefagten Schutz des österreichischen Gebietes auch auf die öſter⸗ 
reichiſchen Truppen in den Fürſtenthümern, und beide Mächte 
erllärten, gemeinschaftlich für die Annahme der vier Punkte durch 
Rußland wirken zu wollen. Eine Zuſage kriegeriſcher Mittel 
aber im Falle der Ablehnung, oder bewaffneter Hülfe bei einer 
öſterreichiſchen Offenſive, war wie früher ſtreng vermieden. Auch 
chien fie ſofort überflüffig, denn ſchon am 28. November meldete 
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der Geſandte Fürft Gortſchatoff dem Grafen Buel, daß Kalſer 
Nitolaus die vier Punkte in ihrer wörtlichen Fafjung genehmige. 
Man konnte annehmen, daß damit der Weg zu einer erfolgreichen 
Friedensverhandlung eröffnet ſei. 

Nochmals aber ftand der preußiſchen Megierung eine ber⸗ 
raſchung, und zwar eine ſtärkere als jemals früher, durch ihren 
„intimen Alliirken“ vom 20. April bevor. 

Es war nicht die vollſtandige Wahrheit geweſen, wenn 
Graf Buol geſagt hatte, daß er mit den Weſtmächten nur über 
die Auslegung der vier Punkte verhandle. Ganz andere Dinge 
von größter Erheblichkeit hatte er in den letzten Wochen betrieben. 
Wie es ſcheint, war er des langen Hinzögerns der Entſcheidung 
müde; bei der Erſchöpfung der Finanzen mußte die Armee entweder 
auf den Friedensfuß zurückkommen oder losſchlagen; zum Schlagen 
aber begehrte man geſicherten Beiſtand, welchen Deuiſchland nicht 
leiſten wollte. So ging er die Weſtmächte um den Abschluß 
eines engern Allianz⸗ Vertrages an . Sowohl in London wie 
in Paris kam man dieſem Wunſche bereitwillig entgegen, zumal 
der zähe Widerſtand Sebaſtopol's es auch hier zu einer Lebens⸗ 
frage machte, durch eine drohende Haltung Oſterreichs den Ruſſen 
die Anfommlung einer erdrückenden Übermacht in der Krim zu 
erſchweren. Graf Buol erllörte ſich demnach bereit, am Kriege 
Theil zu nehmen, wenn Ruß land die auf Grund der vier Punkte 
zu ftellenden Forderungen berwerfe; die Weſtmächte wollten fid) 
Anfangs auf die vier Punkte überhaupt nicht mehr beſchrünlen, 
begnügten fi) dann aber mit dem ſchon am 8. Auguſt gemachten 
Vorbehalt, je nach dem Laufe der Kriegsereigniſſe neue Be⸗ 
dingungen hinzuzufügen. Graf Buol ſchlug dann weiter vor, 
ſobald es zum Kriege zwischen Ofterreich und Rußland käme. 
ſollte ein Shut, und Trupbünbniß der drei Machte in Kraft 
treten, welches Oſterreich den Beiſtand der Land⸗ und Seemacht 
der Verbündeten zuſichere. Endlich begehrte er die Beſtimmung 
eines feſten Termins, an welchem die Action dieſes Bündniſſes 
beginnen würde, falls dann der allgemeine Friede noch nicht 
geſichert ſei, und ſchlug dafür den letzten Tag des laufenden 
Jahres vor. Die Vertreter der Weftmächte konnten zu dem Allem 
ihre Zuſtinmung geben, und um die Mitte des November waren 
die Diplomaten einig. Kaiſer Franz Joſeph hatte bis dahin 
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keinen Einſpruch erhoben. Als ihm jetzt aber Graf Buol das 
fertige Werk vorlegte, wandte er ſich ab. Sein perſönliches 
Gefühl für den Kaiſer Nikolaus fträubte ſich gegen einen Schritt, 
welcher den Kampf gegen den früher fo hoch verehrten Hercſcher 
nach menſchlichem Ermeſſen unvermeidlich machte. Allein Graf 
Buol, heißt es, erklärte ihm, wie die Intereſſen feines Reiches 
zu dem Entſchluſſe drängten, wie bei der Lage der Dinge nur 
noch zwiſchen dem Bruche mit den Weſtmächten und dem Bruche 
mit Rußland zu wählen ſei, wie er alſo, wenn der Kaiſer in 
ſeiner abwartenden Haltung verharre, um ſeine Entlaſſung bitten 
müßte r) Der Keiſer, wenn auch ſchmerzlich bewegt, gab darauf 
ſeine Genehmigung. 
is dahin hatte man von all’ diefen Vorgängen in Berlin 

keine Ahnung. Jet erinnerte Graf Buol ſich ſeincs Versprechens 
vom 9. November, und gedachte es — denn noch war ja der 
neue Bundesvertrag nicht in amtlicher Form gezeichnet und 
unterſiegelt — durch eine Mittheilung an Herrn von Manteuffel 
buchſtäblich zu erfüllen. Es erſchien alſo am 1. December der 
Geſandte Graf Eſterhazy bei dem preußiſchen Minifter, um ihm 
eine Depeſche vom 28. November vorzuleſen (jedoch nicht ein⸗ 
zuhandigen), worin Graf Buol ihm mittheilte, die Weſtmächle 
hätten ſchlechterdings noch weitere und ſtärkere Forderungen als 
die der vier Punkte aufftellen wollen; Oſterreich habe dies miß⸗ 
billigt, bald aber ſich überzeugen müſſen, daß fein Riberfprud) 
nur dann wirkſam fein würde, wenn es mit jenen in eine 
nähere Verbindung trete. Dies hätte dann die Übernahme feſter 
gegenſeitiger Verpflichtungen erheiſcht. Die darüber gepflogenen 
Verhandlungen hätten als Ergebniß einen Bundesverteag gehabt, 
der zwar noch nicht formulirt und unterzeichnet, aber im 
Weſentlichen doch vereinbart ſei. Es folgte dann die Angabe 
der oben erwähnten Abreden, mit ber Bemerkung, daß Öfterreid) 
den Beitritt zu dieſem Vertrage Preußen offen halten werde. 

Bereits am folgenden Tage, dem 2. December, telegraphirte 
aus Wien der Geſandte, Graf Arnim, daß der Bundesvertrag 
definitiv abgeſchloſſen fei. 

Die Wirkung des Ereigniſſes war heftige Aufregung nach 
allen Seiten. Zunächſt erfuhr Rußland die Richtigkeit des 
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einſt vom Fürſten Schwarzenberg geſprochenen Wortes, Öfterreich 
werde die Welt durch feine Undankbarkeit in Erſtaunen fepen. 
Fürſt Gortſchakoff war wie vom Donner gerührt, als Graf 
Buol ihm in kurzen Worten den Inhalt des Vertrags mittheilte, 
wollte zuerſt feine Päſſe fordern, klagte, daß man ihn betrogen, 
daß man die ruſſiſche Genehmigung der vier Punkte freundlichſt 
vor drei Tagen angenommen und gleich nachher ein Kriegs⸗ 
bündniß gegen Rußland abgeſchloſſen habe. Er erklärte endlich, 
daß er vor neuen Weiſungen aus Petersburg nichts erwidern 
könne, und verließ den Minifter, mit bleibendem Haſſe erfüllt, 
nicht gegen die in offenem Kriege ſtehenden Weſtmächte, ſondern 
gegen das treuloſe Oſterreich. Ebenfalls außer fi, im Angeſichte 
der jetzt fo nahe herandrohenden Kriegsgefahr, waren in Wien 
die Geſandten der deutſchen Mittel⸗ und Kleinſtaaten, und bald 
auch dieſe Höfe ſelbſt, fo daß einen Augenblick ſogar die Were 
werfung des neuen Zuſabartikels vom 20. November durch den 
Bundestag möglich erſchien. Indeſſen überwog in Berlin doch 
die Meinung, daß die Ankündigung einer ſo offenbaren Gegner⸗ 
ſchaft für jetzt noch nicht rathſam ſei, und fo vollzog am 
9. December der Bundestag ſeinen Beitritt, allerdings in einer 
jede Verpflichtung zur Ofſenſive gegen Rußland ausſchließenden 
Form, und gab feiner Militär-Commiffton die Weifung, die 
für Deutschlands Sicherheit nötigen Vorkehrungen zu beantragen. 
In Berlin war, wie man ſich denken kann, nur Eine Stimme 
über die Hinterhaltigkeit der Wiener Politit und die Unzuverläffige 
keit eines ſolchen Bundesgenoſſen. Der König, innerlich ſchwer 
gekränkt, erklärte zunächſt mit äußerer Ruhe, daß er einfach bei 
feinen Zuſagen vom 20 April beharre. Aber fein ſtets in 
Schwingungen begriffener Sinn, ſeine überall her gleich ſtark 
erregte Phantaſte bewegten ſich wieder in verschiedenen Richtungen. 
Gewiß, er wollte mit Oſterreich nichts mehr zu ſchaffen haben. 
Aber deſſen neues Bündniß machte ihm doch auch die alte Sorge 
vor der feindſeligen Geſinnung der Weſtmüchte doppelt drückend. 
Bereits verlautete, daß zu den Conferenzen über den definitiven 
Frieden Preußen nur dann zugelaſſen werden follte, wenn es 
der neuen Triple⸗Allianz beiträte, Dem Könige aber erſchien 
eine ſolche Ausſchließung ebenſo ehrenrührig, wie nach Oſterreichs 
Benehmen der Beitritt zum Bündniß. Er ſann und fann, wie 
er Beides vermeide, und kam auf den Gedanken, zwar den 
Wiener Bertrag feinerfeits abzulehnen, dafür aber den Weſtmüchten 
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ein beſonderes preußiſches Bündniß anzubieten, ähnliches Inhalts 
wie die Acte vom 2. December, und weiter zu verſprechen, falls 
der Friede nicht zu Stande komme, ein Heer an feiner Oſtgrenze, 
Front gegen Rußland, aufzustellen, dies Alles jedoch unter 
zwei Bedingungen, einmal der Garantie, daß das Königreich 
Polen nicht durch eine Revolution wieder hergeſtellt werde (denn 
der nilitöriſche Zived einer Inſucgirung von Ruſſiſch⸗Polen, 
die Lahmlegung der ruſſiſchen Streitkräfte daſelbſt, werde ſchon 
durch jene Auſſtellung preußiſcher Heertheile erreicht), ſodann 
einer Garantie gegen bie Zumuthung fremder Truppendurchmärſche 
durch preußiſches oder deutſches Gebiet. Zunächſt nach London 
wollte er dieſe Vorſchläge ſenden, und erſah ſich dazu einen 
Diplomaten liberaler Farbe, den Grafen Uferom. Ihn und 
feine Aufträge empfahl er durch ein eigenhändiges Schreiben 
vom 14. December der Königin Victoria: er ift, ſagte er, der 
Träger wichtiger Angelegenheiten, die ich in Ihre Hände ver⸗ 
trauensvoll niederlege; als Weltmacht ſowohl, wie als erſte 
proteſtantiſche Macht darf Großbritannien Preußen nicht dem 
Schickſal überlaffen, welches ihm zugedacht ft; Mferem’s Miffion 
iſt lediglich ein vertraulicher Schritt gegenüber Ew. Majeſtüt; 
Sie, gnädigſte Königin, werden alsdann beſtimmen, ob er 
Nüdfprache mit Ihren Miniſtern nehmen foll; die arriere-pensee 
einer Trennung Englands von Frankreich ift mir und meiner 
Regierung dabei völlig fremd. 

Dieſe Botſchaſt hatte keine andere Wirkung als die frühere 
Sendung des Grafen Pourtales. Die Königin eröffnete keine 
amtliche Verhandlung darüber, und als ſpäter etwas von dem 
Inhalt in Paris bekannt wurde, erörterte der Miniſter Drouyn 
de Lhuys in ſcharfem Tone, daß dies Alles auf die Verhinderung 
eines franzöſiſchen Einbruchs in Polen, alſo auf die Deckung 
der verwundbarſten Seite Rußlands hinauslaufezj es scheine, als 
habe Ufevom mehrere Bündniß⸗Entwürſe in feinem Koffer gehabt, 
und aus Berſehen den nach Petersburg beitimmien in London 
mitgetheilt. Es war alfo volftändig eingetroffen, was Bis⸗ 
marck am 19. December an Baron Manteuffel geſchrieben: ich 
glaube doch, daß eine einſeilige Verhandlung mit England 
unſere Beziehungen zu den Weſtmächten eher ſchlechter als 
beſſer macht; England läßt uns ablaufen, und wir geben 
ohne Noth ein Zeichen, daß wir und in unferer Haut unbe⸗ 
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Einfacher und praktiſcher als dieſes Intermezzo war das 
Verhalten der preußiſchen Regierung, als ihr am 16. December 
die Geſandten der drei Mächte amtlich die Urkunde ihres 
Bündniſſes vorleßten und um eine Erklärung über Preußens 
Beitritt erſuchten. In feiner Antwort vom 19. December führte 
der Miniſter von Manteuffel aus, wie viel des Guten Preußen 
in der orientaliſchen Frage ſchon gethan; die Weſtmächte hätten 
mit den Waffen, Preußen aber auf diplomatiſchem Wege gewirkt, 
und damit nicht wenig zu den bisher erreichten Erfolgen bei⸗ 
getragen. Unter der Anwendung verſchiedener Mittel habe man 
ſtets dasſelbe Ziel verfolgt. Jetzt aber folle Preußen in den 
Krieg gegen Rußland eintreten, wenn dieſes nicht vor dem 
Jahresſchluß die Friedensbedingungen der Verbündeten annähme. 
Da liege es in der Natur der Sache, daß man Preußen vor 
Allem mit dieſen Friedensbedingungen bekannt mache, denn 
unmöglich tönne es ſich zu einem großen Kriege für die Durch⸗ 
fepung unbekannter Forderungen verpflichten. Alles komme 
zur Zeit auf die nähere Auslegung der vier Punkte an, und 
Preußen erſuche demnach die Mächte um die Mittheilung ihrer 
darüber gefaßten Beſchlüſſe. 

Dagegen war nicht viel einzuwenden. Allein die begehrte 
Mittheilung hätte Preußen ſofort in die fernern Verhandlungen 
wieder eingeführt, und dies wurde von Frankreich und England 
entſchieden beftritten. So antwortete am 24. December Graf 
Buol, über die Auslegung der vier Punkte durch die Mächte 
könne er nichts ſagen, weil dieſelben ſich darüber ſelbſt noch 
nicht verſtändigt hätten, und zudem eine ſolche Verſtändigung, 
fo lange der Krieg wüthe, nicht wohl möglich fe. Der kühne 
Sah, daß die Jriedensbedingungen nicht während des Kriegs 
ſormulirt werden könnten, ließ in Berlin nur die Wahl, entweder 
an eine wunderbare Wiener Logik oder an die Abſicht offen- 
barer Verhöhnung zu glauben. 

Um fo draſüiſcher war dann der Eindruck, als gleichzeitig 
eine zweite Depeſche des Grafen Buol, ebenfalls vom 24. Dee 
tember, einlief, worin Preußens Fernbleiben von der Triple⸗ 
Allianz bedauert, dann aber mit völliger Unbeſangenheit wegen 
der jetzt vom 1. Januar an augenfälligen Gefahr ruſſiſcher 
Angriffe auf öſterreichiſches Gebiet die in der Militär-Conventton 
vom 20. April dafür vorgeſehene Aufſtellung von 200000 Mann 
preußiſcher Truppen beantragt wurde. Zugleich wurde bemerkt, 
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daß Herr von Prokeſch Weiſung habe, die entſprechenden An⸗ 
träge auf Mobilifirung der halben oder ganzen Bundescontin⸗ 
gente und Zutheilung derſelben an die üfterreichiihe und preu⸗ 
ßiſche Urmee zu ftellen. Offenbar ſchmeichelte ſich Graf Buol, 
daß gerade nach der engen Verbindung Oſterreichs mit den 
Weſtmüchten feine deutſche Regierung den Muth haben würde, 
gegen die Wiener Anforderungen Widerſpruch zu erheben. 
Übrigens zeigte ſich gleich nach der Abſendung der beiden 
Depeſchen, daß zwar am Jahresſchluß der Friede noch nicht 
geſichert fein, alſo das Schutz⸗ und Trutz bündniß in Wirkſamkeit 
treten, des halb aber Oſterreich noch nicht ſogleich den Krieg gegen 
Rußland beginnen würde. Mit welchem innern Grimme auch Kaiſer 
Nikolaus die feindſelige Wendung Öfterreichs erfuhr, fo war doch 
das ruſſiſche Intereſſe an der Verhütung des offenen Bruches zu 
einleuchtend, und Fürſt Gortſchakoff erhielt alſo die Weiſung, in eine 
Friedensverhendlung auf Grundlage der vier Punkte einzutreten. 
Am 28. December fand darauf eine erſte Conferenz zwiſchen ihm 
und den Vertretern der drei Mächte Statt. Hier erſchienen einige 
Forderungen der Verbündeten, bei welchen Fürſt Gortſchakoff 
wieder erflären mußte, daß dieſelben in feinen Vollmachten nicht 
vorgeſehen ſeien, und er um eine weitere Friſt von vierzehn Tagen 
zur Einholung neuer Inſtructionen bitten müſſe. Wie ſehr auch 
Graf Buol über den Zeit⸗ und Geldverluſt ſeufzen mochte, fo ließ 
ſich der Antrag um fo weniger zurückweiſen, als der ſehr ſtrenge 
Winter für den Augenblick alle kriegerischen Operationen verhinderte. 
überdies Hatte die weſtmächtliche Geſinnung des Grafen bereits 
eine ſtarke Trübung durch den Umſtand erlitten, daß Napoleon 
— wir wifſen, nach welcher Geſinnung — im Laufe des December 
in Sardinien eine Verhandlung über Eintritt in das Bündniß 
und Truppenfenbung nach der Krüm führte. England bei feiner 
Armuth an Soldaten hatte dies lebhaft ergriffen und eine stattliche 
Geldunterſtützung dem König Victor Emanuel zugeſagt; darauf⸗ 
hin war dann am 26. December der Bundes vertrag zwiſchen 
Sardinien und den Weſtmüchten unterzeichnet worden. Etwas 
Unangenehmeres und Vedrohlicheres hätte dem Wiener Hofe 
nicht widerfahren können. Der Verſechter der italieniſchen Ein⸗ 
heit, der Beſchützer aller itafienifchen Revolutionäre, der Todfeind 
der öſterreichiſchen Herrſchaft in Italten follte ſich jept Anſprüche 
auf die Dan barkeit und Unterftügung der Weſtmüchte, und vor 
Allem jenes italieniſchen Verſchwörers erwerben, der ſich zum 
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unumſchränkten Imperator Frankreichs gemacht hatte. Niemals, 
fagte Graf Buol dem Baron Bourgueneh, können die Fahnen 
Piemonts, auch wenn fie an der Seite der franzöſiſchen wehen, 
für uns etwas Anderes als feindliche Feldzeichen fein. Wie fehr 
auch Drouyn de Lhuys die einzig militäriſche und vorübergehende 
Bedeutung des Vertrags betonte, die mißtrauiſche Stimmung 
des Grafen Buol blieb unbeſchwichiigt. Um fo geſpannter ſah 
er jetzt der preußiſchen Antwort auf feine Depeſche vom 24. De⸗ 
cember entgegen. 

Sie lam am 5. Januar 1855, und fiel ganz fo aus, wie 
fie nach der Lage der Dinge eben ausfallen mußte. Der April- 
vertrag und feine Zufäge haben ſtets nur die Abwehr ruſſiſcher 
Angriffe zum Zweck gehabt. An die Möglichkeit ſolcher Angriffe 
iſt jetzt weniger als jemals zu denken. Würde aber Oſterreich 
ſeinerſeits das ruſſiſche Gebiet angreifen, fo hätte es dafiir keinen 
Anſpruch auf Beiſtand der deutſchen Staaten. Ins befondere ift 
die Vorausfepung des Zuſaßartitels vom 20. November cine 
gemeinſchaftliche Unterſtützung der vier Punkte durch beide Mächte: 
fo lange alſo Öfterreich fortfährt, Preußen von den Wiener 
Conferenzen fern zu halten, iſt der Artikel überhaupt für Preußen 
nicht bindend. Nach alledem iſt für eine preußiſche Mobilmachung 
kein Grund vorhanden. Übrigens hat Preußen die Kriegsbereit⸗ 
ſchaft feines Heer im Stillen fo weit gefördert, daß es ein 
teetendes Falls viel schneller als nach der im April verheißenen 
Friſt von 36 Tagen gerüſtet auf dem Schauplatz erſcheinen kann. 

Alſo für Ofterreih auf der einen Seite die ſchweren Ber 
denken über Sardinien, auf der andern die runde Verſagung deutſches 
Rückhalts. Der Muth des Grafen Buol fan, und bei Maifer 
Franz Joſeph lebte die alte Abneigung gegen einen Kampf mit 
Nitolaus wieder auf. Indeſſen konnte Fürſt Gortſchakoff am 
7. Januar der Conferenz die Zuftimmung feiner Regierung zu den 
am 28. December aufgeſtellten Forderungen der Verbündeten 
vorlegen: der Erörterung der fpeciellen Friedens bedingungen 
ftand alfo nichts mehr im Wege. Immer hielt es Graf Buol 
für gerathen, noch einmal einen Verſuch bei den übrigen deut⸗ 
ſchen Regierungen zu machen. Er theilte denſelben durch Rund⸗ 
schreiben vom 14. Januar mit, daß trotz Preußens abweichender 
Anficht der kaiserliche Prtſidialgeſandte den Befehl erhalten habe, 
beim Bundestage die Mobiliſirung der halben oder ganzen 
Contingente, jo wie die Wahl eines Bundes⸗Oberfeldherrn zu 
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beantragen. Für den nur zu wahrſcheinlichen Fall des Miß⸗ 
Uingens eines ſolchen Bundesbeſchluſſes that er durch eine zweite 
Depeſche von demſelben Tage den weitern Schritt, eine vertrau- 
Tide Anfrage am mehrere deutſche Höfe zu richten, ob fie dann 
einzeln Oſterreich ihre Truppen zur Verfügung ſtellen würden, 
unter Oberbefehl Sr. Majeſtät des Kaiſers, gegen Garantie 
ihres jetzigen Beſißſtandes und Verheißung eines verhöltniß⸗ 
mäßigen Antheils an dem beim Kriege zu erzielenden Gewinn. 
Freilich wäre ſchwer zu fagen geweſen, welche Vortheile etwa 
Württemberg oder Hannover aus einem orientaliſchen Kriege 
davon tragen ſollten. 

Obgleich nun Drouyn de Lhuys dieſe öſterreichiſchen Anträge 
durch ſehr grobe und dringende Noten unterſtützte, war doch 
die Folge derſelben lediglich eine neue Niederlage der Wiener 
Politik. Vayern und Sachſen antworteten ſogleich ablehnend; 
mehrere kleinere Staaten wieſen ihre Bundestagsgeſandten an, 
für jeden von beiden Großmächten eingebrachten Antrag, aber 
für keinen ohne dieſe Vorausſetung zu ftimmen; felbft daß ſtetz 
getreue Darmſtadt wollte feine Truppen nicht zu Oſterreichs 
Dienſt in eine unabſehbare Ferne weggeben; ſchließlich blieb 
das einzige Braunſchweig an Oſterreichs Seite. Am 8. Februar 
erfolgte der Bundesbeſchluß, daß in Abweſenheit jeder Gefahr 
eines ruſſiſchen Angriffs kein Anlaß zur Mobilmachung oder 
zur Wahl eines Bundesfeldherrn gegeben ſei; jedoch ſollten in 
Betracht der unſichern Lage Europas, da der Bund für Deutſch⸗ 
lands Unabhängigkeit und Unverleßlichteit nach Artikel 2 der 
Bundesacte zu ſorgen habe, die Contingente ſo weit kriegsbereit 
geftellt werden, daß fie 14 Tage nach erfolgtem Aufruf zum 
Ausmarſch aus ihren Standquartieren befähigt wären. 

Das hieß in die Sprache der Praxis überſetzt: mit einer 
offenfiven Kriegspolitit haben wir nichts zu ſchaffen, wir wollen 
uns aber gegen einen Jeden decken, der unſere Neutralität zu 
verletzen ſuchen möchte. 

Der Zorn des Grafen Buol über dieſes ungünſtige Ergebniß 
war groß. Es folgte, während des Februar und Mürz, eine fehr 
lebhafte Correſpondenz zwiſchen Wien, Berlin und den Mittelſtaaten, 
die von Seiten Oſterreichs in gereiztem und drohendem, von Seiten 
Preußens in gemeſſen abweiſendem Tone geführt wurde. Die 
Sachlage wurde dadurch nicht geündert, die Entfremdung aber 
zwischen Öfterreich und Deutſchland fortdauernd geſteigert. 
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Unterdeſſen zögerte ſich die Eröffnung der Friedensconferenzen 
von Tage zu Tage, von Woche zu Woche hin. Ehe man mit dem 
Gegner die Einzelbeſtimmungen erörtern konnte, mußten natür⸗ 
lich die drei Mächte unter einander ſich darüber verſtändigt 
haben. Hier aber erſchienen jetzt Schwierigleiten faſt bei jedem 
Worte, aus dem einfachen Grunde, weil die hohen Verbündeten 
nicht mehr wie am 2. December ſich in der gleichen Richtung 
bewegten. Die Weſtmächte wollten fordern, was ihnen ſachlich 
nothwendig ſchien, und den Krieg fortſetzen, wenn es abgelehnt 
würde; Oſterreich aber wünſchte nach den neueſten Erlebniſſen 
keine Forderung zu ſtellen, bei welcher die Ablehnung und damit 
der Krieg im Voraus wahrſcheinlich wäre. Anſangs ſtritt über 
einige Artikel in dieſem Sinne Oſterreich mit Frankreich, während 
es bei England Unterſtützung für feine mildere Faſſung fand: 
dann aber erklärte Drouyn de Lhuys, wenn ein fo lahmes Ver⸗ 
halten fortdauere, werde Frankreich einen inhaltloſen Frieden 
mit Rußland abſchließen, und feinen bisherigen Allürten allein 
die Veſchrünkung der ruſſiſchen Übermacht im Orient überlaſſen. 
Dazu kam in England ein Miriſterwechſel, welcher an die Stelle 
des fanften Lord Aberdeen den kriegseifrigen Palmerſton brachte, 
ſo daß bald die engliſchen Begehren ſich noch ſchärfer als die 
franzöſiſchen aecentuirten, Graf Buol aber für Oſterreichs Zurück. 
haltung keinen andern Vorwand als ftete Klagen über Preußens 
heilloſe Freundſchaft mit Rußland zu finden wußte. In dieſe 
unerguicklichen Zänkercien fiel dann die Nachricht aus Petersburg, 
daß Kaiſer Nikolaus einer vernachläffigten und dann zur Lungen⸗ 
entzündung entwickelten Grippe am 2. März erlegen ſei. Sein 
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einst jo glorreiches Leben hatte in düſterem Niedergange geendet. 
Seine mächtige Körperkraft, durch langes Siechthum ermattet, 
war endlich in den furchtbaren Gemüthsbewegungen des lezten 
Jahres zuſammengebrochen. Herabgeſtürzt aus der Europa 
beherrſchenden Stellung, hatte er die Mißgriffe ſeines Größen⸗ 
wahns von aller Welt berurtheilt, fein Rieſenreich in wachſende 
Wehrloſtgkeit verſunken, fein Heer durch coloſſalen Menſchenverluſt 
geschwächt, feine Flotte halb vernichtet, feine Finanzen tief zerrüttet 
geſehen. Nur um ſo feſter aber hatte er bis zum letzten Athem⸗ 
zuge an der Rolle feſtgehalten, in welcher er ſich ſein Leben 
lang der Welt gezeigt hatte. Wie er ohne ſelbſtſüchtige Pläne 
1828 nur zum Schuße der chriſtlichen Griechen das Schwert ge⸗ 
zogen, wie er 1848 in gleichen Sinne der Gottloſigkeit der 
Revolution entgegen getreten, ſo verkündete auch ein wenige 
Tage vor feinem Tode erlaſſenes Manifeſt, daß er in völliger 
Uneigennügigleit, nur zur Befreiung der orthodopen Kirche, den 
Kampf eröffnet habe. Gewiß, es war nicht Heuchelei, die ihm, 
der zugleich politiſcher und kirchlicher Autokrat war, ſolche Worte 
lieh. Wenn bei glücklicher Löſung fo heiliger Aufgaben auch 
eine Erweiterung des ruſſiſchen Machtgebietes als Nebenproduct 
herausfiel, fo war damit nur beftätigt, daß denen, die dem 
Herrn dienen, alle Dinge zum Beſten gereichen. 

Da der junge Kaiſer Aleander II. bei feinem Regierungs- 
antritt die Politik durchaus im Sinne des Vaters fortzuführen 
erklärte, hatte der Thronwechſel zunächſt nur die Folge, daß der 
Beginn der Conferenzen wegen der Nothwendigkeit neuer Voll⸗ 
machten für den Fürsten Gortſchakoff wieder um vierzehn Tage 
verſchoben wurde. In dieſer Zeit gelangten die Verbündeten 
zum Einverſtändniß über die Entwicklung der beiden erften unter 
den vier Punkten, die Stellung der Donaufürſtenthümer und 
die Freiheit der Donauſchifffahrt. Nachdem dann auch ein türkiſcher 
Bevollmächtigter eingetroffen, konnte endlich am 16. Mürz die 
Berathung begonnen werden. Es zeigte ſich ſehr bald, daß 
ernſtliche Schwierigteiten bei jenen beiden Punkten nicht vorlagen, 
und in ſechs Sitzungen erhielt eine Reihe von hierauf bezüglichen 
Artikeln die Zuſtimmung aller Parteien. Anders aber verhielt 
es ſich bei dem dritten Punkte, der Revision des Vertrages 
von 1841. Bereits wußte es jedermann, daß hier mehr als 
eine Abweichung der Meinungen beſtand, und folglich an dieſer 
Stelle die Entſcheidung über Krieg und Frieden lag. 
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Der Vertrag von 1841 beftimmte, daß in Friedenszeiten 
lein fremdes Kriegsschiff die Dardanellen paſſiren dürfe. Seit⸗ 
dem aber hatte Rußlend ſich auf dem ſchwarzen Meere eine 
der türtiſchen weit überlegene Flotte gebildet, und der wahre 
Zweck bei der Aufſtellung des dritten Punktes war die Be⸗ 
feitigung dieſes ruſſiſchen Abecgenichles auf dem Pontus. Fürſt 
Gortſchakoff hatte am 7. Januar im Allgemeinen zugeſtimmt, 
aber mit großem Nachdruck den Vorbehalt gemacht, daß kein 
Souveränitätsrecht des Zaren durch die betreffenden Maaßregeln 
verletzt werden dürfe. Es fragte ſich nun, ob der Zweck unter 
dieſem Vorbehalt überhaupt zu erreichen ware. Eine Möglichkeit 
wöre nach Aufhebung des Vertrages von 1841 die Errichtung 
fefter Flottenſtationen der Weſtmächte in türkiſchen Pontushäfen 
geweſen: Rußland hätte zur Zeit keinen Widerſpruch dagegen 
erhoben. Aber England fand in einer ſolchen Borkehrung mehr- 
ſache Beſchwerlichkeiten und beſchloß, als zugleich gründlichſtes 
und einfachſtes Mittel, die Neutralifation des ſchwarzen Meeres, 
d. h. die Entfernung aller Kriegsſchiffe und Kriegshüfen aus 
dieſem Bereſche zu fordern, trotz der höchſt wahrſcheinlichen Abe 
weiſung eines ſolchen Begehrens durch die Ruſſen. Wer den 
baldigen Frieden wünſchte, mußte hienach auf Vermittlungs⸗ 
vorjchläge finnen, ſtatt der völligen Neutralifation auf Beſchränkung 
der beiderſeitigen Pontusflotten, ſei es durch Verbot, den bis⸗ 
herigen Beftand zu erhöhen, fei es durch Sejtftellung einer ber 
fimmten Zahl der Schiffe, im letzteren Falle entweder durch die 
Conferenz oder durch freien Vertrag zwiſchen Rußland und der 
Türkei. Bei der Wichtigkeit der Sache entſandten England und 
die Pforte Ende März je einen ihrer hervorragendſten Minifter, 
Lord John Ruſſell und Aali Paſcha, zur Eonferenz, und darauf 
erwirtte ſich auch Drouyn de Lhuys von Napoleon die Vollmacht 
zu derſelben Reiſe. An die Stelle der Geſandten⸗ trat eine 
Miniſterconſerenz. Sie ſollte nicht bloß für den Krimkrieg, 
ſondern für ein volles Jahrzehnt der europziſchen Politik be⸗ 
deutungsſchwer werden. 

Drouyn de Lhuys war ein geſcheidter, kenntnißreicher, in 
feinen Überzeugungen conſequenter, in feinem Handeln ſchmieg⸗ 
famer Mann, in lalhcliſcher Erziehung erwachsen und in ber 
alten Schule franzöſiſcher Diplomatie gebildet. Als Politiker 
durchaus conſervativ, war er frei von jedem Ehrgeiz alt⸗ 
napoleoniſches Styles, trachtete weder nach Kriegsruhm, noch 
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Umwälzungen, fand vielmehr für eine hohe Stellung feines 
Landes in dem europäiſchen Staatenſyſtem nichts geeigneter als 
die 1815 ſanctionirte Ordnung: Einheit und deshalb Macht 
des framgöftfehen Volles, Zersplitterung und demnach Ohnmacht 
feiner Nachbarn, alfo Italiens und Deutſchlands. Geſchürft wurde 
fein Abſchen gegen die italienische Einheit durch die damit ver⸗ 
bundene Bedrohung der päpftlihen Herrſchaft, denn die katholiſche 
Kirche verehrte er nicht nur als den Eingang zur himmliſchen 
Seligkeit, ſondern auch als confervatives Element im innern 
Staatsleben, als alte Bundesgenoſſin der franzöſiſchen Monarchie 
und als Verleiherin eines großen französischen Ginfluffes im 
Orient. In Deutſchland widmete er eine entſchiedene Abneigung 
dem proteſtantiſchen und unitariſchen Preußen, denn beide Eigen⸗ 
ſchaften ſchienen ihm unaustilgbar in der Natur und der Geſchichte 
dieſes Staates begründet, wie gnädig auch Friedrich Wilhelm IV. 
der latholiſchen Kirche volle Unabhängigkeit geſtattete und die 
höchſte Achtung vor der Souveränität der deutſchen Fürſten zur 
Schau trug. Nach all dieſen Momenten hielt Drouyn de Lhuys 
den öſterreichiſchen Naiſerſtaat, den Beſchützer des Papſtes und 
den Hort des deutſchen Bundestags, für den beſten Wlliirten, 
welchen Frankreich in Europa finden könne, wohl auch mit dem 
ſtillen Hintergedanken, daß ein ſolches Verhältniß der unruhigen 
Politik feines Herrn nicht bloß eine Stütze, ſondern zugleich ein 
Zügel fein würde. Somit wünschte er lebhaft, aus dem für den 
Krinkrieg mit Oſterreich geſchloſſenen Bündniß eine bleibende 
Allianz herauswachſen zu ſehen. Er dachte in Wien Alles auf⸗ 
zubieten, um mit Oſterreich vereinigt zu bleiben, ſei es für den 
Frieden, ſei es für den Krieg. 

Als kluger Diplomat reiſte er zuerſt nach London hinüber, 
um engliſchen Störungen ſeiner Pläne vorſichtig vorzubauen. 
Indem er ſich dort enlſchieben für die völlige Neukraliſalion bes 
Pontus ausſprach, fiellte er doch die Vermuthung auf, daß 
Oſterreich einer fo weit gehenden Forderung nicht beitreten und 
folglich deren Verwerfung nicht als Kriegsfall betrachten würde. 
Nichts aber ſei wichtiger, als Oſterreichs Eintritt in den be 
waffneten Kampf, und biefer fei höchſt wahrſcheinlich, wenn 
Rußland auch ein gemäßigteres Begehren im Sinne einer Ve⸗ 
schränkung feiner Kricgsflotte ablehne. Er ſchlug demnach vor: 
Rußland und Türkei werden im Pontus nur je vier Linienſchiffe, 
vier Fregatten und eine entſprechende Anzahl leichter Fahrzeuge, 
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jede der drei verbündeten Mächte aber die Hälfte dieſer Schiffs⸗ 
zahlen unterhalten; für Rußland bleibt die Ausfahrt in das 
Mittelmeer geſchloſſen; die Pforte kann bei drohender Gefahr 
alle verbündeten Flotten in den Pontus berufen. Die engliſchen 
Lords ertlarten zu dieſer ganzen Erörterung ihr Einverftändniß, 
und Drouyn de Lhuys brach dann nad Wien auf wo er nach 
eiliger Fahrt am 6. April anlangte. Zwei Tage nachher hatte 
er eine Audienz bei dem Kaiser. Er begann mit einigen Worten 
über den ſeſten und redlichen Entſchluß Napoleon's, mit 
ſeinen Verbündeten zuſammen zu wirken, entweder zum 
Abſchluß eines dauernden Friedens oder zur Fortſetzung eines 
gerechten Kriegs. Ja, rief der Kaiſer, laſſen Sie uns den 
Frieden herbeiführen. Der Minifter entwickelte darauf feine 
Pläne über den dritten Punkt, in erſter Linie Neutraliſirung, 
in zweiter Beschränkung. Ex bemerkte, mit welcher Energie in 
den letzten Tagen Frankreich für die Fürſtenthümer und die 
Donauſchifffahrt, alfo für die Puntte eingetreten fei, die haupt⸗ 
fachlich Oſterreich intereſſtrten; er ſprach die Hoffnung aus, 
Öfterreich werde jezt bei dem dritten Punkte, an welchem den 
Seemächten Alles gelegen ſei, mit gleichem Nachdruck verfahren. 
Er verbreitete ſich dann weiter über die allgemeinen Vortheile 
einer engen Verbindung Frankreichs und Oſterreichs. „Den 
Aufammenhalt feiner Kronländer befeſtigen, fagte er, die hohe 
Stellung in Deutſchland gegen einen gefährlichen Nebenbuhler 
behaupten, den Übergriffen Rußlands an der Donau Einhalt 
gebieten, die Anarchie und den Socialismus erdrücken, das innere 
Gedeihen des Reiches befördern, das find doch die Ziele der 
österreichischen Politik. Run, welcher Bundesgenoſſe könnte mehr 
als Frankreich zu ihrer Erreichung beitragen? Die große 
Aufgabe iſt Zügelung der Revolution ohne Hülfe Rußlands, 
und Zügelung Rußlands ohne Hülfe der Revolution. Dreißig 
Jahre lang war die Aufgabe unlösbar, und die Folge waren 
die gleichzeitigen Triumphe Rußlands und der Revolution. 
Heute iſt in der Allianz Oſterreichs und Frankreichs die 
Löſung gegeben. Was mich nach Wien geführt hat, ift viel 
weniger der Wunſch, mit Rußland Frieden zu ſchließen, als 
die Allianz mit Oſterreich zu befeſtigen und zu befruchten. In 
den Augen der wahren Politik ift die orientaliſche Frage im 
Vergleiche hiemit bei aller ihrer Wichtigkeit nur ein Gegenſtand 
zweites Ranges.“ 
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Der Raifer erwiderte darauf mit einigen allgemeinen Süßen, 
fand aber das Syſtem der Neutraliſirung unannehmbar für 
Rußland, und erklärte ſich alſo für das Syſtem der Beſchränkung. 
Noch trug der franzöſiſche Miniſter vor, der durch Graf Crenne ville 
nach Paris überbrachte Feldzugsplan ſei dem Kaiſer Napoleon 
völlig genehm, könne alſo auf der Stelle die Form eines eventuellen 
Vertrags erhalten. Franz Joſeph, etwas verlegen, antwortete, 
es fei damit wohl bis zum Schluffe der Conferenzen zu warten, 
da man dann erſt wiſſen würde, ob Öfterreich zur Theilnahme 
am Rnege berufen ſei. 

Nach dieſem Geſpräche trat Drouyn de Thuys mit ſtark 
e Hoffnungen in die Conſerenz ein. Er ſah wohl, 
daß Oſterreich keine Schwierigkeit machte, Rußland zu mahnen 
und zu drängen, daß aber bie frühere Rriegäfuft in Wien ver⸗ 
raucht war. Der von ihm in London verabredete Plan, die 
ruffifche Flotte auf vier Linzenſchiſſe u. ſ. w. zu beſchrönten, 
wurde von Gortſchakoff volftändig abgewieſen, und die Weſt⸗ 
möchte ſahen jetzt mit Spannung einer kriegerischen Erklärung 
Oſterrrichs entgegen. Graf Buol meinte aber, damit feien die 
Möglichkeiten einer friedlichen Löſung noch nicht erſchöpft, und 
machte dem franzöſiſchen Minifter einen Vorſchlag, bei welchem 
allerdings die ruſſiſche Pontusflotte erheblich beſſer fuhr: fie 
ſollte nicht auf vier Linienſchiſſe beſchränkt, ſondern nur ihr 
Beſtand von 1853 nicht weiter erhöht werden. Dies iſt, erklärte 
Buol, Oſterreichs Ultimatum; wir halten es für umzuläffig, 
Rußland hürtere Bedingungen aufzuerlegen, die Ablehnung aber 
unſeres Begehrens würden wir durch die Kriegserklärung be⸗ 
antworten. Drouyn de Lhuys, entzückt durch die Aus ſicht auf 
Verwirklichung feines europäſſchen Syſtems, ſchlug ein, und 
entriß, während Gortſchakoff's Sprache immer herausfordernder 
wurde, ſogar dem etwas bedenklichen Lord John feine Zuſtimmung. 
Am 21. April erſuchten demnach beide Miniſter ihre Souveräne 
tefegeaphifch um die Genehmigung ihres Schrittes. 

Für das Streben Deutſchlands und Italiens nach nationaler 
Einheit war es ein gefährlicher Moment. Ein enges auſtro⸗ 
fronzöſiſches Bündniß wäre die Vernichtung ihrer Hoffnungen 
auf lange Zeit geweſen. Zum Glücke für beide Völker war 
Drouyn de Lhuhs, fo wenig wie vier Jahre früher Fürſt 
Schwarzen berg, dazu beſtimmt, den Geſchicken Europas die ent⸗ 
scheidende und bleibende Richtung zu geben. 
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Allerdings ſtimmte Kaiſer Napoleon ſo weit mit ſeinem 
Minifter überein, daß er, der keine militäriſche Ader in ſich trug, 
nicht wie ſein gewaltiger Oheim auf Welteroberung ſann. Im 
Übrigen aber ſtanden ſeine Wünſche und Ideale zu jenen des 
Miniſters in ſchneidendem Gegenfag. Dem Oheim war er darin 
Ahnlich, daß ihm jeder franzöſiſche Patriotismus fremb war: im 
Gril herangewachsen, auf dem Augsburger Gymnaſtum erzogen, 
in der deuten Schweiz militäriſch gebildet, als Prätendent 
und Verſchwörer nach Italien, England, Amerika verſchlagen, 
in Frankteich nur mit den Mauern feiner Gefüngniſſe bekannt 
geworden, war er in feinen Anſchauungen und Gefühlen Kosmo« 
polit, und Frankreichs Regierung nicht das Ziel feines Strebens, 
fondern Mittel zum weitern Zweck geworben. Er war ein guter 
Artilleriſt und ein gründlicher Kenner ſeiner Familiengeſchi 
fonft war nach feinem unſtelen Lebensgang feine Bildung lücken⸗ 
haft, und die wichtigſte Vorſchule des Staatsmannes, ein tüchtiges 
hiſtoriſches Wiſſen von der Entwicklung und den Bedürfniſſen 
der europäiſchen Völker, fehlte ihm ganz und gar So hatte 
er in den langen Jahren ſeines Flüchtlingslebens ohne den 
Bügel feſter Veſchäftigung feiner raſtlos brütenden Phantaſie 
freien Lauf gelaſſen, überall in den beſtehenden Zuſtänden die 
ärgften Mängel wahrzunehmen gemeint, und ſich von der Leichtig 
keit einer ganz Europa umfaſſenden Reform überzeugt, ſtets, 
wie ſich verſteht, unter der Vorausſetzung, daß der Urheber der⸗ 
ſelben ſtark genug fei, darüber mit den Großmächten des Welt⸗ 
theils als Gleicher mit Gleichen zu verhandeln Nachdem er 
dann durch den Glanz ſeines Namens, und durch eme ebenſo 
geſchickte wie gewiſſenloſe Bearbeitung der Volksmaſſen und der 
Soldaten den franzöſiſchen Kaiſerthron errungen hatte, zauderte 
er nicht, an dit Verwirllichung feiner weltumfaſſenden Brojecte 
heranzutreten. Die erſte Bedingung dafür war die Sprengung 
der ihn überall einengenden Allianz der drei Oſtmächte, und 
wir haben gefehen, wie trefflich ihm dabei der Übermuth des 
Kaiſers Nikolaus in die Hände arbeitete. So weit gediehen, 
hatte er leinen Zweifel mehr an feinen weitern Erfolgen. Der 
Natur der Dinge entſprechend erachtete er die Verſchmelzung 
Portugals und Spaniens zu einer iberischen, die Verbindung 
Schwedens und Dänemarks zu einer ſtandinaviſchen Union. 
Eine Forderung der Gerechtigkeit und der Menſchenliebe ſei die 
Befreiung Polens von der ruſſiſchen, die Unabhängigkeit Italiens 
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von der öſterreichiſch⸗päpſtlichen Unterdrückung; auch für Deutſch⸗ 
land würde die Befeitigung des lähmenden Einfluffes der öftlihen 
Kaiſerhöfe ein Segen ſein. Er hatte dabei ganz ſicher nicht die 
nationale Einheit Italiens oder Deutſchlands im Sinne: im 
Gegenteil, jene erſchien ihm unbequem, dieſe geradezu gefährlich. 
Wohl aber meinte er durch eine wirtſame Unterſtüzung hier 
des Heinen, aber aufftrebenden Piemont, dort des ſeit 1850 
ſtark unterſchätzten Preußen den eigenen leitenden Einfluß an 
die Stelle des öfterreihifchen fehen und damit Wohlſtand und 
Gedeihen in dem ganzen weiten Volkertreiſe entwickeln zu konnen. 
Denn in dieſem wunderbar organiſirten Kopfe floſſen unaufhörlich 
deſpotiſche, revolutionäre und humanitäre Veſtrebungen in 
einander. Wie Kaiſer Nilolaus feine Herrſchſucht mit der Be⸗ 
kämpfung der Revolution und der Ausbreitung der rechtgläubigen 
Kirche, ſo decorirte Napoleon III. die ſeinige mit dem Ideale 
einer demokratiſchen Bollsbeglückung. 

Da ihm, dem alten Mitgliede der italienischen Geheimbün de, 
in erſter Linie die italieniſche Sache am Herzen lag, fo bildete 
der Gegenfaß gegen Ofterreich den innerſten lern feiner künftigen 
Politik. So ſehr er zur Zeit in Wien freundlich that, um 

ſterreich in den offenen Krieg gegen Rußland hineinzuhehen, 
und damit vielleicht ſchon jetzt die Herſtellung Polens zu er⸗ 
fangen — fo ſehr er feinen Miniſter wegen der weiſen Anſprache 
an Franz Joſeph zu diesem Zwecke beloble: jo weit wie moglich 
war er von dem Streben Drouyn's nach einer bleibenden Allianz 
mit Oſterreich entfernt. Es kam ihm nicht in den Sinn, für die 
Erlangung derſelben die an Rußland zu ſtellenden Forderungen 
auf ein ungebührliches Maaß herabzumindern. Als ſolches aber 
erſchten ihm ebenſo wie dem Lord Palmerſton der Vorſchlag des 
Grafen Buol vom 91 April. Ungehend telegraphirte er nach 
Wien, daß davon keine Rede fein bürfe, 

Damit war der Abbruch der Conferenzen, und zugleich die 
Trennung zwiſchen Öfterreich und Frankreich gegeben. Graf Buol 
erklürte, daß Oſterrelch jede Steigerung der Forderungen für un⸗ 
zuläffig halte, und da die Weſtmächte auf ſolchen behartten, an 
dem Kriege keinen Antheil nehmen werde. Nochmals machte er 
einen Verſuch, in geänderter Form ſeine Auffaſſung den Weſt⸗ 
mächten annehmbar zu machen; Drouyn de Lhuhs beſchloß 
ſchleunige Rückreiſe nach Paris, um durch perſönliche Einwirkung 
feinen Gebieter vielleicht noch umzuſtimmen. Bei feiner Abſchieds⸗ 
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audienz ſprach ihm Kaiſer Franz Joſeph die Hoffnung aus, daß 
schließlich auch in Napoleon Augen ein ewiges Bündniß mit 
Oſterreich zu gemeinſamer Beſchützung der Türkei von größerer 
Bedeutung fein würde, als eine höhere oder geringere Zahl 
ruſſiſcher Schiffe. Allein dieſer Vorſtellung war eine lange Dauer 
nicht beſtimmt. Wenige Wochen nachher erfuhr man, daß Drouyn 
de Lhuys aus dem Min iſterium ausgeſchieden war, und am 
2. Juli eröffnete Napoleon die Sitzung des geſetzgebenden Körpers 
mit einer Rede, welche rückhaltlos das Verhalten Oſterreichs an- 
klagte: wir haben noch zu erwarten, hieß es, daß Oſterreich 
feinen Verpflichtungen nachtomme, welche darin beftanden, unsern 
Bündnißvertrag offenſiv und defenſiv zu machen, falls die 
Verhandlungen erfolglos blieben. An der gereizten Stimmung 
Napoleons konnte ſeitdem in Wien kein Zweifel fein. 

Auch in Deutſchland rief der Abbruch der ſo lange erſehnten 
Frieden seonferenz und das dann erfolgende Zurückſinken Öfterreichs 
in vollſtändige Unthätigkeit eine ſtarke Erregung der populären 
Gefühle hervor. Mit tiefer Beſchümung ſah man den räthſel⸗ 
haften Abenteurer, dem ſich Frankreich zu Füßen geworfen hatte, 
über die Geſchicke zweier Welttheile entſcheiden; und wo war 
Deutschland? Nun freilich, wie hätte das mächtige Volk zur 
Geltung kommen ſollen bei dem Elend ſeiner Zerſplitterung, 
bei dem Mangel jedes einheitlichen, kräftigen und nationalen 
Organs, bei der erbrüdfenden Maſſe von Trägheit, Feigheit und 
Eifersucht? Zum erſten Male ſeit 1850 ging wieder der Ruf 
nach Reform der Bundesverfaſſung durch die Zeitungen und 
bald auch durch die parlamentariſchen Kreiſe. Im Lauſe des 
Sommers 1855 folgten ſich in den Kammern von Bayern, 
Württemberg und Gotha die Anträge und Reſolutionen dieſes 
Sinnes, und auch das ſchwerwiegende Wort Volksvertretung 
beim Bundestage wurde vernommen. Graf Buol, damals, wie 
wir wiſſen, über den Bundeskag gründlich erbittert, war leicht⸗ 
ſinnig genug, ſich auf jene Verhandlungen einzulaſſen. Auf bie 
Klagen über Oſterreichs orientaliſche Politik, die mit einem Auf⸗ 
wande von 160 Millionen Gulden völlig unfruchtbar geblieben, 
ließ er in den von ihm inſpirirten oder unterſtützten Blättern 
im September geharniſchte Erwiderungen folgen: gewiß fei die 
jegige Bundes verſaſſung ungenügend und die Urſache des letzten 
Mißerfolgs; es dürfe nicht mehr vorkommen, daß bei einen 
Kriege ein Bundesglied von den andern im Stiche gelaſſen 
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werde; es müſſe ein Bundesgericht eriftiren, und eine mächtige 
Gewalt, ein Kaifer, müſſe über die Ausführung der Urtheile 
desſelben wachen; unter allen Umſtänden ſei zu fordern, daß 
die auf hiſteriſchem Boden erwachſenen Anſprüche Oſterreichs 
die gebührende Berückſichtigung finden Es zeigte ſich ſogleich, 
daß dieſe Erörterungen Oſterreichs Anſehen in Deutſchland zu 
ſteigern nicht geeignet waren. Da bayeriſche Blätter ſie gebracht 
hatten, fo richtete Miniſter Pfordten ſehr unbefangen eine An⸗ 
frage nach Wien, ob dieſe Zeitungsſtimmen eine Anſicht der 
kaiſerlichen Regierung ausſprächen Buol zog dann zurück; freilich 
ſei die Bundesverfaſſung mancher Verbeſſerung fähig, und jeden- 
falls die Zukunft des deutſchen Joderanvſyſtems von dem Ver⸗ 
halten des Bundes in der orientalifchen Frage abhängig. Damit 
verbarb er es aber bei feinen werihen Bundesgenoſſen ganz und 
gar, und Manteuffel fand beinahe allfeitigen Beifall, als er 
einige Wochen fpäter auseinanderfeßte, man dürfe von einem 
Bunde ſouveräner Staaten, wie dem deutſchen, nicht mehr ver⸗ 
langen, als er eben leiſten töne, und in keinem Falle ſtehe die 
Beurtheilung dieſer Verfaſſungsform mit der orientaliſchen Frage 
in irgend einem Zuſammen hang. 

Während man durch fo viele Tintenergüſſe die deutfche 
Sache nicht einen Schritt vorwärts brachte hatten endlich coloſſale 
Blutſtröme im Orient die europiiſche Kriſis zur Entſcheidung 
geführt. Als nach einem zwölfmonatlichen Rieſentampfe am 
23. September 1855 Sebaſtopol enzlich gefallen, und damit der 
Waſfenruhm der Weſtmächte befriedigt war, als darauf am 
15. November Napoleon am Schluſſe einer Pariſer Weltausſtellung 
der friedlichen Geſinnung Frankriichs feierlichen Ausdruck gab, ber 
ſchloß das Wiener Cabinet einen neuen Vermittlungs verſuch, und 
ſondirte zuerſt die Weſtmächte über die von ihnen aufzuſtellenden 
Bedingungen. Das Ergebniß war eine öſterreichiſche Depeſche 
vom 16. December nach Petersburg, mit einer nähern Erläuterung 
der vier Punkte, unter der geſchärften Forderung der vollftänbigen 
Neutraliſation des ſchwarzen Meeres, und einer Meinen Gebiets⸗ 
abttetung in Beſſarabien, wodurch die Donaumündungen der 
ruſſiſchen Hoheit ganz entzogen wurden. Gleichzeitig hatte fi 
auch Kaifer Megander, nachdem die Ehre der rufſiſchen Fahnen 
durch bedeutende Siege in Kleinaſien gedeckt worden, zu größerer 
Nachgiebigkeit als im April entſchloſſen, und ſeinerſeits am 
23. December ein Anerbieten nach Wien gefandt, welches nur 
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unerhebliche Abweichungen von dem üſterreichiſchen Vorſchlag 
enthielt. Graf Buol aber, jetzt wieder ganz um die Gunft der 
Weſtmächte bemüht, erklärte darauf die Unabänderlichkeit ſeiner 
Bedingungen mit der Drohung ſofortiges Abbruchs des diplo⸗ 
matiſchen Verkehrs. Die ruſſiſche Regierung ließ darauf ihre 
Anftände fallen, und bequemte ſich zur Unterzeichnung der 
Präliminarien nach dem Wortlaut der Wiener Ausfertigung. 
Aber die zornigſte Stimmung gegen dieſes herriſche Auftreten 
Duol's blieb in allen ruſſiſchen Herzen zurück; mit grimmiger 
Begierde ſahen ſie einem Tage der Abrechnung mit dem einſt 
von ihnen erretteten Bundesgenoſſen entgegen. 

Die Urkunde des definitiven Friedens ſollte dann auf einem 
großen Congreſſe der Mächte ausgearbeitet werden. Bei der 
Wahl des Verſammlungsorts zeigte ſich der Vorrang, welchen 
die gewaltigen Leiſtungen Frankreichs bereits der Regierung 
Napoleons verſchafft hatten; weder Wien noch London konnten 
ihre Wunſche durchſeen: der Congreß wurde auf zuletzt ein⸗ 
fimmigen Beſchluß nach Paris berufen Zu Oſterreichs großem 
Verdruſſe erſchien hier als kriegführende Macht auch Sardinien; 
dagegen erhielt Preußen, als unbetheiligt am Seiege, zunächt 
keine Einladung. Als Oſterreich und Rußland eine ſolche in 
der zweiten Sitzung, am 28. Februar 1856, beantragten, ſetzte 
Lord Clarendon den Beſchluß durch, daß dies erſt zu geſchehen 
Habe, wenn der Congreß zu einer Verftändigung über die Haupte 
punkte bereits gelangt ſei. Dies wurde in Berlin ſehr un⸗ 
angenehm als demüthigende Iſolirung empfunden, und von der 
fiberalen Oppoſition dem Minifterium als die natürliche Folge 
ſeiner elenden Politik ſcharf vorgerückt. In Wahrheit aber war 
die Verzögerung nichts als ein unverſtändiger Ausdruck des 
engliſchen Argers über Preußens Neutralität, in deren feſter 
Behauptung trotz alles Drohens und Polterns es ſich endlich 
einmal wieder als ſelbſtändige Großmacht bewährt hatte. Wäre 
es bei ſeiner Ausſchließung aus dem Congreſſe geblieben, ſo 
wäre die Folge davon nicht für Preußen, ſondern für die Congreß⸗ 
mächte nachtheilig geweſen, die einſache Thatſache der Unverbind⸗ 
lichkeit der Congreßbeſchlüſſe für die Berliner Regierung. Vierzehn 
Tage fpäter überſandte denn auch der Congreß feine Einladung, 
und am 18. März erfolgte der Eintritt der preußiſchen Ber 
vollmächtigten, des Miniſters von Manteuffel und des Grafen 
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Den Gang und das Ergebniß der Congreßverhandlungen 
haben wir nicht im Einzelnen zu verfolgen Es genügt uns, 
zu ſehen, wie ſich im Verlauf derſelben allmählich die Beziehungen 
der Müchte zu einander geſtalteten, namentlich in den letzten 
Sitzungen nach dem am 30. März vollzogenen Friedensſchluß, 
mo noch anderweitige europliſche Sorgen ohne bindende Ab⸗ 
machungen zur Sprache kamen. Frankreich hatte ſich vom erſten 
Tage an bei jeder Detailfrage Rußland hechſt entgegenkommend 
gezeigt, und ſtimmte mit ihm für die künftige Union Rumäniens, 
unter lebhaftem Widerſpruche der Türkei und Oſterreichs. Dann 
beklagte Graf Walewski, der Nachfolger Drouyn's de Lhuys, 
die Mißregierung in Neapel und Rom, welche der Sache der 
Revolution ſtets zahlreichere Anhänger zuführe und die leidige An⸗ 
weſenheit fremder Truppen im Kirchenſtaat nothwendig mache, 
worauf Sardiniens großer Staatsmann Cavour gegen die 
öſterreichiſchen Befapungen in Toscana, Parma und den Legationen 
Beſchwerde erhob. Graf Buol legte gegen die Fortſetzung eines 
gar nicht hieher gehörigen Geſprächs feierliche Verwahrung ein, 
fand damit aber Beifall auf keiner Seite. England neigte in 
dieſer Frage auf die franzöſiſche, in der rumöniſchen auf 
Oſterreichs Seite. Manteuffel hütete feine Zunge, doch war 
in feinen vorſichtigen Worten die Abkehr von Oſterreich 
unverkennbar. Seinerſeiss hatte er auch an dieſer Stelle 
die Anſprüche ſeines Königs auf Herſtellung in Neuenburg 
zu erwähnen; jedoch vermied er ſorgfültig, durch Einbringung 
beſümmter Anträge bie Gemüthlichkeit dieſer Comverfationen 
zu ſtören. Das deutlichſte Ergebniß der Conferenz war die 
Iſolirung des Wiener Hofes und die thätige Sympathie Frank- 
reichs für Sardinien. 

So Hatte die begehrliche, ſchwankende und zuleßt unthätige 
Politik des Grafen Buol bei ſchweren Koſten an keiner Stelle 
Früchte geerntet. In Berlin freute man ſich, den Segen des 
bewahrten Stiedensſtandes wohifeiler eingeheinſt zu haben, ſtand 
in warmer Freundſchaft mit Petersburg, und erfuhr, ſeit Drouyn's 
de Lhuys Fall, aus Paris nichts als Liebes und Gutes. Am 
Bundestag hatte Preußen zur Zeit den Einfluß Oſterreichs bei 
Weitem überflügelt, follte aber bald erleben, wie wenig ſicheren 
Beſtand die Freundſchaſt der Mittelſtaaten darbot. Der Verlauf 
der orientaliſchen Kriſis hatte in München und Dresden das 
Selbſtgefühl in hohem Maaß geſteigert. Wir können Europa 
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nicht beherrſchen, pflegte damals Baron von der Pfordten zu 
fagen, aber wir ſind ſtark genug, um das Zünglein an der 
Wage Deutſchlands zu bilden; wie wir 1850 Preußen ver⸗ 
hindert haben, Oſterreich aus Deutſchlend hinausgudrängen, fo 
haben wir jetzt es dem Wiener Hofe unmöglich gemacht, Deutſch⸗ 
land mit Ausschluß Preußens um ſich zu ſanmeln; wir ber 
dürfen die Anweſenheit zweier Großmüchte im deutſchen Bunde; 
dann iſt der Bundestag die einzig heilſame Vertretung der 
deutschen Geſammtheit. 
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Die allgemeine politiſche Lage, wie fie ſich auf dem Pariſer 
Congreſſe gezeichnet, behielt auch nach dem Schluſſe desselben 
Beſtand. Napoleon, in ſeinen Gedanten bereits mit italieniſchen 
Plänen und deren gegen Ofterreid) gerichteten Spitze beichäftigt, 
zeigte ih ununterbrochen freundlich gegen Preußen und Ruf- 
land, und ſah mit Befriedigung die durch die Wendungen des 
Krimkriegs erzeugte Stimmung gegen Oſterreich, in Berlin miß⸗ 
trauifche Kalte, in Petersburg den offen ausgesprochenen Haß 
Als Graf Brol einmal von Herſtellung der alten Beziehungen 
zu Rußland geredet hatte, ſagte Fürſt Gortſchakoſf zu dem 
preußiſchen Geſandten, daß er von Freundſchaft mit Öfterreich 
nichts wiſſen wolle, jedes falls müſſe einer ſolchen die Zuftimmung 
Preußens vorausgehen. In den Berliner Regierungskreiſen gab 
es niemand, welcher damit nicht von Herzen ein verſtanden ge- 
weſen wäre. 

Dieſer Gegenſatz trat bei jedem Anlaſſe wirkſam zu Tage. 
Der Pariſer Congreß hatte mehrere Beſtimmungen des Friedens 
der nheren Regulirung durch gemiſchte Commiſſionen überwieſen, 
darunter die ſpecielle Zeſitellung der neuen kuſſiſch-walachiſchen 
Grenzlinie, und die innern Verhältniſſe der beiden Donaufürſten⸗ 
thümer. In der erſtern Frage erhob Rußland Anſpruch auf die 
Stadt Bolgrad und die Schlangeninſel, und fand Unterſtüßung 
bei Preußen und Frankreich, zühen Widerſpruch aber bei Oſter⸗ 
reich und England. Noch ſchärſer traten fich die Parteien gegen- 
über, als Rußland, Preußen und Frankreich das ſchon auf dem 
Congreſſe angemeldete Verlangen der Union der beiden Fürſten⸗ 
thümer wiederholten. Dagegen legten England und Oſterreich 
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leidenſchaſtliche Verwahrung ein, und namentlich) Preußen fand 
Veranlaſſung, ſich über den Ton und die Mittel ihrer Polemik 
zu beſchweren. Man beklagte das hochmüthige Auftreten Eng⸗ 
lands, wo leider keine Ausſicht auf Beſſerung zu hoffen fei, „fo 
lange Palmerſton's Gehaſſigkeit und Clarendon's Verblendung 
dort maaßgebend blieben.“ Und nicht minder empfand man die 
in Wien beliebte Haltung. Oſterrrichs Verfahren gegen und, 
schrieb Manteuffel dem Gefandten in Wien, ift rückhaltvolt und 
rückſichtslos. In der That benahm ſich Graf Buol hier nach 
derſelben Geſinnung, mit welcher er einſt während des Verlaufs 
des Kriegs dem württembergiſchen chefandten gefagt hatte, Württem⸗ 
berg müſſe lernen, daß Öftereeich allein in ganz Deutschland eine 
ſelbſtändige Politit zu treiben habe. Er erhob in Berlin Be⸗ 
ſchwerde über den preußiſchen Commiſſar, daß er ſich erlaube, 
mit dem franzöſiſchen gegen den deutſchen Alliirten feiner Regierung 
zusammenzuhalten, und ſandte dem Bundespräfibiafgefanbten, 
Grafen Rechberg, Abſchrift der dortigen Verhandlungen nach 
Frankfurt, um fie bei den übrigen Bundestagsgeſandten als 
Beweis der undeutſchen Geſinnung Preußens zu benußen. Es 
verſtand ſich, daß unter ſolchen Verheltniſſen von einer Ver⸗ 
längerung des Aprilbünbniſſes keine Rede war; von dem 
idylliſchen Zustande, in welchem die Einheit Deutſchlands durch 
die Eintracht feiner Großtmächte vepräfentirt wurde, war man fo 
weit wie möglich entfernt. 

Unterdeſſen war bei den deutſchen Mittelſtaaten der Ein⸗ 
druch welchen die Forderung einer Voltsvertretung beim Bunde 
durch mehrere Kammern, und des Kaiſerthums für Oſterreich 
durch die großdeutſche Preſſe gemacht hatte, keineswegs ver⸗ 
klungen. König Max von Bayern wollte von dem einen ſo 
wenig wie von dem andern etwas wiſſen. Ihm, dem die 
Selbſtändigkeit Bayerns und in derſelben die Wahrung feiner 
Kronrechte am Herzen lag, war die Verfaſſung des deutſchen 
Bundes durchaus genehm. Um ſo mehr beklagte er, daß dies 
treffliche Inſtitut durch feine völlige Dürre bei dem deutſchen 
Volke in fo gründliche Mißachtung geſun len fei, und wünſchte 
alſo mit aller Leidenſchaft, deren feine zarte Natur fähig war, 
dem Bundestag einen erweiterten Berufskreis und die Löſung 
schöner, gemeinnütziger Aufgaben zuzuweiſen. Damit aber ver⸗ 
band ſich bei ihm noch ein anderer Gedankengang. Bei feinen 
wohlbegründeten Beſtrebungen theils für die Crhhigs der 
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bayeriſchen Wehrkraft theils für die Verbeſſerung des bayeriſchen 
Unterrichtsweſens ſand er ſich nur zu häufig durch Nativiſten 
und Ultramontane in der Preſſe und in den Kammern be 
hindert: er dachte, wenn nach feinen Entwürfen der Bundestag 
ſich erſt einmal dem Volke als Schöpfer großen materiellen 
Segens bewieſen habe, werde derſelbe fo gut wie 1820 und 
1850 auch jetzt für die Kräftigung des fürſtlichen Anſehens gegen 
widerhaarige Zeitungsſchreiber und Parlamentsredner wirken 
können. Sein Miniſter, Baron von der Pfordten, war nicht 
ohne Bedenken bei dieſen Plänen ſeines Gebieters, welche nach 
Unſtänden auch Bayerns Selbſtändigkeit ſtark beſchränlen konnten, 
mußte aber ſchon am 10. November 1855 nach Frankfurt den 
Antrag fenden, die Bundesverſemmlung möge die Anfertigung 
gemeinnüpiger Gefepe über ein deutſches Handelsgeſeßbuch, 
deutſches Heimathsrecht, gemeinſame Münze, Maaß und Gewicht, 
deutfehe Auswanderung, in Berathung nehmen. 

Nun war bekanntlich nach feinen Grundgeſetzen der Bundes⸗ 
tag zwar berechtigt zu gemeinnützigen Einrichtungen, jedoch 
war hiebei für jeden Beſchluß Ein helligkeit aller Stimmen er⸗ 
forderlich. Eine ſolche aber war in den meiften Fällen unmöglich, 
ober nur durch Compromiffe erreichbar, welche dann niemand 
völlig befriedigten; einmal aber beſchloſſen, ſtand die Einrichtung 
unkündbar feſt, denn ihre Aufhebung oder Anderung ſeßte wieder 
Stimmeneinhelligfeit voraus. Wo alſo bisher Bedürfniſſe ſolcher 
Art heworgetreten waren, hatten die Betheiligten, Preußen 
voran, es ſtets vorgezogen, das Biel duch freie und kündbare 
Vereinbarung, ſei es nach Anregung im Bundestag, ſei es völlig 
unabhängig vom Bunde, zu erreichen. Preußen war um fo 
weniger geneigt, von dieſem Standpunkte zu weichen, je deut- 
licher das Beſtreben Oſterreichs in den letzten Jahren hervor⸗ 
getreten war, durch die ihm dienſtwillige Bundesmajorität die 
Selbſtändigkeit der preußiſchen Politik zu beeinträchtigen. Bis⸗ 
marck entwickelte dieſe Auffaſſung gleich nach dem Erſcheinen 
des bayeriſchen Antrags am 26. November in einem ausführ⸗ 
lichen Berichte, welcher ſofort die volle Zuſtimmung des Miniſters 
von Manteuffel fand. Man wurde darin durch die Thatſache 
noch weiter beſeſtigt, daß Graf Buol ſich ſehr lebhaft für den 
baheriſchen Antrag ausſprach, um, wie Bismarck bemerkte, bie 
Gegenſtände desſelben in den Bereich des Bundes und hoffent⸗ 
lich des Präfidiums desſelben zu ziehen. Immer aber warnte 
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Bismarck dringend, mit Rückſicht auf die öffentliche Meinung 
umd die innere Güte der Sache, dem Antrage nicht in offener 
Jeindſchaft entgegenzutreten, ſondern im Verlauf der Verhandlung 
darauf bedacht zu bleiben, die Löſung der Aufgabe dem Bundes⸗ 
tage aus der Hand zu nehmen, und auf das Feld der freien 
Vereinbarung hinüber zu führen. In dieſem Sinne wurde, als 
im Februar 1856 Bayern beantragte, zunächſt zur Bearbeitung 
eines deutſchen Handelsgeſehbuches zu ſchreiten, von preußischer 
Seite verfahren. 

König Max blieb aber nicht lange allein in dem Beſtreben, 
die Competenz und Wirkſamleit des Bundestags zu erweitern. 
Wie hätte der rührigſte Staatsmann der Mittelſtaaten, wie 
hätte Baron Beuſt dabei fehlen ſollen? 

Herr von Beuſt hatte ſchon im Hetober 1855 bei dem oben 
erwähnten, durch Oſterreich veranlaßten Schriſtwechſel dem Grafen 
Buol erwidert, auch Sachſen halte die Bundesreform für ein 
dringendes Bedürfniß, denn in Deutſchland herrſche eine wahre 
Anarchie; während Coburg in der Domänenfrage die Beſchlüſſe 
des Bundes verachte, hätten die Souveräne von Hannover 
und Naſſau ſich Rechte über alles Maaß hinaus beigelegt; 
ebenſo beftehe ein greller Widerſpruch zwiſchen dem Artikel 13 
der Bundesacte, welcher landſtändiſche Verfaſſungen anordne, und 
dem Einſchleppen des franzöſiſch⸗engliſchen Conſtitutionalis mus; 
man müſſe den leßtern entweder in den Einzelſtaaten aus⸗ 
rotten, oder ihn auch beim Bundestage einführen. Daß dies 
Leßtere durchaus nicht feine Meinung war, zeigte ſch, als er 
Ende Juni 1856 an die leitenden Miniſter in Wien, Berlin 
und der Mittelſtaaten eine Denkſchrift überſandte, eine Privat⸗ 
erbeit, wie er ſagte, worüber er ein vorläufiges Urtheil der 
Collegen erbat. Darin führte er zunächſt den revolutionären 
Charakter der Forderungen aus, welche die deutſche Einheit 
durch feſte Unterordnung der Souveräne in Kriegsweſen und 
Diplomatie unter eine ſtarke Centralgemalt bezwecken. Alle 
Bundesregierungen, erklärte er, ſollten fid zu einem Bundes⸗ 
beſchluß vereinigen, keine ſolche Außerung mehr zu dulden. 
Die Grundloſigkeit des Vorwurs, der Bund leiſte nichts für 
die äußere Sicherheit Deutſchlands, habe ſich 1830, 1848 und 
1854 einleuchtend erwieſen. 

Schwerer wiegen, fährt er fort, die Mängel auf dem Ge⸗ 
biete der innern Politik. Die Pflege der materiellen Intereſſen 
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äft allerdings durch die Vorschrift der Einftimmigkeit in hohem 
Maaß gehindert. Aber auf dem Gebiete der Landesverfaffungen 
wäre viel zu thun. Wir verwahren uns gegen einen allgemeinen 
Bruch mit dem Repräſentativſyſtem. Aber ſchon die Verkürzung 
der Seſſionen der endlos redenden und amendirenden Landtage 
würe ein großer Gewinn. Beim Budget ſollten fie nur über 
Erhöhung einzelner Poſten und die Prüfung des Rechenſchafts⸗ 
berichtes beſchließen. Die Kammern ſelbſt würden dies einſehen 
und gerne genehmigen. Die allgemeine Durchführung dieſer 
Normen wide auch die Möglichkeit eines vollſtändigen Rechts 
ſchuzes gewähren. Bei Berſaſſungsſtreiligkeiten wären bie Mit⸗ 
glieder des Bundestags zu einer unparkeiiſchen Rechtſprechung 
nach der Natur ihrer Stellung nicht geeignet. Nur ein Bundes⸗ 
gericht konnte hier helfen; für deſſen Thätigkeit wäre aber die 
auf Bundes geſetz beruhende Gleichmüßigleit der Berſaſſungen die 
Vorausſetzung. 

s war alſo der einfache Vorschlag, in ganz Deutſchland 
jede Außerung unitariſcher oder kleindeutſcher Gedanken poli⸗ 
zeilich zu unterdrücken und in den Einzelſtaaten die Befugniffe 
der Kammern einer ſtarken Beſchränkung zu unterwerfen, der 
Antrag auf eine Wiederholung, bemerkte Bismarck, der Karls⸗ 
bader Beſchlüſſe von 1819. Daß das Bekanntwerden eines 
ſolchen Entwurfes bei allen liberalen Parteien einen Sturm 
der Entrüſtung heworgerufen hätte, bedarf keiner Bemerkung: 
bezeichnend aber für den Wandel der Zeiten war es, daß Herr 
von Beuſt dieſes Mal auch bei den Regierungen faft an leiner 
Stelle Anerkennung fand. Sein Freund, Herr von Dalwigt, 
nannte die Denkſchrift eine hübſche litterariſche Produktion, 
welche viel Wahres und wenig Neues enthalte. Dem König 
von Hannover gefiel die Unterdrückung der Einheitsſchwärnter 
wohl, jedoch gegen die Errichtung eines Bundesgerichts hatte 
er ſchwere Bedenken. Umgekehrt hielt man in Stuttgart die 
Schöpfung eines Bundesgerichts für zweckmäßig, alle andern 
Vorſchläge aber für unpraktiſch. Der Kurfürſt von Heſſen wollte 
von gar leinen Neuerungen an der beſtehenden Bundesverfaſſung 
etwas wiſſen; die von Beuſt angeregte Weichränkung der ftän 
diſchen Rechte hatte er ja in feinem Lande längſt durchgefeht. 
König Max von Bayern nahm Anſtoß an Beuſt's Gleichgültig⸗ 
keit gegen die Erweiterung der Bundesthätigkeit auf dem Ge⸗ 
biete materieller Reformen. Aus Berlin üiberfandte der Miniſter 
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von Manteuffel an Beuſt eine Fülle verbindlicher Worte, ge⸗ 
miſcht mit zweifelnden Fragen und geſchloſſen mit der Bitte um 
nähere, zur peaftifchen Behandlung geeignete Darlegung. Nur 
Graf Buol sprach ſich Witte Auguſt unbedingt lobend aus, 
und erklärte ſich bereit, ganz nach dem Karlsbader Muster, zu 
vorbereitenden Conferenzen der leitenden Miniſter aller deutſchen 
Staaten. 

Ehe aber irgend etwas zur Einleitung einer ſolchen Pflege 
des deutſchen Nationalrechts geschehen konnte, traten Ereigniſſe 
ganz anderer Art ein, die, aus Meinem Urſprung heranwachſend, 
ganz Preußen und bald Europa in fieberhafte Unruhe verſetzten. 

Wir ſahen oben, mit welcher heißen Neig ung König Fried⸗ 
rich Wilhelm an dem Gedanken hing, fein geliebtes Neuenburg 
wieder aus den Klauen der ſchweizer Demokraten heraus zu 
reißen. Die Zahl der Einwohner des Ländchens, welche dieſen 
Wunſch teilten, war nicht klein, da die Königsherrſchaft in den 
anderthalb Jahrhunderten ihrer Dauer immer milde und wohl 
thütig geweſen, und ſich jeder Störung der altgewohnten Zu⸗ 
ſtände und Einrichtungen enthalten hatte. Es ſah 1847 in 
Neuenburg nicht viel anders aus als 1747: auf dem Lande 
ein herrſchender Einfluß der großen Adelsgeſchlechter, in den 
Städten das Regiment der alteingefeffenen Virgerfchaften, an 
dem kein neuer Einwanderer Untheil erhielt, im Ganzen ein 
behagliches Stillleben in leidlichem Wohlſtand und reger Kirch⸗ 
lichkeit. Darüber hatte fi dann 1848 der Strom der revolu⸗ 
tionären Demokratie ergoſſen, Hatte alle Standesunterſchiede 
beſeitigt. Munieipafitäten aus allgemeinem Stimmrecht eingeſezt, 
jedem Schweizer nad) zweijährigen Aufenthalt cantonale Bürger⸗ 
recht verliehen, fo daß 1856 beinahe die Hälfte der Bevölle⸗ 
rung aus ſolchen Zugehogenen beſtand. Es konnte nicht ſehlen, 
daß eine ſo gründliche Umwälzung die Gefühle und die Inter⸗ 
eſſen bei einer Menge der alten Einwohner tief verletzte, und 
namentlich die Edelleute dringende Bitten um Erlöfung von 
dem demokratischen Joche nach Berlin gelangen ließen. Das 
Londoner Protokoll don 1852. in welchem alle Großmächte das 
gute Recht des Königs anerkannten, hob ihre Erwartungen; 
daß während des großen orientaliſchen Kriegs von Neuenburg 
keine Rede war, konnte ſie nicht Wunder nehmen; als aber 
1856 auf dem Pariſer Congreß Preußens Erinnerung an 
Neuenburg platt zu Boden fiel, erloſch die leßte Hoffnung auf 
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fremden Beiſtand, und fie kamen zu dem verzweifelten Entſchluſſe, 
nach alter ſchocizer Art durch einen Pulſch ſich ſelbſt zu helſen. 
Einige ihrer Führer gingen nach Berlin, und legten dort mehre⸗ 
ten einſlußreichen Perſonen vertraulich ihre Pläne vor; der 
Miniſter von Manteuffel rieth dringend ab; der König verhielt 
ſich ſchweigend. Sie nahmen dies Schweigen für Zustimmung, 
und in der Nacht auf den 3. September fetten ſich zwei kleine 
Colonnen unter Oberſtlieutenant Meuron und Graf Friedrich 
Pourtales in Bewegung, überraſchten und befepten das Neuen⸗ 
burger Schloß, verhafteten die Behörden, und ließen am Morgen 
ihre Manifeſte auf Herſtellung der königlichen Regierung in 
das Land gehen. Aber der Auſſtand war ungenügend vor⸗ 
bereitet; es kam zu keinem Zuſammenwirlen der royaliſtiſch ge- 
finnten Ortſchaften. Um fo lebhaſter aber erhob ſich die republis 
kaniſche Partei, in La Chaux de Fonds und Val Travers, 
fo wie die Neubürger im ganzen Canton. Auch etwas eid⸗ 
genöſſiſches Militär war zur Hand, und bereits am 4. September 
wurde Meuron mit den Seinen überwältigt, und die royaliſtiſche 
Bewegung aller Orten erſtickt. Zwei Commiſſare des eibgenöſſt⸗ 
ſchen Bundesraths eilten aus Bern herbei; etwa 3000 Mann 
Berner und Waadtländer Milizen nahmen das kleine Land 
in militäriſchen Gewahrſam, eine Menge Verhaftungen folgten, 
und 66 Gefangene wurden, des Hochverrathes angeklagt, vor 
einen eidgenbſſiſchen Smaatsgerichtshof verwieſen. Die nicht 
eingefperrten Rohaliſten verfolgte der Parteihaß mit demſelben 
Mittel, womit 1851 der Kurfürft von Heſſen feine verſaſſungs⸗ 
treuen Beamten heimgeſucht hatte, mit maſſenhafter Einquar⸗ 
tierung, deren Ernährung auch wohlhabende Männer ruinirte, 
und kleine Bauern binnen Kurzem an den Bettelſtab brachte. 
Die Kunde dieſer Vorgänge traf nun Schlag auf Schlag 
in das Herz des Königs, erſchütternd, überwältigend. Seine 
eigenen Befitzrechte traten für fein Gefühl in den Hintergrund, 
Angeſichts des Unglücks jener wackern Männer, welche aus 
Treue gegen ihn und in Heilighaltung feines von Europa 
anerkannten Rechtes ihr Leben eingefegt hatten, in einem hoff⸗ 
nungsloſen Unternehmen, welches Er zwar nicht veranlaßt oder 
belobt, aber doch gekannt und nicht verhindert hatte. Er war 
außer ſich in Schmerz und Zorn bei der Vorſtellung, ſeine Ger 
treuen als gemeine Verbrecher vor Gericht geſtellt und mit 
langjähriger Zuchthauzſtrafe bebroßt zu ſehen. Dies konnte 
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und durfte nicht fein; es erſchien ihm als höchſte Ehrenpflicht, 
mit allen Mitteln und Hintanſetzung jeder andern Erwägung 
bier Rettung und Befreiung zu bringen. Er war damals in 
Oſtpreußen, und befahl ſofort, ihm Briefe an die Souveräne 
der vier Großmächte zu entwerfen, mit dringender Vitte, ſeine 
Aufforderung an die Schweiz um bedingungsloſe Freilaſſung 
der Gefangenen zu unterſtützen; zugleich ſollte in demſelben 
Sinne ſeine Regierung ſich an die Miniſterien der Mächte 
wenden. Aber er mußte hier trübe Erfahrungen machen. Kaiſer 
Alexander von Rußland bezeugte warme Theilnahme und ver⸗ 
Hieß, das Mögliche zu thun; freilich habe er nach der geogra⸗ 
phiſchen Lage keine andern Mittel als gute Worte. In Paris 
erklärte Graf Walewski, das Mecht des Königs fei zweifellos 
aber es ſei ein übler Handel; auch die Schweiz fühle ſich im 
Rechte des thatſöchlichen Zustandes, und werde ſchwerlich in 
den Gang des Gerichts verfahrens eingreifen. Napoleon, damals 
in Biarritz, redete in gleichem Tone, Neuenburg fei für Preußen 
kein Gewinn, ſondern eine Laſt, für Europa eine ſtete Quelle 
von Verlegen heiten. Beinahe wie ein Hohn wurde dann in 
Berlin die Antwort des Grafen Buol empfunden: Dfterreich 
werde gerne Preußens Wünſche unterſtützen, ſehe aber in dieſer 
Sache dafür keine Mittel und Wege, und werde dankbar ſein, 
wenn ihm Preußen ſolche angäbe. Vollends das englische Ca⸗ 
binet war zwar bereit, ſich für milde Behandlung der Gefan⸗ 
genen zu verwenden, hatte aber ſonſt keinen andern Rath, als 
daß der König durch ſchleunigen Verzicht auf feine Souveräni⸗ 
tät über Neuenburg die Freiheit der Gefangenen erkaufe. Die 
Berufung auf die engliſche Anerkennung dieſer Souveränität 
1815 und 1852 machte keinen Eindruck. Es ſind viele Verträge 
und Protokolle, ſagte Lord Palmerſton, durch die Gewalt der 
Thatſachen zerriſſen worden; man muß heute zugeſtehen, daß 
die Völker nicht für die Fürſten, ſondern die Fürſten für die 
Völker da find, und daß das Fürſten recht verſchwindet, wenn 
ihm die Zuſtimmung des Volkes entzogen wird. 

In noch ſchärferem Tone lehnte der ſchweizeriſche Bundes⸗ 
rath die Forderung des preußiſchen Gesandten auf Miederſchla⸗ 
gung des Proceſſes ab, wenn der König nicht vorher alle 
Rechtsanſprüche auf Neuenburg aufgebe. In der Schweiz 
herrſchte damals die radieale Partei, und der zeitige Präsident 
des Bundesraths, Stämpfli, war ein Eifriger unter feinen 
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Genoſſen. Neuenburg, ſagte er, habe 1848 ſich nicht anders ver⸗ 
halten als einſt die Waldſtätte gegen die öſterreichiſchen Vögte, 
auf ſolche Weiſe fei die ganze Schweiz entſtanden, und der 
Volkswille ihr unverbrüchlicher Rechtsboden. Zu einer Ver⸗ 
Hinderung des Proceſſes ſei der Bundesrat gar nicht befugt, 
und fie bei der Bundesverſammlung zu beantragen, fei bei der 
Stimmung des fouberänen Volkes unmöglich. Gegen Droh⸗ 
ungen aber mit Waffengewalt würde das Schweizerbolk ſich in 
Waffen erheben wie ein einziger Mann. Wer damals die 
ſchweizer Zeitungen las, fand für dies Alles reichliche Beſtäti⸗ 
gung. Dem Auslande gegenüber traten die ſonſtigen Gegen⸗ 
füge der Parteien zurüd. Man fühlte ſich vollſtändig im Rechte. 
und, was ebenſo ſchwer wog, in unbedingter Sicherheit. Zur 
nächſt trug man eine verachtende Geringihägung Preußens 
zur Schau. Man ſchilderte die Feigheit desſelben in Olmütz, 
die Kriegsſcheu in den letzten Jahren und erging ſich in groben 
Schmähungen gegen die Person des Königs. Man betonte 
andrerſeits die nachbarliche Freundſchaft und den regen Handels⸗ 
verkehr mit den füdbeutichen Staaten, die wahrhaftig nicht Lust 
haben würden, preußiſche Truppen an ihren Grenzen und viel⸗ 
leicht auf ihrem Gebiete mit den Schweizern kämpfen zu ſehen. 
Vor Allem erſchien es unmöglich, daß Frankreich ſolche Bor 
gange dulden, die ſeine eigenen Grenzen deckende Neutralitat 
der Schweiz verletzen laſſen, dem Marſche eines preußischen 
Heeres durch Baden geduldig zuſehen würde. Einſt Hatte Nas 
poleon als Flüchtling auf ſchweizer Boden gelebt; die Eid⸗ 
genoſſenſchaft hatte ihn tapfer gegen die Drohungen Ludwig 
Philipp's gefhügt; es fei, glaubte man, nicht daran zu denken, 
daß der Kaiſer jemals einen preußiſchen Angriff gegen ihr Ge⸗ 
biet erlaube. So ließ man den Proceß gegen die Gefangenen 
ungehemmt ſeinen Gang gehen, und zuckte die Achſeln mit 
heiterem Gleichmuth bei den Erzühlungen von dem ohnmächtigen 
Zorn, den Briefen und Sendungen des preußiſchen Königs. 

Unterdeffen aber hatte auch dieſer erkannt, wo der Schwer⸗ 
punkt der Entſcheidung liege. Sein Urtheil über Napoleon hatte 
durch den Verlauf des Krimtriegs und die ſeitherige Haltung 
der frarzöſiſchen Politik eine weſentliche Anderung erfahren. 
Mit dem Gedanken, bei der jetzigen Weltlage auf Neuenburg 
zu verzichten und darüber zunächſt mit den Großmächten in Ein- 
vernehmen zu treten, hatte er ſich vertraut gemacht: aber um 
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fo unerſchütterlicher ftand fein Entſchluß, ſich auf keine Unter⸗ 
handlung einzulaſſen, ehe die Schweiz die vorgängige und be⸗ 
dingungsloſe Freilaſſung der Gefangenen gewährt habe. Ließen 
ihn die Mächte hiebei im Stich, fo würde er durch preußiſche 
Truppen Schaffhauſen und Baſel in Pfandbeſiß bis zur Er⸗ 
füllung feiner gerechten Forderung nehmen. Am 16. September 
theilte er in einem zweiten, eigenhändigen Brieſe dieſe Intentionen 
dem Kaiſer Napoleon mit. „Der Ton meines officiellen Schrei⸗ 
bens an Ew. Majeftät, ſagte er darin, war kalt, und ermangekte 
der warmen Sprache, die mein Herz und mein Vertrauen zu 
Ew. Majeſtät mir vorſchreiben. Der Augenblick iſt gekommen, 
wo es von Ew. Majestät abhängt, einen ergebenen und für 
jede Probe zuverläſſigen Freund zu gewinnen, einen Bewunderer 
der großen Fähigkeiten, welche Europa Sicherheit und Frieden 
wieder gegeben haben.“ Nachdem er darauf die Trefflichteit und 
das Elend feiner mißhandelten Getreuen geſchildert, erklärte er, 
daß er für ſie im ſchlimmſten Falle den Krieg nicht ſcheuen 
würde; er wiſſe, daß der Raifer ihm im Augenblick des Sieges 
in den Arm fallen lönnte; er fürchte dies aber nicht; um fo 
mehr würde er den Mächten gegenüber zu jeder mit der Ehre 
verträglichen Conceffion bereit fein. Er ſchloß dann mit dem 
Sate: ich ſchreibe dieſen Brief mit blutendem Herzen, die 
Thränen in den Augen. 

Im Berliner Cabinet liebte man ſolche Herzenserg üſſe des 
Königs über politiſche Fragen nicht ſehr; diefes Mal aber traf 
das Schreiben zum Zweck. Der Brief des Königs, ſagte die 
Kaiſerin Eugenie dem Grafen Haßfeldt, hat den Kaiser tief 
gerührt. Was hätte ihm auch bei feinen Zukunftsplänen Ex 
wünſchteres kommen können, als ſolche Stimmungen des Königs, 
deren Beftiedigung auf lange hin ein warmes Einvernehmen 
beider Machte in Ausſicht ſtellte? Napoleon antwortete gleich 
am 24. September aus Binrriß. Er verhehlte dem König nicht, 
daß er als franzöſiſcher Souverän nicht ohne Unruhe eint 
preußiſche Armee in der Schweiz erblicken würde, ſagte aber um 
fo nachdrücklicher feinen Beiftand zu, die Schweiz auf friedlichem 
Wege zur Freilaſſung der Gefangenen zu nöthigen. In der 
That erging ein amtliches Schreiben aus Paris nach Bern, 
welches in energiſcher Ausführung die Schweiz auf die ſchwere 
Gefährdung ihrer eigenen Intereſſen bei Fortsetzung des Pro. 
eeſſes aufmerfam machte, unb ihr den dringenden Nah des 
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Kaiſers zur Nachgiebigkeit in dieſem Punkte ausſprach. Dann 
werde Napoleon bereit ſein, ihr alle guten Dienſte zur endlichen 
Löfung der ganzen Frage zu leiſten. Im Weigerungsſalle aber, 
ließ außerdem Graf Walewski dem Bundesrathe ſagen, würde 
Preußen mit Unterstüzung der füddeutſchen Staaten eine Armee 
in die Schweiz einrücken laſſen. 

Der König war mit alledem im höchſten Grade zufrieden. 
So wenig wie Napoleon wünſchte er den Krieg, theilte aber 
auch durchaus des Kaiſers Hoffnung, daß deſſen mächtiges Wort 
die günftige Entſcheidung herbeiführen würde, vollends wenn 
die übrigen Großmüchte in gleichem Sinne reden wollten. In 
der That, wie hätte man zweifeln ſollen? Irgend eine ſachliche 
Gefahr fonte die Fretlaſſung der Gefangenen der Schweiz nicht 
bringen. Es war eine Frage des Princips und der Ehre. 
Allerdings enthielt die Freilaſſung die Anerkennung, daß die 
Gefangenen im Rechte, die Schweiz im Unrecht geweſen. Eben 
deshalb wurde fie vom Könige geſordert und von der Schweiz 
verweigert. Wie aber, wenn nun eim völlig Unbetheiligter, welcher 
zugleich der mächtigste Nachbar und der beſte Freund der Schweiz 
war, ſie aufforderte, im eigenen und im franzöſiſchen Intereſſe, 
nicht auf vreußiſches Begehren, fonbern auf franzzſſſches Er⸗ 
ſuchen, den Proceß niederzuſchlagen? Welcher vernünftige Grund 
konnte die Schweiz von der Erfüllung dieſes Wunſches abhalten? 
Mit allen Ehren wäre ſie darauf in eine Verhandlung ein⸗ 
getreten, deren Ausgang kein anderer als der Verzicht des Königs 
auf Neuen burg fein konnte. 

Es ſollte aber anders kommen. 

So kräſtig auch Walewski geredet hatte, der Bundesrath 
glaubte nicht an den Ernſt der Worte. Einerſeits hielt man es 
nicht für ſicher, daß Napoleon s gute Dienſte in Berlin aus⸗ 
reichen würden, den bedingungsloſen Verzicht des Königs auf 
Neuenburg herbeizuführen, wenn dieſer nicht mehr durch Sorge 
um feine gefangenen Getreuen gedrängt würde. Andrerſeits 
ſchien dem Bundesrath die Gefahr eines preußischen Angriffes 
mit Heeresmacht in der That ſehr gering zu fein, Die liberalen 
oder bemofcatijhen Stimmungen der Volksmaſſen in Frankreich 
und Deutſchland waren zwar feit 1851 unterdrückt, beſtanden 
aber in deſto größerer Spannkraft fort, und traten bei der 
Neuenburger Frage ebenſo wie während des Krimkriegs hervor. 
Die überwiegende Neigung ſtand auf der Seite der Schweiz; 
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man fand den Gedanken ebenfo lächerlich wie gehäffig, daß um 
13 Quadratmeilen entlegenes Landes, welches den preußiſchen 
Staat gar nichts anging, das preußiſche Volk in einen emſten 
Krieg hineingedrängt werden ſollte. Nun wußte man in Bern 
ſehr wohl, wie ſehr Napoleon und die ſüddeutſchen Höfe auf 
die öffentliche Meinung ihrer Völker Rückſicht nahmen; man 
hielt ſich alſo überzeugt, daß ſelbſt bei dem böſeſten Willen dieſe 
Regierungen es nicht wagen würden, der preußiſchen Armee den 
Durchmarſch wirklich zu geſtatten. 

Ein Zweites kam hinzu. 

Einer enerziſchen Forderung fänmtlicher Großmächte Hätte 
ſich die Schweiz ohne Zweifel ſchon jetzt gefügt. Aber, wie 
wir wiſſen, ſtanden die Großmächte ſeit dem Pariſer Congreſſe 
in zwei Gruppen geſondert, und dies Verhältniß machte ſich auch 
in der Neuenburger Frage geltend. Wie Frankreich dem preu⸗ 
zischen Cabinet, fo ſecundirte in Bern der ruſſiſche Geſandte 
dem franzöſiſchen mit unausgeſetztem Eifer. Aber äußerſt lau 
verhielt ſich der Vertreter Oſterreichs, beantragte zwar die Frei⸗ 
laſſung der Gefangenen, verhielt ſich aber nach der Abweiſung 
völlig ruhig. Vollends der engliſche Geſandte Gordon erwog 
täglich mit Stümpflt, wie man den König von Preußen nothigen 
könne. zuerſt zu verzichten, und damit die Freiheit der Rebellen 
zu erkaufen. 

So lam der Bundesrath nach zweitägiger Berathung zu 
dem Beſchluß, der franzöſiſchen Regierung zu antworten, daß 
die Freilaſſung erſt nach dem Beginne einer Unterhandlung er⸗ 
folgen könne, deren Grundlage der Verzicht des Königs auf 
Neuenburg ſei. Dic dem Könige ſo werthen Gefangenen ſollten 
gewiſſer Maaßen als Fauſtpfand für die Nachgiebigkeit Preußens 
dienen. Ich hoffe, ſagte darauf Graf Walewsli dem ſchweizeri⸗ 
ſchen Geſandten, dieſe Ablehnung wird nicht Euer letztes Wort 
fein: es iſt für niemanden rathſam, einen ernſten Rath des 
Kaiſers der Franzoſen hartnäckig oder leichtſinnig in den Wind 
zu ſchlagen. 

Der König, der in feiner Aufregung nach jedem vielleicht 
nützlichen Strohhalm griff, faßte darauf den Gedanken, den 
deutschen Bundestag anzurufen. Graf Buol erklärte das für 
eine treffliche Maaßregel, nur müſſe jede Reizung, jede Rechts⸗ 
verwahrung, und vollends jede Drohung vermieden werden. 
Er hatte dann das feltene Vergnügen, daß der preußische Bundes⸗ 
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tagsgeſandte feine Regierung vermochte, ihren Antrag ganz nach 
Oſterreichs Wünſchen einzuschränken, nämlich auf Beitritt des 
Bundes zum Londoner Protokoll, und auf Forderung der Freie 
laſſung der Gefangenen im Namen des Bundes, durch alle in 
Bern vorhandenen deutſchen Geſandten. Nur in den Motiven 
des Antrags wurde die Hoffnung ausgeſprochen, daß eintretende 
Falles — nicht der Bundestag — ſondern die einzelnen Per 
gierungen den preußiſchen Truppen den Durchmarſch verſtatten 
würden. Bismarck hatte nämlich Herrn von Manteuffel darauf 
aufmerkſam gemacht, daß man in dieſer Sache vom Bunde nichts 
begehren dürfe, was nicht mit Einstimmigkeit angenommen 
würde; es würde äußerft gefährlich fein, hier einen Mehrheits⸗ 
beſchluß für zuläffig und bindend zu erklären; man würde ſich 
damit ver Möglihleit ausſezen, Tünftig einmal Mehrheits⸗ 
beſchläſſe zur Vertheidigung der öſterreichiſchen Beſizungen in 
Italien anerkennen zu müſſen. Denn, daß Napoleon mit ſolchen 
Plänen umgehe, hatte Bismarck ſchon gleich nach dem Pariſer 
Congreſſe erkannt, und feiner Regierung dargelegt. Um fo un⸗ 
begreiflicher erſchtint nun hier das Verhalten Oſteweichs, dieſes 
unvergleichliche Prätedens nicht zu benutzen, nicht mit allen 
Kräften Preußen zu militärischen Maaßregeln gegen die Schweiz 
zu ermuthigen, und bei biefer Gelegenheit einen wahrſcheinlich 
einſtimmigen Bundesbeſchluß hervorzuruſen, daß die Bundes⸗ 
treue den Schutz jedes Bundesgenoſſen auch in ſeinen außer⸗ 
deutſchen Beſißungen zur Pflicht mache. Es wire ein bedeutender 
Gewinn für Oſterreichs Zukunſt geweſen, und hatte ihm in der 
Gegenwart nicht die geringſte Gefahr bereitet. Denn nichts iſt 
ficherer, als die fofortige Nachgiebigkeit der Schweiz, ſobald ſich 
Oſterreich in drohen der Entſchloſſenheit mit Preußen und Frank⸗ 
reich vereinigte. Statt deſſen aber ſehen wir den Grafen Buol 
überall, in Vern, in Süddeutschland, in Frankfurt, den preußi⸗ 
schen Münſchen Hindemiſſe in den Weg legen, damit den Sinn 
des Königs immer tiefer verwunden und reizen, und das ſichere 
Selbſtgefühl der Schweizer fortdauernd beriteifen. Es verſtand 
ſich bei dieſer Sachlage von ſelbſt, daß der Bundesrath das 
Auſuchen der deutſchen Centralbehörde nicht anders als alle 
frühern Forderungen zurückwies. 

Unterdeſſen hatte Napoleon, ſehr verftimmt über die Nichte 
achtung feiner Rathſchläge, feine Thätigkeit keineswegs eingeſtellt. 
Zunächſt bat er den König um vertrauliche Aufklärung, unter 
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welchen Bedingungen er nach Freilaſfung der Gefangenen ſich 
den Mächten gegenüber zum Verzichte auf Neuenburg entſchließen 
würde. Er erhielt die Antwort, der König behalte für den Be⸗ 
ginn der Verhandlung ſich Weiteres vor, werde aber schließlich 
auf Verlangen der Mächte ſich mit drei Punkten begnügen; 
Fortführung des Titels Fürſt von Neuenburg, Wiedererlangung 
der fürſtlichen Domänen, Herſtellung der alten Bürgerſchaften 
in den Neuenburger Städten nebſt Garantie für die Erhaltung 
der milden Stiftungen. Es ſolle, wurde bemerkt, dies in tiefem 
Vertrauen dem Kaifer, leineswegs aber der Schweiz mitgetheilt 
werden, welcher gegenüber der König auf der vorgängigen, be⸗ 
dingungsloſen Freilaſſung der Gefangenen beharre. Napoleon 
war ganz einverftanben, hatte aber den Gedanken, der schweizer 
Regierung durch den franzöſiſchen Geſandten andeuten zu laſſen, 
um wie wohlfeilen Preis er ihr nach der Freilaſſung den Ver⸗ 
zicht des Königs würde verſchaffen können, und ſie damit zur 
Erfüllung feines Wunſches zu bestimmen. Allein dieſe gute 
Abſicht wurde ihm im Augenblicke der Ausführung durch einen 
beinahe komödien haſten Owiſchenſall vereitelt. Der engliſche 
Geſundle in Berlin hatte durch nicht ganz ungewöhnliche Mittel 
Kenn tniß von den drei Punkten gewonnen, fie ſofort dem Mini⸗ 
ſter Lord Clarendon, und dieſer fie ſchleunig dem Geſandten 
Gordon in Bern mitgetheilt. Plötzlich ging dann die Kunde 
durch die Welt, England habe dem Bundesrathe vorgeſchlagen, 
die Garantie der beiden Weſtmüchte für den königlichen Verzicht 
auf Grundlage der drei etwas modifitirten Punkte zu begehren, 
worauf dann die Nicderſchlagung des Proecſſes erfolgen würde 
der Bundesrath habe ſich darauf beeilt, dieſes gütige Erbieten 
anzunehmen. Damit war die beſte Karte des Spiels dem Kaiſer 
vorweg genommen und dem Gegner überliefert worden. Napo⸗ 
leon war entrüſtet, und erklärte jetzt dem preußiſchen Geſandten, 
da die englische Einmischung der frangöfifchen Regierung die 
Mittel fernerer Wirkſamkeit entzogen habe, werde er feine eigene 
Perſon einſeten. Er lud den Feldherrn des ſchweizer Sonderbund- 
krieges, den General Dufour, feinen alten Lehrer in den Kriegs⸗ 
wiſſenſchaften, zu ſich nach Paris, legte ihm den unerſchütterlichen 
Entſchluß des Königs, die unabweisliche Nothwendigkeit der 
Nachgiebigteit in Sachen der Gefangenen, und in deren Folge 
die thatſächliche Sicherheit des königlichen Verzichtes auch ohne 
officielle Garantie Frankreichs dar, und ſchloß mit der beftimmten 
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Erklärung, nach der Freifaffung der Gefangenen die Schweiz in 
jeder Weiſe unterſtühen, ohne dieſelbe aber den Marſch einer 
preußischen Armee in keiner Weiſe verhindern zu wollen. Zugleich 
erhielten die franzöſiſchen Vertreter bei den füddeutſchen Höfen 
die Weifung, bei den dortigen Ministern ſich in gleichem Sinne 
duszuſprechen, und Graf Walewski ermahnte im Stillen den 
Grafen Hahſeldt, Preußen möge einige militäriſche Vorkehrungen 
treffen; das ſei das einzige, aber auch das wirkſamſte Verfahren, 
um die Schweizer zur Beſinnung zu bringen. 

Da es bei kriegeriſchen Maaßnahmen vor Allem auf das 
Verhältniß zu Frankteich und den ſüddeutſchen Staaten ankam, 
ind der preußiſche Minifterpräfident den Grafen Haßfeldt und 
den Bundestagsgeſandten zu einer Conferenz am 2. December 
nach Berlin. Hier erörterte Bismarck, in der Sache ganz mit 
Napoleon übereinftinmend, das einzige Mittel gegen das Übel- 
wollen der Schweiz und der Machte ſei der ernſtliche Beginn 
der Rüftung. Krieg wünſche kein Menſch, und Preußen werde eben 
deshalb feine Bedingungen erlangen, wenn es für den entgegen⸗ 
geſeßten Fall an der Gewißheit des Krieges leinen Zweifel laſſe. 
Der Beſchluß ging dahin, nach dieſen Geſichtspunkten zu handeln. 
Zwar legte man ſich materiell noch nicht erhebliche Koſten auf. 
Indeſſen, verſchiedene Anordnungen wurden ausgefertigt, wie 
fie zur Vorbereitung einer Mobilmachung nöthig find. Es 
wurde beftimmt, daß jedes der neun Armeecorps eine Diviſion 
nebſt deren Landwehr zu dem Kriegszuge abgeben würde, im 
Ganzen ungefähr 160000 Mann, don denen ſechs Diviſionen 
Schaffhausen und Baſel beſehen, drei eine Reſerveſtellung ein- 
nehmen würden. Militärbevollmächtigte gingen nach Darmſtadt 
und Carlsruhe, nach Stuttgart und München, um die Unter⸗ 
bringung und Verpflegung der durchmarſchirenden Truppen im 
Einzelnen zu regeln. Das Alles wurde nicht veröffentlicht, aber 
allen Regierungen mitgetheilt, und dabei bemertt, man werde 
demnächſt der Schweiz ein Ultimatum überſenden, und wenn 
dann bis zum 2. Januar die Gefangenen nicht frei ſeien, an 
dieſem Tage die Mobilmachung verfügen, von hier an aber der 
Eidgenoſſenſchaft höhere Forderungen ftellen. Natürlich fand 
das ſo vielen Menſchen anvertraute Geheimniß ſeinen Weg auch 
in die Preſſe, und in den ſchweizer Zeitungen erhob ſich ſofort 
ein gewaltiges Säbelgeraſſel mit der Forderung eines Offenſiv⸗ 
kriegs zum Umſturz aller Fürſtenthrone in Deutſchland. Der 
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Bundesrath ſträubte ſich noch, die preußische Drohung oder 
Napoleon's Einverſtändniß für baare Münze zu nehmen. Da 
aber brachte am 17. December der kaiserliche Moniteur eine 
ſcharſe Note, welche das gute Recht und die langjährige Mäßi- 
gung des Preußenkönigs auf der einen, die Gewaltthätigkeit 
und Berſtoctheit des ſchweizer Bundesraths auf ber andern Seite 
conſtatirte, und zu dem Schluſſe kam, die Schweiz werde ſich 
hienach nicht wundern können, wenn fie ferner geringeres Wohl“ 
wollen als bisher erfahre. Das Aufſehen, welches dieſe öffentliche 
Abſage erregte, war groß; der Bundesrath beeilte ſich darauf, die 
Vertretung des fouveränen Volkes, die Bundesverſammlung, eins 
zubernfen. Noch gab es eine Hoffnung, die preußiſchen Spitzkugeln 
von Schaſſhauſen fern zu halten: man wußte, daß Oſterreich 
alle Mittel aufbot, den preußiſchen Heereszug zu verhindern. 
In der That ließ damals Graf Buol in Verlin erörtern, daß 
Preußen im Londoner Protokoll verſprochen habe, während der 
Dauer der Unterhandlung, mit welcher die Mächte Berücſichti⸗ 
gung feiner Rechte bei der Schwetz anſtreben würden, keine ein- 
ſeitigen Schritte zu thun: folglich dürfe es jetzt keine Truppen 
ausſenden, ſondern habe ſich zuerſt des Einverſtändniſſes der 
Mächte zu verſichern. Die Antwort war freilich einfach: die 
Mächte haben ſeit vier Jahren keine Unterhandlung begonnen, 
folglich thun wir jetzt einſeitig, was uns richtig ſcheint. Zugleich 
erklärte Graf Buol, der Durchmarſch des preußiſchen Heeres 
durch Süddeutſchland könne nur vom Bundestag, nicht aber von 
den einzelnen Staaten erlaubt werden: hierauf aber erhielt er 
von allen Seiten die Erwiderung, gerade das Umgekehrte fei 
richtig kraft der ſouveränen Unabhängigkeit der deutſchen Einzel⸗ 
staaten. Ebenfo fruchtlos waren feine diplomatiſchen Bemühungen 
bei den verſchiedenen Höfen; als die Sorge vor einer franzöſi⸗ 
ſchen Intervention verſchwunden war, herrſchte bei dieſen Cabi⸗ 
netten eitel Freude, daß dem revolutionären Weſen in der 
Schweiz endlich einmal eine gründliche Lehre ertheilt werden 
follte. Die einzige Folge der öſterreichiſchen Haltung war eine 
täglich zunehmende Verbitterung des preußiſchen Königs, in 
deſſen Nerven jede Wiener Depeſche einen neuen Sturm hervor⸗ 
rief. Trotz alledem war die alte Freundſchaſt in feinem Herzen 
noch nicht völlig erſtickt: Ende December ſandte er den Oberſten 
Manteuffel noch einmal mit einem ausführlichen eigen händigen 
Briefe an den damals in Venetien weilenden Kaiser. In Wien 
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kam es zwiſchen dem Oberſten und dem Grafen Buol zu einer 
heftigen Auseinanderſezung, wobei jeder auf feinem Standpunkt 
beharrte; Kaiſer Franz Joſeph empfing einige Tage darauf den 
Oberſten in der gnädigſten Weiſe, redete in der Sache aber 
ganz wie fein Minister. 

In denſelben Wochen reiſte im Auftrage des ſchweizer 
Bundesraths eins ſeiner Mitglieder, Furrer, ein kluger und ge⸗ 
mäßigter Mann, zuerſt nach Frankfurt, wo er mit dem Präſidial⸗ 
geſandlen Grafen Rechberg eine lange Unterrebung hakte, dann an 
die drei ſüddeutſchen Reſidenzen, um fid) über die Frage des preußi⸗ 
ſchen Durchmarſches zu erkundigen. Die Antwort war überall 
die gleiche: derſelbe ſei genehmigt und geregelt; er werde nach 
Ablauf des geſetzten Termins unaufhaltſam erfolgen, wenn die 
Gefangenen bis dahin nicht freigelaſſen ſeien. Auf Napoleon's 
Wunſch hatte Preußen am 97. December den Termin noch bis 
zum 15. Januar erſtreckt: bis dahin, fo glaubte der Raiſer, 
würde die Birne reif ſein. Und in der That, ſo war es. 
Wohl traf die Schweiz alle Anſtalten, den herandrohenden preu⸗ 
ßiſchen Angriff abzuwehren. Der Bundesrath ſetzte mit großer 
Eile Auszug und Reſerve in Kriegsbereitſchaft und ſchob ſchleunig 
einige Wilizdiviſtonen an die nördliche Grenze vor; die Groß⸗ 
räthe der Cantone bewilligten ihren Regierungen alle für die 
Vertheidigung erforderlichen Credite, Vereine zur Unterſtützung 
der Familien der ausrückenden Wehrmänner und zur Verpflegung 
der Verwundeten traten zusammen, und überall ertönte der Ruf, 
daß Neuenburg nimmermehr unter das Joch einer monarchiſchen 
Regierung zurückfallen dürfe. Unter der Bevölkerung aber fant 
die Kriegsluſt mit der Dauer des Alarms, es ſtieg der Wunſch 
nach friedlicher Verſtändigung ), und vollends aus Neuenburg 
deſerürten 1500 Soldaten über die franzöſiſche Grenze, um nicht 
gegen ihren König fechten zu müffen. Angenehm war es freilich 
für den Bundesrath nicht, eine bisher verweigerte Einräumung 
Angeſichts einer preußiſchen Kriegsdrohung zu machen: indeſſen 
kam Napoleon, nachdem er dieſe Drohung veranlaßt hatte, den 
alten Freunden in der Verlegenheit durch eine neue Erklärung 
zu Hülfe, deren Inhalt freilich nur eine Wiederholung der feit 


) Die Berichte der in Bern anweſenden neutralen Geſandten 
(der preußiſche war am 18. November abberufen worden) bezeugen dies 
auf daz Veftimmtefie. 
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October gegebenen Zuſicherungen war, nach der Freilaſſung der 
Geſangenen für den Verzicht des Königs und die Unabhängig⸗ 
keit Neuenburg s nach allen Kräften zu wirken. Er ſprach dies 
dem ſchweizeriſchen Geſandten mit eindringlicher Wärme aus, 
allerdings ohne formelle Garantien oder bindende Zuſagen über 
einzelne Punkte zu geben: dazu wäre er auch nicht in der Lage 
geweſen, da auf ſeine Veranlaſſung es bereits feſtſtand, daß 
eine Conferenz der Großmächte über die Löſung der ſo lange 
verſchleppten Streitfrage berathen und beſchließen follte. Immer 
konnte jetzt der Bundes rath, ohne Erwähnung der preußiſchen 
Armee, bei der Bundesverſammlung am 13. Januar den Antrag 
auf freundliche Erfüllung der franzöſiſchen Wünſche, alſo auf 
Niederſchlagung des Proceſſes und Freilaſſung der Gefangenen, 
ſtellen. Die Verſammlung ſprach darauf, unmittelbar nach dem 
Ablauf des preußiſchen Termins, am 16. Januar ihre Geneh⸗ 
migung aus!). 

Die Kriegsgefahr war damit abgewandt. Drei Monate 
früher Hätte die Schweiz dieſes Ergebniß wohlfeiler und rühm⸗ 
licher haben können. Indeſſen durften ihre Politiker ſich als 
gute Geſchäſtsmünner tröften. Je länger und leidenſchaftlicher 
die Heftigleit des Königs und damit die Erregung Europas ſich 
auf die Frage des Proceſſes geſammelt hatte, deſto gewiſſer 
ch deren Erledigung eine allgemeine Abſpannung und 
tigkeit der übrigen Mächte und folglich eine baldige 
Anerkennung des ſchwetzeriſchen Beſihſtandes durch ganz Europa. 


i) Herr Oechsli wird bemerken, daß ich feine gegen die erfte Auf⸗ 
lage diefes Buchs erhobene Wolemit (Bausteine zur Schwehzergeſchichte) 
an mehreren Stellen theils dankbar, thells ablehnend berückſichtigt habe. 
Ein Verſuch, mich mit ihm über die hiſtoriſche Beurthellung des Ereig⸗ 
niſſes zu verftändigen, würde hoffnungslos fein. Er iſt von vorne herein 
nicht bloß von der poliuiſchen Zweckmäßigteit des Schweizer Verfahrens 
in der Neuenburger Sache, worüber ſich reden ließe, überzeugt, ſondern 
auch mit ſtolzem Patrioftsmus von dem guten Rechte der Schweiz 
gegenüber dem preußiſchen Könige durckdrungen. Bie jezt aber gilt 
es in aller Welt für das gerade Gegentheil des Rechts, wenn ein Sinat 
einen internationalen Vertrag zerreißt ohne einen andern Rechtsgrund, 
als den Willen ſeines ſouveränen Volkes. Die Geschichte der Schweiz 
iſt fo reich an Ruhmesthaten, daß die Ehre und Würde der Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft eine falſche Verherrlichung einzelner unrechtlicher und un rühmlicher 
Vorkommnifje, wie des hier erzählten, wahrhaftig nicht bedarf. 

v. Endel, Begründung b. deuten Reis. Il 13 
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Mit Eifer betrieb Napoleon für dieſen Zweck den Zu⸗ 
ſammentritt der Conferenz der Großmächte in Paris. England 
zögerte eine Weile, hätte die Verhandlung lieber nach London 
verlegt, fügte ſich aber ſchließlich, und am 10. Februar konnte 
Graf Walewski die Einladungen an die vier Cabinette, ſowie 
an die Schweiz verſenden. Am 5. März erfolgte zurüchſt eine 
Sitzung der Vertreter der vier neutralen Großmächte, und in 
dieſer — nachdem der König am 1. März in einen Privatbrief 
dem Kaiſer Napoleon gepreßtes Herzens feine Opferwilligteit 
nochmals aus geſprochen — der einſtimmige Beſchluß, im Intereſſe 
Europas und Neuenburgs den König zu befragen, ob er ſeine 
Rechte auf Neuenburg aufgeben wolle. Hinſichtlich des Ganges 
der Verhandlungen wurde verabredet, daß, wenn Preußen Be⸗ 
dingungen zu feinem Verzicht aufftelle, der Vertreter der Schweiz 
zu den Berathungen zugezogen, Gründe und Gegengründe gehört, 
und dann über jeden Punkt abgeſtimmt werden ſollt. Über das 
vermuthliche Ergebniß eröffnete Graf Hatzfeldt feinem Hofe nicht 
eben günftige Ausſichten. England werde in der Conferenz ſehr 
beſtimmt für jeden Anſpruch der Schweiz eintreten; die andern 
Mächte aber hätten in der Sache keinen Wunſch, als raſche Be⸗ 
endigung, und würden alſo nur ſehr ungern ſcharſen Wider⸗ 
ſpruch gegen England erheben. 

Bei dieſen Nachrichten wallte das Blut des Königs wieder 
heftig auf. Er hatte gedacht, die Mächte würden auf Grund 
des Protofolld von 1852 mit einer wiederholten Anerkennung 
ſeines Rechts beginnen, bann ſich mit ihm über die Bedingungen 
feines Verzichts verftändigen, und hierauf dies Ergebniß der 
Schweiz als ihren Geſammtbeſchluß auferlegen. Statt deſſen 
ſah er ſich in die Lage verſetzt, als Partei gegen Partei, auf 
einer Linie mit den ſchweizer Demokraten, vor dem Richterſtuhl 
Europas zu verhandeln. Er erging ſich in lebhaften Aus⸗ 
laſſungen; hier gilt es, rief er, frei von der Leber weg zu 
reden. Graf Habfelbt erhielt am 18. März den Befehl, in der 
Conferenz zu beklagen, daß die Mächte den Boden don 1852 
verließen. Er, der König, ſei im Recht, folglich habe Er die 
Bedingungen feines Opfers zu beſtimmen; als eine Geſahr für 
Europa oder Neuenburg habe niemals ſein Recht, ſondern die 
Verletzung desſelben durch die Revolution gewirt. Indeſſen, 
Europa gegenüber vermeide er jede weitere Erörterung; er wolle 
ſein Recht aufgeben unter folgenden Bedingungen, die er als 
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ein untheilbere® Ganzes aufftelle; ſobald deren Annahme durch 
die Mächte erfolgt ſei, werde er fie nebſt dem Verzichte auf 
ſeine Souveränität über Neuenburg durch einen offenen Brief 
bekannt machen. 

Die mit ſo zürnenden Worten eingeführten Bedingungen 
ſelbſt waren durchaus gemäßigt, da mehrere früher vom König 
geäußerte Wünſche ihm durch die Neuenburger Royaliften ſelbſt 
als unausführbar nachgewieſen worden waren. Für ſich be⸗ 
gehrte der König die Fortführung des Titels eines Fürſten von 
Neuenburg und Grafen von Valendis, ſowie die Zahlung von 
zwei Millionen Franken, als Capital entſprechend der früheren 
jahrlichen Neuenburger Civilliſte von 100000 Franken. Die 
übrigen Artikel bezweckten den Schutz der Neuenburger Rohaliſten: 
vollſtündige Amneſtie für alle politiſchen Vergehen vor und feit 
dem September ⸗Ereigniß, Übernahme aller durch dieſes ent⸗ 
ſtandenen Koſten auf die Eidgenoſſenſchaft, fo daß Neuenburg 
und deſſen Einwohner nur pro rata wie alle andern Cantone 
dazu beiträgen, Rückgabe der ſeit 1848 ſäeulatiſteten Kirchen 
güter in Neuenburg an die frühere kirchliche Verwaltung, Sicher⸗ 
ſtellung aller milden Stiftungen und Vermächtniſſe im Lande, 
endlich nach Ablauf eines Jahres Berufung einer conſtituirenden 
Verſammlung in Neuenburg, gewählt allein durch die alte 
angeſeſſenen Würger, unter Ausſchluß der Neuzugezogenen. 

Als Graf Haßfeldt am 24. März dieſe Inſtructton der 
Conferenz vorlegte, riefen die Erörterungen des Eingangs viel⸗ 
jachen Widerſpruch und allgemein eine peinliche Stimmung 
hervor. Es wurde beſchloſſen, am 25. März den ſchweizer Ver⸗ 
treter, Dr. Kern, zuzuziehen, und ihm die preußiſchen Be⸗ 
dingungen mitzutheilen. Dieſer erklärte natürlich, an feine Re⸗ 
gierung berichten zu müſſen. Die eigentliche Verhandlung konnte 
demnach erſt am 31. März beginnen. 

Hier, ſowie in der folgenden Sitzung am 1. April, traten 
dann große Differenzen hervor. Zwar gegen die meiften Artikel 
zum Schutze der Neuenburger hatte Dr. Kern keine erheblichen 
Einwendungen, erklärte aber die Rückgabe der Kirchengliter für 
ebenſo unmöglich, wie die Ausſchließung der Neubürger von 
den Wahlen zur Conſtituante, legte ferner Verwahrung gegen 
dit Fortführung des Fürſtentitels durch den König ein, und 
wies mit der denkbar größten Energie die Zahlung der zwei 
Millionen zurück. Man ſtritt an beiden Tagen vier bis fünf 
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Stunden lang: die vier Mächte kamen endlich überein, daß die 
Fortführung des Titels unbedenklich, und der Schweiz die Geld⸗ 
entſchädigung im Principe anzurathen ſei. Iſt fie unerläßlich 
im Princip, rief darauf Kern, dann wenigſtens nicht dieſer er⸗ 
drüdende Betrag von zwei Millionen! 

Eine Ausgleichung zwiſchen den beiden Parteien zeigte ſich 
unerreichbar. Vielleicht hättet Ihr Vieles erlangen können, 
ſagte Graf Walewski dem preußiſchen Geſandten, hättet Ihr 
nicht die der Schweiz ſo überaus läſtige Geldforderung geſtellt. 
Es beſchloſſen nun die vier Neutralen zunächſt unter ſich über 
ein Vermittlungsprogramm einig zu werden. Sie arbeiteten 
daran mehrere Wochen lang, denn auch fie waren geſpalten, 
England überall energisch auf der Seite der Schweiz, die drei 
andern Preußen günſtig, Oſterreich jedoch meiſt nachgicbig gegen 
die engliſchen Anſprüche. England wollte zuerſt von einer Geld⸗ 
leiſtung der Eidgenoſſenſchaft gar nichts wiſſen, und bezeichnete 
es endlich als eine große Conceffion, wenn man dem Könige 
eine Million bewillige. Sodann fand die Streichung des Ar⸗ 
tikels über die Conſtituante den einftinmigen Beifall aller 
Mächte; dagegen wurde die Amneſtie und die Frage über die 
Koſten des Septemberputſches nach dem preußiſchen Antrag ge- 
regelt: endlich die Kirchengüter ſollten dem Staate verbleiben, 
aber die Kirchen für die Einkünfte derſelben entſchädigt werden. 
Sodann erklärten die Geſandten es für unerläßlich, da der 
Verzicht des Königs eine Anderung der Wiener Congreßacte in 
ſich ſchließe, alle jene Beſtimmungen in einen förmlichen Ver⸗ 
trag zu Sechſen (die vier Neutralen, Preußen und Schweiz) 
aufzunehmen. Die Fortführung des Fürſtentitels würden in 
einem befonbern Protokoll allein die Machte dem Könige zu⸗ 
erkennen. Dieſe Vorſchläge wurden am 20. April den Parteien 
unterbreitet. 

Da bewegte ſich dann auf's Neue die Galle des Königs. 
Zwar konnte er, gerade auf feinem Standpunkte die Noth⸗ 
wendigkeit der Vertragsform nicht laugnen, immer aber war 
ihm der Gedanke abſcheulich, gemeinſam mit den schweizer Auf⸗ 
rührern einen ſolchen Act zu vollziehen. Mit ſtolzem Selbſt⸗ 
gefühl fagte er, ein Protokoll über den Fürſtentitel ſei übers 
flüſſig, er behalte hiemit, was er habe; wer werde es ihm 
nehmen? Und in noch höherem Tone fuhr er fort: ich habe 
zwei Millionen gefordert, nicht weil ich nach Geld lüſtern war, 
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fondern weil die Zahlung eine letzte Anerkennung meines Rechts 
enthalten hätte; dieſes Princip iſt auch durch den Beſchluß der 
Mächte aus geſprochen; damit bin ich zufrieden und begehre gar 
leine Zahlung weiter; mit der Schweiz ſeilſche ich nicht über 
Geld. Bereits glaubte fein Minister, er werde hienach den 
Befehl zur Annahme der ſonſtigen Vorſchläge der Conſerenz 
erhalten. Aber die tiefe Erbitterung ließ weder bei Tag noch 
bei Nacht das leidende Gemüth des Königs zur Ruhe kommen: 
plotzlich befahl er, ſeine Annahme nach Paris zu melden, unter 
der Bedingung, daß alle feine Rechte wieder aufleben würden. 
wenn die Schweiz den lleinſten Punkt des Vertrages unerfüllt 
ließe. Das ſchien freilich ſelbſtverſtändlich, indeſſen begann Balan 
die Nedaction des Schreibens; da warf ſich die Stimmung 
Friedrich Wilhelms wieder herum, und es kam ein königlicher 
Brief, es folle zunächſt eine Zwiſchenſtation verſucht, und der 
Conſerenz der Verzicht auf jede Zahlung erklärt werden, wenn 
die Schweiz die Artitel über die Kirchengüter und die Con⸗ 
ſtitnante annehme. Sie werden es ablehnen, ſagte der König, 
aber ich habe dann das Mögliche gethan, und ſpäter — nous 
verrons. So geſchah es am 26. April. 

Was fpäter erfolge, ſollte man bald genug ſehen. Bereits 
am 28. April nahm der schweizer Bundes rath, in ficherer Er⸗ 
wartung der Ratification durch die Bundesberſammlung, den 
Vertragsentwurf der vier Neutralen einſtinmig an. Ünver⸗ 
lennbar war damit die Entſcheidung gegeben. Bismarck, kurz 
zuvor in Paris anweſend, hatte dies ſchon am 24. April ſeiner 
Regierung entwickelt. Für den dpreußiſchen Staat fei es ziemlich 
gleichgültig, ob der König den Vertrag annehme oder nicht. 
Allein die Verwerfung desſelben ließe die Neuenburger Royaliſten. 
deren Sicherung ja der Zweck der ganzen Action geweſen, ent⸗ 
weder hülflos im Exil oder ſchutzlos gegen alle Partei⸗Chicanen 
in der Heimath. Jedem künftigen Schritte des Königs aber zu 
ihren Gunſten würden die Machte nur mit dem Bedauern ant⸗ 
worten, daß Preußen den Vertrag verworfen habe. Von einer 
Möglichteit militärischen Einſchreilens würde dann feine Rede 
mehr ſein. Im erſten Augenblick beſtritt der König dieſe Er⸗ 
örterung: die Macht aber der am 28. April vollendeten That⸗ 
ſache machte auch ſeinen Zweifeln und Hoffnungen ein Ende. 
Zudem erfuhr er von allen Seiten, daß an die Annahme feines 
letzten Vorſchlages durch die Schweiz nicht zu denken ſei, und 
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als am 6. Mai Kalſer Napoleon durch ein vertrauliches Schreiben 
ihm den Beſuch des Prinzen Napoleon in Berlin angekündigt, 
ihm in warmen Worten die Hoffnung auf fernere treue Freunde 
ſchaft und feites Zuſammengehen in allen curopäiſchen Hündeln 
ausgeſprochen, und daran die Hoffnung auf Annahme des Ver⸗ 
trags geknüpft hatte, da kam Friedrich Wilhelm, wenngleich mit 
ſchwerem Kummer, am 10. Mai zum Entſchluß, und antwortete 
dem Kaiser am 1, daß er Geld von den Schrweizern gar nicht 
haben wolle, im Übrigen aber dem Vertrags entwurſe der Con⸗ 
ferenz beitrete. Am 16. ging die entſprechende Weiſung an den 
Grafen Haßſeldt ab, und am 26. erfolgte die allſeitige Boll⸗ 
ziehung des Vertrags. 

Dies war der Ausgang einer Angelegenheit, welche während 
neun langer Monate Kopf und Herz und Nerven des Königs 
ſtärker bewegt und gequält hatte, als irgend ein Ereigniß feit 
den Mürztagen von 1848. Er hatte ſo ziemlich Alles erreicht, 
was die einmal vorhandenen Umſtände geſtatteten. Aber der 
Kummer über den Verluſt wurde dadurch nicht gehoben, und 
bohrend blieb in ſeinem Gemüthe der Stachel haften, daß die 
Greuel der Revolution einen neuen Sieg unter der Sanction 
Europas gewonnen Hütten. Im Übrigen konnte von einem 
materiellen Schaden keine Rede fein; für den preußiſchen Staat 
war der Beſih Neuenburgs werthloß, im Gegentheil, das Auf⸗ 
hören der Zwitterſtellung desſelben ein Gewinn. Um jo wichtiger 
aber waren für ihn die mittelbaren Folgen des langwierigen 
Streites, und darunter vor allem die Entwiclung freundlich 
naher Beziehungen zu Frankreich. Wir bemerkten ſchon oben, 
daß Napoleons Mäßigung in der Bemupung feiner Siege bei 
dem Könige die alte Sorge vor dem revolutionären Empor⸗ 
tömmling gemildert Hatte: jett war an deren Stelle ein warmes 
perſonliches Verhaltniß der beiden Souveräne getreten; im Juni 
äußerte Napoleon in einem Privatbrieſe an den König, er Hoffe, 
daß die Geſinnung, nach welcher vor zehn Monaten der König 
ihm zuberläffige Freundschaft angeboten habe, ſortbeſtehe; ſeiner⸗ 
ſeits fei er fortdauernd überzeugt, daß für die Entwicklung der 
preußiſchen Macht und Größe nichts förderlicher ſein könne, als 
vertraute Beziehungen mit dem überall durch gleiche Inkereſſen 
geleiteten Frankreich. Der König antwortete umgehend in leb⸗ 
hafter Zustimmung. Gewiß, von hier bis zu einem Bündniſſe 
mit Frankreich war der Weg noch weit. Gerade in dem Kreiſe 


we Google eilte her 


1857 Ende des Conflikts. 199 


der perſonlich dem Könige vertrauteften Männer, den Führern 
und Schützern der in der innern Politik mächtigen Kreuz⸗ 
zeitungspartei, lebte der Abſcheu gegen den Erben der Revolu⸗ 
tion noch ungemindert fort, und General von Gerlach ſchrieb in 
dieſem Sinne eifrige Briefe an Bismarck, als dieſer nach feinen 
Pariſer Beobachtungen den Wunſch Napoleon's nach einer Zus 
fammenkunft mit dem Könige erwähnte, und dringend zu der 
Benußung ſolcher Stimmungen aufforderte. Bismarck recht⸗ 
fertigte feine Auffaſſung durch mehrere claſſiſche Denkſchriften, 
die mit der vollen Klarheit ſeines, die Vergangenheit und 
Gegenwart Europas umfaſſenden Blickes geſchrieben waren. Mit 
überzeugendem Nachdrucke wies er darin die Verkehrtheit nach, 
in der auswärtigen Politik nicht die Beſtrebungen, ſondern den 
legitimen Urſprung eines Nachbars in die erſte Linie der Er⸗ 
wägung zu ſtellen, und entwidelte in unwiderleglicher Bündigleit 
nach der damaligen Zerrüttung der deutſchen Verhältniſſe die 
Nothwendigkeit für Preußen, durch auswärtige Bündniſſe einen 
ſeſten Rückhalt zu gewinnen, und namentlich mit Frankreich auf 
gutem Fuße zu ſein oder doch zu ſcheinen ). Wie viel Lob 
dieſen Erörterungen damals in Berlin zu Theil wurde, weiß 
ich nicht; wenn ihnen jedoch Gerlach und die Kreuzzeitung 
fortdauernd widerſprach, fo forgte für den Erweis ihrer Richtige 
keit Tag für Tag das Verhalten keiner geringeren Männer 
als des Grafen Buol in Wien und des Herrn von Beuſt in 
Dres den. 

Die kühle Aufnahme, welche im Sommer 1856 die Denk- 
ſchrift des ſächſiſchen Miniſters über Bundesreſorm, d. h. über 
Einſchrünkung der Preſſe und der ſtändiſchen Rechte, gefunden, 
hatte den ehrgeizigen Staatsmann keineswegs abgeſchreckt. Er 
wußte, daß er bei jenen Beſtrebungen auf den Rückhalt Oſter⸗ 
reichs zählen konnte, und beſchloß alſo im Frühling 1857, den 
Inhalt der Denkſchrift, jetzt in beſtimmten Anträgen formulirt, 
zu erneuter Verhandlung zu bringen. Bereits hatte er im 
März einen Concurrenten in dem badiſchen Miniſter Baron 
Meyſenbug gefunden, welcher einen der Beuſt'ſchen Vorſchlöge, 
die Errichtung eines Bundesgerichts, ſich aneignete und amtlich 
in Frankfurt einbrachte. Der Antrag, bemerkte Bismarck, ſei 
ohne Zweifel dem Streben nach Popularität enkſprungen; es 
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nehme ſich ſehr ſchon auf den erften Blick aus, daß fortan ein 
Verfaſſungsſtreit nicht mehr durch die Diplomaten⸗Verſammlung 
in Frankfurt, ſondern durch eine unabhängige Gerichtsbehördt 
entſchieden werden ſolle: leider werde die Freude aber nur ſo 
lange dauern, als man den Antrag noch nicht vollſtändig ger 
leſen habe. In der That gab Meyſenbug Alles, was die 
ſonſtigen Paragraphen des Antrags dem Bundestag entzogen, 
demſelben durch die einſache Clauſel zurück, daß bei jedem ein⸗ 
zelnen Streitfall der Bundestag zu entſcheiden habe, ob er unter 
die Competenz des Gerichtshofes falle oder nicht. Baron Beust 
hätte ftatt deſſen eine Beſtimmung vorgezogen, nach welcher der 
Bundes ig erſt nach einer Competenz-Überjchreitung des Gerichtes 
gegen das ſelbe einzuſchreiten Hätte, ließ ſich aber dadurch nicht 
abhalten, den badiſchen Mitſtreber freudig zu begrüßen, und 
legte Ende April ſeine neue Ausarbeitung den Regierungen mit 
dem Antrag auf baldigen Zuſammentritt einer großen Miniſter⸗ 
conferenz bor. Bei der Mehrzahl der Höfe blieb jedoch das 
Urtheil des vorigen Jahres ungeündert. In München war 
allerdings König Max, erzürnt durch die hartnäckige Eigen⸗ 
willigteit ſeiner Stande, ſehr geneigt zu Maaßregeln im Beuſt⸗ 
schen Sinne; feine Minifter aber machten geltend, daß man 
dergleichen mit eigener Kraft im eigenen Lande zu vollziehen, 
nicht aber zum Schaden der bayeriſchen Souveränität beim 
Bundestag als allgemeines deutſches Geſeh zu beantragen habe. 
Ich ſehe gar nicht ein, ſagte Baron Pfordten dem preußischen 
Geſandten, daß wir überhaupt einen Grund hätten, an der be⸗ 
ſtehenden Bundes verfaſſung etwas zu ändern; was Herrn von 
Beuft betrifft, fo iſt dieſer regſame Miniſter, wenn es ihm an 
Stoff zu politiſcher Thätigkeit fehlt, nur zu geneigt, ſich einen 
ſolchen ſelbſt zu erfinden. Bismarck berichtete nach Berlin, Beuſt's 
ganze Erörterung laufe auf eine neue Auflage der Ausnahme 
gefepe von 1819 und 1834 hinaus, ein wunderbares Mittel, 
um das Anſehen des Bundestags in den Augen der Nation zu 
heben; der Minifter von Manteuffel pflichtete dieſer Auffaſſung 
in vollem Maaße bei, und ſprach ſie rückhaltlos den in Berlin 
weilenden deutſchen Geſandten aus. Darauf aber ließ ihm 
Baron Beuſt die Abſchrift einer öſterreichiſchen Depeſche zur 
ftellen, in welcher Graf Buol dem ſächſiſchen Minister feine 
warme Buftimmung zu deſſen fämmtlichen Vorſchlägen, und zus 
gleich fein tiefes Bedauern ausſprach, daß er für den Augen⸗ 
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blick durch Preußens mannigfache Bedenken verhindert fei, that⸗ 
kräftige Schritte zur Verwirklichung der Reform zu thun; nicht 
an Oſterreich liege es alſo, wenn auch dieſes Mal ein er- 
freulicher Fortſchritt in der deutſchen Sache unmöglich gemacht 
werde. 

So deutlich wie möglich war hier die enge Verbindung der 
beiden Höfe mit der Front gegen Berlin erklärt. Der Vorgang 
machte um fo mehr böſes Blut bei der preußiſchen Regierung, 
als kurz zuvor auch im deutſchen Weſten eine ähnliche Er⸗ 
rungenſchaft des öſterreichiſchen Einfluſſes zu Tage getreten war, 
und zwar an einer Stelle, wo man es bei der nahen Ver⸗ 
wandtſchaft des Fürſtenhauſes mit dem preußiſchen am wenigſten 
erwartet hatte, in Baden. Stitdem Herr von Meyſenbug dort 
die Leitung der Geſchäfte übernommen hatte, zeigte er überall 
Abwendung von Preußen und Hinneigung zu Ofterreich; bei 
der Neuenburger Sache verhlelt er ſich in der Erörterung 
des preußischen Durchmarſches lange Zeit rückhaltender als 
die Nachbarſtaaten, fo fehr er auch den ſchweizer Radicalen 
eine Züchtigung für die Jeſuitenfeindſchaft von 1847 gönnte. 
Zum offenen Zerwürfniſſe aber führten dann weitſchichtige 
Verhandlungen über die Bundesfeſtung Raſtadt. Schon im 
Sommer 1856 hatte es lebhaften Streit am Bundestag über 
fernere Geldbewilligungen für deren Ausbau geſetzt, wo Oſter⸗ 
reich und die Süddeutschen ſich ſehr freigebig erwieſen, Preußen 
aber mit einigen Norbdeutſchen der Meinung war, die Forderungen 
müßten einmal ein Ende haben. Nach ſcharfen Verhandlungen 
war ſchließlich ein einffimmiger Beſchluß in vermittelndem Sinne 
zu Stande gekommen; mit doppelter Heftigleit aber erneuerte 
ſich der Hader, als im Mai 1857 Öfterreich und Baden einen 
Antrag im Bundes tage einbrachten, die Friedensbeſaßung von 
Raſtadt, die nach einem einſtimmig verein barten Beſchluſſe 
von 1841 aug 2500 Badenſern beſtand, zu verdoppeln und dazu 
5000 Diterreicher zu berufen. Der preußiſche Konig war Anfangs 
nicht abgeneigt, die Anderung zuzulaſſen. Bismarck aber machte 
darauf aufmerkſam, daß zwar im Bundesintereſſe der Antrag 
als eine Garantie für die kräſtige Theilnahme Oſterreichs an 
der Bertheidigung des Oberrhtins vortheilhaft ſei, daß aber 
Preußen unmoglich eine ſolche bleibende Stärkung der öſter⸗ 
reichiſchen Machiſtellung in Baden ohne einen enifpredienden 
eigenen Gewinn zulaſſen konnt. Er erhielt hienach die Weiſung, 
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nach bieſen Grunbfage zu verfahren. Zunüchſt ging der Antrag 
zum Berichte an den Militärausihuß und die techniſche Militär⸗ 
Commiſſion, aber ſchon bei diefen vorbereitenden Besprechungen 
zeigte ſich, daß ein harter Kampf in Ausſicht ſtand. Denn die 
Mehrheit war dem Antrag günſtig, und machte auch lein Hehl 
aus ihrer An ſicht, darüber bindend beſchließen zu tönen, während 
Bismarck ihr dieſe Befugniß ebenſo wie den Antrag felbft beſtritt 
und für jede Anderung des beſtehenden Zustandes einſtimmige 
Genehmigung forderte. Jede Controverſe aber über dieſe Frage 
rührte, wie wir wiſſen, an den tieſſten Grund der Bundes⸗ 
verfafjung und brachte den ganzen Zuftand in's Schwanken. 

Solche Wechſelfälle der Zukunft vor Augen, erhielt Bismarck 
von dem Miniſterprüſidenten den Auftrag, die Antwort auf die 
oben erwähnten Buol⸗ Beust ſchen Auslaſſungen über Bundes⸗ 
reform zu entwerfen. In dieſer am 1. Juli 1857 eingeſandten 
Arbeit zahlte dann Bismarck dem Wiener Cabinet die Klage, 
daß Preußen das Hinderniß der Reform ſei, mit Zinſen zurück. 
Unter reichem Lobe für Beuſt's patriotiſche und einfichtige Be⸗ 
firebungen machte er ihn auf die Nothwendigkelt aufmerkſam, 
von feinem Werke jede Ahnlichteit mit den Karlsbader Beſchlüſſen 
ferne zu halten; für den Grundgedanken des Planes, Herbei⸗ 
führung größerer Gleichmäßigkeit in dem Verfaſſungsrecht der 
deutſchen Staaten, liege die hauptſächliche Schwierigkeit in den 
eigenthünlichen Verhältniſſen der öſterreichiſchen Monarchie Denn 
dieſe hinderten die Regierung, den zum drutſchen Bunde gehörigen 
Landestheilen ſtändiſche Vertretung zu gewähren, welche mit 
jener der übrigen deulſchen Staaten fo weit homogen wären, um 
die allgemeine Anwendung gleichmäßiger Grundſütze für ſämmt⸗ 
liche Bundesſtaaten zu ermöglichen. Dies gelte auch von dem 
vorgeschlagenen Bundesgericht. Wenn alle Bundesglieder ſich 
deſſen Wirkſamkeit unterwerfen wollten, jo würde Preußen feine 
bisherigen Bedenken mit Freuden fallen laſſen. Aber es liege 
auf der Hand, wie ſchwer für Sſterreich die Löſung folder 
Probleme fei. Auf dieſem Gebiete jedoch Einrichtungen zu treffen, 
welche auf ein ſo heworragendes Mitglied des Bundes, wie 
Öfterreich, unanwendbar blieben, würde nicht zur Förderung der 
Einheit des Bundes, ſondern zur Befeſtigung einer Ausbildung 
der einzelnen Theile in abweichender Richtung führen. Vor allen 
Dingen möge alfo der ſüchſiſche Minifter ſich über die Stellung 
Oſterrrichs zu dieſen Fragen unterrichten. 
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Ganz nach dieſem Entwurſe ließ Herr von Manteuffel feine 
Depeſche nach Dresden geſtalten, und den Inhalt derſelben in 
Wien mittheilen. Den Verdruß des Grafen Buol zu ſchildern, 
lönnen wir uns verſagen. Es war gegen die Ausführung nichts 
aufzubringen, aber um ſo empfindlicher war es, daß ſie die 
schwachen Seiten des abſolutiſtiſchen Kaiſerſtaats fo unbefangen 
aufdeckte, oder vielmehr fie als ſelbſtwerſtändlich bekannt voraus⸗ 
feßte. Sehr beſtimmt nahm man ſich vor, die Entgegnung nicht 
ſchuldig zu bleiben. 

Indeſſen wurde für den Augenblick der diplomatische Schrif⸗ 
wechſel durch einen raſchen Entſchluß des Königs von Preußen 
unterbrochen. Die gepreßte und reizbare Stimmung, mit welcher 
der Monarch aus der Neuenburger Verhandlung herausgetreten, 
hatte ſich ſeitdem durch die wachſende Spannung mit Oſterreich 
fortdanernb verſchlimmert. Denn auch hier war, wie fo häufig, 
feine Seele von fteeitenden Empfindungen bewegt. Er ſah wohl, 
daß ſeine Herrſcherpflicht ihm weitere Nachgiebigkeit verbiete, aber 
mog aller Kränkungen erſchien ihm doch immer noch die Vor⸗ 
ſtellung eines völligen Bruches mit dem Kaiſerhauſe abſcheulich. 
Seine beiten Jugenderinnerungen wurzelten in der Wafſen⸗ 
brüderſchaft von 1813, ſeine Mannsjahre waren erfüllt von dem 
Cultus der heiligen Allianz, bei feiner Thronbeſteigung lag ihm 
die letztwillige Ermahnung feines Vaters zum Feſthalten an 
Oſterreich und Rußland vor. Wohl hatte er in den Stürmen 
der Rrvolutionszeit oft genug auf Öfterreich gezürnt, zulcht aber 
war ihm die Vermeidung des Kriegs eine Freude über alle 
Freuden geweſen, und ihm nichts mehr im Gedächtniß geblieben, 
als die Gemeinſamkeit in der Bekämpfung der Revolution. Und 
ſeitdem hatte er nun Jahr für Jahr, zuerſt durch Schwarzenberg, 
dann durch Buol, eine lange Reihe ſteter Feindseligkeiten erleben 
müffen, beim Zollverein und beim Bundestag, bei den deutſchen 
Cabinctten und bei den curopiſchen Mächten, alle darauf ab⸗ 
zweckend, Preußen zu überflügeln oder zu lahmen, fein Gedeihen 
zu ſtören, fein Wachsthum zu hindern. Bis vor Kurzem hatte 
er dies diplomatiſche Geplänkel, wie es die hohe Politit einmal 
mit fi) bringe, gelaſſenes Muthes durchgemacht; allmählich aber 
wurbe feinen Nerven die for dauernde Reibung unerträglich. In 
dieſer Lage kam ihm der Gedanke, einen letzten Berſuch perſönlich 
zu machen: wie er einft der Königin Victoria geſchrieben, daß, 
wo die Kunſt der Diplomaten zu Ende gehe, die Souverane 
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ſelbſt eintreten müßten, fo beſchloß er jetzt eine Reiſe nach Wien, 
um, wenn möglich, durch ein brüderliches Geſpräch die alte 
Freundschaft Herzuftellen. Er reiſte mit ſchwacher Hoffnung ab, 
und kehrte mit voller Enttäuſchung zurück. Erfüllt von trüben 
Gedanken, schweres Unheil vorausſehend, wohin er blicken mochte, 
kam er nach Dresden, wo ein kurzer Aufenthalt gemacht werden 
ſollte. Aber auch hier erwarteten ihn widerwärtige Verhandlungen, 
bei welcher er ſeiner Erregung nicht mehr Meiſter zu werden 
vermochte. Gleich nach einer ſolchen Scene brach er ohnmächtig 
zuſammen; die in den letzten Jahren durchgemachten Affectionen 
hatten feine Kraft verzehrt, ein Schlagfluß hatte ihn getroffen. 
Noch hatte man Hoffnung, da ſeit den erſchütternden Tagen 
von 1848 mehrmals schwächere Anfälle ähnlicher Art vorgekommen 
waren, wo das Gedächtniß ausſetzte, oder der König in ftilles 
Brüten versank, wo es gefährlich war, ihn zu erwecken. Das 
Alles aber war wieder vorübergegangen, und auch jetzt beſſerte 
ſich nach einiger Zeit des Schwanlens fein Zuſtand; er beſichiigte 
Truppen, machte eine kleine Reife, und hielt noch einmal eine 
Sitzung des Staatsminiſteriums ab, bei der ein Vorgang noch 
beſonders tragiſch erſcheint. Seit den Märztagen war die düſtere 
Vorſtellung in ihm entstanden, daß zu feiner eigenen Buße Gott 
ihn zur Zuchtruthe alles fündhaften Weſens eingefept habe. 
Dies äußerte ſich unter Anderem auch darin, daß er, von Natur 
mild und heiter geſchaffen, ſeitdem nur ſchwer zur Begnadigung 
bei ſchweren Criminalſtrafen zu beſtimmen war (während bei 
feinem Nachfolger das gerade Gegentheil Statt fand). In jener 
Sitzung nun traf es ſich, daß in der Zwiſchenzeit ſich dreizehn 
Todesurtheile angejammelt hatten, über welche der Juſtizminiſter 
Simons Veriht erſtattete. Der König beftätigte davon eilf. 
Es war feine lepte Regierungs handlung. 

Das Gehirnleiden brach wieder aus; das geiſtige Leben 
war umnachtet, und gegen Ende October erſchien ein königlicher 
Erlaß, daß er ſeinem Bruder Wilhelm, dem Prinzen von Preußen, 
auf drei Monate die Stellvertretung in den Regierungsgeſchäften 
übertrage. Der Prinz ſchloß daran die Erklärung, daß er den 
Auftrag annehme, und die Regierung nach den ihm wohlbekannten 
Intentionen Seiner Majeſtät führen werde. 
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Anfritt der Negentſchaſt. 


Wilhelm, Prinz von Preußen, war ſechzig Jahre alt, als 
er im Herbſt 1857 die Leitung der Staatsgeſchäfte als Stell⸗ 
vertreter ſeines königlichen Bruders übernahm. In ſeiner ſchlichten 
Weiſe hat er es ſpäter oft ausgeſproche 
ich niemals an die Möglichkeit meiner 
ich habe damals gelernt, eine Infanleriedibiſton richtig zu führen, 
um Staatsſachen aber habe ich mich wenig bekümmert. In der 
That ging der junge Offieier in feinen militkriſchen Arbeiten 
mit Leib und Seele auf, zum Heile Preußens, denn unter 
tüchtiger Zeitung iſt der militäriſche Veruf eine treffliche Vor⸗ 
ſchule für den künftigen Herrſcher, durch die Gewöhnung an 
raſchen Entſchluß, ſichern Beſehl und unbedingte Pflichterfüllung. 
Allerdings blieb dann ſeine Bildung für geraume Zeit eine ein⸗ 
feitige, wurde jedoch bei feinem ernſten Fleiß in ihrem reife 
um fo gründlicher. Gründliche Arbeit aber erzieht alle Kräfte 
des Geiſtes, und macht ſie geſchickt, wo es erforderlich wird, 
auch auf früher unbekannten Gebieten ſich bald zurecht zu finden, 
während bilettantifche® Naſchen nach allen Richtungen den Geiſt 
zerſtreut und das Urtheil abſchwächt. 

Wir haben geſehen, wie nach ſolcher Vorbereitung der 
Prinz. zum Manne herangewachſen, feine politiſche Wirkſamkeit 
begann, überall eine ſelbſtändige Auffaſſung bewährte, mit 
schwerer Beſorgniß der Einführung einer ftündiſchen Verfaſſung 
zuſtimmte, dann aber, nachbem bie königliche Entſchedung ger 
fallen war, rückhaltlos und aufrichtig in die neue Bahn eintrat, 
und ſich auch durch die Inſulten des Berliner Straßen⸗ und 
Zeitungspöbels 1848 weder beirren noch verbittern ließ. Nicht 
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immer, bemerkten wir, war er mit den Wegen der preußiſchen 
Politik zufrieden: nimmermehr wäre er nach Olmütz gegangen, 
nimmermehr hätte er preußiſche Truppen ohne ſcharfen Schwert⸗ 
ſchlag im Angeſichte des Feindes das Feld räumen laſſen. Bald 
nachher kam der Krimtrieg, während desſelben der harte Zu⸗ 
ſammenſtoß mit dem Bruder, und darauf der Zwang, die gegen 
ihn verdeckt geführten Stiche der herrſchenden Partei gelaſſenes 
Angeſichts zu ertragen. So in der ſchweren Schule des Lebens 
gereift, im politiſchen Urtheil befeſtigt, in feinem Intereſſen⸗ 
kreis erweitert, wat er jetzt in die höchfte irdiſche Stellung ein, 
eine ſtattliche Geſtalt, mit jeſtem Schritt, in Antlig den Aus“ 
druck ungeſuchter Überlegenheit, milbes Ernſtes und herzliches 
Wahlwollens. 

Suchen wir uns feine Perſönlichkeit noch etwas näher zu 
vergegenwärtigen. x 

Er war ein gläubiger Chrift, der mit einſacher Über- 
zeugung auf dem Bekenntniß der Vorfahren ſtand. Er war 
weder zweifelnder Philoſoph wie Friedrich der Große, noch 
Liturgiker oder Theoſoph wie Friedrich Wilhelm IV., und fern 
lag ihm der Gedanke, Reformator der chriſtlichen Kirchen zu 
werden. Seine Frömmigkeit war, wie das Evangelium, Matthäi 
am 6., es vorſchreibt, ohne Prunken noch Kopſhängen, ohne 
Rechthaberei und Unduldſamkeit. Aber fie war das Brod feines 
Lebens, der Troft feiner Schmerzen, das Richtmaaß feines 
Handelns. Aus ſeinem Glauben erwuchs ihm ein unbedingtes 
Gottvertrauen, das ſein ganzes Weſen erfüllte. und in allen 
Bedrängniſſen aufrecht erhielt, ganz nach dem alten Worte: weil 
ich weiß, daß ich ohnmächtig bin in Gottes Hand, bin ich ſtark 
gegenüber aller Welt. So war er bis zur Angſtlichleit gewiſſen⸗ 
haft bet jeder Erwägung, und abſolut furchtlos bei jeder Gefahr. 
Es war das nicht bloß der ritterliche Muth aus Nervenreiz oder 
Ehrliebe, die Worte Furcht und Gefahr hatten für ihn überhaupt 
beinen Sinn. Er ſchritt durch das Leben, niemals zagend, nie⸗ 
mals prahlend, ſtets in innerem Gleichgewicht. 

Er gehörte nicht zu den genialen oder dämoniſchen Naturen, 
welche entweder durch überragende Geiſtes krüfte dem Jahrhundert 
neue Bahnen vorzeichnen, oder mit unwiderſtehlicher Leidenſchaft 
ſich und ihr Volk von ſchwindelnder Höhe in furchtbare Ab⸗ 
gründe ſtürzen. Nicht einmal geiſtreich, in dem Sinne, wie fein 
älterer Bruder geiſtreich war, wird man ihn nennen können. 
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Dafür war er, was von Rudolf von Habsburg ein gleichzeitiger 
Chroniſt rühmt, ein aufrichtiger Mann. Er beſaß den prakti⸗ 
ſchen Verſtand, zwiſchen zutreffenden und ſchlechten Rathſchlägen 
zu unterſcheiden, neben einer fortdauernd wachſenden Sicherheit 
des Urtheils in der Wahl feiner Ralhgeber. Nach feiner feliit- 
loſen Gewiſſenhaftigkeit hat er niemals einen Schritt gegen feine 
wohldurchdachte Überzeugung gethan, war aber ſtets bereit, bei 
der Bildung feiner Anſichten feine Wünſche guten Gründen 
unterzuordnen. Denn in ihm lebte eine ſeltene Verbindung von 
Feſtigkeit und Biegſamleit des Geiſtes, wie fie im Gegenſatze 
zum Doctrinar den wirkſamen Staatsmann charakterifirt. Bis 
an fein Lebensende blieb er unerſchütterlich in feinen conſer⸗ 
vativen Grundſätzen, erkannte aber ohne Widerſtreben an, daß 
in veränderten Zeiten auch die Mittel zur Bewahrung der 
Macht ſich ändern, und die fortſchreitende Reform die bleibende 
Bedingung der Erhaltung iſt. Wie ſich verſteht, war er durch⸗ 
drungen von der Nothwendigkeit einer ſtarken Monarchie in dem 
durch ſeine Monarchen gegründeten, aus vereinzelten Provinzen 
zuſammengefetzten, von eiferfüchtigen Nachbarn umgebenen Staate. 
Hier mußte eine von feſten politiſchen Überlieſerungen geleitete 
Centralgewalt beftehen, unabhängig von den täglichen Schwan⸗ 
kungen der öffentlichen Meinung; der Zwang zum Minifter- 
wechſel bei jedem Wechſel der Kammermehrheit würde hier eine 
tödtliche Gefahr, nicht bloß im Innern für die Würde der 
Krone, ſondern auch für die Sicherheit des Staats nach Außen 
ſein. Weit entfernt aber war der Prinz, hieraus die Noth⸗ 
wendigkeit eines abſolutiſtiſchen Regiments zu folgern. „Ich 
will nicht unterſuchen, ſagte er bald nachher dem König Mar 
von Bayern, ob Conſtitutionen heilſam find. Aber wo fie 
eritiren, ſoll man fie halten, und nicht durch gezwungene 
Interpretationen verfälschen. Ich habe lange genug gefehen, 
welchen Schaden das Minifterium Manteuſfel auf dieſe Weife 
gethan hat. Die conſtitutionelle Idee, daß die Regierungs⸗ 
maafregeln an die Offentlichkeit gezogen, und das Volk gefeplich 
zur Theilnahme an der Geſetzgebung berechtigt wird, iſt in das 
Volksbewußtſein eingedrungen. Dieſem entgegenzutreten, ift ſehr 
gefährlich, da es Mißtrauen des Herrſchers gegen das Voll ber 
kundet. Nicht durch Reſtrictionen der Verfaſſung, die eben ein 
ſolches Mißtrauen zeigen, ſondern durch weiſes Nachlaſſen und 
Anziehen der Zügel ift die Regierung zu beſeſtigen. Sie iſt 
v epbel, Begrimdung D.deutfcen Reihe IL. 14 
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mit der Regulirung eines Flußbettes zu vergleichen. Man 
muß die Ufer ſichern, die Damme nicht zu eng und nicht zu 
weit machen, vor Allem nicht quer in den Fluß hineinbauen. 
In England find fie zu weit, in Kurheſſen und in Hannover 
zu eng. Hoffentlich treffen wir in Preußen die richtige Mitte.“ 

Aus dieſen Worten redete leine politiſche Theorie. Aber 
ſchwer würde es fein, die praktiſchen Pflichten eines conſtitu⸗ 
tionellen Herrſchers mit treffenderem Aus druck und in liberalerem 
Sinne zu bezeichnen. 

Nicht minder beſtimmt, als feine Anſicht des conſtitutio⸗ 
nellen Syſtems, war ſeine Auffaſſung von Preußens Stellung 
in Deutſchland. 

Wie ſein Bruder, war er nach ſeinen Jugenderinnerungen 
von Herzen zu einer warnten Freundſchaft mit dem öfters 
reichiſchen Herrſcherhauſe geneigt, und bei feiner conſervatiben 
und lopalen Geſinnung durchaus gewillt, die Rechte auch der 
übrigen deutſchen Bundesfürſten in weitem Umfange zu achten. 
Nur forderte er dabei die volle Gegenſeitigkeit, die Gleich⸗ 
berechtigung Preußens und Oſterreichs, die Anerkennung der 
Ehre und der Lebensbedingungen Preußens im deutſchen Bunde: 
nie hätte er ſich geſtattet, wie es bei Friedrich Wilhelm IV. 
mehrmals geſchehen, aus Großmuth oder Edelſinn das kleinſte 
der ihm anvertrauten Staatsintereſſen feinen fürſtlichen Brüdern 
Preis zu geben. Die Mängel der deutfchen Bundesverfaſſung 
lagen klar vor feinem Blicke, und vom erften Tage an bereitete 
er feine Reformvorſchläge vor. Allerdings er ſelbſt mit geringer 
Hoffnung auf Erfolg. Er hatte in den Sturmjahren gelernt, 
daß Oſterreichs Widerſpruch und das Sonderthum der Mittel 
ſtaaten nicht durch Perlamentsbeſchlüſſe und populäre Bewegung 
beſeitigt werden konnten. Einen Krieg gegen Deutſche aber nur 
im Falle rechtloſer Angriffe auf Preußen, und nicht offenſiv zur 
Neugestaltung des Bundes zu beginnen, dieſer Beſchluß ſtand 
in feiner Seele ſeſt — und bienach glaubte er, die Verwirk⸗ 
lichung der deutſchen Einheit felbft nicht mehr zu erleben. In 
Begriffe, gegen die badiſchen Rebellen 1849 in das Feld zu 
gehen, ſchrieb er am 20. Mai an den General von Natzmer: 
„wer Deutſchland regieren will, muß es ſich erobern; A la 
Gagern geht es nun einmal nicht. Ob die Beit zu dieſer Einheit 
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ſchon gefommen ift, weiß Gott allein. Daß Preußen beftimmt 
iſt, an die Spitze von Deutſchland zu kommen, liegt in unſerer 
ganzen Geſchichte — aber das Wann und das Wie? Darauf 
kommt es an.“ Und ebenfo am 4. April 1851: „ja wohl! es 
war im November 1850 ein zweites 1813 und vielleicht noch 
erhebender, weil nicht ein fiebenjähriger fremdherrlicher Druck 
dieſe Erhebung hervorgerufen hatte; es war ein allgemeines 
Gefühl, daß der Moment gekommen ſei, wo Preußen die ihm 
durch die Geſchichte angewieſene Stellung erobern ſollte ! — Es 
ſollte noch nicht fein. Aber fo bald ſehe ich jcht dazu feine 
Ausſicht; es muß wohl verfrüht geweſen fein, und ich glaube, 
wir fehen die gehoffte Stellung für Preußen nicht mehr. ) 

Noch zwei andere Außerungen des Prinzen mögen hier an⸗ 
geführt werden, weil fie, ſich ergänzend, den ganzen Kreis feiner 
deutſchen Anſchauungen umzeichnen. 

Wenige Monate nach dem Antritt der Regentschaft war die 
deutsche Welt — wir werden bald fehen, weshalb — in ger 
waltiger Aufregung. Der Prinz empfing damals einen Beſuch 
des mit ihm durch wechſelnde Hochachtung nahe befreundeten 
Königs von Sachſen. Dieſer erwähnte, ſie Alle, die deutſchen 
Fürſten, fürchteten, daß Preußen fie verſchlucken wolle. Der 
Prinz wies das energiſch zurück, mit der Erinnerung an die 
ſtets bewieſene Geſinnung ſeines Vaters und Bruders. Der 
König rief dagegen: aber alle Gaflenjungen Berlins reden ſchon 
davon. Ja, bemerkte der Prinz, die Gaſſenjungen müffen es 
freilich beſſer wiſſen als ich; er wiederholte feine Erklärung, 
ſprach zugleich aber auch die Nothwendigkeit aus, daß von 
anderer Seite nichts geſchehe, was Preußens Exiſtenz bedrohen 
würde. Siehe her, fagte er, auf die Landkarte und dort auf 
Hannover deutend, unter keinen Umſtänden darf ich zulaſſen, 
daß zwiſchen meinen Provinzen eine Macht entfteht, die möglicher 
Weiſe feindlich gegen Preußen auftreten könnte. 

Ende Januar 1863 hatte er ein längeres Geſpräch über 
die politiſche Lage mit dem engliſchen Geſandten, Sir Andrew 
Buchanan. Dieſer ließ ihm gleich nachher ſeinen nach London 
obzufenbenben Bericht zur Prüfung vorlegen, und «3 erfolgte 
unter Anderem auch die Correctur: ich habe nicht geſagt, daß 
weder ich, noch mein Sohn, noch mein Enkel die deutſche Einheit 
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ſehen würden; im Gezentheil, ich habe geſagt, wahrscheinlich 
würde ich nicht lange genug leben, um Zeuge derſelben zu ſein, 
aber ich hoffte allerdings, daß die Einheit zur Zeit meines 
Sohnes oder meines Enkels ſich verwirklichen würde. 

So ſtellte er denn dieſe deutſchen Hoffnungen, welche fort⸗ 
dauernd fein Herz bewegten und fortdauernd durch feinen Recht⸗ 
ſinn ſern gehalten wurden, der Zukunft anheim, und wandte 
feine ganze Kraft den nächſten Sorgen, der Verwaltung feines 
Preußen, zu. Die raſtloſe Pflichttreue, welche er hier bis zum 
letzten Athemzuge bewährte, bis zu jenem ergreifenden Worte: 
ich habe keine Zeit, müde zu ſein — ruhte wie feine Furcht⸗ 
loſigkeit auf der religiöſen Grundſtimmung feines Weſens. Viel⸗ 
leicht ohne den Ausspruch feines großen Vorfahren zu kennen, 
der ſich den erſten Diener des Staates nannte, hielt er den 
Heriſcher von Gott berufen, dem Wohle feines Volke zu dienen. 
In dieſem Dienſte war er ſireng, aber ſtrenger gegen ſich als 
gegen jeden Andern. Die Geſchäfte ergriff er mit unermüdlichem 
Fleize; was ihm früher gleichgültig geweſen, ſtrebte er jetzt, als 
zu ſeinem Amte gehörig, zu lernen, und mit welchem Eifer hat 
er gelernt! Als die große Reform unferer Juſtizberfaſſung in 
Vorberettung war, ließ er, der Siebenzigjührige, ſich noch einen 
Curſus über Encyklopädie der Rechtswiſſenſchaft vortragen; 
gewiß nicht, ſagte er, um die Männer des Faches zu meifteen, 
aber um die Belehrung über etwaige Bedenken zu verſtehen, 
und um doch einen Begriff davon zu haben, was durch meine 
Unterſchrift Geſetzeskraft erhalten ſoll. Nach feinem Tode fand 
man unter feinen Papieren zahlreiche engbeſchriebene Bogen, 
bedeckt mit Auszügen aus allen Abſchnitten der ihm vorgelegten 
Entwürfe der Juſtizgeſetze, wodurch er Sinn und Bedeutung 
derselben ſich klar gemacht hatte. Im Vergleich mit feinem 
Bruder war urſprünglich fein üfthetifches Intereſſe gering und 
das Maaß ſeiner wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe beſcheiden, aber 
auch hier wußte er, was dert Könige obliegt, und unter keiner 
frühern Regierung iſt in Preußen fo viel und fo erfolgreich für 
Kunſt und Wiſſenſchaft gewirkt worden, wie unter der feinigen. 
Und auch hier erweckte die Anfangs aus Pflichtgefühl über⸗ 
nommene Arbeit feinem empfänglichen Sinne Theilnahme und 
Freude an ihrem Gegenſtande. Als er bei einem Königs manbver 
die Rheinprovinz bereiſte, und die Düſſeldorſer Maler ihm ein 
glängendes Künftlerfeft gaben, schrieb er ihnen am folgenden 
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Tage herzliche Dankesworte: „ich wurde aus den Mühen der 
Gegenwart fo freundlich in die poetiſch verklärte Vergangenheit 
Deutſchlands geführt, ich ſah mich nach der rauhen Arbeit der 
dem Schutze des Vaterlandes gewidmeten Waffenübungen in 
eine fo ſinnig geſchaffene Mürchenpracht verſetzt, daß ich mich 
nur ſchwer von dieſem Reiche zauberiſcher Geſtaltung zu trennen 
vermochte. Mit gleich eingehenden Verſtändniß ſtudirte er 
weiterhin die Pläne für das neue Reichslagsgebäude, und man 
weiß, wie er nach feinem praktiſchen Blicke weſentliche Ver⸗ 
beſſerungen desſelben angegeben hat. Die Vollendung der Aus⸗ 
grabungen in Olympia verdantt, gegen den Widerſpruch der 
Miniſterialinſtanz, die Welt feiner persönlichen Entſcheidung. 
Über die kunſtgeſchichtliche Bedeutung des pergameniſchen Altars 
ließ er ſich durch den Vorſtand des Muſeums, welches dieſe 
koſtbaren Trümmer mit einem Schlage zu einem Inſtitute euro⸗ 
päiſches Ranges erhoben, einen Stunden langen, mit lebhafte 
Intereſſe entgegen genommenen Vortrag erſtatten. So ging 
dies durch alle Fächer hindurch: ſein Leben war Arbeit, Arbeit 
in allen Verwaltungszweigen, Arbeit für das Glück der Andern. 
Wo der Anlaß ſich bot, war er bereit, königliche Pracht in vollem 
Maaß zu entfalten; im eigenen Daſein aber war er äußerſt 
mäßig und einfach, ein abgehärteter Soldat und ein ſparſamer 
Haushalter. Sein perfönlicher Verkehr war überall bei könig⸗ 
licher Haltung von innerer Freundlichkeit durchdrungen; er 
wünſchte, die ſtille Heiterkeit der eigenen Seele feiner ganzen 
Umgebung mitzutheilen. Für die Widerſacher feiner Politik 
hatte er ſtets das hohe Wort: nichts vergeſſen und Alles ver- 
geben; den Männern, die er einmal ſeiner Freundſchaft ge⸗ 
würdigt, blieb er ein unerſchütterlich treuer Freund, und niemals 
iſt in ſeinem Herzen die Quelle der reinſten Freude, die dem 
irdiſchen Menſchen geboten iſt, verſiegt, der Freude, Andern 
Freude zu machen. 

Als er zwanzig Jahre ſpäter auf der Höhe der Macht und 
der Erfolge ſtand, und ein ruchloſer Verbrecher einen Mord⸗ 
verſuch gegen ihn gewagt hatte, da konnte der erſte und ver⸗ 
trautefte feiner Diener von ihm fagen Je „Da haben wir einen 
Greis, einen der beſten Menſchen dieſer Erde, und trotzdem 
ftrebt man ihm nach dem Leben. Niemals gab es einen Menſchen 
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von einem beſcheidenern, großmüthigern und humanern Charakter 
als den Kaiſer. Er unterſcheidet ſich ganz und gar von den in 
fo hoher Stellung geborenen Menſchen, oder doch von den 
meiſten derſelben. Sie legen wenig Gewicht auf die Empfindungen 
und Wünſche Anderer; fie meinen, Menſchen ihrer Abstammung 
fei Vieles erlaubt; ihre ganze Erziehung ſcheint dahin zu zielen, 
in ihnen die menſchliche Seite zu erſticken. Der Kaiſer halt fich 
nicht für einen ſolchen Olympier; im Gegentheil, er iſt in jeder 
Beziehung Menſch, und unterzieht ſich jeder menſchlichen Pflicht. 
Er hat nie in ſeinem Leben jemand Unrecht gethan, nie das 
Gefühl eines Andern verletzt, nie ſich einer Härte ſchuldig ge⸗ 
macht. Er iſt einer jener Menſchen, deren gütiges Naturell die 
Herzen gewinnt, der ſich fort und fort mit dem Wohle feiner 
Umgebung und feiner Unterthanen beſchaftigt, geſchmückt mit 
allen hohen Eigenſchaſten eines Fürſten, und mit allen Tugenden 
eines Menſchen. Es iſt unmöglich, ſich einen ſchönern und 
wohlthuendern Typus eines Edelmanns zu denken.“ 

Niemand wird König Wilhelm eine Geiſtesmacht, wie jene 
Friedrichs oder Napoleon's zuſchreiben. Die Signatur 
Weſens war Fleiß und Pflichttreue, Milde und Beſtändigkeit. 
So viel ſein Erfolg den Gedanken ſeiner Paladine verdankt hat, 
niemals kann das Verdienſt dieſer Männer das ſeinige beein⸗ 
trächtigen. Neidlos ſah er auf ihren Ruhm, weil er wußte, daß 
es auch der ſeine war. Denn er hatte ſie auf die wirkſame 
Stelle berufen, ihnen die hohen Zwecke gefeht, fie gegen alle 
Widerſacher aufrecht erhalten, ihre Entwürfe durch fein Königs⸗ 
wort zur Verwirklichung geführt. Wie auch die Geschlechter der 
Menſchen kommen und gehen, immer wird ſein Andenken die 
Herzen ſeines Volkes erwärmen; mit ſtiller Sehnſucht werden 
unfere Enkel auf den guten Kaiſer Wilhelm zurückblicken, der 
ſo Großes vollbringen konnte, weil er ſo gut war. 


Die Aufgabe, weiche 1857 dem Prinzen zufiel, die Re⸗ 
gierung nach den Intentionen ſeines Bruders zu führen, war 
weder leicht noch erfreulich. Da feine eigenen Intentionen viel⸗ 
ſach andere Richtung hatten, ſo gehörte eine große Selbſt⸗ 
verläugnung dazu, den Abſichten des Bruders ſich anzupaſſen. 
Er übte ſie, rechtlich wie immer, in vollem Umfang. Daß er 
die bisherigen Miniſter ruhig ihres Amtes walten ließ, war 
ſelbſtwerſtandlich; wie weit er aber bis auf Heine Einzeiheilen 
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in der Beobachtung der Regel ging, mag ein einziges Beiſpiel 
veranſchaulichen. Ein übel belcumdeter Literat, Namens Linden⸗ 
berg, hatte kurz zuvor ſich gehäſſiger Umtriebe gegen den Prinzen 
ſchuldig gemacht, der König aber hatte auf einflußreiche Empfeh⸗ 
lung ihm ein kleines Amt im Poſen'ſchen in Aus ſicht geftellt. 
Jetzt kam das Patent zur Vollziehung, und der Prinz gab ſeine 
Unterſchrift, ohne die Miene zu wechſeln. 

Zu Neujahr 1858 wurde die Stellvertretung auf ein zweites 
Vierteljuhr erſtreckt, obgleich die Hoffnung auf eine Geneſung 
des Königs eigentlich ſchon damals verſchwunden war. Eine 
Sitzung des Landtags ſtand nahe bevor, und der Juſtizminiſter 
Simons erwog, ob eine jo lange fortgejegte Stellvertretung 
verfaſſungsmäßig ſei, und nicht die von der Verfaſſung für den 
Fall dauernder Verhinderung des Königs vorgeſchriebene Megente 
ſchaft eintreten müſſe. Allerdings wußte man, daß am Hofe 
des Königs in Sansſouei gegen eine ſolche Maaßregel ein tiejer 
Widerwille herrſchte. Die Königin Eliſabeth, welche ihren Ge⸗ 
mahl mit aufopfernder Hingebung pflegte, fürchtete davon einen 
üblen Eindruck auf den Zuſtand des Kranlen. Die Führer der 
Kreuzzeitungs partei, bis dahin die vertrauten Freunde des Königs, 
die Gerlach, Uhden, Götze, beforgten unter einer felbftänbigen 
Verwaltung des Prinzen einen Umſchwung der Politik und den 
Verluſt ihres Einfluſſes. Es hieß dort, das ſei ein ſchlechter 
Royalift, welcher dem Könige die Befugniß ftreitig mache, die 
jeder Gutsherr beſitze, nach ſeinem Belieben einen Verwalter zu 
beſtellen, woraus dann im engern Kreiſe ſogar die Möglichkeit 
gefolgert wurde, anſtatt des angeblich liberaliſirenden Prinzen 
die Königin Eliſabeth mit der Leitung der Geſchäfte zu beauf⸗ 
tragen. Simons legte darauf Argeſichts dieſer ſchonen Theorie 
feinen Collegen ein von Friedberg, dem ſpätern Miniſter, ver⸗ 
faßtes Gutachten vor, welches die Regentſchaft für nothwendig 
erklürte, dann aber als eine Art von Mittelweg einen Erlaß 
des Königs verschlug, der aus eigenem ſouveränen Rechte den 
Prinzen zur Übernahme der Regentſchaft aufforderte, darauf 
würde ein Erlaß des Prinzen folgen, der ſich dazu aus agna⸗ 
tiſchem Rechte bereit erklürte, schließlich ſollte das durch die Ver⸗ 
faſſung vorgeſehene Verfahren im Landtag eintreten. Aber mit 
Eifer widerſprachen die Miniſter des Innern und des Cultus, 
Weſtphalen und Raumer, und ſo ließ Manteuffel, obwohl mit 
Simons einberſtanden, die Sache liegen. 
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Der Prinz, der ebenfalls mit dem 1. April den Beginn der 
ſelbſtändigen Regentſchaft erwartete, hatte unterdeſſen für dieſen 
Fall die Umbildung des Miniſteriums erwogen, und da ihm die 
Männer der Kreuheltung zuwider waren, fein Augenmerk auf 
den frühern Finanzminiſter von Alvensleben⸗Erxleben geworfen, 
einen ſtreng conſewatiden Beamten von Sachkunde und Einſicht, 
wie wir ihn bei den Dresdener Conſerenzen am Werke geſehen 
haben, und dieſer ſchlug ihm dann den Bundestagsgeſandten 
von Bismarck als Minifter des Auswürtigen vor. Der Prinz, 
welcher ſich längſt davon überzeugt hatte, daß Bismarck über 
den Geſichtstreis der Kreuzzeitung weit empor gewachſen war, 
genehmigte, und auch Bismarck erklärte ſich bereit. Allein ehe 
dieſe Combination zur Reife gediehen war, erfolgte zum 1. April 
in Sansfouci die zweite Erſtrecung der Stellvertretung; einige 
Wochen fpäter ſtarb Alvensleben nach kurzer Krankheit, und da⸗ 
mit fiel der ganze Plan zu Boden. Gegen alles Vermuthen 
ging auch der Landtag ſchweigend an der Frage vorüber. Die 
feudale Partei hatte für's Erſte ihre Forderungen durchgeſeßt, 
der Prinz aber konnte in ihrem Verfahren nur eine neue per⸗ 
ſönliche Kränkung erblicken, und wandte ſich um fo entſchiedener 
ihren Gegnern zu, fo weit er bei biefen auf zuberläffig monarchiſche 
Geſinnung rechnen durfte. 

Sein Vertrauen gehörte in jenen Tagen vomehmlich dem 
Herrn Rudolf von Auerswald, einem Manne von reiner Ge⸗ 
ſinnung und warmer Vaterlandsliebe, einem treuen Anhänger 
feines Königs bei gemäßigt liberalen Grundſähen, nach feinem 
Temperamente mehr zum Ausgleichen als zum Durchgreifen, im 
Partelkampf mehr zur Hervorhebung der Brrührungs- als der 
Scheidungspunkte geneigt, bei jeder Verhandlung entgegen⸗ 
kommend und verſöhnlich. Seine Verbindung mit dem Prinzen 
reichte in ihre Knabenjahre zurück, in die Zeit des Königs⸗ 
berger Exils nach dem Tilſiter Frieden. Auerswald hatte im 
Sommer 1848 während feine? Ministeriums die Rechte der 
preußiſchen Krone gegen die Übergriffe der Frankfurter und der 
Berliner Nationalverſammlung tapfer vertheidigt, war aber 1852 
als Oberpräfibent der Rheinprovinz wegen feiner Oppoſition 
gegen die feudale Politik des Miniſters Weſtphalen aus dem 
Amte entfernt worden. Während dieſer ganzen Zeit war ihm 
die Zuneigung des Prinzen bewahrt geblieben. Im Sommer 
1858 berief ihn der Prinz zu einem länger Beſuche nach Baden⸗ 
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Baden, wo ſich der Beſchluß entſchied, nicht länger als irgend 
nöthig, das bisherige Minifterium im Amte zu befaffen. Ganz 
dieſelbe Meinung vertrat dann auch Freiherr von Schleinitz, 
einſt Miniſter des Auswärtigen unter dem Grafen Brandenburg, 
ſchon feit 1849 durch lebhaftes Geſpräch und ansprechende Um⸗ 
gangsformen an dem Hofe des Prinzen und der Prinzeſſin von 
Preußen ein ſtets gerne geſehener Gaſt. Als Politiker war er 
farblos, als Diplomat nicht ohne Geſchick, aber ohne ſelbſtändige 
Entſchlüſſe und feſten Charakter; fein Streben war fteis, den 
Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen, anſtatt fie zu über⸗ 
winden, Preußens Stellung möglichſt zu wahren, vor Allem 
aber verträglich zu fein und namentlich Osterreich gegenüber es 
nie zum Bruche kommen zu leſſen. Er flug jeßt dem Prinzen 
vor, nach baldigſter Enklaſſung des jetzigen Miniſteriums fein 
Cabinet aus neuen, bisher noch nicht angefeindeten Perſonen zu 
bilden, alſo von ihm ſelbſt und Auerswald abzufehen. Darüber 
wurde damals noch keine Entſcheidung getroffen, wohl aber als 
officieller Vorſizender des künftigen Minijteriums der Fürſt 
Anton von Hohenzollern⸗Sigmaringen, ein patriotiſcher, wohl⸗ 
meinender und rechtlicher Heer, in Ausſicht genommen 
Unterdeſſen war, wie die harmloſeſte Sache von der Welt, 
am 1. Juli eine dritte Erſtreckung der Stellvertretung in Sans⸗ 
ſouci bewirkt worden. Die feudale Partei fühlte ſich bei der 
ſchweigenden Zurückhaltung des Prinzen bereits ſo ſicher, daß 
ſie offen einen Jeden als Königsfeind erklärte, der in irgend 
einem Falle eine Negentfgaft verlangen würde; denn fich nach 
Belieben einen Stellvertreter zu ſetzen, ſei ein angeſtammtes 
Recht der preußiſchen Monarchen, welches durch Artikel der 
papiernen Verfaſſung nicht beſchränkt werden könne. Allein der 
Augenblick, der fie aus dieſen Träumen erwecken follte, war nahe. 
Die Geduld des Prinzen ging zu Ende, und am 8. Auguft 
forderte er das Stactsminiſterium zu einem Gutachten auf, ob 
der gegenwärtige Zuſtand ohne Verletzung der Landesverfaſſung 
noch ferner verlängert werden könne. Die Kriſis war um ſo 
dringender, als die Legislaturperiode zu Ende ging, und eine 
allgemeine Abgeordnetenwahl nöthig wurde. Das Staats⸗ 
miniſterium berieth die Frage in mehreren Sitzungen. Herr 
von Weſtphalen blieb aus den oben erwühnten Gründen bei 
der Ablehnung der Regentſchaft, und beantragte mindeſtens 
Vertagung der Sache bis nach Vollendung der Landtagswahlen. 
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Dagegen erklärten ſich aber mit großer Schärfe die beiden 
Minister von Manteuffel, da es wahrhaft heillos fein würde, 
dem bevorſtehenden Wahlkampfe die Frage „königlich oder regent⸗ 
ſchaftlich“, die bereits in der Preffe eifrig behandelt wurde, als 
Parleiloſung zu überlieſern. Die Mehrheit finmte zu, und der 
Bericht des Miniſteriums ſprach ſich am 6. September für die 
verfaſſungsmäßige Nothwendigkeit der Regentſchaft und deren 
Herbeiführung in den vom Juſtizminiſter vorgeſchlagenen 
Formen aus. 2 

Noch einige Wochen der Überlegung vergingen. Der Prinz 
in feiner Gewiffenhaftigfeit wog unaufhörlich die Pflichten gegen 
den Staat, den Bruder, ſich ſelbſt, ab; je unabweisbarer die 
Stunde der Entſchließung heranrüdte, deſto tiefer empfand er 
die Schwere der auf ſein Haupt gelegten Verantwortung. Er 
ſuchte eine mündliche Verſtändigung mit der Königin, die Zu⸗ 
ſammenkunſt ſcheiterte aber an einem zufälligen Hinderniß. Auch 
Manteuffel erlangte die zweimal bei der Königin nachgeſuchte 
Audienz nicht. Am 20. September berief der Prinz eine Sitzung 
des Geſammtminiſteriums, wo in feiner Gegenwart Simons und 
Weſtphalen das Für und Wider nochmals entwickelten, ohne daß 
der Prinz eine Anſicht ausſprach. Aber unmittelbar nachher 
theilte er der Königin mit, daß er mit der Rechtsanſicht des 
Miniſteriums einverſtanden ſei. Sie mußte ſich in das Un⸗ 
abänderliche fügen, ließ aber durch den Hausminifter von Maſ⸗ 
for den Collegen desſelben eröffnen, daß fie, wenn auch in 
ſchweren Sorgen, bereit ſei, dem Könige die Regentſchafts frage 
vorzulegen; wenn es ſeiner Geſundheit ſchade, ſo müſſe das 
Minifterium die Verantwortung tragen. 

Ein erſchütternder Augenblick folgte. Auf ärztlichen Rath 
war beſchloſſen, daß der König den Winter in Italien zubringen 
ſollte. An einem Tage, wo ſeine Stimmung freier war, am 
7. October, fagte ihm die Königin, da ihr Aufbruch zu einer 
längeren Abweſenheit bevorſtehr, müſſe der Prinz doch wohl eine 
größere Machtbefugniß erhalten, und Regent werden. Der 
König äußerte ruhig feine Zuſtinnnung, und fo legte fie ihm 
die Urkunde zur Unterfehrift vor. Der König las fie ſchweigend, 
unterzeichnete fie, ſtets ſchweigend; dann ſchlug er beide Hände 
vor das Geſicht, brach in einen Thränenſtrom aus, und verließ 
das Zimmer. Der entſcheidende Schritt, ſchrieb darauf der Prinz 
feiner Gemahlin, ift alſo geſchehen! Gott gebe feinen Segen 
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zu dem ernſten Werke, das nun durch mich für das Vaterland 
beginnt. Du kannſt den len, in welcher Aufregung ich bin, und 
wie ich nur im Gebet mich ſtärken und kräftigen konnte, und 
mich Gottes Barmherzigkeit anheimgeben! Er berichtete ihr 
dann den Hergang, und fügte Hinzu: wenn fomit Vielen ein 
Stein vom Herzen fällt, fo beginnt für mich nun erft die wahre 
Sorge und Qual, die mir ſchwerlich (bei der vorausſichtlichen 
Unheilbarkeit des Königs) wieder entnommen werden wird. Ich 
schließe mit der Bitte, daß du für mich und das Vaterland und 
das schmerzlich berührte Königspaar beten mögeſt. Dein Wilhelm. 

Die Hnigliche Berkündigung, welche den Prinzen zur Über: 
nahme der Regentſchaft aufforderte, wurde am folgenden Tage 
veröffentlicht. Die erite Maaßregel des Prinzen war die ſo⸗ 
fortige Entlaſſung Weftphalen’3, und die Berufung des Ober⸗ 
präfidenten von Flottwell, eines verdienten, hochangeſehenen, 
letzt aber alters ſchwachen Verwaltungsbermten, an deſſen Stelle. 

Nicht mit leichten Herzen, aber mit ſeſtem Entſchluſfe ber 
gann der Prinz ſeine fortan ſelbſtändige Regierung. Noch ehe 
der October zu Ende ging, berief er den Landtag zur An⸗ 
erkenn ung der Regentſchaft, und leiſtete in deſſen Gegenwart 
den Eid auf Beobachtung der Verfaſſung. Er ſprach das Ge⸗ 
lübde in tiefem Ernſte aus, obgleich mehr als ein Satz der 
Berfaffung ihm ſchwere Bedenken von jeher erwedt hatte. 

Er meinte damals, wie er es einmal fpäter dem Groß⸗ 
herzog von Weimar ſchrieb, der Welt zu zeigen, daß es möglich 
ſei, ſelbſt mit einer mißlichen Verfaſſung zu regieren, wenn man 
eine conſervative Bafis beibehalte, und Ehrenmänner zur Durch⸗ 
führung eines ſolchen Syſtems als Helfer erwähle. Er Hatte 
ſich jeßt definitiv für ein Miniſterium Pohenzollern-⸗Auerswald 
entfehieden, und in dieſer Combination gab es allerdings für 
Bismarck keine Stelle. Jachminiſter ohne ausgeſprochene poli⸗ 
tiſche Tendenz wurden Herr von Flottwell, Herr von Schleinitz 
und als Kriegs miniſter General von Bonin, der Qeidenägenoffe 
des Prinzen bei der Ungnade von 1854. Die Partei des preu⸗ 
ßiſchen Wochenblattes lieſerte Herrn von Bethmann⸗Hollweg als 
Minifter des Cultus, und den Grafen Pückler als landwillh⸗ 
schaftlichen Miniſter. Das Finanzminiſterium wurde dem Prä⸗ 
ſidenten der Seehandlung, Otto Camphauſen, Ludolf's jüngerem 
Bruder, angeboten; er lehnte aber unter einem techniſchen Vor⸗ 
wande ab, weil er dem Cabinet weder Stärke noch Dauer zu⸗ 
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traute. Auf feinen Vorſchlag berief Auerswald Herrn von Patom, 
einen Führer der liberalen Oppofition gegen Manteufiel, nach 
Berlin. Kurz zuvor, am 30. Oktober, hatten die bisherigen 
Miniſter dem Regenten eine Denkſchrift überſandt, worin ſie die 
Nothwendigkeit ihres Bleibens für das Staatswohl crörterten, 
der Regent aber hatte fie einſtweilen ohne Beſcheidung gelaſſen. 
Nachdem jeßt am 4. November die Verſtändigung mit Patow 
gelungen war, ſollte die Antwort an die alten Miniſter ergehen, 
daß Fürſt Hohenzollern ein neues Cabinet gebildet habe, und 
die bisher durch die Herren von der Heydt und Simons ge- 
führten Miniſterien des Handels und der Juſtiz einſtweilen von 
den betreffenden Unterſtaatsſecretären verwaltet werden würden. 
Aber plötzlich erhob ſich eine neue Schwierigkeit. Herr von Patow 
Hatte bei der Verhandlung mit dem Prinzen geäußert, es fei 
ihm zweifelhaft, ob der König feine Ernennung gerne ſehen 
würde. Dies machte dem Prinzen eine ſchlafloſe Nacht; er 
fragte ſich, ob Patow nicht zu liberal ſei, und erklärte am 
folgenden Morgen, daß er ihn nicht zum Minifter haben wolle. 
Da war denn einige Stunden lang die Noth groß, bis Auers⸗ 
wald's Vermittlungstalent ſich wieder einmal bewährte. Am 
Abend wurde Patow angezeigt, daß er ernannt fei, nachdem der 
Prinz das Bleiben der beiden bisherigen Miniſter von det Heidt 
und Simons genehmigt, und damit eine Verſtärkung des con⸗ 
fervativen Elements und Herſtellung einer Continuität mit dem 
alten Miniſterium erlangt hatte. 

Ich habe diefe Einzelheiten fo ausführlich berichtet, weil fie 
die Intentionen des Regenten in noch deutlicheres Licht rüden, 
als es durch die feierliche Anſprache geſchah. mit welcher er die 
erſte Sitzung des neuen Cabinets am 8. November eröffnete. 
Wohl betonte er auch hier mit vollem Nachdruck daß von einem 
Bruche mit der Vergangenheit nun und nimmermehr die Rede 
ſein, daß nur die ſorgliche und beſſernde Hand angelegt werden 
ſolle, wo ſich Willkürliches oder Unzeitgemäßes zeige. Das 
Wohl der Krone und des Landes fe unzerkrennlich und miffe 
auf conſervativer Grundlage beruhen. Nicht von ſogenannten 
liberalen, in Wahrheit überſpannten Ideen dürſe die Regierung 
ſich fort und fort in das Unbeſtimmte treiben laſſen; die wahre 
Staatsweisheit beſtehe in richtiger Erkenntniß der vorhandenen 
Bedürfniſſe, in Wahrheit, Geſetzlichkeit und Conſequenz: dann 
werde eine Regierung ſtark, weil fie ein reines Gewiſſen, und 
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damit das Recht zum Widerſtande gegen alles Böſe habe. Indem 
darauf aber der Regent die einzelnen Verwaltungszweige durch⸗ 
ging, erfuhr das Verhalten der bisherigen Regierung auf mehreren 
Gebieten eine ſo einſchneidende Kritik, und wurde namentlich 
die Verquickung politiſcher und kirchlicher Tendenzen, welche nicht 
Frömmigkeit, ſondern Heuchelei erzeuge, mit ſolcher Wärme ver⸗ 
urtheilt, daß trotz der vorausgehenden Süße weit und breit ſich 
im Lande die Vorſtellung verbreitete, eine völlig neue Zeit ſei 
für Preußen angebrochen, und das Cabinet Hohenzollern im 
Volksmund den Namen des Miniſteriums der neuen Aera erhielt. 
Weniger beachtet wurden die Worte des Regenten über die 
dringende Nothwendigkeit einer, wenn auch koſtſpieligen, Ver⸗ 
beſſerung des Heerweſens. Über die auswärtige Politik begnügte 
fich der hohe Redner mit der Angabe einiger allgemeiner Nichte 
punkte. Mit allen Großmächten Friede und Freundſchaft, aber keine 
Beſchränkung der eigenen Selbſtändig eit durch frühzeitige Tractate. 
In Deutfcjland habe Preußen moraliſche Eroberungen zu machen 
durch die Weisheit feiner eigenen Geſetzgebung und durch die 
Ergreifung von Einigungselementen, wie z. B. dem allerdings 
teformbebürftigen Zollverein. Die Welt müſſe wiſſen, daß 
Preußen überall das Recht zu ſchützen bereit ſei. Alle diese 
Sätze konnten in der Allgemeinheit, wie fie hier erſchienen, theils 
nichtssagend, theils gefährlich erſcheinen; im Sinne des Regenten 
bezogen fie ſich ſämmtlich auf deutſche, damals ſchwebende Fragen, 
und wir werden demnächſt wahrnehmen, wie genau und zu⸗ 
treffend ſie für dieſe bemeſſen waren. 

Die Einſetzung des neuen, mit einigen liberalen Namen 
geschmückten Miniſteriums, hatte ſehr bald gewaltige Wirkung 
in der Nühe wie in der Ferne. In München ſtand zwiſchen 
der Regierung und der zweiten Kammer ſchon seit längerer Zeit 
ein zäher, ſtets an Erbitterung wachſender Streit, fo daß unter 
Zustimmung des Königs die Minifter von der Pfordten und 
Graf Reigersberg, der Eine nach feiner ſanguiniſchen, der Andere 
nach feiner herriſchen Natur, ſich mit dem Gedanken eines kleinen 
Sbaatsſtreichs, Auflöſung der Kammer, Detropirung eines neuen 
Wahlgeſetzes, und was ſonſt ſolche Rettungen zu begleiten pflegt, 
zu tragen begannen. Freilich mußte man bei dem Eintritt der 
preußischen Keriſis inne halten: bei einer liberalen Entwicklung 
in Preußen war ein Verfaſſungsbruch in Bayern doch unmöglich. 
Indeſſen ſchicte der baberiſche Geſandte in Berlin fortdauernd 
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die fröhlichſten Nachrichten: daß das Minifterium Manteuffel 
ſeſter als jemals ftehe, erfuhr er noch in den letzten Octobertagen 
aus der beſten Quelle, natürlich vom Herrn von Manteuffel 
ſelbſt. Da kam denn die Ernennung Hohenzollern wie ein 
Blitz aus blauem Himmel nach München. Pfordten eilte 
zum $ömige; nach langen, durch mehrere Monate wiederholten 
Erwügungen kam man zu dem unvermeidlichen Schluſſe, daß in 
gewiſſen Forderungen der Kammer nackzugeben ſei. Aber wie 
iſt das möglich, rief dann der König, nach allem Vorgegangenen, 
ohne eine tiefe Demüthigung der Krone? Nichts leichter als 
dies, erwiderte der unerſchütterliche Pfordten; Majeftät erlaſſen 
ein Manifeft: Meine Miniſter haben in letzter Zeit mehrfache 
Differenzen mit den Kammern gehabt. Ich aber will Frieden 
haben mit Meinem Volke. Und ſo geſchah es, während 
Pfordten mit dem Bundestagsgeſandten, Freiherrn von Schrend, 
die Stelle tauſchte. Der von dem Staatsſtreichminiſter erfundene 
Sat: Ich will Frieden haben mit meinem Volke — wurde zu 
einem populären Schlagwort, auf welches während der ſpätern 
preußiſchen Verfaſſungswirren jeder Bayer mit patriotiſchem 
Stolze hinwies, ohne zu ahnen, daß Vayern die Erhaltung 
feines allerdings hohen Ruhmes, niemals einen Bruch ſeiner 
Verfaſſung erlebt zu haben, in erſter Linie dem Prinzen von 
Preußen verdankte. 

In Preußen ſelbſt aber wurde das Erſcheinen der neuen 
Aera von der großen Mehrheit des Volkes mit einem Jubel 
begrüßt, vor welchem die zornige Beſorgniß der feudalen, ebenſo 
wie die verbiſſene Gleichgültigkeit der demokratischen Partei 
vollſtündig in den Hintergrund trat. Charatteriſtiſch für dieſe 
Bewegung der Geiſter war es, daß ſie zwar mit überſchwänglichen 
Hoffnungen auf eine allſeitige Glückſeligkeit ſich erfüllte, aber 
von bewußtem Streben nach radicalen oder republikaniſchen 
Idealen nichts ſpüren ließ. Bei dem Beginne der allgemeinen 
Landtagswahlen gaben die Programme das genaue Gegenbild 
zu der Praxis der bisherigen Verwaltung; ſie richteten ſich 
durchaus auf die Punkte, an denen man den Druck des alten 
Syſtems beſonders ſchmerzhaft empfunden hatte, gegen die 
polizeiliche Willkür, die verfälſchende Auslegung der Gefege, die 
kirchliche Engherzigleit und Verfolgungsſucht, die parteiiſche Bes 
günſtigung der Rittergutsbeſizer, die arge Beeinfluſſung der 
Parlamentswahlen. Das Alles konnte, mit der Programmrede 
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des Regenten verglichen, als ein allerdings verſtärkter Widerhall 
derselben gelten. Ein anderer, nicht minder bezeichnender Zug 
in dieſer Wahlbewegung war die bereitwillige Zustimmung, als 
die Minister ſehr bald erkennen ließen, daß die Abſtellung lange 
jähriger Mißhräuche nicht leicht, daß die Verwirklichung auch 
berechtigter Wünſche ſchwieriger als ihr Ausſprechen fei, daß 
man alſo der Regierung vertrauen, aber nicht durch haſtiges 
Überſtürzen die Aufgabe erſchweren möge. Alle Welt war dazu 
bereit; die Aufforderung: nur nicht drangen, wurde ein Lofungs⸗ 
wort der liberalen Partei. Überall gaben die Freunde des 
Minifteriums, die altliberalen Führer, den Ton an. Man wollte 
die feudalen Gegner der Regierung entfernen, aber ihr durch 
die Wahl extremer Freiheitsmänner keine Verlegen heit bereiten. 
Das Ergebniß war dann eine gründliche Niederlage der feudalen 
Partei, eine vollſtändige Befeitigung der Demokraten und eine 
überwöltigende Mehrheit für das neue Minifterium. Zum erften 
Male feit dem Beginne des conſtitutionellen Lebens in Deutſch⸗ 
land rechneten liberale Wähler und Volksvertreter es ſich zur 
Ehre, miniſterielle Partei zu heißen. Allerdings gab es Aus⸗ 
nahmen von dieſer Stimmung gerade unter den hervorragenden 
liberalen Männern, die ſich bei der Miſchung der verſchiedenen 
Elemente im Cabinet der Lage noch nicht ſicher fühlten. Georg 
von Binde äußerte gelegentlich, ein populäres Ministerium müſſe 
der Landtag doppelt genau beaufſichtigen, und Graf Schwerin 
erklärte feinen Wahlern, er ſei ein warmer Freund der neuen 
Miniſter, konne aber nicht nach deren Winken, ſondern in jedem 
einzelnen Falle nur nach unabhängiger Überzeugung ſtimmen. 
Er wußte damals noch nicht, daß er in einigen Monaten ſelbſt 
Miniſter ſein würde. Im Allgemeinen aber war die preußiſche 
Bevölkerung erfüllt von der Auffaſſung, daß die neue Aera eine 
liberale, und jeder Mißklang zwiſchen dem Miniſterium und der 
Volksvertretung unmöglich ſein würde. 

Der Prinz⸗Regent mußte mit dieſem Beifall für fein Mi⸗ 
nifterium immerhin zufrieden fein. Aber das Übermaaß des 
Erfolgs rief bei feiner beſonnenen Weiſe ihm fofort auch leiſen 
Zweiſel an der Dauer des Jubels und zugleich die Frage hervor, 
in wie weit es möglich fein würde, den fo mächtig hewwor⸗ 
ſprudelnden Erwartungen gerecht zu werden. 

Einflüſſe anderer Art stritten ſich um feine Entſchließungen 
in ber auswärtigen Polltit. Wir müſſen uns hier noch einmal 
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in den Sommer 1858, in die Tage des Aufenthalts in Baden- 
Baden zurückverſehen. 


Wie wir ſahen, hatte der Krimtrieg mehrere ungelöfte Fragen 
hinterlaſſen, bei deren Behandlung ſich die Großmächte in zwei 
Parteien fpalteten, Oſterreich und England auf der einen, Frank⸗ 
reich, Rußland und Preußen auf der andern Seite. Dieſer 
Gegenſatz beherrſchie damals die enropäifche Lage, und überall 
war das Gefühl einer drückenden Schwüle in der politiſchen 
Atmosphäre vorhanden. Die Allianz der drei Oſtmüchte, welche 
feit 1815 den vertragsmäßigen Zuſtand Europas geſichert hatte, 
war gründlich zerriſſen; über den künftigen Plänen des fran⸗ 
zöſiſchen Emporkömmlings, der ſich fo plötzlich an die Spige des 
Welttheils geſchwungen, lag eine bedenkliche Unficherheit, welche 
dadurch nicht ſorgenfreier wurde, daß die von Bismarck schon 
1856 geäußerte Anficht, Napoleon denke ſeine nächſte Thätigkeit 
gegen Oſterreichs Herrſchaft in Italien zu richten, jetzt in weiten 
Kreiſen getheilt wurde. Cavour, der im Sommer 1858 einen 
Aufenthalt in Baden⸗VBaden machte, erzählte dort den preußischen 
Staatsmännern, mit einer allerdings beſchränkten Offenheit, er 
habe forben in Plombieres mit Napoleon die Zuſtände Italiens 
beſprochen; der Naiſer fei in diefer Hinficht nicht ganz frei, da 
er auf den frangöfifchen Kterus und deſſen Sympathien mit dem 
Papſte und ſolglich mit Oſterreich Rückſicht nehmen müſſe; jo 
viel aber ſei gewiß, daß wenn es zum Bruche zwiſchen Osterreich 
und Sardinien käme, Napoleon an Sardiniens Seite ſtehen 
würde. Ein anweſender ruſſiſcher Diplomat, Herr von Valabin, 
bemerkte dazu: wenn Ihr ausrückt, wird auch die tuſſiſche Garde 
marſchiren. Der Prinz von Preußen, welchem der fardinifhe 
Staatsmann ebenfalls die traurigen Verhäftniffe Italiens ſchl⸗ 
derte, trug fein Bedenten, ihm feine Bereitwilliglett auszuſprechen, 
zur Beſſerung derſelben mitzuwirken; er hatte allerdings dabei 
nichts Anderes als Nejormen der theils ſtagnirenden, theils deſpo⸗ 
lichen Verwaltung der italienischen Territorien im Sinn. Jedes 
falls war Oſterreichs Stellung in keiner Weiſe behaglich. Frank⸗ 
reich in verdeckter, vielleicht bald offener Feindseligkeit, Rußland 
in unverhehltem, bitterem Grolle, Preußen durch die Neuenburger 
und die deutſchen Händel ſchwer gereizt und dicht bis an den 
entſchiedenen Bruch herangeführt: fo fand während der Stell⸗ 
vertretung det Prinz von Preußen die Verhültniſſe Europas vor. 
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Es war natürlich, daß jeder Freund Oſterreichs als das 
wirkſamſte Schutzmittel gegen alle ſolche Geſahren die Herſtellung 
eines echten Einverſtändniſſes zrviſchen den beiden deutſchen 
Großmüͤchten betrachtete und herbeiwünſchte. In erſter Linie 
ftand hiebei England, ſowohl das Tory-Minifteriun Derby, als 
auch perſönlich die Königin Victoria und der Prinz⸗Gemahl. 
Die Herrſchaften waren ſoeben mit dem Prinzen und der Prin⸗ 
zeſſin von Preußen in enge Familienverbindung durch die Ber⸗ 
mähfung ihrer Kinder, des Prinzen Friedrich Wilhelm und der 
Prinzeß Royal Victoria, getreten (17. Jannar 1858), wobei ſich 
insbeſondere zwiſchen den beiden hohen Müttern ein Band 
warmer Freundſchaft geknüpft hatte. Schon nach der Ver⸗ 
lobung des jungen Paares hatte die Prinzeſſin von Preußen 
am 12. April 1856 an den Herzog von Coburg geſchrieben: 
Gott ſegne die Verbindung für die geliebten Kinder, für unfere 
Familie, und für das arme deutſche Vaterland, das ſich natur⸗ 
gemäß nur im Bunde mit England aus ſeiner jetzigen Lage 
erheben kann!) Bund mit England bedeutete aber 1858 nichts 
Anderes als Freundſchaft mit Oſterreich. Lebhaft vertreten wurde 
dieſe Tendenz auch durch den König Leopold I. von Belgien, 
der in früherer Zeit ſich von dem preußifchen Hofe mißachtet 
geglaubt, und deshalb ſich ſeſt an Oſterreich angeſchloſſen hatte, 
jetzt aber mit peinlichem Mißtrauen auf den gefährlichen Nachbar 
in den Tuilerien hinblickte, und feinen ganzen diplomatiſchen 
Einfluß für die Eindämmung des franzöſiſchen Ehrgeizes, und 
folglich für ein unerſchütterliches Einvernehmen zwiſchen Preußen 
und Oſterreich aufbot. Dazu kamen die Bemühungen der ſüd⸗ 
deutſchen Könige, welchen das drohende Bild eines Kriegs zwiſchen 
Frankreich und Ofterreich das Herz zuſammenpreßte, und deshalb 
die fonft nicht unerwünſchte Spannung zwischen den deutſchen 
Großmächten zur Zeit als der Gipfel des Unheils erſchien. 
Der König von Württemberg reiſte ſelbſt nach Baden-Baden, 
um in dieſem Sinne perſonlich auf den Prinzen von Preußen 
einzuwirken. 

In der Umgebung des Prinzen war Herr von Schleinitz 
wie früher ſtets geneigt, dem Zuſammengehen beider Staaten 
das Wort zu reden. Herr von Auerswald war nicht gerade 
ſchwarz⸗gelb, meinte aber auch, Friede mit Oſterreich ſei beſſer 
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als Feindſchaft. Der Prinz hatte dagegen nichts einzuwenden, 
fand aber, daß zur Zeit für die Lösung der ſchwebenden Streit 
fragen Alles auf Oſterreichs guten Willen ankomme, und bisher 
ein ſolcher an keiner Stelle zum Vorſchein gekommen ſei. Aus 
dem Streite über die Raſtadter Beſatzung war, wie wir ſahen. 
wieder einmal die gefährliche Frage, ob zu einem Bundesbeſchluß 
darüber Majorität oder Einſtimmigkeit erforderlich fei, hewor⸗ 
gewachſen; Bismarck hatte den Proteſt gegen die Majorität mit 
der Drohung, die Matricularbeiträge Preußens zurückzuhalten, 
begleiten wollen, und Manteuffel die Drohung zwar geſtrichen, 
den Protest aber in aller feiner Schärfe nach Wien geſandt. 
Dazu kamen dann Nachrichten, daß Oſterreich feſt auf dem 
Plane beharre, bei dem demnächſtigen Ablaufe des Zollvereins 
mit Hülfe ber Mittelſtaaten entweder in denſelben einzutreten, 
oder mit Süiddentſchland ſeinerſeits einen Zollverein zu schließen, 
in jebem Falle alſo die bisherige preußiſche Hegemonie auf 
dieſem Felde zu brechen. Solche Beſtrebungen konnten die 
preußiſche Stimmung nicht verbeſſern, und vollends unwillig 
wurde der Prinz, als die Hofburg Ende Juni das preußiſche 
Cabinet mit einem Anerbieten überraſchte, in Naftadt einige 
preußiſche Bataillone zuzulaſſen, wenn ihr Preußen wie 1854 
Gewähr für alle ihre deutſchen und außerdeutſchen Beſitzungen 
leiſte — ungefähr ſo, wie wenn eine alte Dame einem jungen 
Freunde ſchriebe, fie ſchenke ihm ein ſchönes Hündchen, erwarte 
aber dafür, daß er fie heirathe. Es verſtand ſich, daß der 
Prinz ſehr beſtimmt erklürte, er hoffe auf gutes Vernehmen 
mit Oſterreich, wolle ſich aber nicht durch voreilige Tractate 
die Hände binden. So fielen Schleinip’s milde Worte bei dem 
Prinzen auf einen harten Boden; dieſer berief vielmehr Bismarck 
dreimal nach Baden-Baden und genehmigte ſogar, daß auch 
Manteuffel auf einige Wochen ſich dort einſtellte. Denn ein 
beſonderer Anlaß forderte im Juli ein wichtiges und durch⸗ 
greifendes Handeln vom Bundestage. Seit Anfang 1857 ber 
ſchüftigte die Verſammlung — wir kommen ſpäter des Näheren 
darauf zurück — eine Beſchwerde der holſteiner Stände über 
das verfaſſungs⸗ und vertragswidrige Benehmen der däniſchen 
Regierung gegen die Herzogthümer. Nach langem Berathen 
und Hin» und Herſchreiben waren endlich im Februar und im 
Mai Bundesbeſchlüſſe zu Stande gekommen, welche beſtimmte 
Forderungen an Dänemark ſtellten. Dieſes nahm ſich Zeit zur 
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Antwort, und erklärte endlich am 15. Juli ſich bereit, nicht etwa 
die Forderungen zu erfüllen, ſondern über dieſelhen, wie ſeit 
ſechs Jahren, fo auch jetzt weiter zu verhandeln. Oſterteich nach 
feiner alten Freundſchaft mit Dänemark, und ihm zuſtimmend 
die füddeutſchen Regierungen, erklürten ſich im Bundestage mit 
diefer Antwort vollkommen zufrieden geſtellt. Hier aber schritt 
der Prinz von Preußen mit entſcheidendem Nachdruck ein. Auf 
die erſte vorläufige Kunde von der däniſchen Antwort tele⸗ 
graphirte er nach Berlin, daß ſie ungenügend ſei, daß der 
Bundestag energiſches Vorgehen zu beſchließen habe, und Preußen 
hiebti ſtets die Initiative nehmen müſſe. Es war die Erinnerung 
an Olmütz, die hier in ihm aufkochte, es war die Geſinnung, 
die ihn am 8. November ſagen ließ, Preußen ſei ſtets bereit, 
das Recht zu ſchützen. Bismarck wurde nach Baden berufen, der 
Prinz lam mit ihm über das Verfahren am Bundestag überein, 
und nach einigen Wochen war ein Bundesbeſchluß fertig, welcher 
dem König⸗Herzog von Holſtein bei längerem Widerſtand die 
bewaffnete Execution ankündigte. 

Die Raſtadter Streitfrage wurde gegen Ende des Jahres 
durch ein vermittelndes Abkommen erledigt, und damit die 
außere Eintracht zwiſchen den beiden Höfen wieder hergeſtellt. 
Mehr wurde allerdings nicht erreicht: der Prinz⸗Regent blieb 
bei dem Entſchluſſe, Oſterreich gegenüber ſich freie Hand zu 
erhalten 

Nur zu bald aber traten Ereigniſſe ein, wo es nicht bloß 
auf das Vermeiden voreiliger Verpflichtung, ſondern auf die 
Entſchließungen einer poſitiven Politik ankam. Gleich auf der 
Schwelle ihres Wirkens wurde der Regentſchaft eine ſchwere 
Probe auferlegt. 
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Am 1. Januar 1859 erklärte Kaifer Napoleon bei der feier ⸗ 
lichen Gratulationscour dem öſterreichiſchen Geſandten: ich be⸗ 
daure, daß die Beziehungen zwiſchen unfern Regierungen nicht 
mehr fo gut find wie früher, bitte Sie aber, Ihrem Kaifer zu 
verſichern, daß meine perſönliche Hochachtung für ihn unverändert 
dieſelbe iſt. 

Dieſe Worte dröhnten wie ein Donnerſchlag durch ganz 
Europa. Alle Welt nahm fie als Vorläufer einer Kriegserklärung. 
An allen Börſen ſanken und ſtürzten die Courfe. 

Die Welt hatte nicht Unrecht, obgleich Napoleon bald nach⸗ 
her feine Verwunderung über ein ſolches Mißverſtändniß aus⸗ 
ſprach: gerade umgekehrt habe er ja erklärt, daß trotz einiger 
Spannung feine friedſertige Geſinnung gegen den Kaiſer Franz 
Joſeph unverändert fei. 

In Wahrheit war er mit dem Grafen Cavour über den 
Krieg gegen Öfterreich einig. In Plombieres war verabredet 
worden, daß der ſardiniſche König Victor Emanuel Lombardo⸗ 
Venetien, Parma und Modena, Frankreich aber für feine Hülfe 
Savoyen und Nizza erhalten ſollte. Als Unterpfand dieſes 
VBündniſſes würde ſich der Vetter des Kaiſers, Jerome Napoleon, 
mit einer Tochter des Königs vermählen. Wie man nach der 
Vertreibung der Oſterreicher Italiens Verhältniſſe geſtalten würde, 
blieb einſtweilen dem Gang der Ereigniſſe anheimgeſtellt. Na⸗ 
poleon dachte an einen italieniſchen Staatenbund unter dem 
Ehrenvorſiß des Papftes, und Cavour erhob dagegen keine Ein- 
wendung, wenn nur kein ausländiſcher Fürſt zu den Bundes⸗ 
gliedern zähle. Was die Einleitung des Kriegs betraf, jo wollte 
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man natürlich Europa nicht das Ürgerniß geben, plump heraus 
den Umſturz des ſeit 1815 vertrags mäßigen Veſihſtandes zu 
verkünden: im Gegentheil, ſtreng auf dem Boden dieſes Vertrags⸗ 
rechts würde man vorgehen. Zunächſt würde Napoleon in Wien 
den Antrag ſtellen, den Papſt zu Reformen im Kirchenſtaat 
aufzufordern, damit dort die franzöſiſchen und öſterxeichiſchen 
Garniſonen überflüſſig würden. Dann wollte man Oſterreſch, 
das ſtets legitime Ofterreich, eines groben Bruchs der Verträge 
von 1815 anlagen; diefe hatten nämlich die fouveräne Gelbe 
ftändigfeit der ifalienifden Staaten erflärt, und nun hatte 
Oſterreich mit mehreren derſelben Bündniſſe geſchloſſen, in 
welchen dem Wiener Hofe ſehr ſtarker Einfluß auf die innern 
Verhälmiſſe jener Staaten zugeſtanden, die Selbſtändigkeit ders 
ſelben alſo weſentlich beſchrünkt war. Hier dachte man ein⸗ 
äufepen und auf Grund der Wiener Congreßacte die Aufhebung 
dieſer rechtswidrigen Bündniſſe zu fordern, woraus ſich dann 
bei einer ablehnenden Antwort ein höchſt anftändiger Kriegefall 
ergeben würde. Es war allerdings die Widerlegung eines 
folgen Anſinnens nicht ſchwer. Wenn jene Staaten jelbftändig 
waren, fo hatten fie auch das Recht, Oſterreichs ftarten Schuß 
durch Beſchränkung gewiſſer Hoheits rechte zu erkaufen Leider 
aber konnte dieſe ſonſt ſchlagende Bemerkung in Oſterreichs 
Munde nur geringen Eindruck machen, da es 1850 ganz das⸗ 
ſelbe Argument, welches jetzt Frankreich vorzuführen ſich an⸗ 
ſchickte, ſeinerſeits gegen Preußen aufgeſtellt hatte: weil die 
Bundesacte die deutſchen Fürſten für ſouverän erklärt hat, iſt 
es unftatthaft, daß dieſe gewiſſe Hohcitsrechte an den prtußiſchen 
Unionsvorſtand abtreten. 

Während Napoleon dieſes diplomatische Rüftzeug im Stillen 
vorbereitete, war den ganzen Herbſt hindurch Capour und der 
italienische Nationalverein für die Entflammung der populären 
Gefühle tHätig. In allen Theilen der Halbinſel erhob ſich der 
Ruf nach Befreiung Italiens von der erdrückenden Fremd⸗ 
herrſchaft, nach Vereinigung der zerriſſenen Glieder des Vater⸗ 
landes. Preſſe, Kammerdebatten, Vereinsweſen, Alles wirkte in 
dieſem Sinne zusammen, in möglichſter Unbefangenheit und 
Offentlichteit, um den Wiener Gegner zu beunruhigen und zu 
unbedachten Schritten zu reizen. 

Dies gelang denn nach Wunſch und über alle Wünſche 
binaus. In Wien war man entrüftet; die geringſte Nachgiebig⸗ 
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keit erſchien mit der Würde des Reiches unverträglich; man 
wollte nicht angreifen, aber man erſehnte den Augenblick, in 
welchem der Wiederſacher einen Anlaß böte, ihn zu faſſen und 
dann vernichtend zu treffen. Seitdem Sardinien ein conſtitu⸗ 
tioneller Staat geworden, erklärte ein öſterreichiſcher Staats mann 
dem Herrn von Bismarck, iſt unſern Behörden eine regelmäßige 
Verwaltung der Lombardei unmöglich; es iſt für uns eine 
Lebensfrage, daß wir Sardinien zur Abſchaffung der Conſtitu⸗ 
tion und zum Verzicht auf den nationalen Gedanken zwingen. 
Ganz fo, wie einſt in Deutſchland Metternich den Einheits ⸗ 
gedanken den verruchteſten genannt, und Schwarzenberg in 
Berlin zum Verfaſſungsſturz gedrängt hatte. Freilich, es iſt 
weder eine ſchöne noch eine ſichere Lage, wenn man das Elend 
der Nachbarn als die nothwendige Bedingung des eigenen Da⸗ 
ſeins betrachten muß. Indeſſen, ſo hatten die Dinge ſich ſeit 
mehr als einem Jahrhundert entwickelt, und der Wiener Hof 
erſehnte den Krieg mit nicht geringerer Leidenschaft als der 
Turiner. Kaum war Napoleons Neujahrsgruß durch Europa 
erffungen, fo warf Oſterreich 30000 Mann in die Lombardei, 
und ließ Woche auf Woche Verftärkung folgen. Natürlich er⸗ 
klärte ſich darauf Sardinien durch ſolche Anhäufung großer 
Truppenmaſſen an ſeinen Grenzen bedroht, begann ebenfalls, 
ganz gewiß nur zur Vertheidigung, zu rüſten, und rief zu Oſter⸗ 
reichs höchſter Erbitterung Freiwillige aus ganz Italien unter 
fein Banner, welche dann eine beſondere Heerſchaar unter dem 
großen revolutionären Führer Garibaldi bildeten. 

Dieſes Wal griff nun auch der Wiener Hof zu dem Mittel 
der populären Agitation, ſo wenig ſich dasſelbe ſonſt mit ſeinen 
politiſchen Gewohnheiten vertrug. Hier aber kam ihm Alles 
auf die Gewinnung der deutſchen Bundeshülfe an, deren Anz 
kündigung vielleicht den franzöſiſchen Angriff ganz verhüten, 
andersfalls aber die franzöſiſche Armee an den Rhein führen 
und damit von Italien ferne halten würde. Während alſo die 
kaiſerlichen Diplomaten an allen deutſchen Höfen Himmel und 
Erde in Bewegung ſetzten, um den Fürſten die Unterſtützung 
der deutschen Praſidialmacht als ſelbſtverſtändliche patriotiſche 
Pflicht zu ſchildern, und auch bei der großen Mehrzahl bereit⸗ 
williges Gehör fanden, erſcholl in der füddeutſchen Preſſe Tag 
für Tag die Loſung, daß der wälſche Erbfeind mit Deutſchlands 
vereinter Kraft zu zerſchmettern ſei. Nimmermehr dürfe ſich 


0 Google RINCETON UNVERSIT 


1859 Spaltung der öffentlichen Meinung in Deutichland. 291 


wiederholen, was 1805 und 1807 geſchehen, daß zuerſt Preußen 

den öſterreichiſchen Bruderſtamm im Stiche laſſe, und nach 

kurzer Friſt dann ſeinerſeits in der Vereinzelung zuſammenbreche 

Wenn Oſterreich in Italien angegriffen werde, fo ſei dadurch 
auch Deutſchland unmittelbar bedroht, denn der Rhein könne 
ohne den Beſitz des Po nicht vertheidigt werden. Der fran⸗ 
zöſiſche Deſpot habe im Innem feines Reiches jede Freiheit 
erſtickt; jetzt mache er nicht die Freiheit, ſondern die Revolution 
zum Ausſuhrartilel, ganz fo wie die frühern Könige die Pro⸗ 
teftanten zu Haufe verbrannt, und draußen gegen Kaiser und 
Kirche unterftügt, und darin das Mittel gefunden hätten, Loth⸗ 
ringen und Elſaß dem Reiche zu rauben. Wer jezt in dem 
heiligen Kampfe zurücbleibe, verrathe das Vaterland und zer» 
reißt die deutsche Nation. So tünte es in München und 
Augsburg, wie in Stuttgart und Darmſtadt; mit lärmendem 
Terrorismus wurde jede abweichende Meinung erſtickt, und un⸗ 
aufhörlich die Regierungen zu ſchleuniger Bewaffnung gedrängt. 
Die Wirkung war groß: die Herzen des ſüddeutſchen Volkes 
geriethen in glühende Bewegung: niemals war ſeit 1848 ſo 
lautes Schalles Deutſchlands Ehre und Deutſchlands Einheit 
gepriefen worden, wie es in dieſem Zeitungsſturme des Wiener 
Preßbureaus geſchah. 

Ganz anders war die Stimmung im deutſchen Norden. 
Dort hatte man weder Schleswig⸗Holſtein und Olmütz, noch 
die ſchwere Kriſis des Zollvereins vergeſſen; bei der großen 
Mehrheit des preußischen Voltes herrschte nach liberalen und 
nationalen Gefühlen eine ſtarke Abneigung gegen Oſterreich, 
wöhrend das Auſſtreben Italiens zu Freiheit und Einheit einer 
lebhaften Sympathie begegnete. Napoleon's klug berechnete 
Haltung trug dazu bei, die öffentliche Meinung Preußens in 
dieſer Richtung zu befeftigen. Gegenüber dem Waffenlirm in 
Oſterreich war auf franzöſiſchem Boden von ernſtlicher Rüſtung 
leine Rede; ein kleines Armeccorps ſammelte ſich an der Grenze 
von Savoyen, ſonſt herrſchte tiefer Friede im Lande, und die 
Kriegsflotte lag abgetakelt im Hafen von Toulon. Auch die 
preußiſche Regierung fand bei dieſer Sachlage keinen Anlaß zu 
fkriegeriſchen Beſchlüſſen. Mochte ſich aus begreiflichen Gründen 
in Piemont eine ſtarte Aufregung entwideln: ohne Napoleon s 
Hulſe würde der kleine Staat keine Schilderhebung wagen, 
Napoleon aber begehrte bisher nichts weiter als auf dem Grunde 


Google 


232 Der italienifhe Erieg 1859 


der europäiſchen Verträge von 1815 eine Beſſerung der auch 
nach preußiſchem Urtheil unleidlich gewordenen italienischen Zu⸗ 
fände. Der Prinz⸗Regent war alſo nicht einen Augenblick 
zweifelhaft, daß bis jetzt mit der ganzen Frage der deutſche 
Bund nichts zu ſchaffen habe, daß mithin Preußen am der Be- 
handlung derſelben nicht als Bundes ſtaat, ſondern ſelb ſtändig 
als europäifche Großmacht ſich betheiligen werde. Herr von 
Schleinitz war bei aller Freundſchaft für Öfterreich vor Allem 
ein Feind ſcharſer und vielleicht gefährlicher Entſchlüſſe, und 
that Alles, feinen Gebieter in dieſer Auffaſſung zu beflärten. 
Am Bundestag mußte damals Bismarck dem Herrn von Uſedom, 
einem Parteigenoſſen der neuen Aera, den Plaß räumen, um 
Preußens Vertretung in Petersburg zu übernehmen: die beiden 
Herren liebten ſich ſonſt ſehr wenig, ftimmten aber völlig in der 
schwebenden Frage überein, da Bismarck ſortdauernd Öfterreich 
für Preußens Hauptgegner hielt, und Üſedom für Italiens 
Unabhängigkeit ſchwärmte. Ebenſo ſtand es in Berlin bei den 
Führern und der Mehrheit der Abgeordneten; niemand hatte 
Luft, für die italieniſche Mißregierung Oſterreichs und der Curie 
eine Lanze zu brechen. 

Was die beiden andern neutralen Großmüchte, Ruß land 
und England, betraf, ſo gab es in Petersburg nur Eine Meinung, 
die Freude über die bevorftehende Demüthigung des österreichischen 
Stolzes, in ſolchem Grade, daß Kaifer Alexander den Gedanken 
nicht verhehlte, feinerjeits gegen jeden einzuſchretten, welcher Öfter- 
reich durch Hülfsbereitſchaft emuthigen würde. In England 
ging der vorherrſchende Wunſch auf Erhaltung des Friedens, 
wobei die jeßt regierende Torypartet mehr auf die üöſterreichiſche 
Seite neigte, während die Whigs entſchieden die Sache der 
italieniſchen Patrioten vertraten. Der Miniſter Lord Malmesbury 
machte zunächſt emen Vemittlungsverſuch, indem er den englischen 
Geſandten in Paris, Lord Comley, nach Wien gehen, und dort 
nachdrücklich zur Berückſichtgung der franzöſiſchen Anträge auf 
innere Reformen in Italien, mahnen ließ. Der Geſandte wurde 
mit dem Worte empfangen: wir brauchen keine Vermittler, ſondern 
Alltirte. Auf feine Vorſchläge, bei Bewilligung der Reformen 
Oſterreich den bisherigen Territorialbeſtand zu gewährleiſten, 
erhielt er halb zuſtimmende, halb ausweichende Antworten. Ehe 
aber die Verhandlung zu feſtem Ergebniß gekommen war, wurde 
fie von Rußland durch den Vorſchlag gekreuzt, die italieniſchen 
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Verhältniſſe auf einem Congreß der Großmüchte unter Zußiehung 
von Vertretern der italieniſchen Staaten, zu ordnen. Der Vor⸗ 
ſchlag wurde von Frankreich mit Eifer, von England und Preußen 
ohne Beden len angenommen. Dagegen erregte er wahren Grimm 
bei Oſterreich. Wie? man ſollte ſich herbeilaſſen, wenn auch 
dem Namen nach als Gleicher unter Gleichen, thalſächlich aber 
als Angeklagter gegenüber dem verhaßten Sardinien vor dem 
Tribunal der übrigen Mächte zu erſcheinen? Man ſollte die 
Fremden einreden laſſen in die von Europa geſchaffenen, ſeit 
einem Menſchenalter geübten Herrſcherrochte? Lieber ginge ich 
an den Galgen, als in dieſe Eonferenz, ſoll Graf Buol gerufen 
haben. Man lehnte den Antrag nicht kurzer Hand ab, man 
machte aber Weiterungen im Einzelnen, zuerſt über den Ort des 
Congreſſes, dann über feine Vorbedingungen. Man erklürte 
jede Verhandlung unmöglich, ſo lange nicht Sardinien die 
Freiwilligen Garibaldi's entlaffen, und fein Heer auf Friedensfuß 
geſetzt habe, dann werde auch Oſterreich abrüſten und in den 
Congreß eintreten. Rußland und England fanden, daß Piemont 
durch die doppelt ſtärkere Truppenmacht des Gegners viel mehr 
bedroht fei, als Oßerreich durch das kleine piemontefifche Heer; 
fie ſchlugen alfo gleichzeitige Entwaffnung vor. Napoleon blieb 
fanftmüthiges Geſichls, nahm jeden Vermittlungsvorſchlag an, 
ängftigte Cavour nicht wenig durch dieſe grenzenleſe Nachgiebigkeit, 
ſagte dann aber dem ſardiniſchen Geſandten in s Ohr: macht 
Euch keine Sorgen, aus alledem wird nichts. 

Er hatte das öſterreichiſche Cabinet richtig beurtheilt. Graf 
Buol begann allerdings zu zaudern, in der Beſorgniß, durch 
ſalſche Schritte die Gunſt Europas dem Gegner zuzuwenden. 
Aber die Entſcheidung lag nicht mehr in ſeiner Hand. Die 
Häupter der vornehmen Offieiere und des höhern Klerus, der 
Chef des Militärrabinets, Graf Grünne, und der Erzbiſchof von 
Wien, Cardinal Raufcher, drängten den Kaiser, nicht bloß jede Nach⸗ 
giebigteit abzuweiſen, ſondern fo ſchuell wie möglich den heiligen 
Kampf gegen die offene Revolution in Turin und die heuchleriſche 
in Paris zu beginnen. Mit jedem Tage fig die Ungeduld, 
die fo energiſch begonnenen, für den armen Staatsſchaß fo 
erdrückenden Nüſtungen zu verwerthen, und Sardinien vor der 
Vollendung der franzöſiſchen Kriegsvorlehrungen zu zermalmen. 
Erzherzog Albrecht kam nach Betlin, meldete die Abſicht des 
Koiſers an, ein Ultimatum nach Turin zu ſenden, um dort binnen 
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lürzeſter Frift die Abrüſtung zu begehren, und fie im Weigerungs⸗ 
falle durch Waffengewalt zu erzwingen; wenn darauf Frankreich 
den Piemonteſen zu Hülſe komme, hoffe der Kailer auf nach⸗ 
drückliche Unterjtügung des preußiſchen Bundesfreundes. Der 
Prinz⸗Regent erwiderte, wenn Frankreich die Verträge breche, 
deutſches Bundesgebiet verletze, die Neutralität Belgiens, der 
Schweiz, Savoyend bedrohe, werde Preußen mit voller Stärke 
auf den Kampfplatz treten: überall aber ſei die Vorausſetzung. 
daß Öfterreich jeht fein Mittel zur Erhaltung des Friedens 
underſucht laſſe, alſo vor Allem aufhöre, dem Zuſammentritt des 
Congreſſes Hinderniſſe in den Weg zu legen U). Trotzdem brach 
in demfelben Augenblick die Wiener Kam pfluſt durch alle Schranken 
hindurch. Noch einmal warnte Graf Buol und zögerte den 
verhängnißvollen Schritt drei Tage hin; dann aber fiel die Ente 
ſcheidung gegen ihn, jo daß er feine Entlaſſung einreichte, und 
bald nachher durch den Bundestags⸗Geſandten, Grafen Rechberg, 
erſetzt wurde. Am 23. April erſchien darauf ein öſterreichiſcher 
Officier in Turin mit dem Ultimatum, entweder vollſtändige 
Entwaffnung oder Krieg binnen drei Tagen. Cavour athmete 
auf. Er ſchickte den Abgeordneten mit der Antwort zurück, daß 
die Frage der Entwaffnung nur mit jener des Congreſſes ent» 
ſchieden werden könne. Er wußte jetzt, daß ganz Europa die 
Schuld des Friedensbruches auf Sſterreichs Rechnung feßen 
würde. Und fo war es. In England, wo man bisher mit 
ſtartem Mißtrauen auf Napoleon gefehen hatte, begeiſterte ſich das 
Volk für Italiens Auferſtehung. Rußland machte vier Ar mercorps 
mobil, um eintreten des Falls einen öſterreichiſchen Triumph zu ver⸗ 
hindern. Preußen erklärte in einem Rundſchreiben vom 26. April, 
daß es ſich fortan auf die Beſchützung des Bundesgebiets 
beſchrünlen, übrigens aber in neutraler Stellung verharren würde. 

Jedoch eine neue Wendung ſtand bevor, welche den Sinn 
des Regenten bis zu einem gewiſſen Grade wieder zu Oſterreich 
hinüber lenkte. Während die franzöſiſchen Truppen in größter 
Eile nach Italien hinübergeſchafft wurden, erhob ſich in Parma 
das Boll am 1. Mai und verjagte feine Regierung. Am 3. Mai 
erflärte Napoleon, daß Ofterreich durch Überſchreilen des Teſſin 
den Frieden gebrochen habe; durch Oſterreichs Schuld ſei es 
icpt dahin gekommen, daß entweder Osterreich bis zu den Alpen 
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herrschen, oder Italien bis zur Adria frei werden müſſe. Dies 
widerſprach aber den Anſchauungen des Prinz⸗Regenten durchaus. 
Bei allem Mitgefühl für Italiens elende Lage war er doch 
entrüſtet über den napole vniſchen Übermuth, welcher eigenmächtig 
die vor vierzig Jahren gegründete Ordnung Europas umzuwerſen 
unternahm. Er wünſchte heilſame Reformen in Italien, aber 
keinen Umſturz der Throne, keine Verſchiebung der Grenzen. Es 
war derſelbe Standpunkt, von dem aus er die den italieniſchen 
ſo ähnlichen deutſchen Verhältniſſe beurtheilte und zu behandeln 
wünſchte. Wie jeit er auch überzeugt war, daß dereinſt das 
Schwert Preußens die deutſche Einheit erringen würde, fo ſicher 
war auch ſein Entſchluß, auf dem Wege geſetzlicher Reform zu 
beharren und die Rechte feiner deutſchen Mitfürſten zu achten, 
fo lange fie nicht ihrerſeits durch feindfelige Schritte gegen Preußen 
ihm ſelbſt das Schwert in die Hand drängten Auch dem fran⸗ 
zöſiſchen Kaifer dachte er dieſelbe Schranke zu ſeßen und thattrüftig 
einzugreiſen, wenn ſie überſchritten würde. So entſtand bei 
ihm der Plan einer bewaffneten Vermittlung im geeigneten 
Augenblick. Zunächſt ließ er das preußiſche Heer, wie dies jeder 
Staat beim Ausbruch eines großen Krieges im Nachbarlande 
thut, in die ſogenannte Kriegsbereitſchaft, eine Vorbereitung der 
Mobilmachung, kreten. Durch vorzeitiges Waffenklirren, z. B. 
Auſſtellung eines Beobachtungsheeres am Rhein, den franzöſiſchen 
Angriff von Italien hinweg auf Deutſchland zu ziehen, war er 
keineswegs geneigt. Vielmehr follte die bewaffnete Vermittlung 
erft eintreten, wenn die franzöſiſche Armee, deren Sieg über die 
Öfterreicher er für ſicher hielt, ſich fo weit in Italien verbiffen 
hatte, daß im Falle des Bruches die deutſchen Heere am Rhein 
mit entſcheidender Übermacht den Kampf aufnehmen könnten. 
So ließ er einſtweilen das Lärmen und Toben der ſüddeutſchen 
Preſſe gelaſſen über ſich und ſeine Regierung ergehen, für ſich 
ſelbſt völlig klar über fein Verfahren, von feinen Miniſtern 
freilich ſchwach unterſtützt, da Fürſt Hohenzollern nicht feſt genug 
gegen das füddeutſche Drängen, und Herr von Schleiniß und 
fein Unterſtaatsſecretär von Gruner einiger Maaßen außer ſich 
über die Gefahren jedes activen Entſchluſſes waren. 

Unterdeſſen ging ber Krieg feinen, Anfangs ſehr langſamen 
Gang. General Graf Gyulay brach am 29. April mit 112000 
Mann über den Teſſin in das piemonteſiſche Gebiet ein, und 
da an dieſem Tage erſt eine kleine franzöſiſche Schaar in Piemont 
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angelangt war, glaubte die Welt, er werde in kurzer Friſt das 
halb jo starke ſardiniſche Heer überrennen, Turin einnehmen, die 
Alpenpäſſe ſperren. Aber nichts der Art geſchah. Nachdem er 
die nüch ſte piemonteſiſche Provinz, die Lomellina, beſetzt hatte, 
blieb er Woche auf Woche ruhig ſtehen, wie wenn er keine andere 
Aufgabe hätte, als dort die Ankunft der Franzosen zu brüderlicher 
Umarmung abzuwarten. Der Prinz'⸗Regent beſchloß in dieſer 
Zeit, den jüngern General Williſen nach Wien zu ſenden, nicht 
gerade zum Abſchluß eines bindenden Vertrags, ſondern zum 
Meinungsaustauſch über die von Preußen beabſichtigte Ver⸗ 
mittlung. Preußen würde dabei für die Erhaltung des öſter⸗ 
riichiſchen Lönderbeſtzes in Italien eintreten, bedürfe aber, um 
mit dem erforderlichen Gewichte wirken zu können, der vollen 
Verfügung über die Streitkräfte bes deutſchen Bundes, es wäre 
denn, daß in der That ein öſterteichiſches Heer die Deckung des 
Oberrheins übernehme, welchem dann die füddeutſchen Truppen 
zuzuweiſen wären. Anfangs redeten die Wiener Staats männer 
in ſehr hohem Ton. Man habe von den deutſchen Bundes brüdern 
etwas Beſſeres als eine kühle Vermittlung erwartet. Es reiche 
nicht aus, daß Preußen für Oſterrrichs Herrſchaſt in Lombardo⸗ 
Venetien die Stimme erhebe. Oſterreich bedürſe auch die Er⸗ 
haltung feiner Schutzverträge mit den italieniſchen Staaten; 
nicht bloß Sardinien müſſe unſchädlich gemacht werden, ſondern 
auch der freche Pariſer Uſurpator geſtürzt, und in Frankreich 
der legitime König Heinrich V. wieder eingeſetzt werden. Erſt 
damit könne für Europa der Segen allſeitiger Ruhe und Ordnung 
zurückgewonnen und der Dämon der Revolution gründlich ge⸗ 
bändigt werden. Man gebe ſich alſo der Hoffnung hin, daß 
unter Preußens Mitwirkung die Geſammtkraft Deutſchlands für 
biefe legitimen und Gohen wee zu den Waſſen eilen werde. 
Dem Allem konnte Wilifen nur mit runder Ablehnung ant⸗ 
worten, weder für die Schutzvertröge noch für den ſardiniſchen 
Verſaſſungsſturz oder gar einen franzöſiſchen Thronwwechſel werde 
ſich Prußen verpfliten. Während dieſer Verhandlungen aber 
waren 150000 Franzoſen in Piemont angelangt, damit eine be⸗ 
deutende Überzahl gegen Graf Gyulay in Bewegung, und ein 
erſtes größeres Gefecht bei Montebello am 20. Mai für die 
Oſterreicher unglücklich ausgefallen. So ſtimmte denn Graf 
Rechberg feine Begehren weſenklich herab, erklärte ſich mit den 
preußiſchen Vorſchlägen einverſtanden, und beantragte demnach, 
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daß die beiderſeitigen Verpflichtungen, alſo die öfterreichifche 
Zuſage, Preußen die alleinige Verfügung über das Bundesheer 
zu überlaſſen, ſowie die preußiſche Verheißung, die Vermittlung 
auf der Baſis der Erhaltung des öſterreichiſchen Beſizſtandes 
in Italien zu beginnen, durch Notenaustauſch in eine ſchriftliche 
Vertragsform gebracht würde. Dieſen letzten Punkt lehnte Herr 
von Schleiniz in einer Depeſche vom 14. Juni, welche der 
preußiſche Geſandte dem Grafen Rechberg vorzuleſen hatte, aus 
dem einleuchtenden Grunde ab, daß nach dem Abſchluſſe eines 
ſolchen formellen Vertrags Preußen unmöglich mehr als Ver⸗ 
mittler auftreten könne; in der Sache wiederholte er die preußiſche 
Erklärung, „zum Zwecke der Erhaltung des beſtehenden Territorial⸗ 
beſitzes eine bewaffnete Vermittlung eintreten zu laſſen, und je 
nach dem Erfolge derſelben. fo weiter zu handeln, wie es feine 
Pflichten als europäiſche Großmacht und der hohe Beruf Deutſch⸗ 
lands erheiſchen.“ An demſelben Tage verfügte der Prinz⸗Regent 
die Mobilmachung von ſechs Armeecorps, alſo einer Streitmacht 
von 180000 Mann, und einen Antrag am Bundes tag auf Bildung 
eines Obſervationscorps von 60000 Mann aus den beiden ſüd⸗ 
deutſchen Bundescorpz. Eine ſolche Rüſtung, fo ſcheint es, war 
ausreichend, um den Exnft des preußifchen Auftretens darzuthun. 

In Wien aber war man anderer Meinung. Zwar hatte 
Graf Gyulay am 4. Juni die Schlacht bei Magenta verloren, 
dann die Lombardei geräumt, und ſich hinter den Mincio zurück⸗ 
gezogen; gleichzeitig hatte in Toscana, Modena, Bologna die 
Bevölterung ihre bisherigen Regierungen verjagt und dem ſar⸗ 
diniſchen Heere ansehnlichen Zuzug geleiſtet. Troß alledem war 
im laiſerlichen Cabinet der Muth noch ungebrochen; die Soldaten 
hatten fich trefflich geſchlagen, und man hoffte, unter beſſerer 
Führung und feiſcher Verſtärtung des Heeres, auf endlichen 
glänzenden Sieg. Kaiſer Franz Joſeph eilte nach Verona, um 
den Oberbefehl perſönlich zu übernehmen; fein Chef des General⸗ 
ſtabs war der in italieniſchen Kümpfen glorreich bewährte General 
Heß; über 40000 Mann neuer Truppen ſtießen zu der Armee, 
fo daß jetzt zwei Drittel der gefammten österreichischen Streitmacht 
am Mincio verſammelt waren und in erheblicher Überzahl gegen. 
den Feind vorgehen konnten. Ber ſolchen Hoffnungen blickte 
man mit Unwillen auf den deutſchen Bundesfürſten, der nur 
von guten Abſichten redete, aber Feine Verpflichtung zum Waffen⸗ 
dienſt übernehmen wollte, und am 22. Juni ließ Rechberg eine 
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Depeſche nach Berlin abgehen, worin er Preußens Bundespflicht 
nicht bloß zur Wahrung des ganzen öſterreichiſchen Gebiets, 
ſondern auch zur Erhaltung der öſterreichiſchen Schutzverträge 
in Italien behauptete, und für alle Verhandlungen beim Bundes⸗ 
tag Oſterreich freie Hand vorbehielt. Alſo Aufrechterhaltung 
der weiteſten eigenen, Ablehnung der einzigen preußiſchen Forderung. 
Aber dieſem Hochmuth folgte die Vergeltung auf dem Fuße. 
Am 23. Juni führte Franz Joſeph fein Heer über den Mincio 
den Franco-Sarden entgegen und erreichte am Abend die Höhen 
von Cavriana und Solferino. 

Am 24. Morgens wurde er dort von dem Anſturm des 
Femdes betroffen, und in Folge eines hartnäccigen, äußerſt 
blutigen Kampfes nach der Durchbrechung ſeines Centrums zu 
erneutem Rückzug genöthigt. Mehr als 20000 Todte und Ver⸗ 
wundete bedeckten das grauſige Schlachtfeld, und die beiden 
kaiſerlichen Feldherren ſchauderten bei dem Anblick dieſes unabſeh⸗ 
baren Maſſenelends. General Benedek, der einzige unter den 
öſterreichiſchen Führern, der an dem Unglückstage mit Erfolg 
getämpft, hat fpäter erzählt, er habe im Kriegsrath am folgenden 
Morgen auf die ſofortige Erneuerung des Kampfes gedrungen, 
da bie Franzoſen ebenfo ſtarte Verluſte gehabt und weniger 
friſche Truppen im Rückhalt hätten als die Oſterreicher; der 
Kaifer aber habe mit Thränen im Auge gerufen: lieber eine 
Provinz verlieren, als noch einmal fo grußliche Dinge erleben. 
Die Armee ging unter die Kanonen von Verona ader hinter die 
Eric) zurück. Die Lombardei war aufgegeben. 

Eben an dieſem entſcheidenden 24. Juni ſandte der Prinz⸗ 
Regent, unbeirrt durch Rechberg's abweiſenden Erlaß, eine De⸗ 
peſche nach London und Petersburg, worin Preußen den Beginn 
ſeiner bewaffneten Vermittlung auf den beiden Grundlagen der 
Erhaltung des Territorialbeſtandes und der Durchführung poli- 
tiſcher Reformen in Italien ankündigte, und die beiden Groß⸗ 
möchte um Unterftüßung dieſes Programms erſuchte. Zugleich 
befahl der Regent die Mobilmachung feiner geſammten Armee, 
und ftellte am Bundestage den Antrag auf Zuſammen ziehung 
der beiden ſüddeutſchen Bundescorps. Binnen weniger Wochen 
wären hienach beinahe 400000 Mann am Rheine kampfbereit 
geweſen, welchen Frankteich in dieſem Augenblick laum die 
Hälfte entgegen ſtellen konnte. Wenn Napoleon die Lombardei 
herauszugeben weigerte, war auch ohne öſterreichiſche Bundes⸗ 
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truppen am Rheine eine große Ausſicht auf deutſche Triumphe 
eröffnet. 

Aber in demſelben Augenblick vollzog ſich auf dem Kriegs⸗ 
ſchauplahe ein ganz Europa übertaſchender Unſchwung. 

Die beiden ſtreitenden Kaiſer waren des Kriegs in gleicher 
Weiſe überdrüffig. Napoleon ſah ſich dem berühmten Fejtungs- 
viereck, und zu deſſen Uberwältigung ſchweren Kämpfen gegenüber; 
er fürchtete im Innern große Schwierigkeiten durch den Zorn 
des Klerus über den jetzt auch die weltliche Herrſchaſt des Papſtes 
bedrohenden Krieg; er vernahm, daß ſein hoher Freund, der 
ruſſiſche Kaiſer, ſehr ungnädig auf die revolutionäre Bewegung 
in Italien ſchaute. Auch ihm ſelbſt erſchien das italieniſche 
Nationalgefühl nicht mehr in überall roſigem Lichte, da ihm 
fein Vetter Jerome, dem er den Thron von Toscana zugedacht 
hatte, von dort berichtete, daß er auch nicht Eine Stimme für 
feine Candidatur habe gewinnen können. Jeht lam ihm aus 
London die Kunde von der herandrohenden preufifchen Vermitt⸗ 
kung und deren erſter Forderung: Unantaſtbarkeit des öſter⸗ 
reichiſchen Länberbefiges in Italien. Nach feinen Abreden in 
Plombikres und dem Kriegsmanifeſte: „Frei bis zur Adria“ 
war dies für ihn schlechthin unannehmbar, dann aber hatte er 
einen gefährlichen Kampf mit ganz Deutſchland zu befahren, 
ohne, wie im Anfang des Kriegs, auf eine ruſſiſche Diverſion 
im Rücken des Gegners hoffen zu dürfen. So faßte er plötzlich 
den Beſchluß, damit er dem Vermittler entgehe, mit dem Feinde 
unmittelbare Verbindung zu ſuchen. Am Abend des 6. Juli 
fandte er feinen Adjutanten, den General Fleury, hinüber nach 
Verona, um dem Kaiſer Franz Joſeph zunachſt einen Waffen⸗ 
ſtillſtand vorzuſchlagen. 

Hier fand der Unterhändler vollkommen übereinſtimmende 
Gefühle: eine leb hafte Sehnſucht nach Beendigung des Kriegs, 
ſchwere Beſorgniſſe über unruhige Bewegung in Ungarn, ent⸗ 
ſchiedenen Widerwillen gegen Preußens Einmiſchung. An der 
von Preußen verſprochenen Errettung der Lombardei war dem 
Wiener Cabinet weniger gelegen, als an den von Preußen auf⸗ 
gegebenen Schutzverträgen, welche Oſterreich die indirecte Herr 
ſchaſt über Mittel- und Unteritalien ſicherten. Und vollends 
alſcheulich war die Vorftellung, daß nach den eigenen Nieder⸗ 
lagen in Italien Preußen vielleicht große Siege in Frankreich 
erfechten und ſich damit an die Spihe Deutſchlands ſchwingen 
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könnte. So eben hatte am 4. Juli Preußen am Bundestag 
den Antrag geftellt, daß ſämmtliche Bundestruppen unter feinen 
Oberbefehl treten ſollten, jetzt am 7. erſchien der öſterreichiſche 
Gegenantrag, daß der Prinz⸗Regent zum Bundesfeldherrn nach 
den Grunbjäßen der löblichen Bundeskriegsverfaſſung, alſo mit 
ſiebzehn beauffichtigenden Bundescommiſſaren in feinem Haupt⸗ 
quartier, und mit Unterſtellung unter die Weiſungen des Bundes⸗ 
tags, gewählt werden möge. Das hieß Preußen den Krieg ver⸗ 
bieten, denn man wußte fehr gut, daß der Prinz zu einer ſolchen 
Stellung ſich niemals herbeilaſſen würde. Die nothwendige Con⸗ 
fequenz war die begierige Ergreifung der von Napoleon ger 
botenen Friedenshand. 

Bereits am 8. Juli kam ein Waffenſtillſtand bis zum 
15. Auguſt zum Abſchluß. Am 11. Juli fand in Villafranca eine 
perfönlie Zuſammenkunft der beiden Monarchen Statt, wo 
Napoleon feinem öſterreichiſchen Gegner das Friedenswerk durch 
eine erfundene Geſchichte erläuterte, unter der Zuſtimmung 
Englands und Rußlands werde Preußen als Vermittler die 
Forderung aufftellen, daß Venetien ein unabhängiger Staat 
unter einem öſterreichiſchen Erzherzog werde, und die Lombardei, 
Modena und Parma an Sardinien, Toscana an den Herzog 
von Parma falle — in Wahrheit hatte er ſelbſt ſolche Artikel 
in London vorlegen laſſen — er aber, Napoleon, ſei bereit, dem 
von ihm hochverehrten Kaiſer viel beſſere Bedingungen zu ge⸗ 
währen. Er erhob dann in der That keinen Widerſpruch, daß 
Venetien fo wie Mantua und Peschiera, wie bisher österreichisch 
bleibe, und nur die Lombardei abgetreten werde; er war ein⸗ 
verſtanden mit der Wiedereinfegung der vertriebenen Fürſten von 
Toscana und Modena, allerdings mit der Bedingung, daß dazu 
keine Waffengewalt angewandt würde. Franz Joſeph nahm dies 
an, in der gutmüthigen Meinung, wenn jene Länder erſt von 
den feindlichen Truppen geräumt wären, würden die Einwohner 
ſich beeilen, ihre geliebten Landes väter mit Jubel zurückzuholen. 
Die italieniſchen Staaten ſollten dann mit Einſchluß Oſterreichs 
unter den Vorſiß des Papſtes eine Bundesverfaſſung erhalten, 
Oſterreich liberale Inſtitutionen in Venetien gewähren, der Papſt 
eingeladen werden, im Kirchenſtaat die unvermeidlichen Reformen 
einzuführen. In einigen Stunden waren dieſe Friedens prälinn⸗ 
narien einträchtig durchgeſprochen; darauf brachte fie Napoleon 
eigenhändig, zum Theil unter dem Dictat des Grafen Rechberg, 
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zu Papier; die nähere Ausarbeitung follten fie auf einer baldigſt 
zuſammentretenden Conferenz in Zürich erhalten. 

Ein feltfamer Friede, bei dem der Sieger allen Hoffnungen 
entfagte, um derentwillen er den Krieg unternommen, und der 
Beſiegte zwar eine italieniſche Provinz verlor, dafür aber die 
Oberherrſchaft über ganz Italien aufs Neue zugeſichert erhielt. 
Auf das Tiefſte verlegt über dieſen Bruch der Zuſagen von 
Plombikres war König Victor Emanuel, und Cavour, im erſten 
Augenblick innerlich niedergeſchmettert, trat auf der Stelle aus 
dem Miniſterium aus. Um keinen Preis hätte er ſich bei der 
Ausführung betheiligt, denn ein italieniſcher Bundesstaat, mit 
dem Papſte als Vorſitzer und mit Oſterreich nebſt deſſen beiden 
Agnaten von Toscana und Modena als Mitgliedern, würde die 
Anechtſchaft Italiens nicht erleichtert, ſondern verewigt und vor 
Allem auf Piemont ausgedehnt haben. Cavour hatte ſich früher, 
wie wir bemerkten, mit dem Gedanken eines von Italienern 
geleiteten Bundesſtaats vertraut gemacht; jeht aber kehrte er 
jeder Vorſtellung dieſer Art den Rücken, und je härter das 
Schickfal ihn und fein Volk zu erdrücken ſchien, deſto kühner 
ſteigerte er die nationale Forderung an die Zukunft: da unſere 
Fürften fremdes Bluts und Vaſallen fremder Machthaber find, 
gibt es für Italien nur Eine Rettung, den abſoluten Einheits⸗ 
ſtnat. Nicht mehr als Minifter, aber als Parteiführer ſandte 
er die Mahnung an die Häupter der Erhebung in Parma und 
Modena, in Florenz und Bologna, Stand zu halten auf jede 
Gefahr, die Pücklehr der alten Machthaber unmöglich zu machen, 
jede gewaltſame oder communiſtiſche Unordnung zu hindern, 
durch allgemeine Volksabſtimmung die Verſchmelzung mit Sar⸗ 
dinien verfügen zu laſſen. Hier zeigte ſich denn, wie viel das 
italieniſche Volk in der Schule des Leidens gelernt hatte. Mit 
muſterhafter Sicherheit und Einmüthigkeit wurden jene Inſtrue⸗ 
tionen durchgeführt, und ehe der Auguſt zu Ende ging, hatten 
die vier Provinzen ihre Annexion an Piemont beſchloſſen und 
dem König Victor Emanuel ihre Huldigung übersandt. Dieſer 
war für den Augenblick noch zu einem hinhaltenden Verfahren 
genöthigt: er nahm dankend von den Abſtimmungen Kenntniß 
und versprach, ihre Wünſche den großen Mächten Europas auf 
das Wärmfte zu empfehlen. Die Entrüſtung in Wien bei dieſem 
Hergang brauchen wir nicht zu ſchildernz der Papſt ſchleuderte 
feine Bannſtrahlen gegen das rebelliſche Bologna, 5 „ Mißte 
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aber wagten doch kein gemeinſames Einſchreiten: Alles kam hier 
auf Napoleon an. Dieſer aber ſah mit Verdruß und Verlegen⸗ 
heit den Ereigniſſen zu, wußte fie jedoch nicht zu hindern. Er 
ſelbſt Hatte in Villafranca jede Reſtauration durch die Waffen 
ausgeſchloſſen; er ſelbſt regierte in Frankreich auf Grund einer 
Verfügung des allgemeinen Stimmrechts: wie konnte er einer 
ſolchen in Bologna und Florenz mit brutaler Gewalt entgegen⸗ 
treten? Er hatte die Fluthen ſich ſammeln und ſteigen laſſen; 
fo mächtig er war, fehlten ihm jetzt die Mittel, fie beliebig 
zurückzuſtauen; trotz feiner Ungnade brachen fie unaufhaltſam 
durch die fünftlichen Dämme hindurch. Für die künftige Einheit 
Italiens war ein breites Fundament gegründet. 

Die Aufregung, welche der Verluſt des Kriegs in den Ge⸗ 
müthern der Menſchen hervorrief, war in Deutſchland kaum 
geringer als in Italien, brachte es aber diesſeits der Alpen nur 
zu unſcheinbaren, wenn auch nicht ganz erfolglofen Früchten. 
Im Anfang des Kriegs ſahen wir die Wellen der geiſtigen Be⸗ 
wegung im Norden und Süden des Landes heftig gegen einander 
brauſen: in Preußen überwog die liberale Hinneigung zu Italien 
bei Weitem, in Bayern und Württemberg riß die ultramontane 
Partei das ganze Volk zu ſchwarz-gelber Begeiſterung fort. 
Auch manche liberale Patrioten haben damals und fpäter bellagt, 
daß Preußen hier wie im Krimkrieg die Gelegenheit verſäumt 
habe, durch eine raſche und energische keriegspolitik die Führung 
des nationalen Enthuſtiasmus zu ergreifen und ſich damit an die 
Spitze des Vaterlandes zu setzen. Für 1859 wäre dabei nur 
vor Allem die Frage zu beantworten, welchen Enthuſiasmus der 
Prinz-Regent hätte verwerthen ſollen, jenen der ſechs Millionen 
Süddeutſchen für Oſterreich, oder den der zwölf Millionen 
Preußen für Italien. Auf dem erſten dieſer beiden Wege hätte 
der Bundesfreund Oſterreich ſattſam dafür geforgt, daß nichts 
aus der deutſchen Einheit und der peußiſchen Spitze geworden 
wäre. Auf dem zweiten wäre das Werk vielleicht gelungen, 
dann aber mit dem Brandmal auslän diſcher Beihülfe behaftet, 
und das verbündete Frankreich ohne Zweifel auf die Einimpfung 
mehr als eines Krantheitsſtoſfs bedacht geweſen. Mit gutem 
Grunde alſo vermied der Prinzj-Regent den einen wie den andern 
Weg. Ebenfalls unberechtigt und nur aus Unklenntniß der 
Thatſachen entiprungen find die oft gegen feine Politik erhobenen 
Vorwürfe des Zauderns und Schwankens: wir haben geſehen, 
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daß ſein Entſchluß vom erſten Tage an feſtſtand, und dann 
ſicher und planmäßig mit jeder neuen Wendung des Kriegs 
Schritt auf Schritt ausgeführt wurde. Eine andere Frage aber 
iſt es, ob das Programm der beabſichtiglen Vermittlung richtig 
entworfen war, und den gegebenen Verhältniſſen entſprach. 
Der Erfolg entſchied dagegen. Preußen erlebte, was fo oft 
wohlgeſinnte Vermittler erfahren haben: der Vermittlungsvor⸗ 
ſchlag erſchien beiden ſtreitenden Parteien in ſolchem Maaße 
unannehmbar, daß fie ſich unter einander auf das gerade Gegen⸗ 
theil desſelben vereinigten. Der Prinz, nach ſeinem Rechtsgefühl, 
hatte Oſterreich den Bejip Lombardo⸗Benetiens ſichern, dafür 
aber den Verzicht auf die Hegemonie über Mittelitalien auf⸗ 
erlegen wollen. Statt deſſen trat Oſterreich die Lombardei ab, 
und Napoleon ſtellte ihm die Fortdauer jener Hegemonie in 
Ausſicht. Offenbar hatte dem preußiſchen Cabinet damals eine 
ausreichende Kenntniß der italienischen Zustände gefehlt, um zu 
dem enſſprechenden Urtheil zu gelangen, daß hier eine Vermitt⸗ 
lung überhaupt nicht mehr möglich, und jede Reform der Ber⸗ 
waltung gleichbedeutend mit dem Sturze ſowohl der öſterreichiſchen 
als der päpſtlichen Herrſchaft war. Wollte man nicht willenlos 
die von Ofterreich geforderte Waffenhülfe leiſten, fo wäre dann 
nichts übrig geblieben, als unbedingte Neutralität, bis nach der 
franzöſiſchen Beſetzung Benetiens der Krieg an den deutſchen 
Bundesgrenzen von ſelbſt erloſchen wäre. 

Wie dem auch fei, das Wiener Cabinet war namentlich feit 
Napoleon's Einflüſterungen von bitterem Grolle gegen Preußen 
erfüllt. Gleich nach Villafranca verkündete zwar Napoleon der 
Welt, er habe Frieden geſchloſſen, um den herandrohen den Aus⸗ 
bruch eines neuen, ſchweren Kriegs mit Preußen und Deutfe 
land zu vermeiden, Franz Joſeph aber ließ ſich dadurch nicht 
abhalten, im formellen Gegenſatz zu dieſer Erklärung, ſeinerſeits 
öffentlich die Anklage gegen Preußen zu erheben, er habe die 
Lombardei geopfert, weil er von dem nächſten, natürlichen 
VBundesgenoſſen verlaſſen worden fei. Der Pring⸗Regent, der 
eben feine Heeresmaſſen an den Nhein vorrücken lich, war 
empört. Zwiſchen beiden Cabinetten entfpann ſich eine heftige 
litterariſche Fehde; die Erbitterung wuchs zu einer ſolchen Höhe, 
daß eine Zeitungs nachricht, die beiden Regierungen ftänden im 
Begriffe, ſich wieder zu nähern, öſterreichiſcher Seits ſowohl in 
deulſchen als in franzöſſſchen Zeitungen nachdrücdlich Lügen 
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geſtraſt wurde. So flogen bald wilde Gerüchte durch die Luft 
von dem Abſchluſſe, wenn nicht eines Bündniſſes, fo doch eines 
Einvernehmens zwiſchen Wien und Paris zur Züchtigung 
Preußens. Es war, fo viel wir wiſſen, grundlos, die Span⸗ 
nung aber äußerſt beſorglich. Immer mußte der Druck einer ſo 
gepreßten Lage auch in der öffentlichen Meinung des deutschen 
Volkes eine ſtarke Gegenwirkung hervorrufen. Auf allen Seiten 
erhoben ſich mahnende und drohende Stimmen. Schon vor dem 
Friedensſchluß, im Juni, hatten Verſammlungen in Naſſau und 
in Frankfurt Beſchlüſſe gefaßt, daß man Oſterreich hellen müfe, 
und Preußen die Führung zu übertragen fei; in Stuttgart 
brachte der Schwäbiſche Merkur gleichzeitig eine Erklärung 
württemberger Patrioten, das Vaterland bedürfe Preußens 
Führung und ein deutſches Parlament. Nach Villafranca vers 
öffentlichte der hannoveriſche Abgeordnete Rudolf von Bennigſen 
mit 34 Genoſſen eine Erklärung gleiches Sinnes und vertheidigte 
fie in der zweiten Kammer glänzend gegen den heſtigen Tadel 
des Miniſters von Vorries, jo daß die Erklrung binnen 
wenigen Wochen nahe an 700 Unterſchriſten erhielt. Auf dieſen 
Anſtoß lief derſelbe Ruf wie ein elektriſcher Funte durch Nord⸗ 
und Mitteldeutſchland: mochte man Preußens bisheriges Ver⸗ 
halten gelobt oder getadelt haben, unwiderſprechlich war es, daß 
Deutſchlands Kraft ohne Preußen null und nichtig war, daß 
Deutſchlands Bundesverſaſſung ohne ein Organ des nationalen 
Willens lahm und ohnmächtig blieb. Die Bürger Stettins 
überſandten eine Bitte um eine neue deutſche Centralgewalt dem 
Prinz⸗Regenten; die Bürger von Gotha ſchickten dem Herzog 
Ernſt eine Abordnung, welche um eine neue Verſaſſung des 
außeröſterreichiſchen Deutſchland bat, und der Herzog, von jeher 
national und liberal gefinnt, gab ihnen eine zuſtimniende Ant⸗ 
wort. Am 14. Auguſt tagte eine Verſammlung in Eiſenach, 
welche eine möglichſt große Zuſammenkunſt deutſcher Patrioten 
nach Frankfurt zur Gründung eines deutſchen Nationalvereins 
und zur Wiederaufnahme des ſeit zehn Jahren begrabenen 
Werkes deutſcher Einheit zu berufen beſchloß. Die Einladung 
hatte bedeutende Wirkung; in Frankfurt erſchienen liberale Poli⸗ 
tiker aller Farben auß allen Staaten. Man war einig über die 
Nichtsnutzigkeit des Bundestags und über die Nothwendigkeit 
eines deutſchen Parlaments. Aber als der Antrag geſtellt wurde, 
für die Leitung der nationalen Angelegenheiten durch Preußen 
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zu ſtimmen, brauſte der feit dem Frühling angehäufte Zorn der 
Süddeutschen fo heftig auf, daß man ſich ſchließlich degnügte, 
das Bebürfniß einer deutſchen Centralgewalt ahne Bezeichnung 
ihres Trägers aus zuſprechen. So conftituirte fi) der National» 
verein, wie einft die Paulskirche, unter Hinausſchiebung der 
Alles entſcheidenden Frage. Der leitende Ausſchuß, welcher die 
Tätigkeit des Vereins zu organifiren hatte, wurde auf Be⸗ 
treiben des Bundestags, der bei dem Worte deutſche Einheit 
ergrimmte, wie der Puter beim Anblick des rothen Tuches, aus 
Frankfurt ausgewieſen, fand aber eine ſichere Heimathſtütte in 
Coburg unter dem Schutze des Herzogs Ernſt, der feit Jahren 
die Bildung einer ſolchen Genoſſenſchaſt auf nationaler Grund⸗ 
lage gewünſcht und mehrfach ſelbſt angeregt hatte. Der Aus⸗ 
ſchuß wirkte ſeinerſelts durchaus im kleindeutſchen Sinne, und 
ſuchte fo viel wie möglich im Einvernehmen mit der preufßiſchen 
Regierung zu handeln, welcher guten Abſicht aber, wie wir bald 
ſehen werden, beſondere Schwierigkeiten im Wege ſtanden. 
Immerhin ließ das Berliner Cabinet den Verein unangefochten, 
obwohl der Prinz⸗Regent der Meinung war, daß der Zeitpunkt 
für unitariſche Bewegung fo ungüinftig wie möglich gewählt wäre. 

Der Wiener Hof wollte zwar nicht, wie Herr von Beuſt es 
wünſchte, Bundesbeſchlüſſe gegen den Verein veranlaſſen, forderte 
aber im Stillen mit großem Erfolge die Minifterien der Einzel⸗ 
ſtaaten zur Unterdrückung desſelben auf. Die kurheſfiſche Ne⸗ 
gierung verbot darauf ihren Unterthanen unter Strafandrohung 
den Beitritt zum Verein Der König von Hannover befahl 
ſeiner Polizei, genaue Liſten der Mitglieder zu führen; Beamte 
jeder Art, die ſich auf dieſem Vergehen betreffen ließen, ſollten 
disciplinariſch beſtraft. Kaufleuten und Gewerbetreibenden von 
den Behörden die Kundſchaft entzogen werden. „Die jehige 
Lage“, ſchrieb Herr von Beuſt, ist ohne Beiſpiel. Gegenüber 
einer Bewegung, die den Sturz einer Verfaſſung fordert, pflegt 
man entweder die Berfaffung zu andern, oder die Bewegung zu 
bekämpfen. Hier thut man weder daß Eine noch das Andere. 
Das Ende muß ein plöpficer Zufammenbruch fein.“ So wurden 
polizeiliche Vorkehrungen gegen den schlimmen Verein in Sachſen, 
Mecklenburg, Württemberg getroffen; im Süden ſtand auch die 
große Mehrheit der Bevölkerung feindlich gegen die National⸗ 
partei. Noch einmal zeigte ſich, in ſchneidendem Contraſte gegen 
Italien, die Stärte des Sonderthums auf deutſchem Boden. 
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Man schwärmte nach wie vor für das Ideal der deulſchen Ein⸗ 
heit, aber bei dem erſten Schritte zur Verwirklichung platzte 
die Geister heftig auf einander. Man wollte deutſch fein, aber 
bayeriſch, ſchwäbiſch, ſächſiſch bleiben, und vor Allem weder 
preußiſch noch öſterreichiſch werden. Allerdings beſtand auch 
zwiſchen den italieniſchen und den deutſchen Verhältniffen ein 
erheblicher Unterſchied. In Italien waren außer Sardinien die 
Fürſtenhäuſer Fremde, und höchſtens in Toscana einiger Maaßen 
mit dem Lande verwachſen, während der Kirchenſtaat ſich der 
zugleich unfähigſten und erdrückendſten Verwaltung in Europa 
rühmte; jeder Tag hielt dort den Drang zur nationalen Ein⸗ 
heit und Befreiung trotz des auch hier vorhandenen Deunicipal⸗ 
geiſtes lebendig. Dagegen in Deutſchland herrſchten überall an⸗ 
geſtammte, im Lande einheimiſche Fürſtengeſchlechter, und wenn 
in Hannover, Kurheſſen, Naſſau die Regierungen mit harter 
Hand jede ſelbſtändige Regung niederhielten, ſo war es in 
Sachſen und Bayern, in Württemberg und Darmſtadt der Maſſe 
der Bürger ganz wohl in ihrer Haut, und die Regierungen 
nahmen zur Erhaltung dieſer Stimmung bereitwillig Rückficht 
auf die in der Preſſe und den Kammern hervortretenden 
Begehren. So blieb hier beim Volle die Einheit eine Theorie, 
die Praxis perticnlariftifd;- 
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Der Prinz⸗ Regent hatte ſehr bald Veranlaſſung, feinen 
Gedanken über die ſo lebhaft wieder aufgeworfene Frage der 
Bundesreform einen vorſichtigen Ausdruck zu geben. Fort und 
fort glaubte er an ein deutſches Reich der Zukunft, im Augen⸗ 
blic aber schien ihm das Auffteden eines ſolchen Banners höchſt 
gefährlich. Bei der heftigen Spannung mit Oſterreich, der ges 
reizten Empfindlichkeit der Mittelſtaaten und der geräuſchvollen 
Abneigung der ſüddeutſchen Bevölkerung, ſah er aus der FJorde⸗ 
rung deutſcher Einheit eine giftige Saat innerer Zwietracht aufs 
gehen, während bei der Unberechenbarkeit der napoleoniſchen 
Politit und der zweideutigen Haltung Rußlands, deſſen Kaiſer 
dem Prinz⸗Regenten übrigens bei einer perſönlichen Zuſammen⸗ 
kunft in Breslau die wärmſten Freundſchaftsverſicherungen aus⸗ 
ſprach, gerade damals gegenſeitiges Vertrauen und feſtes Zu⸗ 
ſammmenſchließen aller deutschen Kräfte dringendes Bebürfniß 

ſchien. 

Was bei ihm Ergebniß der momentanen Lage war, trat 
bei der Mehrzahl der Minifter beinahe als ſeſtes Glaubens⸗ 
befenntniß auf. Graf Schwerin, ein Führer der früheren libe⸗ 
ralen Oppoſition, der wenige Monate nach dem Beginne der 
Regentſchaft an Flottwell's Stelle das Miniſterium des Innern 
übernommen hatte, gab mit vollem Bruſtton die Loſung: nicht 
Einheit, ſondern Einigleit; Herr von Schleinitz ſümmte mit 
Freude einem fo ungefährlichem Programm zu, und ertheilte 
den preußiſchen Geſandten an den deutſchen Höfen gemeſſene 
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Weiſung, allen Demonſtrationen des Nationalvereins vollkommen 
fremd zu bleiben. Als die Stettiner Bürgerſchaft im Auguſt 
jene Adreſſe über Schaffung einer deutſchen Centralgewalt an 
den Prinz⸗Regenten richtete, dachte der Minifter, ihr und ihren 
Geſinnungsgenoſſen durch eine öffentliche Ablehnung den Stand⸗ 
puntt klar zu machen; irdeſſen wurde der von Schwerin aufe 
geſetzte Entwurf doch von dem Regenten einiger Maaßen in 
pofitivem Sinne modificirt. Die Überzeugung, daß eine energiſche 
Zuſammenfaſſung der Kräfte und folglich eine Umgeſtaltung der 
Bundes verfaſſung nöthig ſei, wurde in ihrer vollen Berechtigung 
anerfannt. Nur dürfte man nicht durch ein Haſchen nach dem 
Allerbeſten ſich von dem Wege abbringen laſſen, welchen die 
Achtung vor fremdem Rechte und die Nüdjiht auf das zur 
Zeit Erreichbare vorzeichnen. Preußen glaube durch die Stärkung 
der deutſchen Wehrkraft und die Befeſtigung geſicherter Rechts⸗ 
zuſtände in ganz Deutſchland zur Zeit mehr nützen zu können, 
als durch berfrühte Anträge auf eine umfaſſende Bundesreform. 

Aber ſchon dieſe ftreng beschränkte Kritik des Bestehenden 
erregte den hohen Unwillen der deutſchen Höfe. Das heiße doch, 
fand man in Dresden, Hannover, Braunſchweig, den National- 
verein ganz ausdrücklich ermuthigen, wenn Preußen die Un⸗ 
zulänglichkeit der Bun desverfaſſung ſelbſt ausſpreche; indem es 
die fürftlichen Rechte für die Gegenwart anerlenne, bedrohe es 
für die Zukunft ihren ganzen Beſtand. Die Unruhe war groß. 
Graf Rechberg, um Preußen zu treffen, ſchlug auf den Herzog 
von Coburg, indem er in den ſchärfſten Worten eine förmliche 
Rechtsverwahrung gegen deſſen Zustimmung zu der Gothaer 
Adreſſe erließ, und ſie abſchriftlich nach Berlin unter Anheim⸗ 
gabe weiterer Maßregeln mittheilte. Das Übel aber wurde 
dadurch nur schlimmer, da der Prinz-⸗Regent fein volles Ver⸗ 
trauen auf die loyale Geſinnung des Herzogs ausſprach, der 
ja feinen Gothaern nur erklärt hätte, worüber vor zehn Jahren 
alle dentſchen Fürſten einig geweſen, die Nothwendigkeit einer 
Bundes reform; ein Grund zur Rechtsverwahrung gegen eine 
folge Meinungsäußerung fei nicht erfindlich. Bald wurde auch 
weiter bekannt, daß die Abſicht der preußiſchen Regierung auf 
eine Reform der Bundeskriegsverfaffung gehe, dieſes heilſgſten 
Palladiums der mittelſtaatlichen Selbſtherrlichkeit. Die Auf⸗ 
regung an den Höfen wuchs; man wünſchte allerſeits ſich über 
die Abwehr jo schlimmer Dinge zu verftänbigen, aber nach der 
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Natur des Particularismus erging es im Kleinen unter den 
Mittelſtaaten genau fo wie am Bundes tage im Großen: man 
wußte, was man nicht wollte, aber was man wollen ſollte, 
darüber gab es ſehr verfdjiebene Necepte. Freiherr Beuſt ſor⸗ 
derte die Läffigen Collegen zwar zu ſcharſen Maßregeln gegen 
den Nationalberein auf, erklärte aber zugleich, die Polizei allein 
reiche nicht aus, vielmehr habe man der Nation durch die That 
zu beweiſen, daß auch auf dem Boden der jehigen Bundes⸗ 
verfaſſung ſchöne Reformen möglich ſeien; wenn irgend thunlich, 
müſſe man dem preußiſchen Cabinet darin zuvor kommen. Er 
war bei dieſem Beſtreben unermüdlich, conferirte in München 
mit Bayern und Württemberg; Württembergs Miniſter Hügel 
hatte dann eine Beſprechung in Heidelberg mit Baden und 
Darmſtadt, während Beuſt ſich in Wien mit dem Grafen Rech⸗ 
berg über harmloſe Reformen zu verſtändigen ſuchte. Aber von 
dieſem Beuſt ſchen Schöpfungstrieb wollte der blinde König 
Georg von Hannover ſchlechterdings nichts wiſſen: er war der 
Meinung, eine beſſere Bundesverfaſſung als die von 1615 laſſe 
ſich gar nicht erfinnen; man ſolle ſich alſo hüten, an dem Bes 
stehenden irgend wie zu rütteln. Sein Miniſter des Außern, 
Graf Platen, fand zwar eine ſo extreme Haltung bedenklich; 
um fo eifriger aber ſprach ſich der Minister des Innern, Herr 
von Borries, im Sinne des königlichen Gebieters aus, und er⸗ 
regte einen großen Sturm in der liberalen Preſſe durch eine 
Erklarung, ehe die deutſchen Fünſten ſich die angeftammte 
Souveränität ſchmälern ließen, würden fie ſelbſt die Hülfe des 
Auslandes nicht verſchmähen. Wie König Georg, war auch der 
Kurfürſt von Heſſen nach den ſchönen Erfahrungen von 1850 
erfüllt mit unbedingter Verehrung des Bundesrechts, nicht 
ahnend, welch' düſtere Wolke in dieſem Augenblick am Bundes⸗ 
horizont ſelbſt gegen ihn heraufitieg. Auch in Naſſau, wo ein 
ſtartes bureau kratiſch⸗klerikales Regiment am Ruder ſaß, hätte 
man gegen den Standpunkt der reinen Negation keine Ein⸗ 
wendung gehabt, würde aber doch, wenn die Genoſſen vor⸗ 
gingen, ſich nicht ausſchließen. Umgekehrt wäre in Baden zwar 
der gut öſterreichiſch gefinnte Minifter von Meyſenbug den 
Planen des Her von Beuſt nicht abgeneigt geivefen, hier aber 
blieb der Großherzog Friedrich feſt auf dem Satze, daß eine 
wirkliche Reform nur durch gemeinſame Anträge der beiden 
Großmüchte erreichbar ſei. Er beſchraäntte ſich auf feine alte 
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Propoſition eines Bundesgerichts, deren Mängel wir ſchon 
früher kennen gelernt haben. So ſchwirrten die Meinungen 
und die Vorſchläge bunt durcheinander. Endlich aber die 
Hauptmacht, auf deren Rückhalt Herr von Beuſt hoffte, Öfter- 
reich, war doch nicht der Anſicht, unter allen Umſtanden auf 
gleiche Linie mit den Mittelſtaaten zu treten. Gegen unitariſche 
Beſtrebungen Preußens im Sinne des Nationalvereind würde 
fie ſelbſtwerſtändlich Widerſtand auf Tod und Leben leiſten. 
Dies war um fo gewiſſer, je größere Wichtigkeit nach den 
italieniſchen Verluſten für den Wiener Hof ſeine deutſche Stel⸗ 
lung gewonnen hatte. Was aber Graf Rechberz im Grunde 
des Herzens wünſchte, war inmitten alles Argers der letzten 
Zeit die Vermeidung eines ſolchen Conflicts: es war nicht Krieg. 
ſondern Verſtändniß mit Preußen, und zwar lieber mit Preußen 
als mit den Mittelſtnaten. Ein Menſchenalter hindurch hatte 
Fürſt Metternich in engfter Freundſchaft mit dem Berliner Hofe 
die Geſchicke Deutſchlands geleitet: ſollte es unmöglich ſein, 
eine Erneuerung dieſes glücklichen Verhältniffes herbeizuführen? 
Graf Rechberg wäre bereit, zu dieſem Behufe gar manchem 
Wunſche, der nicht geradezu gegen die Grundgeſetze des Bundes 
anſtieße, entgegen zu kommen. Während des litterariſchen 
Haders nach Villafranca hatte er im Auguſt den Gedanken an⸗ 
geregt und dafür bei Schleinitz Eingang gefunden, daß wie in 
den alten friedlichen Zeiten leine der beiden Mächte einen An⸗ 
trag beim Bundestag ohne vorheriges Benehmen mit der andern 
einbringe. Als Preußen von der Reform der Bundeskriegs⸗ 
verfaſſung zu reden begann, ſprach Rechberg dem preußiſchen 
Geſandten feine große Bereitwilligkeit aus, auf die Sache ein- 
zutreten, und bat nur um baldige Mittheilung der preußischen 
Vorſchläge. Es war alſo einſtweilen unſicher, wie weit die 
Mittelſtaaten hiebei auf Oſterreichs Beiſtand rechnen durften. 
Indeſſen war es Herrn von Beuſt gelungen, ſeine Freun de 
zu einem Antrag beim Bunde in diefer ihnen allerwichtigſten 
Frage zu vereinigen. Am 17. October wurde er eingebracht, 
unterzeichnet von den vier Königreichen, Darmſtadt und Naſſau. 
Sein Inhalt war möͤglichſt bedeutungslos; um fo unverkenn⸗ 
barer war die gegen Preußen gerichtete Spitze der Begründung. 
Unter Lobſprüchen auf die fruchtbare Entwicklungsfähigkeit des 
Bundes wurde erklärt: man würde gerne auf Vorſchläge ein⸗ 
gehen, durch welche die Wiederholung der neuerlich leider hervor 
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getretenen Einwendungen gegen die Ausführung rechtmüßiger 
Beſtimmungen und gegen Beſchlüſſe des Bundestags ferne ges 
halten werden könnte. Es ſei die Pflicht Aller, dafür einzu⸗ 
ftehen, und Agitationen zum Unmſturh der Bundcsverfaſſung zu 
unterdrücken. In neuerer Zeit ſei die Bundeskriegsverfaſſung 
beſonders Gegenſtand tadelnder Außerungen geweſen; des halb 
werde beantragt, der Bundes⸗Militärcommiſſion eine genaue 
Prüfung derſelben und Bericht über etwa nöthige Anderungen 
aufzugeben. Die Antragfteller vermieden jede Andeutung über 
etwaige eigene Wünſche; freilich war es kein Geheimmiß, daß 
der einzige Zweck des Antrags die Verwerfung der preußiſchen 
Reformpläne und die Unantaſtbarkeit ihres geliebten Bundes⸗ 
heeres war. Preußen ſtimmte indeſſen bereitwillig für den 
Antrag, und legte dann auch dem Ausſchuſſe feinen Reform 
vorſchlag vor, nach welchem ſehr einfach bei einem Bundeskrieg, 
an welchem Sſterreich und Preußen mit ihrer gefammten Heeres⸗ 
kraft Theil nähmen, die beiden füddeutſchen Bundescorps unter 
öſterreichiſchen, die beiden norddeutſchen unter preußiſchen Ober⸗ 
befehl treten, alſo fein Bundesfeldherr vom Bundestage gewählt, 
geleitet und beauffichtigt werden follte. Es zeigte ſich ſehr bald, 
daß Oſterreich, welches erſt am 7. Juli die Wahl eines folgen 
Bundesfeldherrn in Frankfurt beantragt hatte, trotz aller ver⸗ 
mittelnden Worte Rechberg's ſich den preußiſchen Vorfchlag nicht 
aneignen würde; denn, bemerkte Rechberg, die kleinen nord⸗ 
deutſchen Staaten würden ſich dem preußiſchen Oberbeſehl ſchließ⸗ 
lich unterwerfen müſſen, im Süden aber würde Bayern unüber⸗ 
winpliche Schwierigkeit gegen die Unterstellung unter Oſterreich 
erheben. Damit war das Schicksal des Vorſchlags entſchieden; 
nach Frankfurter Brauch dauerte es freilich noch lange Monate, 
bis der Ausſchuß im Mai 1860, mit allen Stimmen gegen 
eine, die Verwerfung desſelben dem Bundestage zu empfehlen 
beſchloß. 

Unterdeſſen aber Hatte eine andere preußiſche Action bei 
der Mehrzahl der deutſchen Höfe ein nicht geringes Argerniß 
und eine, wenn möglich, noch peinlichere Stimmung hervor⸗ 
gerufen. 

In der unglückſeligen kurheſſiſchen Verſaſſungsſache hatte, 
wie wir uns erinnern, der Bundestag eine Erklarung der 
Ständeverfammlung über etwaige Verbeſſerungen der Verſaſſung 
von 1852 begehrt, welcher hoffentlich die Zuftimmung der Re⸗ 
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gierung nicht fehlen würde. Hiebei zeigte ſich nun die Feſtigkeit 
und Zähigkeit des heſſiſchen Volksſtamms in glänzendem Lichte 
Zwar erhob ſich bei der hoffnungsloſen Lage kein principieller 
Widerſpruch gegen die Rechtsgültigkeit der octroyirten Ver⸗ 
ſaſſung. Aber bei jener vom Bunde vorgeschriebenen Prüfung 
derſelben vermochte Haſſenpflug weder durch Überredung und 
Drohung, noch durch neue Octroyirung, die Kammer und die 
Wähler von einer Forderung erweiterter ſtändiſcher Rechte zurück⸗ 
zuhalten. Der Kampf dauerte fünf Jahre lang, und hatte keine 
andere Wirkung, als allmählich immer weitere Kreiſe der Bes 
völkerung um ihre wackern Vertreter zu ſammeln. Gerade die 
echte Kammer war einftimmig in der Opposition, und auch die 
Mehrheit der zweiten, obwohl weniger geſchloſſen, als die erfte, 
blieb doch auch unerſchütterlich bei ihren Anträgen ſtehen, und 
fügte denſelben zuletzt noch einige weitergehende Begehren hinzu. 
Da Haſſenpflug ein Einvernehmen beider Kammern zu einem 
gemeinſamen Beſchluſſe der Ständeverſammlung verhinderte, ſo 
gelangten endlich an den Bundestag die geſonderten Anträge der 
beiden Kammern, beide mit der Erklarung, daß ihre Anderungs⸗ 
vorſchläge ein untheilbares Ganze bildeten, und außerdem Seitens 
der Regierung eine Reihe Anderungsvorſchläge an ihrem eigenen 
Werke, um für die Zukunft auch jene Regungen einer beſcheidenen 
Oppofition unmöglich zu machen. Dieſe Actenſtücke ruhten 
dann beinahe zwei Jahre lang bei dem heſſiſchen Ausſchuß des 
Bundestags, bis endlich 1859 das Drängen des Caſſeler Hofes 
den Referenten, den Baden ſer Freiherrn Marſchall, aus der Ruhe 
an die Arbeit herantrieb. Mit völliger Unbefangenheit blieb 
dabei der Ausſchuß in der ſeit 1851 geübten Gewohnheit, die 
Landes verſaſſungen nach bundestäglicher Allmacht, unter abſoluter 
Nichtachtung der Wiener Schlußacte, umzuarbeiten. Die Zeiten 
hatten ſich allerdings feit 1852 einiger Maaßen geündert, und 
fo dachte auch der Ausſchuß, zwar zu Ehren des monarchiſchen 
Prineips dem Kurfürſten möglichſt zu Gefallen zu leben, aber 
doch einige Nücjicht auch den getreuen Ständen zu ſchenlen, 
da es für dieſe im deutſchen Volke und fait in allen deutſchen 
Kammern fo lebhaftes Mitgefühl gab. Demnach lehnte er die 
kurfürſtlichen Verſcharfungsanträge ab, ſtrich dann auch einige der 
ſtändiſchen Begehren, gab aber den übrigen ſeine Zuſtimmung, 
und beantragte, dem Kurfürſten, wenn er hienach derführe, die 
erbetene Garantie in Ausſicht zu ſtellen. Dann wäre endlich 
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der heilloſe, feit Jahren am deutſchen Körper nagende Krebs 
mit milder Hand herausgeſchnitten. 

Allein diefe anziehende Vorftellung follte eine unvermuthete 
Störung erleiden. 


Nachdem der Ausſchuß am 28. Auguſt 1859 der Bundes⸗ 
versammlung feinen Bericht erſtattet, und von dieſer die Beſchluß⸗ 
faſſung auf den 20. October anberaumt worden war, richtete 
Herr von Ufedon an das preußiſche Cabinet die dringende 
Bitte, jede Entſchließung bis zum Einlauf einer Denlſchrift zu 
verſchieben, in der er Preußens Stellung zu der heſſiſchen Frage 
beleuchten werde. Uſedom hat ſich nicht immer als einſichtigen 
Diplomaten bewährt. dieſes Mal aber traf er, ebenſo vom 
Herzen wie vom Verſtande geleitet, den Nagel auf den Kopf. 
In einem geſchichtlichen Rückblick wies er die Reihe der Rechts⸗ 
widrigkeiten nach, auf welche ſowohl die kurheſſiſche Regierung 
als der Bundestag, leider unter preußischer Mitwirkung, ihr 
Verfahren bei dem Verfaſſungsſturz begründet, und damit ein 
rechtlich überall nichtiges Werk geſchaffen hatten. Jetzt nahte 
der letzte Augenblick heran, in welchem Preußen ſich unter dem 
Beifall der ganzen Nation von dem geſetzwidrigen Treiben los- 
fagen und den Bundestag in die Schranken feiner rechtlichen 
Competenz zurückweiſen könne. Es ſei eine ſelbſtmörderiſche 
Politik geweſen, wenn 1852 das preußiſche Miniſterium dem 
Bundestag die Befugniß zuerkannt habe, als conftituirende 
Gewalt in die innern Rechtszuſtände der Einzelſtaaten einzu⸗ 
greifen, und dann vielleicht auch einmal die preußifche Verſaſſung 
abzuschaffen. Die einzige rechtmäßige Aufgabe des Bundestags, 
auch in der heſſiſchen Sache, habe darin beſtanden, in der Ber⸗ 
ſaſſung von 1831 die bundeswidrigen Artilel genau zu bezeichnen 
und auszumerzen, im Übrigen aber nach Artikel 56 der Wiener 
Schlußacte ſich jeder Einmischung in das kurheſſiſche Verfaſſungs⸗ 
leben zu enthalten. Der Bundestag ſelbſt habe eine Empfindung 
von dieſer Pflicht gehabt, und deshalb die Verfaffung nicht aufe 
gehoben, ſondern nur „außer Wirkſamkeit“ geſetzt. Hieran ſei 
anzuknüpfen, und da ein Einverſtändniß zwiſchen dem Kurfürſten 
und den Ständen über das Wert von 1852 ſich unmöglich zeige, 
der Antrag zu ſtellen, die Suſpenſion der Verfaſſung von 1831 
zu beendigen und ſich auf die Tilgung etwaiger bundeswibriger 
Artitel zu beſchränken. 
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In der ganzen Darlegung war jedes Wort zutreffend, mit 
einziger Ausnahme der Behauptung, daß der Bundesbeſchluß 
von 1852 nur eine zeitweiſe Suſpenſion beabſichtigt habe. So 
zartfühlend waren die damaligen Machthaber in der That nicht 
geweſen, und Uſedom glaubte auch ſelbſt nicht daran. Seine 
Unterſcheidung hatte feinen andern Zweck, als den Übelthätern 
die Umkehr zu einer geſetzmüßigen Politik zu erleichtern. 

Bei der Leſung dieſer allem bundestäglichen Herkommen 
in das Geſicht ſchlagenden Denkſchrift empfand zunächſt Herr 
von Schleinitz einen gelinden Schrecken. Er forderte von Herrn 
von Gruner eine Beleuchtung der Frage, in wie weit Preußen 
durch Uhden's und Manteuffel s Verhalten in der Sache ge⸗ 
bunden ſei. Der Ausſchußantrag fei freilich unannehmbar, aber 
die Herſtellung der Verfaſſung von 1831 werde man niemals 
beim Bundestage durchſetzen; treten wir hier entſchieden auf die 
Seite des Landes, ſo werde der ganze Bundestag darin eine 
revolutionäre Tendenz wittern. Es verſtand ſich, daß nach 
diesen Ausführungen Gruner's Aufſatz ſich entschieden gegen 
Ufedom ausſprach; es mag gleich hier angeführt werden, daß 
bei dem weitern Verlaufe der Sache auch die preußiſchen Ge⸗ 
ſandten, Herr von Sydow in Caſfel, Herr von Savigny in 
Dresden, Herr von Werther in Wien, ſich zu derſelben Farbe 
bekannten, und dadurch das Vorgehen ihrer Regierung nicht 
gerade erleichterten. 

Indeſſen reiſte Schleinitz zur Berathung der Sache nach 
Baden-Baden, wo damals der Prinz⸗Regent mit Auerswald 
Aufenthalt genommen, und wohin jetzt auch Uſedom berufen 
wurde. Dieſer brachte weiteres Material zur Beurtheilung der 
begangenen Mißgriffe in Fülle mit, und legte am 7. October 
den Entwurf des im Bundestage abzugebenden Votums vor 
Der Regent nahm von Allem genaue Kenntniß; Auerswald 
ſprach ſich ſofort für Uſedom's Standpunkt aus; allmählich ließ 
auch Schleiniz ein Bedenken nach dem andern fallen, und 
schließlich entſchied der Regent gemaß feinem Worte vom 8. No⸗ 
vember: Die Welt muß wiſſen, daß Preußen überall das Recht 
zu ſchüzen bereit ft. Uſedom's Votum wurde genehmigt; eine 
ausführliche Denkſchrift über die ganze Frage, durchaus nach 
Uſedom's Sinn, am 10. October von Geheimrath Abeken fertig 
geſtellt, und nachdem am 11. ein vollzähliger Miniſterrath auf 
Befehl des Negenten noch einmal die Angelegenheit geprüft und 
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dann einmüthig feine Zustimmung ausgeſprochen hatte, an den⸗ 
ſelben Tage nach Wien mit dem Erſuchen um Oßterreichs Beitritt 
abgeſandt. Zugleich wurde bemerkt, daß bei dieſer Rechtsfrage 
Preußen in feinem Entschluß unwiderruflich ſeſiſtehe, und alſo 
auch, wenn Öfterreic) verſage, danach handeln werde. 

Dieſe Wendung der preußischen Politik wurde in kurzer 
Zeit allgemein bekaunt, und rief auf allen Seiten eine lebhafte, 
in ihren Schattirungen höchſt charakteriſtiſche Bewegung hewor. 
In Kurheſſen wirkte fi, wie die Erlöſung aus einem böſen, 
beängftigenden Traum. Von der Übermacht erdrückt, ohne Aus⸗ 
ſicht auf Unterſtützung, hatten die Stände ſich begnügt, wenig⸗ 
ſtens einige Eonceffionen zu beantragen, ohne die, wie Uſedom 
ſagte, ihr Daſein eine Poſſe bleiben würde, und ſelbſt gegen 
dieſe hatte ihr Zwingherr proteſtirt. Da kam ihnen die Kunde 
von Preußens Auftreten, wie ſie hofften, als untrügliche Bot⸗ 
ſchaft der nahen Errettung. In einem Moment verſchwand das 
Streben nach Heinen Almoſen, und erhob ſich auf s Neue die 
Forderung des Rechts, des alten, dreifach bewährten Landrechts. 
Die zweite Kammer ſagte ſich mit beinahe einftimmiger Mehr⸗ 
heit von ihren neulichen, durch den Kurfürſten abgelehnten Ver⸗ 
befferungsanträgen los, und nahm eine Adreſſe an den Kur⸗ 
fürſten, ſowie eine Eingabe an den Bundestag auf Herſtellung 
der rechtmäßigen Verfaſſung von 1831 an. In dem ganzen 
kleinen Lande kam ihr begeisterter Zuruf der Vevölterung ent⸗ 
gegen; Beamte, Bürger und Bauern waren unermüdlich in der 
Einſendung patriotiſcher Reſolutionen, und mit ohnmächtigem 
Grimme ſah der Kurfürſt dem unwiderſtehlichen Anwachſen 
dieſer nichts als Gerechtigkeit fordernden Vewegung zu. Dabei 
reichte der Auſſchwung weit über die heſſiſchen Grenzen hinaus. 
In allen deutſchen Landen erhob ſich die liberale Partei für 
die gute Sache; in Verſammlungen, Vereinen und Zeitungen 
ertönte die Loſung auf die Anerkennung des ſo ſchwer und ſo 
lange gelrünkten Rechts; mit wahrer Wuth wurde Heſſens Miß ⸗ 
handlung durch den Bundestag als eine Schmach und Schande 
der deutſchen Nation dargestellt, und keinem Zweifel konnte es 
unterliegen, daß demnüchſt die Kammern der deutſchen Staaten 
faſt ausnahmslos ihre Stimme für den preußiſchen Antrag und 
gegen die Mehrheit des Bundestags erheben würden. 

Um ſo unangenehmer war die Mehrzahl der deutſchen Re⸗ 
gierungen durch Preußens Auftreten berührt. Der Arger, daß 
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dieſes Cabinet jetzt auch in Süddeutſchland Popularität gewinne, 
wurde durch das Bewußtſein geſchärſt, im Jahre 1850 zur Mer 
kämpfung der preußiſchen Union für eine durch und durch ſaule 
Sache Partei ergriffen und damit ſich ſelbſt Jahr für Jahr die 
Hände immer ärger beſchmutzt zu haben. Reiner der Souveräne 
oder Miniſter hatte Achtung vor dem Kurfürſten oder Haſſen⸗ 
pflug gehabt: fie ballten die Fauſt in der Taſche, um ſolcher 
Freunde willen jetzt vor die Wahl geſtellt zu fein, entweder mit 
Preußen das eigene Werk als geſetzwidrig und untauglich weg⸗ 
zuwerfen, oder den erregten Zorn des ganzen deutſchen Volkes 
auf ſich und den Bundestag zu ziehen, und dem Nationalverein 
ein unfhäfbares Material für feine abſcheuliche Forderung eines 
deutſchen Parlaments zu liefern. Und fie wären fo gerne 
populär geblieben, in dieſer ſchlinmen Zeit, wo durch den 
italienifchen Krieg Öfterreich® Macht erfhüttert, Preußens An- 
ſehen gehoben, das Blut der Nation in Wallung gerathen war. 
So begann man, mit Preußen zu unterhandeln. Graf Rechberg 
bedauerte, daß Preußen tro der Abrede vom Auguſt feine 
Anſicht ohne vorheriges Benehmen mit Wien unwiderruflich feit- 
geitellt habe, wies darauf hin, daß die jetzt von Preußen fo 
hart beurtheilte Verfaſſung von 1852 vorwiegend die Schöpfung 
preußiſcher Arbeiter geweſen; jedenfalls ſei durch die damaligen 
Bundesbeſchlüſſe zwiſchen dem Kurfürſten und dem Bunde ein 
feiter Rechtsboden geschaffen, an welchem der Bundestag nicht 
rütteln dürfe. Auch ſei der bisher eingehaltene Weg keineswegs 
ausſichtslos. Erſt durch Preußens Umlehr fein in Kurheſſen 
die eben in Beruhigung begriſſenen Gemüther wieder aufgeregt 
worden; es bedürfe nichts weiter, als daß der Bundestag feinen 
Ausſchuß beauftrage, feinen Bericht in einigen Punkten noch 
etwas günſtiger für die Stände umzugeſtalten, und ſachlich 
tadelloſe Artikel der Verfaſſung von 1831 als Amendements in 
die neue Verſaſſung einzufügen. Aber unmöglich ſei es, im 
umgekehrten Verfahren die durch den Bundestag vernichtete 
Verſaſſung von 1831 als Ganzes herzuſtellen, und dann die 
einzelnen ſchädlichen Artikel zu ermitteln und auszumerzen. Eine 
von Rechberg's erſtem Referenten in deutſchen Sachen, Herrn 
von Biegeleben, verfaßte Dentſchrift vom 26. October erhob ſich 
hier zu der ſalbungsvollen Weihe der ſchönſten Metternichſchen 
Zeiten. Iſt es einmal anerkannt, ſagte fie, daß die alte Ver⸗ 
faffung mit dem Bundesrechte unvereinbar war, fo wird „fein 
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Wolmeinender* es tabeln, daß die Gelegenheit zu einer voll⸗ 
ftänbigen Reviſion benutzt wurde, um unter der Autorität des 
Bundes, unter „freier“ Mitwirkung des Landes und mit „gutem“ 
Willen „aller“ Betheilig ten, ein vor aller künftigen Anfechtung 
ſicheres, des Beifalls der Regierung und „der Unterthanen“ 
würdiges Werk zu erſchaffen: das ift ber wahre Sinn des 
Bundesbeſchluſſes von 1852; zu dieſem Zweck ſind wir bereit, 
die Zurüchveifung an den Ausſchuß auszuſprechen, um dort daß 
Werk noch weiter zu vervollkommnen. 

Es wurde Herrn von Schleinitz nicht ſchwer, in Wider⸗ 
legung dieſer wohltönenden Redewendungen den preußiſchen 
Standpunkt zu rechtfertigen. Indeſſen ging er auf eine Ver⸗ 
ſchiebung des Beſchluſſes und eine nochmalige Beralhung durch 
den Aus ſchuß ein, zu lebhaftem Verdruſſe Uſed om 's, der ſich 
dafür rüchte, indem er die von Schleinitz ſtreng verbotene Ver⸗ 
offentlichung der Denkſchrift vom 10. October unter der Hand 
veranlaßte, und damit ein neues Auſwogen der öffentlichen 
Meinung bewirkte. Die weitſchichtigen Verhandlungen zwiſchen 
den deutschen Höfen, welche ſich jezt durch lange Monate fort⸗ 
febten, brauchen wir nicht im Einzelnen zu verfolgen. Die ev⸗ 
neuerte Berathung im Ausſchuſſe des Bundestags lieferte dann 
in einem Vortrage vom 19. Januar 1860 folgendes Ergebniß. 
Wo die kurfürstliche Regierung und die Stände einig geworden, 
gilt ihr Beſchluß für die betreffenden Artikel der Verfaſſung 
von 1852. Wo keine Einigung ergielt worden, gilt der Test 
von 1852, jedoch mit der Ausnahme, daß, wo die Stände eine 
nicht bundeswidrige Veltimmung von 1831 beantragt haben, 
dieſe anzunehmen iſt. Dagegen ſind die von der Regierung 
vorgeſchlagenen Anderungen ihrer Verfaſſung unſtatthaft. Es 
war als Vermittlungsvorſchlag gemeint; als eine große Nach⸗ 
giebigkeit erſchien es den Verfaſſern, daß fie trotz des Bundes⸗ 
beſchluſſes von 1852 eingeräumt hatten, es gebe doch in der 
damals völlig verurtheilten Verfaſſung von 1831 bundesmäßige 
Beſtandtheile. Nichts deſto weniger aber war und blieb der 
Ausſchuß antrag ein Werk conftituirender Gewalt, wie fie dem 
Bundestage nach deſſen Grumdgefegen nicht zuftand. Stindiſche 
Vorſchlüge lagen dem Ausſchuſſe nach den letzten Erklärungen 
der heſſiſchen Kammern überhaupt nicht mehr vor; dem Verdicte 
des Außzſchuſſes, daß dieſe Erklärungen bedeutungslos ſeien, 
fehlte es an jedem Rechtsgrunde; fo hatte der Ausſchuß 11 0 
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nach feinem fubjectiven Ermeſſen hier einen Artilel geändert, 
dort einen andern genehmigt, als wäre in aller Welt die Be- 
fugniß des Bundestags, in innern Landesſachen materielles 
Recht zu ſchaſſen, anerkannt. 


Natürlich blieb Preußen bei feinem Widerſpruch. Auf der 
andern Seite war der König von Hannover ſehr verdrießlich 
über den Ausſchuß, der in 16 Artikeln der liberalen Strömung 
nachgegeben hatte. Auch der Kurfürſt von Heffen grollte über 
die Ablehnung feiner Amendements; er hatte ernſtlich gehofft, 
nach deren Durchſezung ſturk genug zu fein, um einem feiner 
Söhne die Thronfolge zu ſichern. Indeſſen, beide Potentaten 
erkannten doch bald, daß Beſſeres als der Ausſchußantrag nicht 
zu erlangen fei, und bequemten ſich, bemfelben ihre unbebingte 
Zuſtimmung zu geben. So wurde am 24. Mürz 1860 vom 
Bundestage im Sinne des Ausſchuſſes beſchloſſen. Mit Preußen 
ftimmten nur die ſüchfiſchen Herzogthümer, Oldenburg, Waldeck, 
Reuß j. L., die freien Städte. Preußen legte darauf gegen 
den Beſchluß, als auf einer Competenzüberſchreitung beruhend, 
Proteſt ein, und erllörte ihn für rechtlich nichtig und unver⸗ 
bindlich. Der ſtets leidenſchaftliche Pfordten ſagte, ein ſolches 
Verfahren mache dem Unjehen des Bundestags den Garaus. 
und ſchlug vor, das preußiſche Votum einem ſpeciellen Ausſchuß 
zur Cenſur zu überweiſen. Indeſſen Oſterreich, Hannover, Ba⸗ 
den riethen ab, und man ließ es bei der Präſidialer klärung 
über die verfafjungsmäßige Pflicht aller Regierungen zur An⸗ 
erkennung des Beſchluſſes bewenden. In Privatgeſprächen 
räumten die Miniſter Schrend in München und von Hügel in 
Stuttgart ſowie der König von Sachſen ein, man fei 1852 am 
Bunde zu weit gegangen; jedoch der Beschluß ſei einmal gefaßt 
und müſſe reſpectirt werden. Als das preußiſche Abgeordneten⸗ 
haus darauf im April nach einer äußerſt lebhaften Verhandlung 
die Regierung aufforderte, in der Vertheidigung des heſſiſchen 
Landesrechts unerſchütterlich ſeſt zu bleiben, antwortete der 
Württemberger Staatsanzeiger mit einer heftigen Polemik gegen 
die geſammte preußiſche Politik. In Caſſel aber arbeitete die 
Regierung, dem Bundestagsbeſchluß entſprechend, das Grund⸗ 
geſe von 1852 um, nahm eine Anzahl der frühern ftänbifchen 
Anträge und damit eine homöopathiſche Doſis ſtändiſcher Ber 
rechtigung in den Tegt auf, und publicirte die fo erwachſene 
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Verfaſſungsurkunde am 30. Mat 1860. Es kam zunächſt darauf 
an, welche Wirkung fie damit im Lande erzielen würde. 

Während auf ſolche Art über die Grundgeſetze des deutſchen 
Bundes ein heftiger Streit entbrannt war, führte ein Umſchlag 
in der großen europäſſchen Polttit noch einmal eine überraschende 
Demonſtration deutſcher Einmüthigleit herbei. 

Kaiſer Napoleon, in der SHenme zwiſchen den Anforderungen 
Öfterreichs, des Papſtes und des franzoſiſchen Klerus auf der 
einen, und den in Plombieres von ihm halbwegs anerkannten 
Beſtrebungen der italieniſchen Nationalpartei auf der andern 
Seite, hatte zuerſt mit Oſterreich Abrede genommen, zur Ord⸗ 
nung der italieniſchen Verhältniſſe einen Congreß der fünf 
Großmächte zu berufen. Dann aber fand er, daß weder Oſter⸗ 
reich noch der Papſt zu den in Villafranca und Zürich verab⸗ 
redeten innern Reformen irgend welche Anſtalten träfen, und 
folglich auch er ſich an dieſe Verträge nicht weiter zu binden 
brauche. Trat er dagegen wieder mit Sardinien in fteund⸗ 
ſchaftliches Benehmen, fo konnte er auf die in Plombieres ver⸗ 
einbarte Erwerbung Savohens und Nizzas zurüdkemmen, von 
der natürlich ſeit Villafranca keine Rede geweſen war. Gegen 
Ende des Jahres 1859 hatte er ſeinen Entſchluß gefaßt. Anfang 
Januar 1860 erſchien eine offictöfe Abhandlung: Der Papſt und 
der Congreß, in welcher der Satz entwickelt wurde, die weltliche 
Herrſchaft des Papſtes im Kirchenstaat ſei für deſſen kichliche 
Autorität weder nöthig noch nützlich, ſondern im Gegentheil 
verderblich. Zugleich erfolgte ein ebenſo bezeichnender Minifter- 
wechſel: an die Stelle des confervativen Walewski trat der 
italieniſch geſtnnte Thouvenel. Sofort ergriff auch Cavour in 
Turin die Zügel der Regierung auf's Neue und die populäre 
Beweg ung für die Einheit Italiens kam in allen Theilen des 
Landes in verftärkten Fluß. In Florenz und Bologna wurde 
die ſardiniſche Verfaſſung und das ſardiniſche Wahlgeſetz eins 
geführt; aus Rom und den Marken gingen zahlreiche Bittſchriften 
nach Paris um Befreiung von dem unertröglichen Regimente 
des Papſtes; in Neapel ſtieg die populäre Gährung zu einer 
ſolchen Höhe, daß der englische Geſandte erklärte, es gebe kein 
Drittes mehr außer einem Wechſel des Syſtems oder einem 
Wechſel der Dynaſtie. Napoleon ließ darauf durch eine Depeſche 
vom 24. Februar dem König Victor Emanuel eröffnen, wenn 
er ſich mit der Annezien von Parma und Modena begnügen 
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und daneben die Romagna als püpſtlicher Vicar verwalten wolle, 
werde Frankreich ihm gegen jeden feindlichen Angriff Beiftand 
leisten; würde er aber weiter gehen, fo geſchehe dies auf feine 
eigene Gefahr, und müſſe Frankreich dann ſeinen Anſpruch auf 
Savoyen und Nizza erneuern. Victor Emanuel wählte die 
letztere Alternative, und im Laufe des Mürz erfolgte dann auf 
Grund feierlicher Volksabfümmung die Annexion Toscanas und 
der Emilia (wie jetzt die vereinten Landschaften von Modena, 
Parma und der Romagna genannt wurden), an die ſardiniſche 
Krone, und gleichzeitig die Einverleibung Savoheng und Nißzas 
in das franzoſiſche Reich. 

Von dem großen Congreß war längſt keine Rede mehr. 
Wohl aber hatte Napoleon ſeinerſeits nach der Abwendung von 
Wien und Rom ſonſtige Anknüpfung geſucht, und zum Theil 
auch gefunden. Das engliſche Whigminifterium nahm warmen 
Antheil an dem Emporſtreben Italiens, und freute ſich von 
Herzen an der Zerkrümmerung des in Villafranca entworfenen 
Syſtems. Dazu kam, daß Napoleon ſchon ſeit einiger Zeit für 
Frankreich den Übergang von den bisher herrſchenden Einfuhr⸗ 
verboten und Schupgöllen zu den Grundſäßen eines gemäßigten 
Freihandels im Sinne trug, in England auch dafür lebhaftes 
Entgegenkommen fand, und am 20. Januar 1860 zur Unter⸗ 
zeichnung eines Handelsvertrags gelangte, deſſen Conſequenzen, 
wie wir bald ſehen werden, auch für die Entwicklung unſerer 
deutſchen Zuſtünde eine hohe Bedeutung gewannen. So weit 
war alſo das franzöſiſch⸗engliſche Einverſtändniß vollkommen. 
Auch in Rußland war zwar die Neigung zu Frankreich nicht 
mehr fo warm wie im Frühling 1859, immer aber waren Kaiſer 
Alexander und Fürſt Gortſchakoff auch jezt noch der Anſicht, 
daß eine Triple⸗Allianz zwiſchen Rußland, Preußen und Frankreich 
eine wahre Friedensliga für das zur Zeit fo beunruhigte Europa, 
und nebenbei, wie die ruſſiſchen Gedanken weiter gingen, auch 
wohl ein trefflicher Rückhalt für Rußlands Stellung im Orient 
gegenüber Öfterreich und England fein würde. Napoleon hütete 
ſich, derartige Andeutungen zurüctzuweiſen: im Gegentheil, ganz 
im ruſſiſchen Sinne machte er wiederholte Verſuche, bei dem 
preußiſchen Regenten entſprechende Tendenzen hervorzurufen. Er 
fandte freundliche Winke nach Berlin, daß Frankreich die Erhebung 
Preußens zu einer würdigen Stellung im deutſchen Bunde mit 
Freude begrüßen würde, und wenn dann Preußen eine kleine 
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Grenzberichtigung am Rheine zulaſſe, würde Frankreich ihm eine 
reiche Entſchadigung, etwa die Erwerbung Schleswig⸗Holſteins, 
zuſichern. 

Der Prinz⸗Regent ließ alle dieſe Eröffnungen platt zu 
Boden fallen, und als dann Ende März die Annexion von 
Sauoyen⸗Nizza durch Napoleon unter der amtlichen Erklärung 
erfolgte, daß Frankreich an dieſer Stelle feine natürlichen Grenzen 
wieder gewonnen habe, ging ein tiefer Riß durch das ganze 
diplomatiſche Gewebe. Napoleon hatte vor dem Kriege Frankreichs 
hohe Uneigennützigkeit verkündet: jetzt lag hier die Erwerbung 
einer ſtattlichen Provinz, und zugleich der Wunſch auf die weitere 
Herſtellung der fogenammten natürlichen Grenze, alfo die Eroberung 
des linken Rheinufers, offen zu Tage. Die Schweiz und 
Deutſchland fahen ſich gleichmäßig bedroht, und die Aufregung 
äußerte ſich in immer ſtärkerem Maaße, als auch in England 
die Regierung und die Zeitungen ihr Weißtrauen gegen die 
gefahrliche und unberechenbare Politit des franzöſiſchen Imperators 
ausſprachen. Es war vergebens, daß Napoleon ſo feierlich wie 
möglich feine Friedensliebe betheuerte; Alles, was er erreichte, 
war eine Erklärung Lord Palmerſton's, daß England zwar 
keinen Krieg wegen der Annexion Savoyens beginnen würde, 
bei der Mißbilligung des Ereigniſſes aber nachdrüclich veharre. 
Der preußiſche Regent, der in dieſer Zeit eine Fahrt durch die 
Saargegend machte, nahm hier bei einer feſtlichen Begrüßung, 
zu Napoleon's ſchwerem Verdruß, Gelegenheit zu dem Ausſpruche: 
niemals werde er einwilligen, daß eine Scholle deutſcher Erde 
dem Vaterlande verloren gehe. Als dann vollends Anfang Mai 
Garibaldi mit einer Schaar von 1000 Freiwilligen aus dem 
Hafen von Genua in See ging, und nach einigen Tagen bekannt 
wurde, daß er in Sicilien gelandet ſei, um auch dieſe Inſel der 
Herrſchuft Victor Emanuel's zu unterwerfen: da war alle Welt 
überzeugt, niemals hätte Garibaldi ein ſolches Unternehmen ohne 
Cavour s Mitwirkung, und niemals Cavour es ohne die Villigung 
Napoleon's gewagt. Beſonders das ruſſiſche Cabinet, welches 
von jeher es liebte, ſich als beſondern Beſchüter Neapels hin⸗ 
zustellen, drückte ſowohl in Turin als auch in Paris fein großes 
Befremden aus. Napoleon verficherte, daß ihm die fchfinme 
Sache völlig fremd fei, fand aber wenig Glauben damit, obwohl 
er dieſes Mal vollkommen die Wahrheit ſprach, und ſelbſt durch 
Cavour gründlich getäuſcht worden war. Dieſer hatte Garibaldi's 
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Ausrüſtung in jeder Weiſe beſördert, im Stillen eine Anzahl 
neapolitaniſcher Generale für die italieniſche Einheit gewonnen, 
und zuletzt Garibaldi's Fahrt durch ein ſchützendes ſardiniſches 
Geſchwader geleiten laſſen !), unausgeſetzt aber hatte er zugleich 
dem frarzöſiſchen Geſandten die beſtimmieſten Verſicherungen 
gegeben, daß er von Garibaldi's Plänen und Treiben abſolut 
keine Ahnung habe — ſo daß Napoleon durch die Landung in 
Sicilien ebenſo wie die übrigen Menſchen überraſcht wurde. 
Aber was half es ihm? Er war einmal der Gegenſtand 
allgemeines Argwohns geworden; nach den Schwankungen ſeiner 
doch immer aggreſſiven Politik traute man ihm, und nicht ohne 
Grund, Umwälzungspläne an allen Enden Europas zu; in 
dieſem Augenblicke fand ſich niemand mehr geneigt, mit ihm ſich 
einzulaſſen. Unter ſolchen Umſtänden wandte er aufs Neue 
feinen Blick auf Preußen. Das ruhige, offene und fefte Verhalten 
des Prinz-Regenten im vorigen Jahre hatte bei ihm nicht Haß, 
ſondern Achtung hervorgerufen: er ließ den Vorſchlag zu einer 
perſonlichen Sufammentunft nach Berlin gelangen. Der Regent 
hatte die Vorſtellung, Napoleon ſuche ihn mit Deutſchland zu 
verſeinden und den Austauſch Nheinlands gegen Schleswig⸗ 
Holſtein wieder zur Sprache zu bringen, lehnte den Antrag alſo 
zweimal ab, und nahem ihn endlich nur unter der erklörten Bor- 
ausſetzung an, daß die Grundlage aller Verhandlungen die 
Umperfeglichteit des deutſchen Gebietes fein werde. Bereits hatte 
ihm König Mar von Bayern feinen Veſuch in Baden⸗Baden 
während des üblichen Sommeraufenthalts des Prinzen angemeldet; 
auch der König von Württemberg wollte kommen; dorthin lud 
der Regent auch den franzöſiſchen Kaiſer ein, und machte die 
bevorſtehende Zuſammenkunſt durch Circular den deutſchen Höfen 
bekannt. Dies bewirkte aller Orten ein nervöſes Unbehagen, 
bei dem König von Hannover aber, den ſchon der Beſuch des 
Königs Mag in Baden mit Sorge und Berdruß erfüllte, die 
tieffte Gemülhsbewegung. Längſt war ihm der Prinz Regent 
mit feinen liberalen Miniſtern und feinen Bundesreformen ver⸗ 
dächtig; das napoleoniſche Kaiſerthum aber betrachtete er vollends 


) Dem Commandanten desſelben gab Cavour mündlich die 
Beifung, die Erpedition im Nothſal zu ſchüzen. Der Officier fogte: 
wenn es geschehen ift, werben Sie mich auf bie Beftung fepen. Cavour 
ermiberie: ganz gemiß, wein Beer; ig je, daß Cie mic) verfanden 
haben. 
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als die Fleiſchwerdung des teuflifchen Geiſtes. Aus einer Ver⸗ 
bindung Beider konnte nichts als Unheil, Anncxion, Vernichtung 
fürſtlicher Souveränität hervorgehen. Nach langem Sinnen 
entſchloß er ſich, der Gefahr dicht auf den Leib zu rücken, fuhr 
die Nacht durch nach Berlin, und trat früh Morgens am 
13. Juni bei den Regenten ein. Du barfft nicht hingehen, rief 
er, oder Du mußt alle deutſchen Fürſten und den Kaiſer von 
Oſterreich ebenfalls zu der Zuſammenkunft einladen. Der Regent, 
etwas verwundert über den Eifer, ließ die Erwähnung des 
Kaiſers von Öfterreich auf ſich beruhen, lud zunächſt den hohen 
Interpellanten felbft ein, und ſchrieb dann auch zu gleichen 
Iweck an König Johann von Sachſen. Ich konnte niemand 
einladen, sagte er nachher, und niemand ausſchließen, aber ich 
wollte nicht, daß es ausſehe, als döchte ich elwas hinter bem 
Rücken Deutſchlands zu thun. 

Wir müſſen über dieſe Zuſammenkunft etwas näher berichten, 
nicht, als wären dort wichtige Ergebniſſe erzielt worden, ſondern 
weil ihr Verlauf fo ungemein charafteriftifd für den Prinz 
Regenten iſt, der jeden Gedanken abwies, bie franzöſiſche Zuvor⸗ 
kommen heit als biplomatiſches Preſſionsmittel gegen die deulſchen 
Widerſacher feiner nationalen Zwecke zu benußen, und ſich mit 
unbedingter Offenheit als Vertreter aller deutſchen Staaten 
Napoleon gegenüber ſtellte. 

Am 14. Juni kam der Regent in Baden an, wo König 
Max ſchon ſeit einigen Tagen eingetroffen war; die drei andern 
Könige, und eine Anzahl kleinerer Fürſten, Baden als Hausherr, 
Darmſtadt und Naſſau, Weimar und Coburg waren ebenfalls 
erſchienen. Der Regent ſprach ihnen feinen Entſchluß aus, keine 
Gebiets veründerung auf Koſten Deutſchlands oder deutſcher 
Staaten zuzulaſſen. Die vier Könige verabredeten unter ſich, 
dem Prinzen königliche Ehren zu erweiſen und ihm ben Vortritt 
einzuräumen. So empfing er am 15. Juni Abends 7 Uhr den 
naiſerlichen Gaft an der Spiße einer Schaar gekrönter Häupter. 
Nach 8 Uhr machte er dem Raiſer feinen Beſuch; ihr Geſpräch, 
das einzige, was fie unter vier Augen Hatten, dauerte etwa 
eine Stunde, hatte aber kaum einen andern Inhalt, als Napoleon's 
Klage über die grundloſe, gegen ihn in Deutſchland herrſchende 
Aufregung und die feindſelige Haltung faſt der geſammten 
deutſchen Preſſe. Es ſei wahr, ſagte er, es gebe eine Partei in 
Frankreich, die nach deutſchem Gebiet strebe. Er aber fei anderer 
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Anſicht; er wünſche, daß die beiden Böller, die an der Spitze 
der Civiliſation ſtänden, in Frieden verkehren und ihre Intereſſen 
verſchmelzen möchten. Um dieſe Gefinnung zu bekunden, fei er 
hergekommen. Der Regent ſprach darauf feine Freude und 
Zuſtimmung aus, er ſei um fo bereitwilliger auf die Zuſammen⸗ 
kunft eingegangen, als fie ein Pfand des Friedens fein follte. 
Zugleich bemerkte er, daß die Beunruhigung in Deutſchland die 
Folge der Einverleibung Savohens nach der feierlichen Pro⸗ 
clamation franzöſiſcher Uneigennügigkeit geweſen fei. Das fei, 
rief Napoleon, ein Ausnahmefall, in Folge eines voraus- 
gegangenen Vertrags, nach welchem, wenn Sardinien Vortheile 
erlange, Frankreich für die geleiftete Hülfe eine Entschädigung 
erhalten ſollte. Was Deutſchland betreffe, fo Ligen hier die 
Dinge ganz anders. Auch ich, erwiderte der Prinz, habe von 
jenem Vertrage keine Kenntniß gehabt, und bei dem Publicum 
war der Eindruck der Annexion um fo ftärter, als Ew. Majeftät 
ſich im Kriege als glücklichen Feldherrn bewährt haben. Nun, 
fragte Napoleon, was ift zu thun, um biefe Beſorgniſſe zu ftillen? 
Sagen Sie den deutſchen Fürſten, antwortete der Prinz, was 
Sie mir geſagt haben. 

Der Kaiſer erging ſich darauf länger über die Geißel der 
Preſſe, die eine Macht geworden fei; er ſelbſt habe ſehr wenig 
Gewalt über fie; man müſſe ſich aber hüten, daß fie nicht, wie 
in England, das Land regiere. Dann bezeichnete er die Furcht 
Englands vor einer franzöſiſchen Invafion als eine kindiſche, denn 
die Sache fei unmöglich. Dieſe Unmöglichteit beſtritt der Prinz, 
da einer Dampfflotte ſehr wohl die Dandung gelingen könne. 
Napoleon erwiderte: Landen und Sichbehaupten ift zweierlei, und 
das Letztere iſt unmöglich. Er knüpfte daran die Betheuerung, 
er wünſche im Gegentheil immer engere Beziehungen mit Eng⸗ 
land, und er habe deshalb den Handelsvertrag geſchloſſen. Es 
würde ſehr erfreulich ſein, wenn ein ſolcher Vertrag auch zwiſchen 
Frankreich und dem Zollverein zu Stande käme. Der Prinz 
wies das nicht zurück .). 

Napoleon's friedliche Erklärungen an die deutſchen Fürſten 
erfolgten denn am Morgen des 18. Juni im Verlaufe der fürſt⸗ 
lichen Beſuche und Gegenbeſuche. Laſſen Sie, fagte ihm der 
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König von Württemberg, Ihre Worte in allen franzöſiſchen 
Zeitungen publiciren. Als darauf Napoleon fondirte, ob Preu⸗ 
ßen nicht nach Gebietserweiterung ſtrebe, ſprach der König feine 
entgegengeſetzte Überzeugung aus. Auch bei dem König bon 
Hannover fuhr der Kaiſer vor, vernahm aber, daß der König 
nicht zu Haufe ſei; der König war in der That nicht im Haufe, 
ſondern Hinter demſelben im Garten. Bel dem König von 
Sichſen äußerte Napoleon den Wunſch eines Handelsvertrags, 
worauf ihn der König an Preußen verwies. Es gab dann 
Kirchenbeſuch, Promenaden, Feſtſchmaus wie üblich; am Abend 
eine große Soiree; der anweſende öſterreichiſche Geſandte, Graf 
Trautmannsdorf, berichtete darüber, das Benehmen des Kaiſers 
ſei während des ganzen Abends ſehr ruhig und gemeſſen, beinahe 
stil geweſen; er habe mit niemand ein längeres Geſprüch ge⸗ 
pflogen, die meiſten deutſchen Fürſten ihm gegenüber eine ver⸗ 
legene Zurückhaltung gezeigt. Auch die Bevölkerung verhielt 
ſich gegen ihn außerſt fühl, gebot einem Trupp Franzoſen bei 
einem Hochruf Schweigen, und ließ dann ihrerseits den Prin⸗ 
Regenten hochleben. Am 17. hatte der Kaiſer noch ein Gesprach 
mit dem Regenten und König Max über Neapel; wie dieſer 
nachher erzählte, wären Napolcow s Außerungen nicht befriedigend 
geweſen; er müſſe bei den italieniſchen Ereigniſſen ſtets die 
Möglichkeit eines Confliets mit England vor Augen haben; auch 
könne er dem Könige von Sardinien nicht energiſch entgegen treten, 
der von der Volkspartei vorwäris gebrängt werde und nicht die 
Kraft zum Widerſtand beſihe. Indeſſen verſprach er, wie bisher 
abmahnend auf Sardinien wirken zu wollen. Der Prinz vertrat 
die dynaftiſchen Intereſſen Neapels, kroß des unglücklichen 
Regierungsſyſtems. Der Orient, Oſterreich, Danemark wurden 
nicht erwähnt i). 

Am Abend, kurz vor der Abreise, gelang dem fealſer noch 
eine Eroberung beſonderer Art. Er trat unangemeldet in den 
Salon des Königs von Hannover, wartete dort ganz ruhig, bis 
der blinde Herr erſchien, der zuerſt ſehr unwillig über das 
Eindringen eines Fremden war, dann aber aus der Hand des 
Kaisers den Orden der Ehrenlegion mit gnüdigem Danke empfing, 
und durch die wahlberechneten Reden Napoleom's fo bezaubernd 
wurde, daß er ſeitdem das Lob desſelben in allen Tonarten 
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verkündete. Um 9 Uhr reiſte Napoleon ab, ſchwerlich erbaut 
von dem Verlauf und den nichtigen Ergebniſſen feiner Expedition. 

Dem Prinz⸗Regenten war übrigens noch ein Nachſpiel des 
großen Fürſtentages zugedacht. Er war, auf die Gefahr einer 
ſchweren Verſtimmung Napoleon's, jo nachdrücklich im Sinne 
deulſcher Eintracht aufgetreten, daß ihm über das Weſen derselben 
eine deutliche Belehrung nicht unerwartet kommen konnte. 

Am Vormittag des 17. Juni hatte (wenn ich nicht irre, 
auf Betreiben des Königs von Hannover), eine Conſerenz der 
großdeutſch geſinnten Fürſten — zu welchen der Großherzog 
von Baden bereits nicht mehr gerechnet wurde — alſo der vier 
Rönige, des Großherzags von Darmſtadt und des Herzogs von 
Naſſau, bei dem König Max von Bayern Statt gefunden, um 
die zwiſchen ihnen und Preußen ſchwebenden Streitfragen zu 
beſprechen. Zuerſt erwogen fie die widerwörtige kurheſſiſche 
Sache: Hannover und Sachſen begehrten, daß man ſie ſofort 
und definitiv erledige, indem der Bund der neuen Verfaſſung 
vom 30. Mai ſeine Garantie ertheile. Aber Bayern und Württem⸗ 
berg mahnten zur Vorſicht; Württemberg hatte verfaſſungs⸗ 
rechtliche Bedenken, und Bayern war dagegen aus Rückſicht auf 
die öffentliche Meinung. So kam kein Beſchluß zu Stande, und 
man wandie ſich zu der noch wichtigeren Frage, zu der von 
Preußen begehrten Reform der Bundestriegsderfaſfung. Alle 
Stimmen waren einig, daß der preußiſche Antrag nach dem 
don Pforbten verſaßlen Ausſchußgulachten abzulehnen ſei. Aber 
bei näherer Betrachtung ergaben ſich auch hier verſchiedene Mei⸗ 
nungen. König Johann von Sachſen ſchlug vor, die Motive 
des Ausſchußgutachtens, nach welchen bei dem Eintritt des 
ganzen österreichischen oder preufifdhen Heeres in den Bundeskrieg 
beſondere Abrede vorbehalten bliebe, ausdrücklich anzuerkennen, 
und danach den Prinz- Regenten zu bitten, entweder feinen 
Antrag zurückzuzichen, oder doch gegen den bevorſtehenden 
Bundesbeſchluß nicht wieder Proteſt einzulegen. Aber dagegen 
erhob ſich König Georg von Hannover mit lebhaftem Eifer. 
Danach würde Preußens Plan für den Kriegsfall dennoch ver⸗ 
wirklich; laſſe es ſich nicht erreichen, daß die beiden Großmächte 
je drei Armeecorps bundesmäßig unter den gewählten Bundes⸗ 
feldherrn ftellten, fo ſei es dann das Beſte, drei Armeen zu 
bilden, neben jenen der Großmächte die übrigen Bundestruppen, 
deren Feldherr von den betreffenden Regierungen gewählt, und 
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nach Bundesrecht geleitet und beauffihtigt würde. Auch hier 
zeigte ſich ein einhelliger Beſchluß unmöglich; man begnügte ſich 
endlich mit einem Auftrage für König Wax von Bayern, mit 
dem Prinz⸗ Regenten Namens der deutſchen Fürſten ſowohl 
hierüber, als über die Unterdrückung des Nationalvereins mit 
möͤglichſtem Nachdruck zu unterhandeln. 

König Georg aber vermochte ſich dabei nicht zu beruhigen. 
Gleich nach der Beſprechung dictirte er noch eine Denkſchrift 
über die Kriegsverſaſſung für feine Freunde, des Inhalts, daß 
nach den beſtinunten Erklärungen des Prinz-Regenten bei einem 
Kriege die Bundeskriegsverfaſſung in ihrer jetzigen Geſtalt auf⸗ 
fliegen würde, das wäre jedoch ein Exeigniß von der größten 
polttiſchen Tragweite, denn der damit durchgeführte Dualismus 
würde die Einheit Deutſchlands zerreißen, aber auch die Axt 
an bie Wurzel der fürſtlichen Souveränität legen. Nun ſei eins 
ihrer Hauptmomente die Milttörhoheit; deren Verluſt ſei der 
Anfang des Endes, und die Fürſten dann Baſallen der Groß⸗ 
müchte. Ein ſolcher Zwitterzuſtand ſei auf die Dauer nicht 
haltbar; die Souveränität müſſe entweder in ihrer Unumſchränkt⸗ 
heit und Heiligkeit walten, oder ſie werde in kurzer Friſt ganzlich 
erlöfchen. 

Der ſtolze Welfe, der mit ſolchem Eifer für die Unan⸗ 
taſtbarkeit ſeines historischen Rechtes kämpfte, wußte nicht, daß 
vor dem legten Jahrhundert feine erlau 
nur eine beſchränkte und getheilte Souverän 
oder genauer, daß überhaupt der Begriff der ungetheilten 
Souveränität ein Erzeugniß exit ſehr moderner Zeiten geweſen iſt. 

Seinerſeits lud der Prinz⸗Regent, um dem Congreſſe einen 
förmlichen Abſchluß zu geben, auf Betreiben Badens, Weimars 
und Coburgs, am 18. Juni die ſäuuntlichen Souveräne zu einer 
Berfammlung ein. In einer genau erwogenen Rede betonte er 
die Unverleplichteit des deutſchen Gebiets, die er bei der Zu⸗ 
fammentunft mit Napoleon als Bedingung jedes guten Ein⸗ 
vernehmens bezeichnet hatte, erklärte dann feinen Entſchluß, ber 
feiner bisherigen innern und äußern Politit zu beharren, und 
sprach die Hoffnung auf baldige Herstellung Herzlicher Beziehungen 
zu Eſterreich aus. Als darauf die vier Könige ihn um ger 
meinſame Maaßregeln gegen den Nationalverein beſtürmten, 
lehnte er weitere Erklärungen ab, und bewirkte ſofort die Auf⸗ 
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löſung der Verſammlung 9. Die hohen Herren trennten ſich in 
ſehr gemiſchter Stimmung. 

Indeſſen verfuchte nach der Abreiſe der deutſchen Fürſten, 
wobei der König von Württemberg zum Prinz⸗Regenten noch 
einmal über den Nationalverein heftig polternd ſprach, der gute 
König Ma am 19. Juni fein Heil bei dem preußischen Herrſcher. 
Zuerſt vertrat er als Vermittlungsvorſchlag die Drritheilung 
des Bundesheeres; der preußiſche Plan ſei für die deutſchen 
Souveräne unannehmbar, da er ihnen die Verfügung über ihre 
Truppen nähme; Preußen möge alſo feinen Plan zurückziehen. 
Aber ganz entſchieden erwiderte ber Prinz, daß daran nicht zu 
denten ſeij beide Pläne kämen vor dem Bund zur Entſchließung. 
Die Einheit ſei an ſich das Beſte, jedoch ergebe ſich bei der 
Größe der Heere und der Entfernung der Kriegstheater die 
Zweitheilung von ſelbſt. Bei der Dreitheilung proclamire man 
die Anarchie; die Einſprüche und Verwahrungen der im Haupt⸗ 
quartier anwesenden fürſtlichen Commiſſare würden alle Be⸗ 
wegungen des Bundesheeres lähmen. Die Zweitheilung, ſagte 
der König, wäre die Theilung Deutschlands nach der Mainlinie. 
Sie wäre, erwiderte der Prinz, eine momentane Maaßregel für 
die Dauer des Kriegs. Ebenſo geringen Erfolg hatte der König 
mit dem Begehren, dem Nationalverein energiſch entgegen zu 
kreten. Der Prinz bezeg ſich hinſichtlich feiner eigenen Stellung 
zu den deutſchen Fragen auf die Antwort an die Stettiner, 
weigerte aber jede Verfolgung des Vereins, ſo lange keine 
ſtrafbaren Handlungen borlägen; was Derartiges in Sachſen, 
Hannover und ſonſt geſchehen, habe allgemeine Mißbilligung 
erfahren. Der König konnte dies nicht läugnen, und wandte 
ſich jeht um fo eifriger zu einem perſönlichen Wunſche, der ihn 
eigentlich zu dem Beſuche in Baden getrieben hatte, dem Wunſche, 
eine Annäherung an Oſterreich herbeizuführen. Der Bring er- 
Härte ſich ſehr bereit dazu, unter der einfachen Bedingung. daß 
Oſterreich endlich aufhöre, Preußen als Emporkömmling zu 
betrachten, und es aufrichtig als gleichberechtigte Großmacht 
anerfenne. Schon die Zuſammenſezung des heutigen Preußen 
im Jahre 1815 aus zwei getrennten Ländermaſſen ſei bereits 
auf feine Schwächung berechnet geweſen; als Preußen dennoch 
geſtiegen, fei von Wien die Verdächtigung ausgegangen, Preußen 
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ſuche die zwiſchen feinen Provinzen liegenden Staaten einzu⸗ 
verleiben, und eine vierziglährige Erfahrung habe das fo ger 
nührte Mißtrauen nicht auslöſchen können. Ich muß abwarten, 
fagte der Prinz, ob meine neueſten Außerungen dieſe Stimmung 
verſcheuchen werden, aber niemand kann mir verdenken, wenn 
ich mich verletzt fühle: Ofterreich hat die Löfung der Frage in 
der Hand; ſobald es aufhört, Preußen ſchaden zu wollen, 
wird der Ausgleich leicht erreichbar ſein. König Max meinte 
darauf, Preußens Haltung während des letzten Kriegs habe ihm 
Ihe gabe; man habe geglaubt, Preußen zögere abfichtlich, 

ſterreich in das Unglück gerathen zu laſſen. Der Prinz 
fragte: wann wurde damals Deine Armee marſchfertig? Im 
Juli, antwortete der König, gerade als Deine Aufforderung 
ankam. Nun ganz dasſelbe, fuhr der Regent fort, hat mir auch 
Prinz Friedrich von Württemberg geſagt: wie wäre es geworden, 
wenn ich ſchon im April hätte marſchiren wollen? Nein, wir 
haben gezögert, um nicht das franzöſiſche Hauptheer von Anfang 
an auf deutſchen Boden zu ziehen, Oſterreich aber hat zu Villa⸗ 
franca lieber auf eine Provinz verzichtet, als daß es uns einen 
Siegesruhm gegen Frankreich gegönnt hätte. 

Trotz des gereizten Gefühls, welches aus dieſen Worten 
ſprach, machte der König den Vorſchlag zu einer perſönlichen 
Bufanmenkunft des Prinzen mit dem Kalſer Franz Joſeph, zu 
deren Einleitung er mit Freuden die erforderlichen Schritte thun 
würde. Der Prinz erhob keine Einwendung dagegen; nur müſſe, 
nach dem für Preußen beleidigenden Manifeſte vom vorigen 
Jahr, der erſte Schritt von Wien aus geſchehen. Er fügte 
hinzu, daß er, ſeinem Grundſatze getreu, auf vorzeitige Garantien 
und Allianzen nicht eingehen würde, wohl 815 auf Beſprechung 
beſtimmter Kriegs⸗Eventualitäten, bei denen Oſterreich und Preu⸗ 
ßen in Verbindung mit Deutſchland vereint aufzutreten hätten, 

König Mar ging darauf bei der Wiener Hofburg mit Eifer 
an das Werk der Verſöhnung, und fand hier um jo günſtigeren 
Boden, als Öfterreich kurz zuvor in Petersburg über die Her⸗ 
ſtellung der heiligen Allianz ſondirt hatte, und vom Fürſten 
Gortſchatoff deshalb an Preußen verwieſen worden war ). Auch 
der Prinz-Negent that das Seinige, indem er in einem Briefe 
an den Kaiſer Franz Joſeph die Vorgünge in Baden schilderte, 
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und daraus den Nuten des Zufammergehens von Sſterreich 
und Preußen in der europäiihen Politik folgerte. Am 10. Juli 
antwortete dann der Kaiſer mit dem Vorſchlage einer Zuſammen⸗ 
kunft etwa in Dresden. Es war unterdeſſen bekannt geworden, 
daß die Könige der Mittelitanten dringend wünſchten, auch hier, 
wie es in Vaden geſchehen, der Vereinigung der beiden Macht 
baber beizuwohnen; der Prinz⸗Regent aber fand darin keine 
Verſchönerung der Sache, und ſchlug deshalb dem Kaiſer eine 
Conferenz unter vier Augen in Teplitz vor, welche umgehend 
von dieſem angenommen wurde. Rechberg und Schleinttz jollten 
ihre Souverkne begleiten. Der Prinz-Regent erwog am 20. Juli 
in Mainz das Programm für die Beſprechung. Es wurde an⸗ 
erlannt, daß durch die Vorgänge in Baden eine feunzöſiſch⸗ 
preußiſche Allianz auf lange hin unmöglich geworden fer; damit 
habe ſich der Kreis der diplomatiſchen Mittel, um von Ofterreidh 
Zugeftändniffe zu erlangen, erheblich verengt. Immer müßte 
Preußen für eine Unterſtüzung Oſterreichs in Italien entſprechende 
Vortheile in Anſpruch nehmen, alſo Beſeitigung der Mißſtände 
im Bunde, Alternat im Präſidium des Bundestags, Erledigung 
der holſteiner Sache im preußiſchen Sinne. Sonſt würde der 
Landtag niemals Geld für einen Krieg zu Gunſten Oſterreichs 
bewilligen. Außerdem hatte der Prinz⸗Regent ſchon ſeit längerer 
Zeit den Gedanken, daß eine Allianz mit Oſterreich nur dann 
Werth habe, wenn dieſes wieder innerlich gefräftigt fei, und 
daß eine ſolche Herſtellung liberale Reformen und religiöſe 
Duldſamkeit vorausſeze. Nach dieſen Geſichtspunkten machte er 
am 26. Juli dem Kaiſer feine Vorſchläge Nach denſelben würde 
Preußen bereit fein zu gemeinſchaftlicher Abwehr gemeinſchaftlicher 
Gefahr, alſo zur Abwehr eines franzöſiſchen Angriffs auf die 
Beſitzungen beider Staaten, es wäre denn, daß der Krieg von 
Oſterreich provoeirt würde: worauf Franz Joſeph fofort erklärte, 
nie einen Krieg probociren zu wollen, und falls er ſich zu einem 
Angriff gezwungen glaube, ihn nur nach Verſtändigung mit 
Preußen zu unternehmen. Ferner ſei, proponirte der Prinz, 
gemeinſanter Widerſtand gegen etwaige franzöſiſche Annexions⸗ 
gelüfte auf die Schweiz, Belgien und Holland zu leiſten. Einen 
Angriff Sardiniens werde Deutſchland als Kriegsfall betrachten, 
wenn beutfche8 Gebiet dabei verletzt werde. So weit befand 
man ſich im ſchönſten Einklang. Darauf aber entwickelte der 
Prinz die gewünschten Gegenleiftungen Oſterreichs, und hier blieb 
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die Harmonie fehr unvollftändig. Das Alternat im Vorfik des 
Bundestags lehnte der Kaiſer ab, ein altes Ehrenrecht feines 
Hauſes fei für ihn umantaftbar. Fortſchritte in der ſtändiſchen 
Gefepgebung, fo wie Gleichberechtigung der Confeffionen erklärte er 
für innere Angelegenheiten, über die er keinen schriftlichen Vertrag 
eingehen könne, ſprach jedoch mündlich die Ab ſicht aus, auf dieſer 
Bahn vorwärts zu fchreiten. Darauf brachte der Prinz die in Frank⸗ 
furt schwebende Verhandlung über die Bundeskriegsverfafſung zur 
Sprache, erwirkte aber nur die Zusage, daß eine Conferenz beider⸗ 
ſeitiger Generale die Frage der Zwei⸗ oder Dreitheilung berathen 
ſollte. Endlich über Schleswig Holſtein begnügte ſich der Kaiſer 
mit der allgemeinen und dehnbaren Erklärung, Oſterreich werde 
die preußiſche Politik, welche auch die deutſche ſei, und ſich auf 
dem geſetzlichen Felde bewegen werde, entſchieden unterſtüß en. 

Am Abend brachte darauf der Prinz das Ergebniß des 
Geſprüchs, nach den einzelnen Gegenftänden geordnet, zu Papier, 
indem er nach Aufzählung der von Preußen beabſichtig ten 
Leistungen einen Paragraphen einſchob, daß dafür der Landtag 
leine Geldbewilligung machen würde, wenn ihm nicht entſprechende 
Gegenleiſtungen Oſterrtichs vorgelegt würden; aus dieſem Grunde 
ſei Preußen nicht im Stan de, Stipulationen durch Verträge oder 
Punctationen einzugehen. Der Kaiſer, welchem das von dem 
Prinzen unterzeichnete Document bei der Abreiſe am 27. Juli 
vorgelegt wurde, ſandte es, ebenfalls von ihm mit ſeinen Gegen⸗ 
bemerkungen und ſeiner Unterſchrift verſehen, zurück, indem er 
zu jener Ablehnung eines formellen Vertrags bemerkte, der Wille 
und das Wort des Prinzen hätten für ihn denſelben Werth wie 
ein officieller Vertrag. 

Er kam dann auch nicht unbefriedigt aus Teplitz zurück. 
Hatte er kein bindendes Verſprechen preußiſcher Hülſe bei einem 
franzöſiſchen Angriff erhalten, jo war ihm doch kein Zweiſel ges 
blieben, daß der Prinz⸗Regent nach jeiner eigenen Geſinnung 
in einem ſolchen Falle nicht unthätig zuſehen würde. Ich bin 
ſicher, ſagte er gleich nachher dem Könige von Sachſen, daß 
ich nicht zum zweiten Male im Stiche gelaſſen werde. 

Indeſſen wurde das Wetter in der europliſchen Politik 
immer düſterer und ſtürmiſcher. Wo Garibaldi erſchien, löſten 
die neapolitaniſchen Heertheile ſich fait ohne Kampf auf, liefen 
auseinander oder traten zu ihm über. Am 7. September zog er 
triumphirend unter dem Jubel der Bevölkerung in der Hauptſtadt 
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Neapel ein, und verkündete jetzt die Absicht, zunächſt Rom 
und darauf Venetien zu befreien, und dann erſt das geeinte 
Italien dem König Victor Emanuel huldigen zu laſſen. Das 
ware alſo ein Angriff auf die franzöſiſche Beſatzung in Rom, 
und wenn es wider alles verſtändige Erwarten gelänge, darauf 
ein Krieg des revolutionären Italien gegen Oſterreich geweſen. 
Nimmermehr konnte Cavour dieſen Wahnſinn zulaſſen. Es gab 
nur ein Mittel: man mußte ſelbſt in Italiens Namen vorgehen, den 
öſtlichen Theil des Kirchenſtaats zwiſchen der Emilia und Neapel 
befegen, von dort das fardinifche Heer nach Neapel vorſchieben und 
unter fanfter Beſeitigung Garibaldi's auf der Stelle die Herrſchaft 
Victor Emanuel's über beide Sicilien ausrufen. Das war der einzige 
Weg, um die Einheit Italiens zu ſichern und zugleich die Aera der 
Revolution für Italien zu ſchließ en. So gefchab es, und in kurzer 
Friſt war das Werk vollendet. Außer Rom und Venetien gehorchte 
die Halbinſel dem König von Italien, und Cavour verkündete bei 
ieder Gelegenheit, daß die Regierung Venedigs Schicksal feſt im 
Auge behalte, zur Zeit aber aus Rückſicht für Europa an keinen 
Krieg gegen Oſterreich denke. 

Dieſe Verſicherung begegnete freilich aller Orten einem 
wirklichen oder vorgewandten Mißtrauen. Zwar die engliſche 
Regierung erklärte ſich mit Cavour's Erfolgen von Herzen ein⸗ 
verſtanden, in den Cabinetten des Continents aber war nur 
Eine Stimme der Verwerfung jener revolutionären Triumphe 
und völterrechtswidrigen Angriffe, und hundert Mal beſprach 
man in den leitenden Kreiſen die Unmöglichkeit, daß Cavour 
feine radicalen Genoſſen von einem Angriff auf Venetien würde 
abhalten können. Erſchiene aber ein ſolcher, wer möchte die 
Folgen vorausſehen? Napoleon, welchen der Lärm des Klerus 
wegen der neuen Verluſte des Papſtes beunruhigte, kam wieder 
auf ben Gedanken eines Congreſſes der Großmächte zurück, deſſen 
Beſchlüſſe ihm die Verantwortung für Italiens Geſchicke abnehmen 
möchten. Rußland war bereit, ihm hierin gefällig zu fein, in 
der Hoffnung, in Sachen des Orients dafür Gegendienſte zu 
erhalten. Sonſt war Kaiſer Alexander durch Garibaldi's Auf⸗ 
treten gründlich erzürnt worden, und wünſchte fehr, mit dem 
Prinz⸗Regenten perſönlich ſich über die Weltlage zu verſtändigen; 
man kam demnach überein, daß im October die beiden Herrſcher 
einige Tage in Werſchau mit einander zubringen würden; der⸗ 
ſelbe Gedanke veranlaßte den Kaiſer Franz Joſeph ebenfalls zu 
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der bereitwillig aufgenommenen Anfrage, ob fein Veſuch dem 
Zaren willkommen fein würde. Dies wurde in verbindlichſter 
Weiſe bejaht, zugleich aber auch bemerkt, daß ſowohl der Prinz⸗ 
Regent als der Kaiſer Alexander nicht die Abſicht hätten, bindende 
Verträge zu Stande zu bringen. Die Zuſammenkunft der drei 
Monarchen, welche in den Tagen vom 22. bis 26. October 
Statt fand, hatte fo weit ein Ergebniß, daß die perſönliche 
Bitterkeit zwiſchen den beiden Kaiſern für einige Zeit gemildert 
wurde, zu poſttiven Entſchließungen aber gelangte man auch 
bier nicht. Die Vorſchläge Napoleon's über einen Tongreß zur 
Ordnung der italieniſchen Verhältniſſe, welche Kaiſer Alexander 
vorlegte, wurden von Preußen als nicht beftimmt genug zu 
braktiſchem Verfahren bezeichnet, von Öfterreich einfach abgelehnt. 
Es kam dazu, daß Kaiſer Alexander nach dem Vorgehen Cavour's 
feine Geſandtſchaft von dem revolutionsluſtigen Turiner Hofe 
abberufen hatte, und feinen Berdruß nicht verbarg, daß Preußen 
dieſem Beiſpiel nicht folgte, ſondern ſich begnügte, nach Turin 
einen ſcharſen Tadel der dortigen illegalen Politik zu ſenden. 
Man blieb alſo bei einer allgemeinen Unſicherheit ohne einen 
gemeinſamen Plan. 

Für den Prinz⸗Regenten geſellten fi) dazu bie Anfänge 
einer bedenklichen Kriſis im eigenen Lande. 
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4. Eapifel, 
Streit über die Heeresreſorm in Preußen. 


Je begeiſterter der Jubel, je übertriebener die Erwartungen 
geweſen waren, mit welcher die große Mehrheit des preußiſchen 
Volkes die neue Regierung aufgenommen hatte, deſto ſchneller 
ſtellte fi Ab kühlung und Ernüchterung ein, als zwar die groben 
Mißbräuche des vorigen Syſtems, die polizeiliche Willfür, die 
Umdeutung der Geſehe, die kirchliche Verfolgungsluſt, verſchwanden, 
ſonſt aber Alles ruhig im alten Geleiſe blieb, und ein para⸗ 
diefſſcher Zuftand unerhörter Freiheit und Glückſeligleit fich 
nicht zeigen wollte. Auch traten bald einzelne Begehren hervor, 
deren Nichterfüllung Heftige Klagen veranlaßte. Man ärgerte 
ſich, daß der neue Miniſter des Innern, Grof Schwerin, es für 
liberaler erklärte, feudalgejinnte Präſidenten, jo lange fie nichts 
Geſetzwidriges trieben, im Amte zu laſſen, als alle einſlußteichen 
Stellen, wie es Herr von Weſtphalen gethan, nur mit Partei⸗ 
genoſſen zu beſeen. Als das Herrenhaus zwei liberale, von 
der Regierung vorgelegte, von den Abgeordneten mit Beifall 
angenommene Geſetze, über Einführung der Civilehe und Aus⸗ 
gleichung der Grundfteuer, energiſch zurüchvies: da zümte das 
Publicum, daß die Regierung nicht ſogleich zu einer Reform 
des Herrenhauſes, zu einer gründlichen Ausfegung dieſes Neſtes 
der Feudalpartei ſchriit. Man wollte nicht an der liberalen 
Gefinnung der Miniſter zweifeln, aber man hatte gehofft, daß 
fo wackere Vorkünpfer der frühern liberalen Oppoſition jezt 
als Miniſter mit feſterem Griff die Axt an die Wurzel der 
Reaction legen würden. Dann kam der italieniſche Krieg; die 
Bevölkerung, ſahen wir, hatte nicht die geringite Luft, für 
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Oſterreich zum Schwert zu greifen, indeſſen traute doch auch 
hier dem unruhigen Napoleoniden kein Menſch, und der Landtag 
bewilligte ohne Widerſtreben für die Kriegsbereitſchaft des Staates 
eine Anleihe von 40 Millionen Thalern und die Erhöhung der 
wichtigſten Steuern um 25 Procent. Freilich, als dann die 
große Mobilmachung erfolgte, um nach Villafrancg wieder thatlos 
ſich aufzulöſen, und Ofterreich und Frankreich wetteifernd alle 
Verantwortung des Unheils auf Preußen schoben, da ſtellte ſich 
beim Volke die Meinung feſt, es gehe leider auch jetzt nicht viel 
anders als 1850, Herr von Bonin ſcheine nicht mehr Kriegsmuth 
als damals Herr von Stodhaufen, und Herr von Schleiniß 
nicht mehr Energie als damals Herr von Manteuffel zu haben. 
Vollends aber als der Nationalverein die Frage der deutſchen 
Einheit wieder in das Leben rief, war man unzufrieden mit 
Schwerin's Antwort auf die Stettiner Adreſſe, in der man 
nichts als gewundene, ich gegenfeitig aufhebende Sitze zu finden 
meinte. Es find ehrenwerthe Männer, dieſe Minifter, ſagte 
man, aber der Behandlung großer Fragen nicht gewachfen; es 
ſehlt ihnen an Kraft und Entſchloſſenheit, wenn ſich wirklich 
ihre frühere Geſinnung nicht geändert hat. Das Volk muß die 
Augen offen halten. 

So lagen die Dinge, als der Prinz⸗Regent die Hand an 
die Ausfiihrung des Werkes legte, welches von ihm längſt als 
die Vorbedingung jedes Fortſchritts in den deutſchen Angelegen⸗ 
heiten erkannk war, die Neugeſtaltung des preußiſchen Heerweſens. 
Ihm ſtand die Thatſache deutlich vor Augen, daß jedes ernſte 
Auftreten für die in Olmütz geopferten Forderungen, die Bundes⸗ 
reform, das kurheſſiſche und das holſteiniſche Verfaſſungsrecht, 
Preußen mit ſchwerer Kriegsgefahr bedrohte, und für die Löſung 
der großen Aufgabe das beſtehende Heer nicht ausreichte. 

Belanntlich beruhte damals die preußiſche Kriegsverfaſſung 
auf den Geſetzen von 1814 und 1815, welche bei allgemeiner 
Dienſtpflicht die Mannſchaft für drei Jahre den Linienregimentern 
und für weitere zwei Jahre der Kriegsreſerve derſelben, ſodann 
für ſieben Jahre dem erſten und ſieben weitere Jahre dem 
zweiten Aufgebot der Landwehr zuwieſen. Im Kriege würden 
Linie und Landwehr erſten Aufgebots die active Feldarmee 
das zweite Aufgebot aber die Beſaßung der Feſtungen bilden. 
Nun betrug 1815 die Ziffer der Bevollerung etwas über 
zehn Millionen, jene der jährlich zur Aushebung Gelangenden 
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38000 Köpſe; man hatte alſo die Zahl und Stärke der Linien⸗ 
regimenter auf die Einſtellung von drei ſolchen Jahrgängen 
bemeſſen. Nach vierzig Jahren aber war die Bevölkerung auf 
beinahe achtzehn Millionen, und damit die jährliche Zahl der 
Dienftpfüchtigen auf etwa 65 000 Köpfe geſtiegen, während die 
Regimenter nach wie vor nur 38000 aufnehmen, ausbilden und 
dann der Landwehr überweiſen konnten, dagegen aber jährlich 
27000 junge Burſchen völlig dienſtfrei blieben. Von allgemeiner 
Dienſtpflicht konnte hienach in Wahrheit nicht mehr geredet werden, 
vielmehr ergaben ſich auf allen Seiten Ungerechtigkeiten und 
Ubelſtande ſchwerſter Art. Wie vorher erwähnt, gehörte die 
Landwehr erſten Aufgebots, alſo die gedienten Männer vom 
25, bis zum 32. Lebensjahr, zur activen Jeldarmee; bei den 
Mobilmachungen von 1849, 1850 und 1859 hatte ſich nun 
gezeigt, daß unter ihnen die Hälfte verheirathet und Familien⸗ 
väter waren, deren Tod einen ganzen Hausſtand ruiniren mußte, 
und die man dennoch dem feindlichen Feuer ausſetzte, während 
man viele Tauſende lediger Jünglinge ruhig hinter dem Ofen 
ſitzen ließ. Allein damit nicht genug. Zwiſchen dem Officiers⸗ 
corps der Linie und jenem der zum Kriege einberufenen Land⸗ 
wehr war der Abſtand groß. Jenes aus Berufsſoldaten gebildet, 
die, ſtets im Dienſt, ſeſt mit den Truppen verwachſen waren, 
dieſes zum größten Theil aus früheren Einjährig⸗ Freiwilligen 
hervorgehend, die fonft ihren bürgerlichen Geſchäſten lebten und 
erſt bei der Mobilmachung mit ihrer Truppe bekannt wurden. 
Dabei waren ſie ſelbſt wie ihre Mannſchaften, wenigſtens für 
den Anfang, der frammen Disciplin und der Sicherheit der 
taltiſchen Bewegungen emtwöhnt; bei aller Kraft und Tapferkeit 
war demnach die innere Conſiſtenz und die ſchlagfertige Gelenkig⸗ 
keit ihrer Bataillone geringer als bei der Linie. Nicht genug, 
daß man 50000 Familienväter in die erſte Reihe der Kämpfer 
ſtellte, man brachte fie auch in ſchlechterer Organiſation als die 
jungen Männer der Linie vor den Feind. Die Wirkung hatte 
der Prinz-Regent ſelbſt 1849 beim badiſchen Feldzug in der 
ſchwächern Manborirfähigkeit und den daraus folgenden unver⸗ 
hältnißmäßigen Verluſten der Landwehr vor Augen 2 Kad, und 
ſchon damals feinen Entſchluß gefaßt, daß hier eine Anderung 
von Grund aus eintreten müſſe. 

Nach langer Durcharbeitung mannigfaltiger Spſieme war 
er endlich bei einem Plane ſtehen geblieben, der gerade durch 
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feine Einfachheit feine allſeitige Brauchbarkeit bewährte. Die 
zur Caricatur eingeſchrumpfte „allgemeine Dienſtpflicht“ ſollte 
wenigſtens annähernd wieder zur Wahrheit, und die jährliche 
Aushebung von 38000 auf 63000 Köpfe geſteigert werden. 
Um dieſe Maſſen aufzunehmen, bedurfte die Linie eine Vermehrung 
von 39 Infanterie und 10 Cavallerie-Regimentern. Auf der 
andern Seite follte die Landwehr erſten Aufgebots getheilt, ihre 
drei jüngern Jahrgänge, wo die Zahl der Unverheiratheten noch 
überwog, zur Kriegs reſerve der Linienregimenter gezogen, die 
vier ältern aber aus der activen Feldarmee ausgeſchieden, und 
mit dem zweiten Aufgebot als Beſatzungstruppe den Feſtungen 
überwieſen werden. Damit wurde den erwähnten Mängeln 
überall abgeholfen, die Familienväter geſchont, die jungen 
Männer gleichmäßig herangezogen, die active Feldarnier in allen 
Theilen mit einem zuverläſſigen Offieiereorps verſehen. Der 
Regent benutzte die Mobilmachung von 1859 als bequemen 
Anlaß zum Beginn der Ausführung. Bei der Demobilifirung 
ließ er fömmtliche Qandtvefeftämme mit einem Theil der Mann- 
ſchaften ſtehen; eben aus ihnen ſollten die neuen Truppenkörper 
der Linie gebildet werden. Der Kriegs miniſter General von 
Bonin hatte den Gedanken der Heerezreform mit lebhoftem Eifer 
ergriffen, ließ ihn durch feine Referenten, General von Voigts⸗ 
Rhetz und Oberſtlieutenant von Hartmann, im Einzelnen auß- 
arbeiten, und bereitete für den nächſten Landtag die Geſetzentwürfe 
und Koſtenanſchläge vor. Die neuen Linienrezimenter waren 
natürlich ohne Geldmütiel nicht zu unterhalten; die Mehrkosten 
der künftigen Feldarmee ftellten ſich, bei nahe gleicher Stärke 
mit der alten, auf jährlich 9½ Millionen Thaler. 

Heute gibt es nur Eine Stimme der Anerkennung für 
das Werk König Wilhelms, ohne welches die Gründung des 
deutſchen Reiches ein weſenlofes Traumbild geblieben wäre. 
Damals aber war es anders. Die öffentliche Meinung war ver⸗ 
bittet durch die Niederlagen der Regierung Friedrich Wilhelm's IV, 
nach Außen bei einem harten Drucke des feudalen Syſtems 
im Innern; ſie war zugleich mißvergnügt gegen das neue 
Miniſterium geworden, von deſſen Schwächlichkeit fie weder nach 
Außen, noch nach Innen große Leiſtungen mehr erwartete. 
Wozu einer ſolchen Regierung 49 neue Regimenter ſchaffen, 
lediglich zu glänzenden Parademärſchen und zur Beſoldung adlicher 
Lieutenants, die überall durch Hochmuth und Grobheit den 
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Bürger beläftigten? Dafür wolle man die Landwehr abschaffen, 
die herrliche Schöpfung des Befreiungskriegs, die eigentliche 
Vertretung des Volkes in der Armee. Und für ſolche Zwecke 
zu den bereits drückend hohen Steuern noch weitere neun Mil⸗ 
lionen für die Linie, deren Koſten ſchon bisher dem Staate die 
gebührende Unterſtützung der productiven Erwerbszweige un⸗ 
möglich gentacht haben So tönte es aus allen Theilen des 
Landes: es war gewiß, daß in der nächſten Landtagsſeſſion 
heiße Debatten bevorſtanden. 

Trotz dieſer populären Bewegung war General Bonin ber 
reit, den in feinem Miniſterium ausgearbeiteten und von dem 
Regenten im Allgemeinen genehmigten Reſormplan im Landtage 
nach beſten Kräften zu verlreten. Aber er hielt das Gelingen 
für hoffnungslos, wenn man nicht die Koſten der neuen Eine 
richtung auf das möglichſt geringe Maaß beſchränkte, und hatte 
deshalb in den Reformplan drei Anträge aufgenommen, die er 
übrigens auch vom militäriſchen Standpunkte aus für nützlich 
oder doch für unschädlich erklärte, Verminderung der Kriegs⸗ 
ſtärke der Bataillone von 1002 auf 800 Mann, Beurlaubung 
eines großen Theils der Mannſchaften während des Winters, 
Wegfall der Übungen bei den älteren Jahrgängen der Landwehr. 
Allein von dieſen Vosſchlägen wollte der Regent nichts wiſſen. 
Die Herabſetzung der Kriegsſtarte der Bataillone ſchwache den 
Beſtand der Feldarmee in ganz unzuläſſiger Weiſe. Eine fo 
große Winterbeurlaubung enthalte thatſachlich die Beſchränkung 
der eben wieder hergeftellten dreijährigen Dienstzeit auf 
2½ Jahre. Der Wegfall der Landwehrübungen ertödte bei 
den Wehrmannern den letzten Reſt militariſches Sinnes, das 
Bewußtſein ihrer Zugehörigkeit zur Armee. Er lehnte Alles 
unwiderruflich ab, und ertheilte, als Bonin ſeſt blieb, ihm die 
erbetene Entlaſſung aus dem Minifterium und das Commando 
des rheinischen Armeccorps. 

Sein Nachfolger als Kriegsminiſter wurde General Albrecht 
von Roon, ein Mann, der ſeit dem badiſchen Feldzug hoch im 
Vertrauen des Regenten ſtand, und einer der Erſten geweſen war, 
mit welchen der Prinz die weſentlichen Grundſäze der Reform 
beſprochen hatte. Schon im Sommer 1858 hatte Noon eine aus⸗ 
führliche Denkſchrift über die Neugeſtaltung des Heeres ein⸗ 
gereicht, deren allgemeine Vegehren, Erhöhung der jährlichen 
Aushebung, Vermehrung der Linienofficiere, beſſere Führung 
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der Laudwehr, ſich mit jenen des Prinzen und Vonin's deckten, 
deren Organiſationsvorſchläge aber, gänzliche Einverleibung der 
Landwehr in die Linie und eine künſtliche Formation der In⸗ 
fanterie im Friedensſtand, ſo weit wie möglich von den im 
Kriegsminiſterium herrſchenden Anſchauungen abwichen. Als 
dann der Regent die Denkſchrift an Bonin zur Begutachtung 
abgab, erfolgte eine geradezu vernichtende Kritik des Ron ſchen 
Syſtens durch General von Voigts-Rhet, welche nach mehr⸗ 
fachem Hin⸗ und Herſchreiben die völlige Beſeitigung der Roon⸗ 
ſchen Vorſchläge zur Wirkung hatte. Als jedoch der Ruf des 
Kriegs herrn an Roon erging, fand biefer auch in dem Werke 
des bisherigen Kriegsminiſteriums die weſentlichen Punkte ges 
geben, und erklärte ſich bereit, die Reform in der vorliegenden 
Geſtalt durchzuführen). Am 5. December 1859 wurde er zum 
Kriegsminiſter ernannt. 

General Roon war ein feſter, in ſich zufammen genommener 
Charakter, eine Natur, auf deren Grunde ſtets heiße Leiden 
ſchaſten arbeiteten, aber mit ſtrenger Zucht unter die Entſchlüſſe 
der Vernunft gebeugt wurden, und dann zu ausdauernder 
Arbeits⸗ und Willenskraft im Dienſte der erkannten großen 
Zwecke führten. Nach Außen erſchien fein Auftreten verſchloſſen 
und gebieteriſch, manches Mal herbe; immer flößte er Achtung, 
ſelten Neigung ein; auch als ſein Werk anerkannt war, hat er 
niemals in weiteren Kreiſen Popularität erlangt. Als Politiker 
hatte er bis dahin keine Stellung genommen, war aber un⸗ 
bedingter Monarchiſt, und derhehlte bei feiner Ernennung dem 
Regenten nicht, daß er keineswegs zu den Genoſſen der liberalen 
Minifter gehöre, und von dem ganzen conftitutionellen Weſen 
niemals viel gehalten habe, daß er aber bereit ſei, lediglich als 
Fachminiſter zu amtiren, und die politiſchen Wege ſeiner Col⸗ 
legen nicht zu kreuzen. Der Regent erhob dagegen leinen Ein⸗ 
ſpruch, fondern fagte: Hätte und wüßte ich einen Beſſern, fo 
würde ich Sie nicht gewählt haben. 


2) Ich babe dieſe Vorgänge nach den Yeten des preußischen 
ariegswüniſterunns ausführlich dargelegt in der Beilage der „All 
gemeinen Zeitung“ vom 21., 22. und 23. December 1891. Sie ent⸗ 
halten die authentische Widerlezung der von Roon ſelbſt in feiner 
damaligen Correipondenz ausgeſprochenen Auffaſſung. 
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An ſich war die fortdauernde Möglichkeit einer ſolchen 
Haltung ſehr zweifelhaft: bei Roon's Überzeugungen war fie 
bei dem redlichſten Vorſatz ausgeſchloſſen. Denn wenn Bonin 
bereit geweſen war, die Herresrejorm dem Landtag beſtens zu 
empfehlen, und ſoweit deſſen Beſchlüſſe es geſtatteten, fie aus⸗ 
zuführen, jo war Roon entſchloſſen, fie durchzuſetzen, wenn 
möglich im Einverſtändniß, wenn nöthig im Kampfe mit der 
Volksvertretung, jo lange der Regent es begehrte, troß jeder 
Schwierigkeit und Gefahr, mit Einſetzung feiner Perſönlichkeit 
bis zum letzten Athemzuge. Er hatte, wie es der zum Kampf 
beſtimmte Menſch bedarf, ein ſtarkes Selbſtgefühl, allerdings 
verbunden mit einer äußerſt reizbaren Empfindlichkeit und einer 
unglücklichen Neigung zu ſchlimmem Argwohn). Aber fo viel 
dieſe Stimmungen ihn ſelbſt peinigten, niemals haben fie erheb⸗ 
lichen Einfluß auf ſein Verhalten im Dienſte der Armee und 
des Thrones gehabt. In feinem Streite für die große Aufgabe 
blieb er faſt immer Meifter des eigenen Aſſects auch in 
ſtürmiſchen Momenten. Anfangs im öffentlichen Vortrage 
etwas beſangen, entwickelte er ſehr bald eine volle Herrschaft 
über die Rede in jeder Form und Farbe des Gedankens, ſowie 
eine große Sicherheit in der Verwendung jeder Waffe der 
parlamentariſchen Polemik. Indeſſen bei all dieſem Talent 
blieb die Hauptſache die unerſchütterliche Feſtigkeit feines Willens 
und die raſtloſe Energie feines Thuns. Man kann ihn nicht 
mit Bismarck und Moltke auf eine Linie ſtellen, aber bei der 
damals über Preußens Schickſal entſcheidenden Frage Hatte der 
Scharſblic des Regenten in der Auswahl feiner Rathgeber den 
rechten Mann für die rechte Stelle gefunden. 

Allerdings in einer Beziehung erſchrwerte für den Augen⸗ 
blick ſeine Ernennung die Lage. Bei den liberalen Parteien 
wuchs das Mißtrauen gegen die allgemeine Tendenz der 
Regierung. Man hielt Bonin mit gutem Grunde für liberal, 
und Roon, ſo wenig er bisher hervorgetreten war, mit gleich 


Y Seine vertrauten Briefe, herausgegeben in der „Deutſchen 
Revue“ zeigen dies an zahlreichen Stellen in feinen momentanen 
Urtheilen über Bonin, Manteuffel, Bismard, von der Heydt, Delbrück 
u. . w. Es find Erzeugniſſe augenbliclicher Verſtmmung; dergleichen 
aber pflegt ſonſt ein einſichtiger Herausgeber nicht durch den Druck 
zu verewigen. 
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richtiger Vermuthung für abſolutiſtiſch. Man meinte, die Zeit 
des Nichtdrangens ſei abgelaufen; man thue den liberalen 
Elementen des Miniſteriums einen Dienſt, wenn man ihnen 
den Rückhalt eines ſtarken Voltswillens zeige. 

Unter ſolchen Umſtänden wurde die Landtags ſeſſton am 
12. Januar 1860 eröffnet. Die Thronrede des Regenten ers 
wähnte Preußens Bestrebungen für die Bundesreform, Kur- 
heſſen und Schleswig⸗Holſtein, und ging dann zur Ankündigung 
der Heeresreform über. „Die letzten Jahrzehnte, ſagte der Regent, 
haben Opferwilligkeit und Streitbarkeit der Bevölkerung, aber 
auch tief empfundene Übelſtände im Heerweſen herausgeſtellt, 
deren Beſeitigung meine Pflicht und mein Recht iſt. Es iſt 
nicht die Abſicht, mit dem Bermöchtniß einer großen Zeit zu 
brechen; die preußiſche Armee wird auch in Zukunft das preußiſche 
Volk in Waffen bleiben. Gewähren Sie einer reiflichſt er⸗ 
wogenen, die bürgerlichen wie die militärifchen Geſammtintereſſen 
gleichmäßig unfaſſenden Vorlage Ihre vorurtheilsfreie Prüfung 
und Beiſtimmung. Sie wird nach allen Seiten hin Zeug niß 
geben von dem Vertrauen des Landes in meine redlichen Ab⸗ 
ſichten. Der Vertretung des Landes iſt eine Maaßregel von 
ſolcher Bedeutung für den Schutz und den Schirm, für die 
Größe und Macht des Vaterlandes noch nicht vorgelegt worden.“ 

Es waren ſchlichte und deshalb doppelt nachdrückliche Worte. 
Sie konnten keinen Zweifel darüber laſſen, daß der Regent in 
dieſer Frage den Brennpunkt ſeiner Politik erblickte, jede andere 
Nüdficht von dieſer höchſten abhangig machte, und als Freund 
oder Feind einen Jeden betrachten würde, welcher dieſer Vor⸗ 
lage Helfer oder Gegner wäre. Wenn die Liberalen hier klug 
find, ſagte der frühere Minifterpräfident von Manteuffel, fo iſt 
ihnen auf lange Jahre der Beſit der Macht gesichert. Es war 
aber beſtimmt, daß nicht die Liberalen, ſondern ihre Gegner 
dieſe Klugheit haben ſollten. 

Am 10. Februar 1860 brachte die Regierung zwei Geſetz⸗ 
entwürfe, über die Regelung der Dienftpfliht und über die 
Bewilligung von 9 Millionen Thalern, in das Haus der 
Abgeordneten ein. Die Commiſſion, der fie überwieſen wurden, 
wählte Georg von Vincke zu ihrem Vorſitzenden und den Generals 
major außer Dienſten Stavenhagen zu ihrem Berichterſtatter. 
Der Lehtere genoß damals eines großen Vertrauens der liberalen 
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Partei in militäriſchen Dingen; er war ein rechtſchaffener und 
ehrenhafter Wann, ohne die bei verabschiedeten Officieren fo 
haufige Verbitterung. Aber auch er entzog ſich der herrschenden 
Strömung nicht. Allerdings war er völlig ein verſtanden mit 
der auf 63000 Mann zu verſtarkenden Aushebung, und hatte 
auch keine Einwendung gegen die beabsichtigte Vermehrung der 
Linienregimenter. Allein er erklärte das Ausſcheiden der Land» 
wehr aus der Feldarmee für eine Ehrenkränkung derſelben, für 
einen Abfall von den heiligſten Traditionen des preußiſchen 
Volles. Ferner aber erachtete er für die Ausbildung der Infanterie 
eine zweijährige Dienſtzeit als genügend für den Kriegszweck; 
bei ihrer Einführung würde man im Vergleich mit den Folgen 
der dreijährigen Dienſtzeit entweder ein Drittel der Koſten 
ſparen oder die Zahl der ausgebildeten Marmſchaſten um ein 
Drittel erhöhen. Vergeblich erhoben ſich die Miniſter gegen 
beide Anträge. Sie wieſen nach, daß bei zweijähriger Dienſt⸗ 
zeit die Hälfte jedes Bataillons aus ungeübten Recruten be⸗ 
ſtehen, und die andere Hälfte nicht ſtark genug ſein würde, 
um nach Einberufung der Reſerven einen ſeſten Rahmen des 
Ganzen zu bilden. Überhaupt gebe nur ein längeres Zu⸗ 
ſammenleben im Dienſte einem Truppenkörper den innern Zur 
ſammenhalt, der zu wuchtigem und zähem Wirken im Kriege 
erforderlich fei. Die Erfahrungen, welche in den fpätern Kriegen 
die glanzende Beſtätigung dieſes Satzes liefern follten, waren 
damals noch nicht gemacht: man fragte zurück, ob die Krümper 
und Landwehren von 1819 eine breijährige Dienſtheit für ihre 
herrlichen Siege bedurft hätten? Die beiden Anträge Staven⸗ 
hagen 8, Erhaltung der Landwehr in der Feldarmee und zwei⸗ 
jährige Dienſtzeit der Linieninfanterie, wurden von der Com⸗ 
miffton beſchloſſen; es beſtund kein Zweifel an ihrer Annahme 
und damit der Verwerfung der minifteriellen Vorlage auch im 
Plenum des Hauses. 

Dieſe Vorgänge verenlaßten die Regierung zu einem be⸗ 
denklichen Schritt, dem erſten Schritt auf einem Wege, der von 
dem Streite über bas Heer zu einem Streite über die Verfaſſung 
führen ſollte. 

Man erwog, daß, wenn man auf einige Nebenvortheile 
Verzicht leiſte, ein neues Geſetz über die Dienſtpflicht gar nicht 
nöthig fi. Das Geſetz von 1814 verfüge die allgemeine Wehr⸗ 
oflicht und den dreijährigen Dienſt. Die Stärke des Heeres, 
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hieß es dort weiter (alſo die Zahl der jährlichen Recruten), 
werde nach den jedesmaligen Verhältniffen des Staats beſtimmt: 
daß im Jahre 1814 dieſe Beſtimmung alleiniges Recht des 
Königs geweſen, verſtand ſich von ſelbſt; daß die Verfaſſung 
von 1850 hieran nichts geändert habe, war bis dahin von nie⸗ 
mand bezweifelt worden. Daraus folgte dann nothwendig das 
gleiche Recht des Königs für die Anordnung der Heeres körper, 
durch welche die ausgehobenen Recruten ihre militäriſche Bildung 
erhalten ſollten, und auch in dieſem Punkte hatte ſich bisher 
keine Meinungsverſchiedenheit gezeigt. Allerdings ſchien der 
Plan der Regierung, die drei jüngſten Jahrgänge der Landwehr 
an die Kriegsreſerve der Linie zu überweiſen, nicht im Einklang 
mit dem Geſetze von 1814 zu ſtehen. Indeſſen galt auch in 
dieſem die ſcharfe Trennung der Linie von der Landwehr nur 
für die Friedenszeit; im Kriege ſollte einzig das Bebürfniß über 
die Verwendung der Mannſchaft entſcheiden: nun, die Kriegs⸗ 
reſerve trat ja nur für den Kriegsfall unter die Waffen, und 
dann war es auch nach den alten Geſeße erlaubt, Landwehr⸗ 
männer ihr enzuſchließen. 

In Summa alſo hielt ſich die Regierung befugt, auf Grund 
der alten Geſehe ihre Heeresreform ohne Rückſicht auf den 
Widerſpruch des Landtags durchzuführen. Sie zog alſo ihren 
fo hart angefochtenen Gefepentwurf zurück. Indeſſen, fie ber 
durfte Geld für die Fortführung ihrer neuen Formationen, und 
dafür eines Beſchluſſes des Landtags Herr von Patow brachte 
alſo einen Antrag an das Haus, der Regierung für die nͤchſten 
vierzehn Monate neun Millionen zu bewilligen, zum Zwecke 
„der Auftechthaltung und Vervollſtändigung derjenigen Maaß⸗ 
nahmen, welche für die ſernere Kriegsbereitſchaft und die erhöhte 
Streitbarleit des Heeres erforderlich, und auf den bisherigen 
geſezlichen Grundlagen thunlich find“. Dies führte zu einer 
Verhandlung von fc immen Folgen. Patow erklärte der Com⸗ 
miſſton, daß der definitiven Regelung aller Stegen durch den 
Vorſchlag nicht präjubiciet werde; es handle ſich um ein Pro- 
viſorium; wenn ſpäter das Haus die Mittel nicht bewillige. 
könne Alles wieder reducirt werden. Später, bei der Verhand⸗ 
lung im Haufe ſelbſt, ſchränkte er den Sinn feiner Worte dahin 
ein, er bezeichne den jehigen Zuſtand nur in dem Sinne als 
einen proviforifchen, daß ein Definitivum erſt nach einer noch⸗ 
maligen Berathung im Landlag, nämlich bei der Feſtſtellung 
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der Koſten im Budget, entftehen könne. Aber die Mehrheit des 
Hauſes, und wie ſich bald zeigte, auch im Lande, hielt feit an 

urſprünglichen Erklärung in der Commiſſion, daß es ſich 
nur um vorübergehende Maaßregeln handle, die bei einer Ab⸗ 
lehnung durch den Landtag unter Herſtellung des frühern Zu⸗ 
ſtandes zurückgenommen werden würden. Nachdem dann Vincke 
wieder mit großem Eifer Namens der Commiſſion die zwei⸗ 
jährige Dienftzeit und die Erhaltung der Landwehr als uner⸗ 
lüßlich bezeichnet hatte, wurden die neun Millionen für das 
laufende Jahr beinahe einſtimmig bewilligt. Das Herrenhaus 
folgte dieſem Beiſpiel, fügte aber eine einſtimmige Refolution 
hinzu, worin es in feharfem Gegenſatze zu dem andern Haufe 
die Regierung dringend aufforderte, an dem urſprünglichen 
Reformplan feſtzuhalten, und alle dazu erforderlichen Maßregeln 
kräftig zur Ausführung zu bringen. 

Der Prinz⸗Regent, der am 29. Mai 1860 die Seſſion 
ſchloß, beklagte die Beanſtandung der Geſetzesvorlage über die 
Wehrpflicht; die dadurch herbeigeführte Verzögerung, fagte er, 
hatte bedenklich werden tonnen, wenn der Landtag nicht die 
Mittel zu der nöthigen Steigerung der vaterländiſchen Wehr⸗ 
kraft gewährt Hätte; er ſehe darin ein Pfand, daß die Noh⸗ 
wendigkeit der Heeresreform endlich richtig gewürdigt, und die 
Löſung der zurückgeſtellten Frage in kürzeſter Friſt gelingen 
werde. 

Dieſe Worte laſſen keine andere Auslegung zu, als daß der 
Regent in der Creditbewilligung die factiſche Zuſtimmung zu 
der Heeresreform erblickte, und von der nächſten Seſſion die 
definitive Genehmigung der Koſten erwartete. Er hielt ſich da⸗ 
bei offenbar an den Wortlaut der jetzt angenommenen Vorlage, 
worin die Regierung die Geldmittel nicht bloß für die augen⸗ 
blickliche Kriegs bereitſchaft, ſondern auch für die erhöhte Streit⸗ 
barkeit, d. h. die neue Organiſation des Heeres, gefordert hatte. 
Die Oppofition aber blieb unerbittlich bei Patow's erſter Er⸗ 
Härung ſtehen, nach welcher jedes Stück der neuen, durchaus 
proviſeriſchen Einrichtungen durch ihren Widerſpruch im nächſten 
Jahre wieder beſeitigt werden könnte. Dieſe Verſchiedenheit der 
beiderſeitigen Aufſaſſungen, oder wenn man will, dieſe Doppel- 
deutigleit des Proviſoriums, wurde die Quelle alles folgenden 
Unheil. Denn je überzeugter jeder Theil von der Nichtigkeit 
ſeiner Anſicht war, deſto geneigter wurde er, an dem guten 
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Glauben des andern zu zweifeln und bei diefem eine planmäßige 
Täuſchung vorauszuſetzen. Damit aber verſchwand jede Möglich⸗ 
keit eines gutwilligen Übereinkommens. 

Der Prinz⸗Regent verfügte im Juli 1860 nach der Voll⸗ 
endung der neuen Formationen die Eintheilung berfelben in 
Regimentsverbände und die definitive Ernennung der Officiere 
und Unterofficiere. Im October wurden den Regimentern ihre 
Fahnen oder Standarten verliehen, im Januar 1861 die feier- 
liche Einweihung dieſer Feldzeichen vollzogen. Fortan konnte 
ein Jeder ſich ſagen, daß dies nicht mehr proviſoriſche, ſondern 
bleibende Formationen waren, zu deren Auflöſung der Regent 
ſich nimmermehr nach freiem Willen entſchließen würde. Die 
neugeſteltete Armee ſtand, eine vollendete Thatſache, da. Um fo 
größer aber war ſeitdem die Enttäuſchung, und bald die Er⸗ 
bitterung im Lande. Patow hatte gefagt, Alles bleibe pro- 
viſoriſch, Alles könne, wenn der Landtag die Mittel verweigere, 
wieder reducirt werden. Nun folgten die Fragen, ob die Tauſende 
der Officiere proviſoriſche Patente hätten? Ob die 117 Bataillone 
bei einem Abſtrich im Budget wieder verſchwinden würden? Die 
Regierung, ſagten die Gemäßigten, hätte vor der Bewilligung 
des Credits ihre Abſicht deutlich erklaren müffen. Ein naives 
Verlangen, riefen die Eifrigen, wollt Ihr denn ſchlechterdings 
nicht ſehen, daß Alles schlau erſonnen war, um Euch zu be⸗ 
trügen? So fraß Born und Verdruß immer weiter um ſich, 
und obgleich damals anſtatt des conſervativen Simons der 
liberale Bernuth Juſtizminiſter wurde, fteigerte ſich die Ab⸗ 
wendung von dem Winiſterium in ſolchem Maaße, daß bei zwei 
Nachwahlen im Herbſte dieſelben Wahlmünner, weiche 1858 Jeden 
Demokraten von 1848 zurückgewieſen hatten, jeßt zwei Häupter 
dieſer Partei, Waldeck und Schulze⸗Delizſch, in das Haus der 
Abgeordneten ſandten. 

Unter ſo trüben Vorzeichen für die innere Politik erlebte 
Preußen den Thronwechſel. Am 2. Januar 1861 endigte der 
Tod das düſtere Leiden Friedrich Wilhelm s IV., und im eigenen 
Namen begann König Wilhelm I. feine Regierung, ein Ereigniß, 
welches fonft die Neigung zur Erfüllung der königlichen Wünſche 
ohne Zweiſel gefteigert hätte, jezt aber bei dem herrſchenden 
Groll nur in geringem Maaße feine Wirkung äußerte. In der 
Thronrede bei Eröffnung des Landtags am 14. Januar ſprach 
der König über die Heeresreform als eine fertige Schöpfung; 
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die Landesvertretung werde ſich der Aufgabe nicht versagen, das 
Geſchaffene zu bewahren und zu fördern. Zugleich erhielt das 
Herrenhaus die Mahnung, der Reform des Eherechts und der 
Ausgleichung der Grundsteuer, ohne welche die Heeresreform 
finanziell nicht geſichert fei, endlich feine Zuſtimmung zu geben. 
Dieſer Wink, daß ein ungünſtiges Votum über die Grundsteuer 
die Heeresreform ſtören würde, bewährte ehr ſchnell feinen Ein 
fluß! die beiden früher verworfenen Geſetze wurden jetzt vom 
Herrenhauſe mit ſtarker Mehrheit angenommen, und damit ein 
harmoniſches Verhältniß zwiſchen der Krone und der hohen 
Körperſchaft aufs Neue hergeſtellt. 

Leider kam es im zweiten Hauſe zu einem ſolchen poſitiven 
Ergebniß nicht. 

Schon bei den Verhandlungen über die Antwortadreſſe auf 
die Thronrede machten ſich ſcharſe Meinungsverſchiedenheiten 
zwichen dem Miniſterium und der bisherigen miniſteriellen 
Partei auf dem Gebiete der auswärtigen und der deutſchen 
Politit geltend. Troß des lebhaften Widerſpruchs des Herrn 
von Schleinitz nahm das Haus einen Antrag Vinckes an, 
Preußen habe kein Intereſſe, ſich der Consolidation Italiens zu 
widerſetzen, ſo wie einen andern ſeiner Commiſſion, man ſei dem 
Könige dankbar für ſeine Bemühungen um eine Reform der 
Bundeskriegsverfaſſung; dies aber ſei nicht ausreichend für das 
nationale Bedürfniß, welches eine Geſammtreform der Bundes⸗ 
verfaffung unter Erlangung der dem preußiſchen Staate ger 
bührenden Stellung erheiſche. Schleinitz, wohl wiſſend, daß der 
König vor der Sicherung der Heeresreform zu ſolthen Schritten 
ſich nicht entſchließen würde, erklärte, daß der Antrag weit über 
den jetzigen Standpunkt der Regierung hinausgehe, erzielte aber 
nur die Wirkung, die Abneigung des Hauſes gegen die Heeres ⸗ 
reform zu ſteigern. Denn, fagten die Liberalen, einem Miniſtertum, 
das zu einem kräftigen Schritt in der großen nationalen Sache 
ohne Nero und Muth iſt, mehr als 100000 Soldaten und viele 
Millionen Zulage zum Kriegsbudget zu bewilligen, liegt kein 
Grund vor. Möge Herr von Schleinih fortfahren, Depeſchen 
zu schreiten; weiter wird er es doch nicht bringen, und dazu 
bedarf er weder Geld noch Soldaten. 

Was nun die Heeres reform ſelbſt betraf, fo hatte die Ne 
gierung, dem einmal eingenommenen Standpunkt entſprechend, 
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kein Geſetz über die Dienftpflicht vorgelegt, ſondern die Neu⸗ 
gestaltung des Heeres nur in den betreffenden, jetzt nicht um 
9½, ſondern wur um 8 Millionen erhöhten Poſitionen des 
Etats zur Anſchauung gebracht. Die Herren don Patow und 
von Noon thaten das Mögliche, die Kusführung der Heeres⸗ 
reform auf Grund der beſtehenden Geſetze zu rechtfertigen. Aber 
unuslöſchlich haftete der Argwohn planmäßiger Tüuſchung in 
den Gemüthern. Alles ſei proviſoriſch, habe Patow geſagt, 
Alles widerruflich: jetzt werde Alles für definitiv und unab⸗ 
änderlich erklärt. Eine Gruppe von etwa fünfzig Mitgliedern 
unter Waldeck's Führung war der Meinung, ſümmtliche Mehr⸗ 
koſten der neuen Formationen zu streichen, und dann abzuwarten, 
was die Regierung bieten würde. So weit wollte indeß die 
Mehrheit doch nicht gehen. Gegen den Fortbeſtand der neuen 
Regimen ter hatte fie nichts, wohl aber wünſchte fie das Miniſte⸗ 
rium zur Vorlage eines Geſetzes über die Dienſtpflicht zu 
nöthigen, um bei deſſen Beſchließung die zweijährige Dienſtzeit 
und die Erhaltung der Landwehr in der Feldarmee durchzusetzen. 
Um dies zu erreichen, galt es, eine Verleßung der alten Geſeze 
durch das neue Syſtem nadzuiweifen, zu deren Legaliſirung ein 
neues Geſet erforderlich wäre: und man muß es geſtehen, es 
war kein glänzendes Argument, welches man für dieſe Auf⸗ 
faſſung in das Feld führte. Man fagte, daß die Überweifung 
mehrerer Jahrgänge der Landwehr an die Kriegsreſerve der 
Linie, wie das neue Syſtem fie ein für alle Male vorſchreibe, 
in dem alten Gejeg nur für die Zeit nach dem wirklichen Aus⸗ 
bruch des Krieges gestattet fei, nicht aber für die Mobilmachung 
vor dem Kriege. Für dies Letztere ſei alſo ein neues Geſeß 
erforderlich. 

Nach dieſer Theorie hätte der alte Geſetzgeber zuerſt die 
Wataillone in Frieden sſtärke vor den Feind führen wollen, um 
ihnen die Reſerven erſt nach Beginn des Kampfes nachzuſenden. 
Da ein ſo abſurder Satz nicht zu behaupten war, ſo half man 
ſich mit der Unterscheidung, es gebe außer der Mobilmachung 
zum Krriegszweck auch ſolche zu bloß diplomatiſchen Demonſtra⸗ 
tionen, wie man ſie 1850 und 1889 erlebt habe, und bei der⸗ 
gleichen ſei die Heranziehung von Landwehren nach dem alten 
Geſeße abſolut unftatthaft. Aber auch dieſe Erörterung war 
nicht beſſer begründet. In den beiden angeführten Fällen hatte 
es ſich in Wahrheit um ſehr ernſte Kriegsgefahr gehandelt, und 
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überhaupt bleibt jede Mobilmachung, auch wenn man dabei 
vielleicht noch auf Einſchüchterung des Gegners ohne Kampf 
hoſſen mag, eine Kriegsdrohung, deren Folgen zu beitimmen, 
man nicht mehr ſelbſt in der Lage it.!) Indeſſen, wie die 
Leidenschaften einmal erregt waren, erſchien der Maforität jene 
Auslegung der Geſetze gut genug, um den Saß daran zu 
knüpfen, daß ohne die Vorlage eines neuen Geſetzes über die 
Dienſtpflicht die definitive Anerkennung der Heeresreform ums 
möglich fe. Man genehmigte alſo nach einem Abſtrich von 
750000 Thalern zwar noch einmal die Koſten der neuen Ein⸗ 
richtungen für das laufende Jahr, übertrug aber dieſe Summen 
aus dem Ordinarium des Etats in das Ertraordinarium, d. h. in 
die Reihe der „einmaligen und vorübergehenden Ausgaben“, und 
fügte dem Etat noch eine von Winde beantragte Reſolution 
hinzu, worin unter der obigen Beweisführung die Vorlage eines 


) Auch die Texte der betreffenden Anordnungen laſſen darüber 
keinen Zweifel. Das Geſetz vom 3. September 1814 fagt Artitel 6 
von der Mannſchaſt der Kriegsreſerve: fie dient im Falle eines 
entftehenden Krieges zum Erſaß des ſiehenden Heeres Artitel 8 
heißt es von der Landwehr 1. Aufgebots: fie iſt bei entftehens 
dem Kriege zur Unterſtützung des ſtehenden Heeres beſtimmt. Die 
Verpfüchtung der Landwehr wird wörtlich gleichlautend mit jener 
der Kriegsreſerve feſtgeſetzt; wenn die Eindentfung der Lan dwehr⸗ 
männer erſt nach Ausbruch des Krieges und nicht ſchon bei der 
Mobilmachung erfolgen bürfte, fo müßte hienach die gleiche Be⸗ 
ſchräntung auch für die Reſerviſten der Linie gelten. 

Die Landwehr-⸗Ordnung vom 21. November 1815 ſagt Artikel 58. 
wie die Landwehr bei einem entſtehen den Kriege in's Feld rüden 
und mit den Linzenregimentern in Brigaden formirt werden ſoll, 
darüber werden beſondere Anweiſungen erfolgen. Es iſt deutlich, daß 
bier der Übergang vom Friedens zum Kriegeſtande für beide Truppen» 
körper als volltommen gleichzeitig gedacht iſt, nämlich bel der Mobile 
machung, welche Bezeichnung denn auch Mrtitel 69 ausdrücklich 
gebraucht wird 

In Summa: mit der Mobllmachung beginnt für bie geſammte 
Armee der Kriegsſtand, und tritt damit die im Geſeß von 1815 
Artitel 15 feſtgeſtellte Regel ein, daß im Frieden die im ceeſeze 
angegebenen Jahre den Ein- und Austritt in die verſchiedenen Heeres 
abtgeifungen beftimmen, im Kriege hingegen ſich dies durch das Ber 
dirfniß beſtimmt. 
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Geſezes über die Dienſtpflicht behufs Abänderung der Vor⸗ 
ſchriften von 1814 als unerlaßlich zur Aufrechthaltung der 
Heeres reform bezeichnet wurde. Noch einmal war der offene 
Bruch, nicht eigentlich vermieden, aber doch hinausgeſchoben. 
Die Legislaturperiode ging zu Ende; allgemeine Neuwahlen 
ſtanden bevor: mochte alſo hiebei das preußiſche Volt ſelbſt über 
das Werk des Königs feine Anſicht aussprechen. 


v Eubel, Bearintung b. deutſcen Reichel. IL. 19 
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Noch gab die Regierung die Hoffnung auf einen günftigen 
Erfolg in der kommenden Seffion nicht auf. Schritt auf Schritt 
war ſie in jedem Jahre auch beim Landtag ihrem Ziele näher 
gekommen; fie meinte, nach der Abkühlung der erſten 
raſchung werde das Land und der Landtag die Vortheile der 
Heeresreform nicht länger verkennen. Sie Mammerte fih um 
jo fefter an dieſe Auffaſſung an, je wünſchenswerther ihr die 
Sicherung der neuen Armee durch die täglich wachſende Ver⸗ 
wirrung in ben deutschen Angelegenheiten wurde, wo an mehr 
als einem Punkte die Möglichkeit bewaffneter Zerwürfniſſe ſich 
immer deutlicher erlennen ließ. 

Zunächſt zeigte ſich nebeneinander, nach ganz deutſcher 
Weiſe, ein wachſender Drang bei Fürſten und Völkern nach 
Bundesreſorm im Allgemeinen, und eine völlige Ausſichtsloſig⸗ 
leit zur Verſtändigung über die vorliegenden Reformvorſchläge 
im Befondern. Dem preußiſchen Antrag, betreffend die Bundes 
kriegsverfaſſung, hatten im Auguſt 1860 auf einer Conferenz zu 
Würzburg die vier Königreiche nebſt Darmſtadt und Naſſau den 
Vorſchlag entgegen geſetzt, die Einheit des Bundesheers zu er⸗ 
halten, in dem Falle aber, daß Sſterreich und Preußen ihre 
ganze Streiimacht dem Bunde zur Verfügung stellten, die Er⸗ 
nennung des Bundesfeldherrn den beiden Großmächten anheim 
zu geben. Bei der Tepliger Zusammenkunft beſchloſſen darauf, 
wie wir ſahen, die beiden Monarchen, beiderſeitige Generale in 
Berlin die Frage berathen zu laſſen. Die Conferenzen dauerten 
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bis zum April 1861: über die tehnifchmilitärifchen Fragen ge⸗ 
langte man zum Elnberſtändniß; dann aber kamen politische 
Erwägungen zur Sprache, und das Ende war, daß man unver⸗ 
richteter Dinge auseinander ging. Es zeigte ſich, daß Öfterreich 
weit entfernt war, den Grundgedanken des preußiſchen Borſchlags, 
die Gleichberechtigung Preußens, anzuerkennen, daß es vielmehr, 
nachdem es im Innern ſich durch eine starte Centraltegierung 
auf eigene Füße geſtellt hätte, dann in Deutſchland nur eine 
Föderation zugzulaſſen meine, in der es die erſte Macht bleibe; 
dazu würde ihm eine deutſche Trias ſehr wohl paſſen, da hier 
die Mittelftanten bereit fein würden, Preußens Ehrgeiz in feſten 
Schranlen zu halten. 

Ebenſo schroff ſtanden ſich bei einer nicht minder wichtigen 
Frage, der Vertheidigung der Nord⸗ und Oſtſeeküſten, die An⸗ 
ſichten gegenüber. Preußen begehrte dafür ein einheitliches 
Syſtem, ſowohl für Uferbeſeſtigung als für eine Kanonenboot⸗ 
flottille unter feiner Leitung; Hannover aber beantragte für die 
nichtpreußiſchen Uferſtaaten ein geſondertes Syſtem unter han» 
nover ſcher Führung. Für Preußen ſtimmten die zunächſt Bes 
theiligten, welchen es ernſtlich um den Küſtenſchutz zu thun war, 
Oldenburg und die Hanſeſtädte, für Hannover aber Oſterreich 
und die Mittelſtaaten, denen weniger an dem Schutze der 
Nordſecküſten, als an der Verhinderung eines preußiſchen Macht⸗ 
zuwachſes lag. Das Ergebniß endlos hinſchleppender Verhand⸗ 
lungen war, daß es zu keinem Beſchluſſe kam, und die Nordſee⸗ 
küſten ebenſo wehrlos blieben wie der Oberrhein. 

Auf der andern Seite hinderte Preußens Rechtsberwahrung 
jeden Veſchluß des Bundestags zur Erweiterung ſeiner Com⸗ 
petenz über ſolche Angelegenheiten, welche nach dem Bundesacte 
als gemeinnützige Einrichtungen der freien Vereinbarung über⸗ 
laſſen waren, worüber alſo der Bundestag nur bei Einſtimmig⸗ 
keit aller Mitglieder verfügen konnte. Die Mittelſtaaten hatten 
ſich jetzt geeinigt, auf dieſem Wege das populäre Anſehen des 
Bundestags zu kräftigen, und brachten einen Antrag zu löb⸗ 
lichem Zwecke nach dem andern: Einfegung einer Bundes⸗ 
commiſſton zur Feſtſtellung gleiches Maßes und Gewichts für 
ganz Deutſchland, einen andern für ein Geſez gegen den Nach⸗ 
druck, einen dritten für die Ausarbeitung eines deutſchen Civil⸗ 
und Criminalproceßgeſeßes. Preußen wies aus den uns bekannten 
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Gründen dies Alles zurück und machte damit die Ausführung 
unmöglich. 

Von dieſen Verhandlungen gelangte einſtweilen wenig in 
die Offentlichteit. Um fo heißer aber wurden die Gefühle des 
deutſchen Boltes durch das Fortbrennen der beiden großen Streit⸗ 
fragen, der kurheſſiſchen und der holſtein schen, erregt. 

Weder durch den Bundesbeſchluß noch durch die darauf be⸗ 
gründete Verſaſſung von 1860 war der kurheſſiſche Handel zum 
Abſchluß gekommen. Der Führer der heſſiſchen Oppoſition, der 
Rechtsanwalt Friedrich Otler, ein Mann von unbeugſamem 
Charakter, von ebenſo viel Muth wie Zähigkeit, ein durch und 
durch gebildeter Juriſt und zugleich ein Paxteihaupt von niemals 
abzulentender Klugheit, ſammelte Schritt auf Schritt alle Theile 
des Landes, alle Schichten des Volkes um das Banner der einzig 
rechtmäßigen Verfaſſung von 1831. Als die Stände nach dem 
Geſetz von 1860 gewählt werden follten, ſtimmten alle Wähler 
und nahmen alle Gewählten an, unter dem Vorbehalt des alten 
Rechts. Haſſenpflug hatte die Beſchwörung der Verfaſſung durch 
die Abgeordneten abgeſchafft; dies kam jetzt den Kämpfern für 
das alte Recht zu Gute: einmüthig conſtituirte ſich die zweite 
Kammer und beſchloß unmittelbar darauf, daß ſie, weil nicht 
nach den Geſetzen von 1831 und 1849 berufen, zu landſtändiſchen 
Besten unfähig fei. Sie wurde auf der Stelle aufgeläft. 
Eine Neuwahl einige Monate ſpäter lieferte das gleiche Ergebniß, 
während am Bundestag ein Antrag der badiſchen Regierung 
eingebracht wurde, dem Kurfürften anheim zu geben, bei der 
offenbaren Urausführbarteit der bisherigen Bundesbeſchliſſe zu 
der alten Verfaſſung zurüczzukehren. Der Kurfürſt war im 
hochſten Grade ergrimmt, löſte den Landtag nach dreitägiger 
Sitzung wieder auf, und ließ dem Bundestag eine über alle 
Maaßen grobe Denkſchrift gegen den badiſchen Antrag über⸗ 
reichen. Fort und fort erklärte zugleich fein enthuſtaſtiſcher und 
confuſer Miniſter Abee, der Kurfürſt ſei in dieſen ſchweren Zeiten 
der einzige Hort der Legitimität, und weiſſagte, ein Prophet 
wider Willen, mit den Falle des Kurfürsten werde die ganze 
Bundesverfaſſung in Deutſchland zu Grunde gehen. 

Von Schleswig⸗Holſtein berichten wir jpäter. Am 7. Februar 
brohte der Bundestag wieder einmal mit Erecution, worauf 
dann aber England und Rußland ſogleich dringende Vorſtellungen 
in Wien, Berlin und Frankfurt machten, daß man von einer 
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folgen Maaßregel, als einer ſchweren Gefährdung des europaiſchen 
Friedens, abſehen möge. 

Diefe Dinge waren es nun, welche die populäre Bewegung 
in allen deutſchen Gauen unaufhörlich steigerten. Donnernde 
Aufrufe des Nationalvereins, energiſche Beſchlüſſe der Kammern 
in Dresden, Carlsruhe, Braun ſchtweig, brauſende Bürger⸗ 
verſammlungen in Schwaben und Franlen, Alle wiederholten die 
Forderung, das gute Recht Heſſens und Holſteins herzuſtellen, 
und Alle kamen zu dem Schluſſe, daß die erſte Bedingung für 
das Gedeihen deniſches Rechts und deutſcher Macht die Schaffung 
einer deulſchen Centralgewolt und eines deutschen Parlaments 
ſei. Eifrige Patrioten, wie der Herzog von Coburg, bemühten 
ſich in jeder Weife, den Einheitsgedanfen aus den Kreiſen der 
Gebildeten auch in die großen Maſſen des Volkes zu tragen: 
bei einem Seit der Gothaer Bürgerſchützen wurde auf feine 
Anregung ein deutscher Schüzenbund gegründet; bald gab es 
deutſche Turner» und deulſche Süngerbünde, und bei jedem 
deutſchen Feſtſchießen und Feſtſingen wurde des geeinten Bater⸗ 
landes Macht und Glanz gepriefen. Dann folgten deutſche 
Abgeordnetentage, deutſche Stäbtetage, Han delstage, Juriſtentage, 
und durch alle Mannigfaltigteit der behandelten Gegenftunde 
zog ſich als rother Faden ſtets die Mahnung zur deutſchen Einheit 
unter dem Beifall dichtgedrängter Zuhörer hindurch. Es war 
überall dieſelbe Weife, dieſelbe Begeiſterung, dieſelbe Einmüthigkeit. 
Nur durfte, um dieselbe nicht zu ſtören, ein Punkt nicht berührt 
werden, und zwar der entſcheidende für den Übergang aus der 
Welt der Ideale in das Reich der Praxis, die Frage nach dem 
künftigen Träger der deutſchen Centralgewalt. Darüber kreuzten 
fi, wie zehn Jahre früher, die Forderungen der Großdeutschen 
und Kleindeutſchen, der Klerikalen und Liberalen, der Südländer 
und Nordländer. Deshalb wurde es bald ſtillſchweigende Über» 
einkunſt, bei den großen Tagen und Jeſten der heiklen Frage 
möglichſt aus dem Wege zu gehen, und dafür durch farbenprächtige 
Schilderungen von des deutſchen Reiches Herrlichkeit und der 
beutfchen Einheit Glückſeligteit die Gefühle der verſammelten 
Menge zu eniflammen. Man ahnte nicht, wem man damit in 
die Hände arbeitete. Den fo aufgeregten Stimmungen konnte 
kein auf die Wirklichkeit der Dinge gegrundetes Programm, 
gleichviel ob groß⸗ oder lleindeutſch, genügen; je heißer der 
Rauſch, defto mehr erſchwerte er jedes praktiſche Reformbeſtreben, 
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und kam fomit, wie ſich bald genug zeigen follte, nur dem 
Particularismus zu Gute. 

Das Ergebniß aller dieſer Vorgänge war übrigens bei dem 
preußiſchen Konig der Eindruck, daß feine bisherige Zurückhaltung 
in der großen Frage ſich nicht lange mehr würde behaupten 
laſſen, daß er genöthigt fein würde, eine beſtimmte Stellung 
darin zu nehmen. Nun reifte er nach dem Landtagsſchluſſe wie 
gewöhnlich nach Baden, wo am 14. Juli der Mordverſuch eines 
halb verrückten Studenten keine andere Wirkung bei ihm hatte, 
als Befeſtigung ſeines ruhigen Gottvertrauens. Von dort ging 
der König in das Seebad nach Oſtende, in Begleitung des 
Miniſters von Schleinitz und des Geſandten aus London, Grafen 
Zernftorff. Eben dorthin kam dann auch der Großherzog von 
Baden, mit ſeinem neuen Miniſter dem Freiherrn von Roggenbach, 
einem jüngeren Manne von reichem Geiſt, gewinnenden Formen, 
rührigem Thatendrang, der ſich, der vorwiegenden Stimmung 
ſeines Oandes entſprechend, offen zu dem Programm einer ſtarken 
deutſchen Central gewalt bekannte, welche von dem König von 
Preußen geführt werden und einem aus Volkswahlen hervor⸗ 
gegangenen Parlamente durch ihrt Miniſter verantwortlich fein 
müſſe, im Großen und Ganzen alſo einer Verfaſſung, ähnlich 
dem Entwurfe des Dreilönigsbündniſſes vom 26. Mai 1849, 
ühnlich auch darin, daß der Eintritt in den neben Oſterreich 
aufzurichtenden engern Bund dem freien Ermeffen jeder einzelnen 
Regierung anheim geftellt wurde. Roggenbach erklärte ſich bereit, 
dieſen Vorſchlag, fei es als Circularſchreiben bei den Höfen, ſei 
es als Antrag am Bundestage einzubringen, wenn er dabei der 
Zuſtimmung Preußens ſicher ſei. 

Herr von Schleinitz hatte große Bedenken. Vor allen 
Dingen hob er hervor, daß von einer preußiſchen Initiative in 
dieſer Sache keine Rede fein dürfe. Dann aber ſei nicht abzusehen, 
wie ein ſolcher doppelter Regierungsapparat: Reichsminiſter, die 
dem Parlament, preußiſche Miniſter, die dem Landtag ver⸗ 
antwortlich wären, ohne Streit und Reibung arbeiten ſollte; 
unmöglich könne der preußiſche Staat ſich ohne Verbürgung 
feiner Selbſtändigkeit unbedingt der Leitung durch ein deutſches 
Parlament unterwerfen. Ehe man über den Plan ſich äußere, 
müßten alle dieſe Fragen gründlich erörtert werden. Graf Bern⸗ 
forff stimmte in manchen Einzelheiten der Kritit des Minſſters 
zu, zeigte ſich jedoch den Grundgedanken des Planes geneigter 
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als jener. Noch entgegenkommender ſprach ſich der König aus, 
und man gelangte endlich zu der Abrede, daß Roggen bach eine 
nähere Ausarbeitung feines Syſtems demnächſt in Berlin zur 
ſchließlichen Prüfung vorlegen würde. 

ihrend dieſer Gährung der deutschen Fragen hatte gleich⸗ 
zeitig in Preußen die innere Zerſetzung bedenkliche Fortſchritte 
gemacht. 

Jene Vorſtellung Room 's, für die Neugeftaltung des Heeres 
als unpolitiſcher Fachminiſter wirken zu können, hatte ſehr bald 
in der rauhen Wirklichkeit zerrinnen müſſen. Er ſah die Heeres⸗ 
reſorm durch eine ſtets wachſende Oppofition bedroht und die 
Mehrzahl feiner Collegen von der Vorſtellung beherrscht, die 
Neigung der liberalen Mehrheit durch weitere liberale Coneeſſionen 
zu gewinnen. Ihm ſchien daraus nur eine Stärkung und Er⸗ 
muthigung der Gegner ſeines Lebenswerks zu folgen, und ſo 
erhob er fi zu kräftigem Widerſpruch, und ſehte mehr als einmal 
bei dem Könige die Ablehnung der von Schwerin vorgeſchlagenen 
Geſethentwürfe durch. So wurde er, halb wider Willen, wofür 
ihn die Liberalen von Anfang an gehalten, der Keil zur Sprengung 
des liberalen Miniſteriums. Mehrmals bot er wegen dieſes 
gwieſpalts dem Könige feine Entlaffung an, und als fie ſtets 
mit Entſchiedenheit abgelehnt wurde, entjehloß er ſich, ſeinerſeits 
auf die Umgeſtaltung des Miniſterraths im confervativen Sinne 
hinzuwirken. Den Anlaß bot die Forderung des Königs, nach 
altem Brauche die feierliche Eröhuldigung feines Volks entgegen 
zu nehmen, welche Ceremonie die liberalen Miniſter mit der 
Verſaſſung nicht im Einklang fanden. Noon war in feinem 
royaliſtiſchen Herzen empört über folche ſtaatsrechtliche Spitz⸗ 
findigleiten, und erlangte von dem ebenfalls erzürnten Könige 
die Erlaubniß, Erkundigungen über etwaige Nachfolger der 
liberalen Miniſter einzuziehen. Er wandte ſich in erſter Linie 
an Bismarck, mit dem er feit langen Jahren befreundet war, 
und deſſen mächtigen Geiſt er vollkommen würdigte. Bismarck 
aber fand, daß die Frage der Erbhuldigung als Anlaß einer 
Weiniſterkriſis übel gewählt fei; auch könne er nur dann in das 
Miniſterium eintreten, wenn der König mit ſeiner auswärtigen 
Politik einverſtanden ſei; dies aber ſcheine ihm einſtweilen 
zweifelhaft, da der König in legitimiſtiſcher Achtung vor jedem 
gekrönten Haupte auch den gegen Preußen feindjeligften Fürsten 
kein Haar krümmen wollte. Noon veranlaßte darauf eine 
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Berufung Bismard’3 zum Könige nach Baden, wo Bismarck 's erſtes 
und letztes Wort an den Monarchen die Mahnung zu einer 
tapfern Politit war. Indeſſen löste fich in dieſem Moment bie 
Kriſis noch einmal in friedlicher Weife: das Ministerium schlug 
dem Könige anftatt der Erbhuldigung eine feierliche Krönung 
im Königsberg am 18. October vor, und der Konig genehmigte 
dies als einen Akt von noch höherer Weihe, der nur einmal, 
bei der Verwandlung des brandenburger Kurhuts in die preußiſche 
Königskrone, und ſeitdem nicht wieder ſtattgefun den hatte. Dieſe 
Feier im Auge, befestigte er ſich in dem Gedanken, feiner aus 
wärtigen Politik ohne Anderung ihrer Tendenz doch einen etwas 
kröftigern Ton als bisher zu geben. Nachdem er Anfang October 
den Beſuch Napoleon's in Compiegne erwidert, und auf's Neue 
mit dem Kaiſer Verſicherungen von Friede und Freundſchaft aus⸗ 
getauſcht Hatte, ernannte er an Schleinitz's Stelle nicht Bismarck, 
von dem er unnöthige Wagniſſe beforgte, ſondern den Grafen 
Bernſtorff zum Miniſter, und reiſte dann nach Königsberg, um 
in kirchlichem Pompe die Krone ſich auf das Haupt zu ſetzen. 
Den feierlichen Act erlebte er in tiefer Gemüths bewegung, als 
ein Gelöbniß treuer Pflichterfüllung im Angeſichte Gottes des 
Herrn. Eingedenk deſſen, ſagte er dann den anweſenden Landtags⸗ 
mitgliedern und Ständen: da die Krone nur von Gott kommt, 
habe ich durch die Krönung an geheiligter Stätte bekundet, daß 
ich fie in Demuth aus feinen Händen empfangen habe. Um fo 
unantaſtbarer erſchienen ihm fortan die echte dieſer Krone, 
welche ſich ſeinem ernſten und ehrlichen Sinne unmittelbar in 
ſtrenge Pſlichten umfegten. Die Pflichten zu erfüllen, die Rechte 
zu wahren, war fein in tiefer Andacht geſaßter Entſchluß, mochte 
ihn daber Widerſpruch und Kanmpf begegnen, auf welcher Seite 
er wolle. 

An Verwicklungen auf allen Seiten follte es nicht fehlen. 

Zwar mit Oſterreich ſchien ich in dieſem Augenblicke ein 
beſſeres Verhältniß in gemeinſamem Wirken anzubahnen. Während 
bis dahin die Verhandlung über die Elbherzogſhümer nur am 
Bundes tage geführt, und folglich auf Holſtein beichränkt worden 
war, berſuchte Dänemark im Auguſt 1861 eine directe Aẽgeinander⸗ 
ſezung mit den beiden deutſchen Großmächten, worauf dieſe in 
vollem Einderftänbniß auf Grund der internationalen Verträge 
von 1852 auch die Beſchwerden Schleswigs zur Sprache brachten. 
Dagegen beftritt Dänemark den beiden Höfen jedes Recht zu 
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einer solchen Einmiſchung in die innern Angelegenheiten des 
däniſchen Staates, fo daß man den Kriegsfall und damit vielleicht 
auch Conflicte mit den fremden Großmächten nahe und näher 
rüden ſah. Hier war offenbar nichts wichtiger, als fo lange 
wie irgend moglich Öfterreich in der gemeinſamen Action feſt⸗ 
zuhalten. Um fo mehr war man in Berlin erfreut, daß im 
Herbſte 1851 Graf Rechberg auch in der kurheſſiſchen Sache ſich 
dem preußiſchen Standpunkte anzunühern begann. Er war 1850 
eine Zeit lang, wie wir fahen, Bundescommiſſar in Kurheſſen 
geweſen, und hatte dort den Kurfürſten und deſſen Räthe gründlich 
kennen gelernt. Jet ſah er Preußens Anſehen durch deſſen 
neueſtes Auftreten weit und breit in Deutſchland wachen; er 
hatte die allgemeine Sympathie für das mißhandelte heſſiſche 
Volk vor Augen; Oſterreich ſelbſt war feit dem 26. Februar 1861 
ein conſtitutioneller Staat, und Rechberg mußte im Reichsrath 
bittere Worte über fein früheres Wirken in Heffen vernehmen. 
Genug, er überzeugte ſich, daß in dieſer Sache der Bundestag 
auf einem verlorenen Poſten ſtand, und äußerte dem preußiſchen 
Geſandten feine Bereitwilligfeit zum Einlenken. Wie gerne 
man in Berlin auf dies Entgegen kommen eintrat, bedarf keiner 
Schilderung. 

Von beiden Seiten war dies ehrlich gemeint. Rechberg 
ſowohl als Bernſtorff hätten ein dauerndes Freundſchaftsverheltniß 
zwiſchen Sſterreich und Preußen, wäre es erreichbar geweſen, 
jeder andern politiſchen Combination vorgezogen. Erreichbar 
aber war es damals nur auf dem Boden dez alten Bundesrechts; 
ſobald eine der beiden Mächte ſich zur Wiederaufnahme der 
Vundesreform beſtimmen Lich, trat der Gegenſaß zwiſchen ihnen 
mit elementarer Nothwendigkeit zu Tage. Nun geſchah, daß in 
derselben Zeit, in der König Wilhelm Roggenbach's Vorſchlägen 
ein wohlwollendes Gehör ſchenkte, auch in dem bisher zurück 
haltenden Wien eine überraſchende Anregung die deutſche Frage 
in Fluß brachte, und ſomit, troß aller Friedens wünſche die 
deutſche Entwicklung von beiden Seiten her in kriegeriſche Bahnen 
gedrüngt wurde. 1) 


9) Die folgende Darſtelung beruht großen Theils auf Fröbers 
kurzlich erschienener Seldſtbiogtapzle. Er batte ſchon früher die wic 
tigften Documente aus feiner Wiener Thatigleit in dem preußiſchen 
Gebeimen Staatsarchiv deponirt; neben denselben habe ich auch bier die 
peeußſschen Geſandtſcheftaberichte benußzt 
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Wir erinnern und jenes Julius Fröbel, der Robert Blum’ 
Geführte auf der für biefen verhängnißvollen Sendung in das 
belagerte Wien geweſen war. Damals, 1848, war Fröbel, obgleich 
ſchon 43 Jahre alt, von jugendlicher Schwärmerei für das Ideal 
der Republik erfüllt, wie er es ſich nach philoſophiſcher Speculation 
und in litterariſchem Kampf gegen die abſolute Monarchie gebildet 
hatte. Zugleich aber hatte ihm die Natur ein offenes Auge für 
die Wirklichkeit der Dinge und einen unbewußten Trieb zu 
zwedmäßigen Handeln gegeben, fo daß Ideal und Praxis bei 
ihm nicht ſelten in auffallenden Widerſpruch geriethen. In 
Frankfurt war er republifanifcher Großdeutſcher und hatte feinen 
Platz auf der alleräußerſten Linken genommen. Bei einem früheren 
Aufenthalte in Wien aber hatte er ſich überzeugt, daß die Exiſtenz 
der Großmacht Oſterreich zur Abwehr der ruſſiſchen Barbarti 
ein Bedürfniß Europas ſei, und ferner, daß hier nur eine feſte 
Monarchie das Reich zufammen halten könne, da mit der Er⸗ 
klärung der Republik die dort vereinigten Nationalitäten ſoſort 
ſich gegenſeitig abſtoßen würden. Dieſe Gedanken veröffentlichte 
er im September 1848 in einer kleinen Abhandlung, welche bald 
nachher auch dem Fürſten Windiſchgrät bekannt wurde und ihn 
bestimmte, fi mit Blum's Hinrichtung zu begnügen und deſſen 
ſonſt gleich ſchuldigen Genoſſen zu begnadigen. Fröbel lam dann 
nach Frankfurt zurück, folgte dem Rumpfparlament nach Stuttgart, 
ging nach deſſen Erlöſchen zu dem badiſchen Revolutionsheer, 
wo er durch einen beſonderen Glücksfall dem preußischen Stand⸗ 
recht entlam, und fiebelte endlich aus der Schweiz, wo er Zuſlucht 
gefunden, nach Amerika über. Hier lernte er, während eines 
ſiebenjührigen, von Anſtrengungen und Abenteuern aller Art 
erfüllten Aufenthalts, die republilaniſche Wirklichkeit kennen. Er 
fand, daß darin nicht bloß die hohen Gedanken, ſondern auch 
alle Leidenſchaften der menſchlichen Natur einen freieren Spiele 
raum als in den Monarchien Europas hatten, und folglich mehr 
als bei uns die Maſſe der kleinen Leute der Willkür der Schlauen, 
der Starken, der Reichen Preis gegeben war. 1857 kam er nach 
Deutschland zurück, von vepublitanifcher Schwärmerei geheilt, 
aber immer noch ſeſt in feinen großdeutſchen und öſterreichiſchen 
Anſchauungen. Er wußte jezt, daß Recht ohne Macht in der 
Polit nicht weiter helfe als Macht ohne Recht; er ſah, daß in 
Deutſchland eine Bundesreform ohne die Fürſten nicht zu erlangen, 
und daß die Verwirklichung des großdeutſchen Gedankens ohne 
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thätige Eingreifen des Kaiſers von Ofterreich nicht möglich ſei. 
So arbeitete er im Juni 1861 bei einem Badeaufenthalt in 
Kiſſingen eine Denkſchrift aus, die in kurzen feſten Zügen folgende 
Gedanken entwickelte. 

Das deutsche Reich wird aus allen bisherigen Bundes⸗ 
fiaaten beftchen. Die ö ſterreichiſchen und preußiſchen Neben⸗ 
länder ſtehen für immer unter dem Schutze des Reichs. 

Dem Kaifer Franz Joſeph wird die erbkaiſerliche Würde 
des Reichs übertragen. Er erhält alle Regierungsrechte, bie 
für die Erhaltung der innern Ordnung und äußern Sicherheit 
des Reichs erforderlich ſind, in feſter Abgrenzung gegen die den 
Einzelſtaaten zu belaſſende innere Selbſtändigkeit. 

Das Reichsparlament theilt ſich in ein Fürſtenhaus und 
ein Volkshaus. 

Das Fürſtenhaus beſteht aus den regierenden Souveränen 
der deutſchen Staaten, die ſich nur durch Prinzen ihrer Familie 
vertreten laſſen können. Der König von Preußen ift erſter, der 
König von Bayern zweiter Präſident des Hauſes. Oſterreich 
iſt dort durch einen Erzherzog vertreten. 

Das Volkshaus besteht aus Delegationen, die von den 
Bolts vertretungen der Einzelſtaaten gewählt werden. Vielleicht 
Können ſpäter Delegate Ungams, der Schweiz, Hollands hin⸗ 
zutreten. 

Oſterreich und Preußen verzichten zu Gunſten der Reichs⸗ 
gewalt auf das Recht, als europliſche Großmächte ſelbſtändig 
Kriege zu führen. 

Fröbel erörtert dann weiter, daß zur Erreichung dieſes 
Ziels zunüchſt durch zuverläffige Männer eine Verfaffung auf 
den angegebenen Grundlagen auszuarbeiten fei; darauf ſeien 
im Stillen die Fürſten, die Minſſter, die Kammermeheheiten 
zu gewinnen, und in vorſichtiger Weiſe durch die Preſſe die 
leitenden Gedanken unter dem Volke zu verbreiten. Dann 
habe Öfterreich bein Bundestage einen Beſchluß zu bewirken, 
Delegationen der deutſchen Kammern auf einen beſtimmten Tag 
nach Frankfurt zu berufen. Dies erlangt, möge der Kaiſer 
alle deutſchen Souveräne auf denſelben Tag nach Frankfurt 
zu einem großen Fürſtentag einladen. Seine Proclamation 
als deutſcher Erbkaiſer werde dann höchſt wahrſcheinlich fein. 

Der einzige Widerſpruch, bemerkt Fröbel, könnte vielleicht 
von Preußen kommen, obgleich deſſen Popularität in Deutſch⸗ 
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land durch den Streit zwiſchen Krone ünd Volksvertretung 
ftart im Sinken, jene Oſterreichs dagegen ſeit dem Erlaß der 
Februarverſaſfung ebenſo ſtark im Steigen begriffen fei. Sollte 

reußen dennoch es auf den Bruch ankommen laſſen, und 
Oſterreich noch nicht zur ultima ratio greifen wollen, fo würde 
freilich nichts übrig bleiben, als unter Aufrechterhaltung des 
ſonſtigen Verfaffungsentwurjs den Erbkaiſer für jetzt durch ein 
Bundesdirectorium zu Dreien (Oſterreich, Preußen, ein von den 
Übrigen zu wählendes Mitglied) zu erfeßen. 

Fröbel ſandte dieſe Denkſchrift zunächſt dem öſterreichiſchen 
Bundestagsgeſandten, Baron Kübeck, der ihr großen Werth bei⸗ 
legte, und fie fofort nach Wien beförderte, wo fie dem Kaiser 
und den beiden leitenden Miniſtern, Rechberg und Schmerling, 
vorgelegt wurde. Beſonders Schmerling, welcher ſein Wirken 
in der Paulsbirche keineswegs vergeſſen hatte, wurde lebhaft 
von der Bedeutung der darin niedergelegten Vorſchläge ergriffen: 
dies offene Begehren der deutſchen Kaiſerkrone für das Haus 
Oſterreich, die Mediatiſtrung Oſterreichs und Preußens unter 
der Reichsgewalt, dieſe Verſammlung der deutſchen Fürſten zu 
perſönlicher Berathung der Reichsverſaſſung und dann zum 
perſönlichen Erſchenen im Ober hauſe des Reiches, das Alles 
waren neue, möglicher Weiſe üuferft fruchtbare Gedanken. 
Schmerling ließ den kühnen Schriftsteller nach Wien kommen 
und hatte mit ihm in der erſten Septemberwoche eingehende 
Beſprechungen. Er hielt das aus den Kammern der Einzel⸗ 
ſtaaten hervorgehende Volkshaus für ganz zweckrüßig, ſah in 
der Berufung eines Fürſtentags ſowie in der ſpätern Bildung 
eines Fürſten hauſes eine treffliche und auch leicht zu verwirk⸗ 
lichende Idee erklürte aber die Ausrufung eines deutſchen Erb⸗ 
kaiſers, ſo wünſchenswerth ſie wäre, zur Zeit für ſchlechthin 
unausführbar. Man müſſe fi für jet auf ein Directorium 
zu Dreien zurückziehen. Wie aber ſollten die Drei die Geſchaſte 
führen? Es ließ ſich in verſchied ener Weiſe denken, collegialiſch, 
oder vertheilt nach einzelnen Hoheitsrechten, oder in abwechſelnder 
Oberleitung. Fröbel erflärte ſich, im Widerspruch mit allen 
bisherigen öfterreichifchen Überlieferungen, für die wechſelnde 
Leitung, und ſchlug, wenn man nicht Frankfurt als feſten Sitz 
ſowohl der Reichsregierung als des Parlamentes annehmen 
wollte, mit dem Wechſel des Vorſitzes zugleich den Wechſel des 
Reichsvororts, etwa Wien, Berlin, Frankfurt, vor. Schmerling 
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war einverstanden. Denn, wurde bemerkt, dieſer Wechſel gibt 
dem Ganzen einen proviforiſchen Charakter umd erleichtert im 
günftigen Angenblic“ den Übergang zum Erblaiſerthunm. Daß 
die außerdeutſchen Nebenländer deutſcher Fürſten unter der 
Garantie des Reiches ſtehen, und daß dann Oſterreich und 
Preußen auf ihr ſelbſtändiges beriegsrecht verzichten müßten, 
erſchien Schmerling ſelbſtverſtändlich. Erfreulich däuchte ihm 
auch ein Bundesgericht: wir vernehmen nichts von einer Er⸗ 
örterung der großen Schwierigkeiten der Sache. Die Competenz 
der Reichsgewalt wurde nach ber ſchon damals üblichen Schablone 
auf Auswärtiges, Krieg, Handels- und Berlehrzweſen abgegrenzt. 
Fröbel ſollte hienach einen Verfaſſungsentwurf unter dem unſchein⸗ 
baren Titel von Ergänzungen zum Bundes⸗ und zur Wiener 
Schlußacte ausarbeiten. 

Graf Rechberg tand der Sache ſehr viel bedenllicher und 
kühler als Schmerling gegenüber. Er war zweifelhaft, ob 
Oſterreich zu einer Initiative in der Bundesreform berufen fei, 
ob es den ftändigen Vorſiß im Bunde opfern dürſe. Dabei 
fühlte er ſich unficher, weil fein erſter Berather in deutſchen 
Angelegenheiten, Hofrath von Biegeleben, gerade damals ſchwer 
krank lag. Immer aber war ihm, nach den Niederlagen von 
1859, jede Anregung willkommen, die ihm populären Beifall 
in Aus ſicht ſtellte, und eben jetzt wurde er noch von einer 
andern Seite zu deutſchen Reformen aufgemahnt. 

In der ſächſiſchen Kammer war ein Antrag auf deutſche 
Centralgewalt und Volks vertretung vorgekommen. Herr von 
Beuſt, wie wir wiſſen, überzeugt von der Nothwendigkeit, 
regierungsſeitig für etwas Reform zu ſorgen, beſchloß, nicht 
länger zu zaudern, und entwarf einen deutſchen Verfaſſungs⸗ 
plan, bei dem er auf den Beifall aller Parteien rechnete, weil 
er darin einer jeden ein Bröckchen Reform gönnte. Es war 
ſein alter Gedanke der Erſetzung des Bundestags durch 
Miniſtereonſerenzen aller deutſchen Staaten, zwei Mal in 
jedem Jahre vier Wochen lang zu raſcher Abwicklung aller 
Geſchäfte, einmal im Süden zu Regensburg unter Oſterreichs, 
das andere Mal im Norden zu Hamburg unter Preußens 
Vorſiz. Daneben eine Verſammlung von Delegirten der 
deutschen Landtage, einberufen, ſobald es der Bundestag für 
nöthig halte, zur Herathung der ihr vorzul⸗genden Geſeße 
Endlich ein Bundesgericht zur Entſcheidung von Berfaſſungs⸗ 
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fteeitigkeiten. Im September reiſte er nach Wien zu ver⸗ 
traulicher Beſprechung mit Nechberg. Dieſer, bereiis von 
Schmerling halb gewonnen, nahm ihn freundlich auf und trat 
bereitwillig in die Erwägung des Veuſb schen Planes ein, 
ſchluckte einige Bedenken gegen die Delegationen hinunter und 
bestimmte Herrn von Beuſt, für die Zwiſchenzeit zwischen den 
beiden Jahresconferenzen eine Bundes ⸗Exerutivbehörde, und 
zwar das Directorium von Dreien, Ofterreih, Preußen und 
einem gewählten Mitglied, einzuſchieben. Sehr hart aber 
erſchien ihm der auch von Beuft vorgeſchlagene Wechſel im 
Vorſiß des neuen Bundestags. Was wird bie Nachwelt von 
mir ſagen, ſeufzte er, wenn ich nach Villafranca und Zürich 
auch noch dieſe Einruumung mache? Jedoch auch hier über⸗ 
wand er ſich, und erwirkte bei dem Kaiſer eine bedingte Zu⸗ 
ſtimmung, den Preis zu zahlen, wenn damit das ganze Werk 
geſichert, und ohne dies nicht durchzuführen ſei ). Im Grunde 
erſchien, gegenüber Fröbel's großgedachtem Plane, Beuſts Vor⸗ 
ſchlag den Wiener Staatsmännern als eine ziemlich kümmerliche 
Erfindung, jedoch hatten fie nichts dagegen, daß er als ein 
Fühler für die politiſchen Stimmungen in das ieich hinaus⸗ 
ging, immer unter Vorbehalt ihres eigenen ſchließlichen Urtheils. 
So ermuthigt, legte dann Herr von Beust feine Schöpfung 
am 15. October den ſümmtlichen deutſchen Höfen vor. Allein 
er mußte einen Fehlſchlag erleben, wie er vollſtändiger nicht 
gedacht werden konnte. Die Verwerfung auf der kleindeutſchen 
wie auf der liberalen Seite war ſelbſtverſtändlich: dies heißt, 
rief Herr von Roggenbach, dem deutſchen Volle einen Stein 
ſtalt Brod bieten. Aber auch die großdeutſchen Freunde und 
Genoſſen fließen die Gabe zurück. Das Ding, ſagte der 
König von Württemberg, iſt ebenſo unpraktiſch wie gefährlich. 
In München war man tief gekränkt, daß Bayern nicht ein 
für alle Male die dritte Stelle im Directorium zugewieſen 
war. Der ſonſt ſtets getreue Herr von Dalwigk amendirte 
aus dem Entwurſe gerade die Grundgedanken als unaus⸗ 
führbar hinaus. Ganz entſchieden blieben Hannover und 
Kurheſſen bei ihrem Sate, daß die Bundesacte von 1815 
unabänderlich, unverbeſſerlich und unantaſtbar ſei. Und num 


y) Bericht des preuziſchen Gesandten Saviguy, 2. Januar 1862, 
nach ausführlicher Erzählung Beuſt s. 
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vollends die Antworten der beiden Großmächte, für den Ur⸗ 
heber des Antrags die eine ebenfo überraſchend, wie die andere 
beinahe verhängnißvoll. 

In Wien war mittlerer Weile Herr von Biegeleben wieder 
geneſen, und hatte durch ſein entſchiedenes Auftreten ſowohl 
den schwankenden Rechberg als den von Anfang an bedenklichen 
Kaiser zur Ablehnung zunüchſt des Beuſtſchen Entwurfs ber 
ſtimmt. Auch Fröbel s Plan fand nicht in allen Stücken feinen 
Beifall; er wollte nichts von einem Verzichte Oſterreichs auf 
ſein ſelbſtändiges Kriegsrecht und noch weniger von einem 
Wechſel im Vorſitze des Bundes wiſſen; in beiden Punkten 
gewann er die Zuſtimmung des Kaiſers und Rechberg's, 
während im Übrigen Fröbel's Gedanken, wie wir bald ſehen 
werden, der Ausgangspunkt für wichtige Schritte der Wiener 
Regierung wurden. In der Hauptſache aber ließ ſich Biege⸗ 
leben von feinem Wege nicht abbringen: er war ſeſt in jedem 
einmal gefaßten Entſchluſſe, ſachtundig in den deutſchen Fragen; 
es kam bei ihm ein ſtarkes, perſönliches Selbſtbewußtſein mit 
katholiſchem Eifer und dem überlieferten Stolze der Wiener 
Hofkanzlei zuſammen. Die amtliche Antwort Oſterreichs an 
Beuſt vom 5. November war unverkennbar aus feiner Feder — 
der wir fortan noch häufig begegnen werden — gefloſſen. Mit 
einem halb mitleidigen Ausdrucke wollte fie dem Beuſt ſchen 
Kunſtwerk gewiſſe Vorzüge nicht beſtreiten und die großen 
Schwächen desſelben nicht näher erörtern. Aber alles Gewicht 
warf fie dann auf den vorgeſchlagenen Wechſel des Vorſihes 
im Bundestag. Sie ging noch weit über Schwarzenberg 's 
Gegengründe von 1851 hinaus, indem fie darlegte, daß in 
Oſterreichs ſeſtem Vorſih die nationale Einheit Deutschlands 
ihre einzige Verkörperung habe; es heiße Deutſchland zerreißen, 
wenn man biefe den Wechſelfällen des Alternals Preis gebe. 
Daran könne nur gedacht werden, wenn man der deutſchen 
Einheit zur Entſchädigung für den Umſturz der Spitze ein in 
gleichem Grade erweitertes und verſtärttes Fundament gebe, 
d. h. wenn man auch die außerdeutſchen Beſißungen der 
deuiſchen Mächte unter die Garantie bes Bundes einbegreiſe. 
Dies war denn großdeutſche Politik in hohem Style. 

In entgegengeſetzter Richtung gelangten die Berliner Er⸗ 
wägungen zum Entſchluß. Schon auf der Rückreiſe von 
Königsberg hatte Herr von Patow ſeinen Collegen den Entwurf 


Google 


304 Conflite auf allen Seiten. 1861 


einer Reichsverfaſſung auf Grundlage des „engern Bundes“ 
mitgetheilt, aber nach der Geſinnung ſeiner Collegen gar 
keine Antwort über das läſtige Document erhalten. Gleich 
nachher kam dann von Roggenbach der verabredete Entwurf 
eines Rundſchreibens an die deutſchen Höfe; der König und 
das Staatsminiſterium traten darüber in Berathung, und ob⸗ 
gleich Graf Schwerin heftig erklärte, eine folge Unterordnung 
Preußens unter ein deutſches Parlament ſei das Verderben des 
Staates, entſchied der König, daß die preußiſche Buftimmung 
zu der Depeſche im Allgemeinen zu ertheilen, und nur ein 
Vorbehalt zu fernerer Sicherung der preußischen Mastftellung 
zu machen ſei. Darüber empfing man den Text des öſter⸗ 
reichiſchen Schreibens an Beuſt vom 5. November, und war 
nicht wenig befremdet über die dort dem Bundestagspräſidium 
beigelegte Bedeutung: was 1816 ohne Widerſpruch als formale 
Geſchäftsleitung bezeichnet worden war, ſollte jeßt zu einer Art 
von Principat über ganz Deutſchland ausgedehnt werden. 
Unterdeſſen hatte Roggen bach bei dem Erscheinen des Beuſt'ſchen 
Vorſchlags den ſeinigen einſtweilen zurückgelegt, ſtatt deſſen 
aber ihn vertraulich mit Beziehung auf ihre alle Frankfurter 
Belanntſchaft Herrn von Biegeleben nach Wien mitgetheilt. 
Darauf lam eine Antwort vom 27. November, auf der erſten 
Seite mit etwas zurückgehaltener Wallung, dann aber auf die 
Frage, ob Oſterreich heute eher als unter Fürft Schwarzenberg 's 
Leitung auf das Syſtem des engern und des weitern Bundes 
eingehen würde ein leidenſchafllich verneinender Erguß. Nimmer- 
mehr könne Oſterreich auf feine hiſtoriſche Stellung als erſte 
deutſche Macht verzichten; neben einem großen Nationalftant 
Bee es leine Zukunft; ſchnell genug würde dieſer die deutſchen 
ſterreicher in feine Kreiſe hireinreißen. Jetzt ftehe Oſterreich 
an der Spitze Deutſchlands, und doch ſei zugleich die Monarchie 
auf ſich ſelbſt geſtellt und brauche nicht erſt von Deutſchland 
den Verband ihrer Lande zu erwarten: dies allein ſei die 
richtige Stellung für die Wiener Centralregierung. Leider 
ſehen wir, ſchloß er, wie in nächſter Zeit wieder Verſuche einer 
preußiſch⸗deutſchen Union auftauchen mögen; an peremptoriſchem 
Widerſtande wrd es dann nicht ſehlen. 
Es war eine Variation über das alte Thema, Hſterreich 
unabhängig von Deutſchland, aber die herrſchende Macht in 
Deutſchland: eben dieſelbe Theorie, die man fait wörtlich gleich⸗ 
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lautend in den Conferenzen über das Bundesheerweſen ver⸗ 
nommen hatte. Hier blieb keine Wahl. Wollte man ſich nicht 
blind unterwerfen, fo mußte man ſich offen zu dem in Wien 
verpönten Standpunkt bekennen. Demnach befahl der König 
die Antwort auf Beufts Reformplan abzufaſſen. Der deutſche 
Bund ſei ein völkerrechtliche Verein unabhängiger und unter 
ſich höchſt verschiedener Staaten; Preußen würnſche lebhaft deſſen 
Erhaltung und eben des halb die Beſchräntung feiner Competenz 
auf das ımerläffich geringfte Maaß; wer auf deutſchem Boden 
Beſſeres verlange, kön ne es nur durch freie Vereinbarung gleiche 
artiger Staaten zu einer engern Gemeinſchaft innerhalb des 
großen Bundes, alſo durch die Errichtung eines Bundesſtaats 
im Staatenbund, erlangen. Am 20. December 1861 ging dieſe 
Depeſche nach Dresden ab und wurde gleich nachher ver⸗ 
öffentlicht. Es war kein Antrag, keine Aufforderung, lein 
Verfaſſungsentwurf: es war nichts als eine Meinungsäußerung 
über den Weg zu einer fruchtbaren Bundesteform. Aber von 
dieſem Organe ausgeſprochen, reichte es hin, eine allgemeine 
Exploſion der Leidenſchaſten auf der gegneriſchen Seite herbei⸗ 
zuführen. 

Wie ein Ameiſenhaufen, in welchen der Stab eines 
Gärtner hineingefahren, wirbelten die Botſchaften und Schuß⸗ 
vorſchläge der Mittelſtaaten durcheinander. Wie? Preußen 
begehrt den engern Bund? Kommt alſo auf die heilfofen 
Gedanken der Union und der Paulskirche zurück? Die Depeſche 
redet zwar nicht von preußischem Kaiſerthum, Mediatifirung 
der Mittelftanten, Herausdrängung Oſterreichs, demokratiſchem 
Parlament: aber in dem einen Worte Bun desſtaat iſt wie in 
der Büchſe der Pandora all dieſes Unheil eingeſchloſſen. Hier 
gilt es, beim erſten Anſang Halt zu rufen, zuſammenzuſtehen, 
vereint zu handeln. Indeſſen beruhigte man ſich einiger 
Maaßen, als man im Januar 1862 erfuhr, daß Oſterreich den 
Anlaß ernſt genug erachte, um ſelbſt die Führung im Kampfe 
zu übernehmen. Graf Rechberg kam um die Mitte des Monats 
bon einer Reife nach Venedig zurück, ſagte dem preußiſchen 
Geſandten, er wolle in keine Erörterung der Depeſche vom 
20. December eintreten, weil dadurch die Verſtändigung über 
Kurheſſen erſchwert werden könne, ergriff aber ſogleich alle 
Maaßregeln, um eine moͤglichſt impoſante Demonſtration gegen 
die breußiſche Keerei zu Stande zu bringen. Denn feine 
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leicht entzündlichen Affeete waren dieſes Mal heftig empor⸗ 
geſchnellt. Jene Depeſche, erklärte er mit bitterem Zorne dem 
badiſchen Geſandten, ſei eine preußiſche Herausforderung ohne 
Gleichen, eine unverhüllte Berufung an die Revolution. Nach 
dieſem Vorgang läge es für Oſterreich nahe, den Handſchuh 
aufzunehmen und durch ein offenes und entſchiedenes Gegen⸗ 
programm die Majorität der deutſchen Nation um ſich zu 
ſammeln. Noch nehme man Anftand, dies zu thun, weil dann 
der Bruch mit Preußen umvermei und der Bürgerkrieg 
erklärt ſei. Lange aber könne Oſterreich nicht mehr zuſehen, 
wie Preußen in der perfideſten Art den Kaiſerſtaat aus 
Deutſchland hinaus zu intriguicen ſuche. Ebenſo erzürnt wie 
Rechberg redete auch der Miniſter des Innern, Herr von Schmer⸗ 
ling, beffen Zeitung (ber Bolſchafter) bereits in grimmigen 
Artikeln den Feldzug gegen Preußen eröffnete. Ich will, ſagte 
er, dieſe Hitze nicht rechtfertigen, aber fie ift die begreifliche 
Folge der preußiſchen Herausforderungen. 

Die öſterreichiſchen Geſandten bei den Mittelſtaaten wurden 
nach Wien berufen; ein eifrig emporſtrebender öſterreichiſcher 
Diplomat, Graf Blome, bereiſte dann die mittelſtaatlichen Höfe; 
aus diefen Berathungen ging ſchließlich eine vom 2. Februar 
datirte Note hervor, welche gleichlautend an einem Tage durch 
ſieben Regierungen, Oſterreich, die vier Königreiche, Darmſtadt 
und Naſſau, dem Berliner Cabinet zugeſtellt wurde. Darin 
hielt man mit ſtolzem Eruſte dem preußiſchen Sünder die Ber- 
werflichteit feiner Gedanken vor, erinnerte ihn nachdrüclich an 
die bei gleichem Vorgehen erlittene Niederlage, legte kräſtige 
Verwahrung gegen jede Beſchräntung deutſcher Souveränitäten 
ein, und forderte zu Conſerenzen über die Errichtung eines 
Bundesdirectoriums und einer Delegirten-Berfammlung auf. 
Graf Bernſtorff antwortete darauf am 14. Februar völlig kühl, 
unter furger Jurückweiſung der erhobenen Vorwürſe und Ab⸗ 
lehnung der Theilnahme an Conſerenzen auf einer hoffnungs⸗ 
loſen Grundlage. 

Noch bemerkte der hannoveriſche Miniſter, Graf Platen, dem 
preußiſchen Geſandten, Konig Georg, bisher Gegner jeder An⸗ 
derung der Bundesverfaſſung, fei nur durch Preußens Benehmen 
auf den Standpunkt der Note vom 2. Februar hinüber gedrängt 
worden; er, Platen, habe bisher ſtets das preußische Intereſſe 
vertreten, müſſe jetzt aber erklären, daß Hannover ſeſt mit den 
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Würzburger Conföderitten verbündet fei, und zu den entſchiedenen 
Gegnern Preußens zähle. 

So war der Gegenſatz zwiſchen der groß⸗ und der klein⸗ 
deutſchen Partei, wie bisher in der populären Bewegung, fo jetzt 
auch unter den Regierungen erklärt, und wenig ſtens auf der groß⸗ 
deutſchen Seite hatte man es nicht an Warnungen fehlen laſſen, 
daß jeder weitere Schritt Preußens auf dem eingeſchlagenen 
Wege eine Kriegserklärung veranlaſſen werde. Um die Lage 
für den preußiſchen Herrſcher vollends zu erſchweren, ſchürſte fich 
gleichzeitig mit dieſer Abſage der deutſchen Fürſten der innere 
Hader über die Heeresreform in einer, jede Ausſicht auf Ver⸗ 
ſöhnung abjperrenden Weiſe. 

Gleich nach dem Schluſſe der Landtagsſeſſion hatte ſich die 
üußerſte Linte des Abgeordnetenhauſes als deutſche Fortſchritts⸗ 
partei conſtituirt und ihr Programm am 9. Junk in alle Theile 
des Landes hinausgehen laſſen. Indem es die Halbheit und 
Schwäche des Miniſteriums beklagte, forderte es zur Wahl von 
Männern auf, welche mit Initigtibe und Enkſchloſſenheit für 
die gerechten Forderungen des Volles eintrüten. Alſo offener 
Krieg gegen das Herrenhaus, ohne deſſen Umgeſtaltung kein 
freiſtnniges Gefep erreichbar fei, keine Bewilligung für die Neus 
geſtaltung des Heeres, bis ein Geſetz die Erhaltung der Land⸗ 
wehr, zweijährige Dienſtzeit, und dadurch Verminderung der 
Steuern, feſtgeſtellt habe, endlich das Begehren, daß die Regierung 
für die Berufung eines deutſchen Parlaments und die Schöpfung 
einer preuſiſch⸗ deutſchen Centralgewalt unzögerlich und energisch 
eintrete. 

Bei dieſem lezten Punkte drängt ſich die Frage auf, wie 
man die Regierung zu einer deutſchen Politik, deren Beginn 
mit einem großen Kriege gleichbedeutend war, drängen, und ihr 
zugleich das erſte Mittel zum Krieg, eine ftreitfähige Armee, 
verſagen wollte. Die Antwort ift, daß die Partei an feinen 
Krieg wegen der deulſchen Frage glaubte. Bel den Erfolgen 
des Nationalvereins, bei der Stimmung mehrerer deutſchen 
Kammern, bei der überall ſich rührenden Agitation für die beutfche 
Einheit dachte ſie, wenn Preußen nur die Volksgunſt gewinne, 
würden ſehr bald nach feinen Plänen die Mafſen und die 
Kammern die widerſtrebenden Regierungen zur Unterwerfung 
nöthigen: dafür aber ſei die erſte Bedingung, daß das preußiſche 
Ministerium im Innern durch und durch liberal auſtrete, die 
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Verfaſſung freifinnig ausbaue, und vor allen Dingen einer jo 
höchſt unbeliebten und reactionären Maaßregel, wie der Ver⸗ 
ſtärkung des ſtehenden Heeres, den Rücken kehre. Freilich, wer 
ſich der Haltung Oſterreichs im Jahre 1850, des 1859 bei dem 
ſchwäbiſchen und bayeriſchen Volke erſchienenen Haſſes gegen 
Preußen, ſowie des überall hervortretenden Widerſpruchs der 
klerikalen Partei gegen die kleindeueſchen Beſtrebungen erinnerte, 
dem mußte bei jenen Reden eines unklaren Enthuſiasmus be⸗ 
denklich zu Muthe werden. 

Dennoch aber vücte die Mehrheit der frühem minifterieen 
Partei den Mannern des Fortſchritts immer näher, Ihre Wahl⸗ 
aufrufe unterfäjieben ſich von jeuen der Letzter nicht in dem 
Inhalt der Forderungen, ſondern fat nur in der Andeutung 
einer etwas bebächtigeren, nicht gleich zum Sturme ſchreitenden 
Taktik. Im Lande zeigte ſich bei den Volksmaſſen keine feurige 
Begeiſterung für die Erhaltung der Landwehr in der Feldarmee, 
ober für den erhebenden Gedanken der deulſchen Einheit: aber 
aller Orten ſchlugen die einladenden Loſungsworte der zwei⸗ 
jährigen Dienſtzeit und der geringeren Steuerlaft durch. Das 
Ergebniß der Wahlen am 6. December war eine vollſtändige 
Niederlage der eonſervativen Fraction, die auf 24 Stimmen 
zuſammenſchmolz, und ein großer Triumph der Fortſchritts partei 
und der ihr befreundeten, gemäßigten Liberalen, welche alle 
Ausſicht gewannen, über die Mehrheit in dem neuen Haufe zu 
verfügen. Die Regierung, von dem Wunſche beſeelt, zu fried⸗ 
lichem Schluſſe zu gelangen, brachte nach der am 14. Januar 
1862 erfolgten Eröffnung der Seſſion gemaß dem Begehren des 
frühern Hauſes einen Geſehentwurf über die Dienftpflicht ein 
und kündigte weitere Erſparniſſe im Milittiretat an. Zugleich 
wurden Geſezentwürfe über Aufhebung der gutsherrlichen Polizei 
und über Einrichtung einer liberalen Kreisordnung vorgelegt; 
ein dritter Entwurf über die Oberrechenkammer ſollte die bisher 
dort übliche Praxis in Budgetſachen als bleibendes Gefep ſeſt⸗ 
fielen; ein vierter endlich unter Abanderung des Verfaffungs- 
paragraphen, der jedem Haufe des Landtags das Recht der 
Min iſteranklage gab, die Auklage nur auf einen gemeinsamen 
Beſchluß beider Häufer zuläffig machen. Der Geſammteindruck 
dieſer Vorlagen auf die Abgeordneten erwies ſich wenig günſtig. 
Die beiden liberalen Geſete, ſagte man, würden ſicher im Herren⸗ 
Haufe verworfen; von deſſen Umgeſtoltung ſei fo wenig die 
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Rede, daß vielmehr jede Miniſteranklage an feine Zuſtimmung 
gebunden würde. Die Bilanz der Geſetzentwürſe falle mithin 
zu Gunſten der Reaction: und dafür ſolle dann das Land die 
dreijährige Dienſtzeit und die Koſten der neuen Regimenter auf 
ſich nehmen! 

Nicht beſſer war man tro der Zuſicherung ber Thronrede, 
in den deutſchen Fragen feſt auf dem bisherigen Wege zu beharren, 
mit der Haltung und den Erfolgen des auswärtigen Amtes 
zufrieden. Gleich in den erſten Sitzungen kamen Anträge auf 
nachdrückliche Erklärungen über Kurbeſſen, ſowie über die Bundes⸗ 
reform, welche beſondern Commiſſtonen überwieſen wurden. 
Kurheſſen betreſſend, lagen zwei Redactionen vor, beide ganz 
entſchieden gegen den Kurfürſten gerichtet, immerhin die eine 
etwas ruhiger, die andere erheblich ſchneidender. Graf Bern⸗ 
ſtorff, der mit Freude Oſterreich trotz alles ſonſtigen Haders 
in dieſer Sache zu gemeinſamem Wirken bereit fand, bat eben 
deshalb die Commiſſion dringend um Annahme der milderen 
Faſſung, erwirkte aber nur mit Mühe eine Verſchmelzung der 
beiden Vorſchläge zu dem Satze: es ſei dringend geboten, daß 
Preußen mit allen Mitteln auf volitändige Herstellung des 
verfaſſungsmüßigen Rechtes in Kurheſſen wirke — was dann 
im Haufe mit überwältigender Mehrheit angenommen wurde. 
Über den Grafen Vernftorff aber gingen unter den Abgeordneten 
wenig refpectvolle Reden. Der habe gerade fo viel Muth und 
Energie, wie der verſloſſene Schleini, mache nichts als diblo⸗ 
matiſche Winkelzüge, und erſchrecke bei jedem offenen und kräftigen 
Aus druck des Volkswillens. Nun waren eben die identiſchen 
Noten und deren Zurückweiſung durch Preußen am 14. Februar 
erfolgt. Daß die Regierung auf die Noten nicht gleich mit 
Kan onenſchüſſen geantwortet hatte, damit war die Mehrheit des 
Hauſes ganz einverſtanden, aber um ſo eifriger drängte ſie jetzt 
vorwörts auf dem Wege, auf dem nach ihrer Meinung allein 
das Heil lag, friedliche Eroberung des deutſchen Volkes durch 
offene Auſſtellung des ganzen kleindeutſchen Progranuns. Die 
betreffende Commiſſion lam am 25. Februar zu einem Beſchluſſe, 
der ziemlich unverblümt das Anrecht der deutſchen Nation an 
die Neichsberfaſſung von 1849 betonte, kurz und rund dem 
Bundestage, der 1848 geſeßlich aufgehoben, nicht ohne Zu⸗ 
stimmung der Lon desvertretungen Hätte hergeſtelt werden können, 
den rechtlichen Beftand abſprach, und fo zu dem Antrage gelangte, 
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das Haus erachte als nothwendig einen weitern Bund mit 
Oſterreich, einen engern Bund der übrigen deutſchen Staaten 
mit einer durch Preußen geführten Bundesregierung und einem 
deutſchen Parlament; dies Alles habe die Staatsregierung offen 
als das Biel ihrer Politik hinzuſtellen und zunächft durch Verein- 
barungen mit den deutſchen Staaten der Verwirklichung entgegen 
zu führen. 

Das Minifterium ſah in dieſen Erörterungen eine äußerſt 
gefährliche Überſtürzung feiner deutſchen Politik. Hatte doch die 
Mehrzahl gerade feiner liberalen Mitglieder nur mit Widerftreben 
der Depeſche vom 20. December zugeſtimmt, welche durch die 
Hindeutung auf Deutſchlands Einheit eine ſo ſchwere Störung 
der deutſchen Einigkeit bewirkt hatte. Und jetzt ſollte man gegen 
die Rechtsbeſtändigkeit des Bundestags proteſtiren, den Preußen 
wie alle deutſchen Regierungen 1851 wieder anerkannt, deſſen 
Matriculatumlagen ſeitdem alljährlich der preußiſche Landtag 
und alle deutſchen Kammern bewilligt hatten! So wurde der 
Commiffion erklärt, der ganze Antrag fei zur Zeit zwecwibrig; 
er werde überall die Gegner herausfordern und stärken, und die 
Arbeit der Regierung für eine erreichbare Bundesreſorm vereiteln. 
Die Antwort der Commiſſion war unbedingtes Beharren auf 
ihrem Beſchluſſe und Einbringung ihrer Anträge in das Plenum 
des Hauſes. 

Der Vorgang machte bitterböſes Blut auf beiden Seiten. 
Die Regierung fand, mit einer fo heſtig brüngenden und zugleich 
fo unbeſonnenen Verſammlung, welche durch ihre Übertreibungen 
die beſte Sache compromittire, werde nicht lange auszukommen 
ſein; wie ſolle man ihr Verfahren bezeichnen, der Verſtärkung 
des Heeres heftige Oppoſition zu machen, und zugleich Begehren 
aufzuftelen, deren Annahme durch die Regierung fofort das 
Signal zur Bundesexecution und zum Kriege mit Öfterreich und 
Süddeutſchland fein würde? Umgekehrt war bei den Abgeordneten 
der letzte Zweifel geſchwunden, daß dieſes Ministerium, heiße 
es nun Bernſtorff oder Schlein ih, ſaſt⸗ und kraftlos an den 
großen Problemen preußiſcher Macht und Ehre herumtaſte, und 
vor jedem hohen Ziele und jedem tapfern Entſchluſſe zurückbebe. 
Wenn man in der Wahlbewegung des vorigen Herbſtes noch 
auf eine entſchiedene Politik zur Erringung einer ehrenvollen 
Stellung Preußens in Europa gehofft habe, ſo ſei es jeht 
gründlich vorbei mit einer ſolchen Tauſchung, aber eben jo 
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gründlich auch vorbei mit jedem Gedanken an die Bewilligung der 
neuen Linienregimenter, deren Beſtimmung doch nur ein müßiger 
Paradedienſt ſein würde. 

Zugleich ſchwand auch in der Commiſſion für das Wehr⸗ 
geſetz die letzte Hoffnung auf eine Verſtündigung. Was auch 
ſonſt die Vorlage Erfreuliches brachte, die Commiſſton blieb 
auf dem Standpunkte, alles Andere ſei unweſentlich, ſo lange 
die zweijährige Dienſtzeit nicht eingeräumt ſei. Endlich am 
5. Mürz gab Herr von Roon die abſchließende Erklärung, daß 
die Regierung auf dieſe Neuerung richt eingehen könnte, ſondern 
den gefeplichen Zuſtand, die dreijährige Dienſtzeit, bewahren 
müſſe. Damit ſtand der Entſchluß der Mehrheit feſt, die Koſten 
der ganzen Neugeſtaltung der Armee zu freien. Ihr pocht, 
ſagte man, auf das Gefeg von 1814, nun wohl, wir gebrauchen 
unſer Budgetrecht; ihr beruft die Soldaten und formirt die 
Banaillone, das iſt Euer Recht; wir verweigern Euch die dazu 
erforderlichen Geldmittel, das iſt unſer Recht. Eben jetzt bot 
ſich ein Anlaß, ſchon im Voraus die Wirkung eines ſolchen 
Beſchluſſes im Einzelnen zu ſichern. Am 6. März lam der 
Commiſſionsbericht über den Geſetzentwurf, betreffend die Ober⸗ 
rechentammer, auf die Tagesordnung. Der wichtigſte Satz des⸗ 
ſelben enthielt die gefegliche Jeſtſtellung des bisherigen Brauches, 
nach welchem im Etat nur bie Hauptſumme der einzelnen Titels 
nicht aber die einzelnen Poſitionen, aus denen jene ſich zufammenz 
ſetzten, für die Regierung bindend waren. Dagegen ſtellte der 
Abgeordnete Hagen den Antrag, ſchon für das laufende Jahr 
den Etat zu ſpecialiſiren, d. H. auch jene einzelnen Pofitionen 
für die Regierung verbindlich zu machen. Die Spitze des An⸗ 
trags richtete ſich, wie bald öffentlich erklärt wurde, gegen die 
Militärverwaltung. Man wollte verhindern, daß bei den hohen 
Beträgen der bisherigen Haupttitel die Regierung an verſchiedenen 
Stellen fo viel herausſpare, um die neuen Formationen aufrecht 
zu halten. Obgleich der Finanzminiſter die Unausführbarkeit 
der Maaßregel für den vorliegenden Etat von 1862 erläuterte, 
für 1863 die Specialifirung ſelbſt durchzuführen verſprach, und 
am Schluſſe feines Vortrags ſehr deutlich die Cabinetsfrage 
ſtellte, nahm das Haus den Hagen 'ſchen Antrag mit 177 gegen 
143 Stimmen an. 

Es war die offene Kriegserklärung des Hauſes gegen die 
geſammte Heeresreform, aus allen Theilen des Landes mit 
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zuſtimmendem Jubel begrüßt. Es war auch der Ausgang der 
neuen Aera. 2 

Die liberalen Minifter hatten im Abgeordnetenhauſe nur 
noch eine ſchwache Minderheit für ſich und waren dem Herren- 
Haufe nach wie vor verhaßt geblieben. Bereits hatte der Fürſt 
von Hohenzollern ſich factiſch zurückgezogen, und Herr von 
Auerswald war dauernd erkrankt. Am 8. März reichte das 
ganze Cabinet dem Könige feine Entlaffung ein. Der König 
aber genehmigte fie nicht, ſprach vielmehr den Miniftern fein 
Vertrauen aus, und forderte ſie auf, ihm die für die Lage 
erjorderlichen Maaßregeln zu bezeichnen. Über die erſte derselben 
war man einig: es war die Auflöfung des Hauſes der Abgeord⸗ 
neten, die um fo wünſchenswerther erſchien, als am 11. Mürz 
die Verhandlung über die deutſche Frage bevorſtand, welche die 
Regierung um jeden Preis zu vermeiden wünſchte. Eben am 
11. wurde demnach die Aufläfung verfügt. 

Über die weiteren Entſchließungen aber gingen die ver⸗ 
ſchiedenen Elemente des Cabinets auseinander. Um der auf 
geregten öffentlichen Meinung die gute Geſinnung der Regierung 
zu bekunden, beantragte Graf Schwerin, den Entwurf der Kreis⸗ 
orbnung noch weiter den Wünſchen der liberalen Majorität 
anzupaſſen. Die Herren von der Heydt aber und von Roon 
warnten, man würde dadurch die für die Heeresreform ſo 
wichtige Freundſchaft des Herrenhauſes auf das Spiel ſetzen. 
Überhaupt fe nach den leßten Erlebniſſen gegenüber dem Ab⸗ 
geordnetenhauſe nicht durch Zurückweichen, ſondern nur durch 
Feſtigleit irgend ein Erfolg zu erhoffen. Der König fand, daß 
man Schritt auf Schritt ſich ſchon zu weit nach Links habe 
drängen laſſen; er beſorgte, die conſervative Baſis endlich ganz 
zu verlieren, und lehnte alſo Schwerin s Anträge ab. Die 
unmittelbare Folge war der definitive Austritt der liberalen 
Miniſter Auerswald, Schwerin, Patow, Bernuth, Graf Pückler. 

Roon, von ber Heydt, jeht als Finanzminister, und Graf 
Bernſtorff blieben. Den Vorſitz im Miniſterium übernahm der 
Präſident des Herrenhauſes, Fürſt Hohenlohe⸗Ingelſingen, an 
die Stelle der Verabſchiedeten traten die Herren von Jagow. 
von Mühler, von Holzbrink, die Grafen zur Lippe und Itzen⸗ 
pliß. Den raditalen Tendenzen des künftigen Abgeordneten hauſes 
ſtellte ſich ein durchaus conſervatides Cabinet gegenüber. 
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Das preußiſche Minifterum vom 18. März 1862, beſſen 
thatſächlicher Leiter der Finanzminister von der Heydt war, hatte 
im Anfang ſeines Beſtehens einige wichtige Ergebniſſe in der 
deutſchen Politik zu verzeichnen. 

Trotz der ſcharſen Spannung zwischen den beiden deutschen 
Großmächten, wie fie in den identiſchen Noten vom 2. Februar 
zu Tage getreten war, hatte Graf Rechberg doch die populär 
gewordene Beſchützung des ſchleswig⸗holſteiniſchen und des kur⸗ 
heſſiſchen Verfaſſungsrechts nicht der preußiſchen Regierung allein 
überlaſſen wollen. Zuerſt ſeßte er gemeinſam mit dem Berliner 
Cabinet den Notenkrieg gegen Danemark in energiſcher Weiſe 
fort. Nachdem ſodann im Januar 1862 ein dritter Verſuch des 
Kurfürſten, einen gefügigen Landtag auf Grund der neuen Ver⸗ 
faſſung zu Stande zu bringen, in gleicher Weiſe wie die beiden 
vorigen geſcheitert war, ließ ſich endlich Graf Rechberg einen 
preußiſchen Vorschlag gefallen, ohne Kritik der früheren Bundes⸗ 
beſchlüſſe, lediglich auf Grund der fachlichen Unmsglichleit jedes 
andern Wegs, den Kurfürſten zur Nachgiebigkeit gegen die 
Wünſche feines Landes zu nöthigen. Beide Mächte ſtellten 
demnach am 8. März im Bundestage den Antrag, derſelbe wolle 
den Kurfürſten auffordern, die Verfaſſung von 1831, vorbehalt⸗ 
lich des Wegfalls ihrer den Bundesgeſetzen widerſprechenden 
Beſtimmungen, aufs Neue in Wirkſamleit zu ſetzen. Da eine 
Anzahl der kleinen Höfe ſich nur ſehr ſchwer zu einem ſolchen 
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Widerruf aller bisherigen Schritte in der heilloſen Sache ent⸗ 
ſchlos, fo zögerte ſich nach Frankfurter Brauch die Beſchluß⸗ 
faffung über den Antrag Wochen lang hin, fo daß König Wilhelm 
auf den Gedanken kam, vielleicht könne es nützlich ſein, wenn er 
ſelbſt ſich unmittelbar und perfönlich an den Kurfürſten wende. 
ihm durch einen feiner Generaladjutanten einen eigenhändigen 
Brief überſchicke, ihn auf das ſichere Erſcheinen des beantragten 
Bundesbeſchluſſes aufmerkſam mache, und ihm vorſtelle, wie 
trefflich es wäre, vorher nach freier Entſchließung das Erforder- 
liche zu bewilligen, und zugleich Männer des öffentlichen Ver⸗ 
trauens in das Miniſterium zu berufen. Angedeutet ſollte in 
dem Briefe werden, daß Preußen unmöglich noch länger einen 
Herd wachſender Gährung zwiſchen ſeinen Provinzen dulden 
könne, und alſo bei fortdauernder Halsſtarrigleit des Kurfürsten 
zu ernſten Maaßnahmen im eignen Intereſſe gezwungen fein 
würde. Der König ließ zunächſt das Wiener Cabinet zur Theil- 
nahme an einem ſolchen Schritte einladen, und ihm zugleich eine 
Lite der künftigen, in Heſſen etwa möglichen Miniſter vorlegen. 
Allein umgehend erklärte Graf Rechberg, dies heiße zu tief in 
die Souveränitätsrechte des Kurfürſten eingreifen, und Oſterreich 
könne dabei ſich um fo weniger betheiligen, als an der Spitze 
der überſandten Minifterlifte der Name eines ehemaligen März- 
miniſters von offenkundig kleindeutſcher Geſinnung, des Herrn 
von Wintzingerode ſtehe: Oſterreich könne in einer kurheſſiſchen, 
nimmermehr aber in der deutſchen Frage eine ſolche Einräumung 
machen. In dieſe Erwägungen fahr der durch das zaudernde 
Verfahren ermuthigte Kurfürſt am 26. April mit einer brutalen 
Verfügung hinein, in welcher für jeden Bürger die Theilnah me 
an künftigen Landtagswahlen von einer vorausgehenden aus⸗ 
drücklichen Anerkennung der Verfaſſung von 1860 abhängig ge 
macht wurde: ohne eine ſolche würde lein Wähler zur Abſtimmung 
zugelaſſen werden, und dann alſo das kleine Häuflein der kur⸗ 
fürſtlichen Getreuen durch Minoritätswahlen eine wohlgeſinnte 
Volksvertretung bilden. Die Entrüſtung im Lande flammte hoch 
auf; alle Caſſeler Wahlmänner ſandten eine Beſchwerde an den 
Bundestag, deſſen Ausſchuß jetzt ſeit zwei Monaten erfolglos 
über dem Antrag der beiden Großmächte brütete. Der Kurfürſt 
lachte, und auf feine ftillen Gönner in Frankfurt hauend, fehrieb 
er am 3. Mai die Landtagswahlen nach Maaß gabe der letzten 
Verordnung aus. Jetzt aber war in Berlin die Langmuth 
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erfhöpft. Am 6. Mai meldete Graf Bernftorff nach Wien, daß 
der Kurfürſt die Sache auf die Spitze getrieben habe; Preußen 
tönne feine Action nicht mehr von den Zögerungen in Frankfurt 
abhängig machen, und glaube, daß Oſterreich in derſelben Lage 
ſei; man wiederhole alſo, mit der Bitte um ſtrenges Geheimniß. 
den Borſchlag auf gemeinſame Sendung zweier Generale nach 
Caſſel, zunächſt mit der Forderung des Aufſchubs der Wahlen, 
und der Erklärung des diplomatiſchen Bruchs im Falle der Ab⸗ 
lehnung. In Wien war damals in Folge der gleich zu er⸗ 
wähnenden Zollvereinsſache die Stimmung für Preußen immer 
gründlicher abgekühlt, man wünſchte die erſte Rolle in dem 
populären Rettungswerk zu behaupten, und es des halb in der 
Hand des Bundestags feſtzuhalten. Hienach wollte man von 
der Sendung der Generale nichts wiſſen, ſchlug aber vor, bei 
dem Bundestage ein Inhibitorium gegen die Ausführung der 
Wahlverordnungen zu beantragen, deſſen Beſchlicßung dann bie 
militäriſche Sendung überſlüſſig machen würde. Nun wohl. 
telegraphirte Bernſtorff zurück, der König will diefen legten 
Verſuch noch machen; iſt das Inhibitorium aber in der nächſten 
Sitzung des Bundestags noch nicht beſchloſſen, fo reiſt General 
von Williſen nach Caſſel, und Preußen geht zur Wahrung 
feiner eigenen Intereſſen ſelbſtändig vor. Der Telegraph arbeitete 
jept nach allen Seiten: und für die Sitzung am 10. Mai hatten 
dann faſt alle deutſchen Höfe mit Ausnahme von Hann over und 
Mecklenburg⸗Schwerin ihre Geſandten zur Annahme des Inhibi⸗ 
toriums inſtruirt. Andrerſeits forderte der kurheſſiſche Geſandte 
einen Aufſchub bis zur folgenden Sitzung, der ihm nach der 
Gefgäftgorbnung nicht verſagt werden konnte. Da zugleich 
Herr von Uſedom berichtete, daß nichts möglicher ſei als ein 
gleicher Antrag in der nüchſten Sitzung, da zugleich Herr von 
Sydow aus Caſſel meldete, in Folge des erlangten Aufſchubs 
fei der Kurfürst ſiegestrunfen und entſchloſſen, auch dem In⸗ 
hibitorium den Gehorsam zu weigern; fo ließ König Wilhelm 
am 11. Mai den General Williſen nach Caſſel abgehen, und in 
Wien erklären, daß eine Weigerung des Kurfürſten ernste Folgen 
nach ſich ziehen würde. 

Williſen erfuhr zunächſt, als er auf Wilhelmshöhe bei dem 
Generaladjutanten von Loßberg eintrat, daß das Geheimmiß 
feiner Sendung ſchlecht bewahrt worden war; Loßberg erklärte 
ihm, es ſei befohlen, daß der General nur durch den Verweſer 
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des auswärtigen Amtes, Göddius, dem Kurfürſten gemeldet 
werden dürfe. Bald nachher kam ein Brief von Loßberg, der 
Kurfürſt ſei krank und liege zu Bett. Williſen fuhr nach Caſſel 
zurück und wurde von Göddäus nicht angenommen, welcher 
dann aber bei Sydow zu einem kurzen Geſpräch mit Williſen 
erſchien, und über den Empfang des Generals nichts Beftinmtes 
zu ſagen wußte. Unterdeſſen gelangten jedoch Nachrichten über 
preußiſche Truppenbewegungen gegen die heſſiſchen Grenzen an 
den Kurfürſten, welche ihn in jo zornige Aufregung verſetzten, 
daß er den lästigen Beſucher noch heute abzuſertigen beſchloß. 
Abends acht Uhr wurde Willifen benachrichtigt, der Kurfürſt. 
obwohl krank, ſei in die Stadt gekommen und werde ihn ſogleich 
empfangen. Im Vorzimmer fand darauf der General die beiden 
Minifter Abte und Göddäus, die ihm auch beim Eintritt folgten, 
ſo daß er ſofort über den Ausgang keinen Zweifel mehr haben 
konnte. Der Kurfürſt behielt das ihm überreichte Schreiben des 
Königs in der Hand; Williſen fragte, ob K. H. es nicht öffnen 
wollten (wie es fonft der Brauch ist); der Kurfürſt fagte: iſt 
gar nicht Stil — und warf den Brief auf einen vor dem Spiegel 
ſtehenden Tiſch. So mußte Willifen zu reden beginnen, und 
ſagte, er habe nur oft Mitgetheiltes als wohlmeinenden und 
dringenden Rath zu wiederholen. — Der Kurfürſt unterbrach: 
jeder neue Minifter in Preußen will in Heffen neues Spiel 
machen; alles Unglück in Heſſen kommt von Preußen; hier 
toäre Alles in Ruhe, wenn man ſich von dort her nicht ſtets 
einmiſchte. Es handelt ſich, bemerkte Williſen, jetzt und hier 
um eine einzige Sache, über die in ganz Deutſchland nur Eine 
Meinung ift, die Siſtirung des Wahlverfahrens. Der Kurfürſt 
rief: Verfaſfung fordert Neuwahl, niemand lann Minifter von 
confütutioneller Pflicht entbinden. Williſen fümmte zu, betonte 
aber, der Antrag gehe zunüchſt auf Zurücknahme der Verordnung 
vom 26. April, welche durch die Verfoſſung nicht vorgeſchrieben 
ſei. Der Kurfürſt, äußerst gereizt, brach los: ſehr ſonderbar, 
daß der König von Preußen ſolche Schritte in einem anderen 
Lande kritiſiren will, wird aber in ſeinem eigenen Lande bald 
viel Schlimmeres thun müſſen. Bei dieſen Worten fiel Abke 
ſchleunig ein, und lieferte eine lange Rechtfertigung der Ver⸗ 
ordnung, was Williſen kurz ablehnte, und ſich dann wieder an 
den Kurfürſten wandte: er möge ihn nicht mit einem beſtimmten 
Nein entlaffen; morgen würden feine ſämmtlichen Bundesgenoſſen 
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dieselbe Mahnung an ihn richten. Der Kurfürſt machte eine 
abweiſende Kopfbewegung; Williſen fuhr fort, dann müſſe er 
die Abſicht Sr. Majeſtät erklären, den diplomatischen Verlehr 
abzubrechen. Der Kurfürſt ſchloß das Geſpräch: ich kann den 
König nicht hindern, aber es iſt doch ein ſonderbares Verfahren, 
Geſandte abberufen, weil in innern Fragen im Nachbarland nicht 
Alles geſchieht, was man vorſchreibt. 

Von einem Miniſterwechſel war natürlich keine Rede weiter. 

Am 13. Mai nahm darauf der Bundestag das Inhibitorium 
an, da ſich aber hienach an der Haltung des Kurfürſten nichts 
änderte, befahl König Wilhelm für das weſtfäliſche und magde⸗ 
burgiſche Armeekorps auf den 23. die Marſchbereitſchaft, und 
Sydow forderte am 18. unter Androhung des Bruches, als 
Genugthuung für den beleidigenden Empfang des Generals 
von Williſen und die formelle Nichtbeachtung des königlichen 
Hanbſchreibens, bie ſofortige Entlaffung der heſſiſchen Miniſter. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß dieſes Verfahren Preußen bei 
fortgefeßtem Eigenfinn und paffivem Widerstand des Kurfürsten 
in eine ernſte Lage führen konnte, da gegen eine dauernde mili⸗ 
täriſche Beſezung Kurheſſens ſowohl Oſterreich als der Bundes⸗ 
tag ſehr bald energiſchen Einſpruch erhoben hätten. Schon die 
bloße Drohung brachte in Wien eine ſtarle Aufregung hervor. 
Offenbar hätte die preußiſche Müſtung nur dann rechten Sinn 
und volle Bedeutung gehabt, wenn man in Berlin entſchloſſen 
geweſen wäre, die heſſiſche Frage, wie es 1850 Fürſt Schwarzen 
berg gethan, zum Ausgangspunkt einer allgemeinen deutſchen 
Entſcheidung, auf die Gefahr eines großen Kriegs mit Oſterreich 
und den Mittelftaaten, zu machen. Ob König Wilhelm perſön⸗ 
lich dieſen Gedanken gehabt hat, weiß ich nicht, ſicher ift, daß 
er im Cabinet nicht vorhanden war. Damals war Here bon 
Bismarck, ſo eben aus Petersburg nach Paris verſetzt, in Berlin. 
Graf Bernſtorff befragte ihn um feine Meinung. Bismarck ent⸗ 
gegnete; der Umſtand, daß der Kurfürſt einen königlichen Brief 
auf den Tifch geworfen hat, iſt ein wenig geſchicker Casus belli; 
wollen Sie aber Krieg, ſo ernennen Sie mich zu Ihrem Unter⸗ 
ſtaatsſecretür; dann mache ich mich anheiſchig, Ihnen binnen 
vier Wochen einen deutſchen Bürgerkrieg beſter Qualität fertig 
zu liefern. Aber mit Entſetzen zog Graf Bernſtorff zurück. In⸗ 
deffen zeigte fi) ſchon jet, was ein entſchloſſenes preußiſches 
Wort in Deutſchland bedeutete. Das ſchöne Geſammtwirken 
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Mechberg's und Bernſtorſſ's in der heſſiſchen Sache hatte zwei 
Monate lang keinen Bericht des Bundesausſchuſſes herbei⸗ 
zuführen bermocht: jetzt, als Preußen mit der Hand am Schwert 
ein Ultimatum ftellte, war in wenigen Tagen der öſterreichiſch⸗ 
preußiſche Antrag vom 8. März auf Herſtellung der Verfaſſung 
von 1831 zum Bundes beſchluß erhoben, worauf dann unzöger⸗ 
lich auch das heſſiſche Minifterium, des anftändigen Vorwandes 
froh, feine Entlaſſung einreichte. Es vergingen darauf noch 
einige Wochen, bis ein neues Cabinet hergestellt war; der 
Wunſch Preußens, ausgeſprochene Vertreter des alten Rechts⸗ 
zuſtan des an die Spitze treten zu ſehen, wurde zwar nicht erfüllt, 
dann aber einer der bisherigen Beamten, ein Herr von Dehn⸗ 
Notfelſer, zum leitenden Miniſter ernannt, der zu angenehmer 
Uberraſchung der ſonſtigen Welt und zu großem Verdruſſe des 
Kurfürsten, ſich gewiſſenhaft und aufrichtig auf den Boden des 
alten Rechts ftellte, die Wiedereinführung der Verſaſſung von 
1831 verfündigte, und ſofort Wahlen nach dem Wahlgeſetz von 
1349 ausſchrieb. 

Immerhin war Preußens Sieg über den Kurfürſten, den 
Bundestag und das einſt in Olmütz eingeweihte Syſtem nicht 
wehr in Frage zu ſtellen. Es war in ganzem Umfange aus⸗ 
geführt, was das letzte Haus der Abgeordneten ſo eifrig von 
der Regierung gefordert hatte. 

In noch wärmerer Übereinstimmung befanden ſich Regierung 
und Volksvertretung bei einer handelspolitiſchen Action, welche 
in raſchem Verlaufe eine ſolche Ausdehnung gewann, daß ſich 
daran die Sprengung der ganzen deutschen Bundesverfaſſung 
zu entzünden drohte. 

Schon ſeit geraumer Zeit war bei den Sachverſtändigen des 
Zollverein die Überzeugung vorhanden, daß der beſtehende Zoll⸗ 
tarif, vor dreißig Jahren abgefaßt, im Verlauf der Zeit an ein⸗ 
zelnen Stellen nach augenblicklichen Antrieben oder unzulänglichen 
Compromiſſen verändert, weder in ſich ſelbſt ein grundfäßlich 
geordnetes Ganze bilde, noch dem bisher erfolgten Wachsthum 
der deutſchen Induſtrie weiter entſpreche. Nun war 1860 der 
große engliſch⸗franzöſiſche Handels vertrag db gene worden, 
englicher Seits mit beinahe vollſtändigem Übergang zum Frei⸗ 
handelſyſtem, bei Frankreich mit ſehr bedeutender Erleichterung 
des internationalen Verkehrs, und unmittelbar nachher regte 
Kaifer Napoleon bei der preußifchen Regierung den Abſchluß 
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eines Handelsvertrags mit gleicher Tendenz zwiſchen Frankreich 
und dem Zollverein an. Preußen war ſehr bereit, darauf eine 
zugehen, und forderte im Juni 1860 feine Bollverbündeten auf, 
ihm Vollmacht zu einer ſolchen Verhandlung Namens des Zoll⸗ 
vereins zu geben, wie ſich verſteht, unter Vorbehalt freier Prüs 
fung des Ergebniſſes. Darauf erſchien im Januar 1861 ein 
franzöſiſcher Commiſſar in Berlin, und ſtellte zunächſt einige 
allgemeine Grundſätze für den künftigen Vertrag auf, nämlich 
gegenſeitige Freiheit für die Durchfuhr, gegenſeitige Freiheit für 
die Ausfuhr, endlich für die Einfuhr gegenſeitige Behandlung 
auf dem Fuße der meiſibegünſtigten Nation und Ausgleichung 
der beiderſeitigen Zolltarife. Die beiden erſten dieſer drei Süße 
konnten ohne Weiteres zugegeben werden; was den letzten be⸗ 
kraf, fo ergriff Preußen mit Freude den damit gebotenen Anlaß 
zu der erſehnten allgemeinen Tarifreviſion, und legte im April 
den Zollverbündeten feine Vorſchläge darüber vor. Die Ant⸗ 
worten derſelben im Mai und Juni 1861 machten eine Menge 
von Einwendungen in Bezug auf die Tarifrung einzelner 
Waaren, erklärten ſich aber im Ganzen einverſtanden mit dem 
Gange und der Fortſetzung der bisherigen Verhandlung. Es 
zeigte ſich, daß die entſchiedene Schußzzollpartei überall an Boden 
verloren hatte, und auf deutſcher Seite alle Ausſicht auf die 
Genehmigung weſentlicher Verkehrserleichterungen vorlag. Als 
man hienach in Berlin mit dem franzöſiſchen Commiſſar in die 
ſpecielle Bearbeitung des Tarifs eintrat, begann indeſſen dieſer 
zu ſeilſchen und zu handeln, bot wenig und forderte viel, fo 
daß im September Preußen feinen Verbündeten eme völlige 
Stockung der Verhandlungen anzeig te, und damit den Antrag 
verband, wenn Frankreich nicht andere Saiten aufziehe, von dem 
Vertrage abzuſehen, auf dem Wege der innern Geſetzgebung 
den neuen Tarif unter Ermäßigung einer langen Reihe von 
Eingangszöllen feſtzuſtellen, und die Wohlthaten desſelben den⸗ 
jenigen Nationen zukommen zu laſſen, welche, ſei es mit 
oder ohne Vertrag, die deutſchen Erzeugniſſe ebenſo günſtig 
wie die einer andern Nation behandelten. Faſt alle Zollvereins⸗ 
regierungen ſchloſſen ſich den Ausführungen dieſer preußiſchen 
Denkſchriſt an. 

Bis dahin war die Frage lediglich nach national; öronomiſchen 
Geſichtspunkten, mit Rückſicht auf das wirthſchaftliche Gedeihen 
des dentſchen Volkes, behandelt worden. Jeßt aber sei, plötzlich 
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die hohe Politik, Anfangs mit ſachter Berührung, dann mit 
derber Jauſt, in dieſe Erörterungen ein. 

Wie wir uns erinnern, war die Kriſis des Zollvereins von 
1853 durch einen Handelsvertrag mit Oſterreich berndigt worden, 
der in der Einleitung als Ziel der Zukunft eine öſterreichiſch⸗ 
deutſche Zolleinigung bezeichnete, über deren Aus führbarkeit nach 
ſechs Jahren weiter verhandelt werden follte; dann hatten ſich 
beide Contrahenten für ihren gegenſeitigen Handelsverkehr eine 
Anzahl ſehr erheblicher Zollermüßigungen zugefagt, an denen 
die Einfuhr aus andern Ländern keinen Antheil haben würde; 
endlich hatten fie fi, verheißen, daß, wenn einer von ihnen für 
eine fo begünſtigte Waare auch einer dritten Macht geringern 
Eingangszoll bewillige, dies dem andern Contrahenten drei 
Monate vorher angezeigt werden ſolle. Würde nach ſechs Jahren 
aus der Zolleinigung nichts werden, fo wollte man wenigſtens 
auf weitere Verkehrserleichterungen bedacht fein. 

Im Fahre 1859 Hatten alſo beide Theile den Wunſch eines 
großen deutſch⸗öſterreichiſchen, damals leider nicht ausführbaren, 
Bollvereins ausgeſprochen. Verpflichtet aber hatten fie ſich zu nichts, 
als nach ſechs Jahren die Aus führbarkeit weiter zu überlegen, ein 

de eontrahendo, welches jedem Theil für das Ergebniß 
der Verhandlung völlig freie Hand ließ. Im Jahre 1880 ſchlug 
darauf Oſterreich in Berlin den Beginn der Verhandlung vor, 
Preußen aber erklärte, man könne ſich die Mühe erſparen, da 
jet wie früher die große Zolleinigung thatſächlich unmöglich 
ſei. Sie war es in der That noch gewiſſer als 1853, da, ſelbſt 
abgefehen von der Schwierigkeit, fo verſchiedenartige Conſumenten 
wie Rheinländer und Croaten, Hannoveraner und Hannaken, in 
einer Zollgemeinſchaft zu verſchmelzen, damals in Öfterreich, eine 
eifrige Schußzollpartei den herrſchenden Einfluß beſaß, während 
im Zollverein die Mehrheit der Cabinette und der Bevölkerung 
auf Verminderung der Eingangszolle und freie Concurrenz auf 
dem Weltmarkt drängte 

Trotz alledem jand fi Graf Rechberg auf die Kunde von 
der franzöſiſch⸗preußiſchen Unterhandlung im September 1861 
zu einer Note veranlaßt, welche auf die Underträglicteit der 
im Jahre 1853 in Ausſicht genommenen Zolleinigung mit einem 
Vertrage hinwies, welcher den Franzoſen ein Anrecht auf jede 
bisher Oſterreich gewährte Begünstigung geben würde. Ja, die 
Note verſtieg ſich ſogar zu der Frage, ob Preußen einen voll⸗ 
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ſtändigen Zollverein mit Frankreich ebenſo wie mit Öfterreich 
beabſichtige. 

Es war hier noch keine Rede von einem Rechtstitel oder 
einem Proteſte, aber deutlich genug war die bevorſtehende Be- 
kämpfung des franzöſiſchen Vertrags und der liberalen Tarife 
reviſion durch Öfterreich angekündigt. Was dann folgen würde, 
ließ ſich leicht ermefjen: Aufregung der in Süddeutſchland immer⸗ 
hin zahlreichen Schutzzöllner und Einwirkung auf die mit Oſter⸗ 
reich ſonſt verbündeten Mittelſtaaten. Es war der alte Gegen⸗ 
ſatz, wie bisher auf dem politiſchen, fo jetzt auch auf dem com⸗ 
merciellen Felde: es galt den Kampf um die Forderung, daß 
Deutſchland auf eine heilſame Verbefferung feiner Zuftände ver⸗ 
zichten müſſe, fo lange Oſterreich nicht in der Lage zu fein 
glaube, daran Theil zu nehmen. Preußen entſchloß fi, feſt 
und raſch Stellung zu nehmen. Vernſtorff knüpfte die unter 
brochene Verhandlung mit Frankreich wieder an; es zeigte ſich 
unter der neuen Conjunctur ſogleich, daß das Pariſer Cabinet 
es bei feinem Feilſchen nicht fo böſe gemeint hatte; beide Theile 
arbeiteten ſich jept mit gegenfeitigen Einräumungen in die Hände, 
und am 29. März 1862 wurde in Berlin der Vertrag fertig 
geſtellt und paraphirt. Er wurde dann nach vier Tagen den 
verbündeten Staaten, ſowie dem Wiener Hofe mitgetheilt. 

Die Bewegung, welche das überrafehende Ereigniß in ganz 
Deutſchland hervorrief, war groß. Oſterreich ſäumte nicht, in 
voller Näſtung den diplomatischen Angriff zu eröffnen. In 
einer Denkſchriſt vom 7. Mai erklürte Graf Rechberſ, der Zech 
des Vertrags von 1853 ſei die Vorbereitung einer großen deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Bolleinigung geweſen, durch Begünſtigung des 
beiderſeitigen Verkehrs vermittelſt niedrigerer Eingangszölle, als 
ſie von Waaren anderer Nationen erhoben würden; der neue 
franzöſiſche Vertrag vernichte jede Vegünftigung Öfterreichs, in⸗ 
dem er Frankreich alle Rechte der meiſtbegünſtigten Nation ein- 
räume), und überhaupt die deutſchen Zollſätze fo niedrig ftelle, 
daß Oſterreich fie für ſich nicht annehmen könne, ohne feine 
eigene Industrie durch die Überfluthung mit fremden Waaren 
dem Verderben Preis zu geben. Demnach müſſe Oſterreich in 
dem Vertrag vom 29. März eine Störung und Hintanfegung 
des Vertrags von 1853 erblicken. 

Die Entgegnung ließ ſich nicht lange erwarten. Sie kam, 
du neuer Überrajcjung des deutfchen Pubficums, von boppelter 
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Seite, nicht bloß von Preußen, ſondern auch von deſſen ſchärfftem 
politiſchem Gegner, dem Königreich Sachſen, wo die Sorge für 
den Wohlſtand des Landes und die Pflege der hochentwickelten 
eigenen Ind uſtrie wie 1852 alle ſonſtigen Bedenken überwog. 
Eine ſüchſiſche Note vom 27. und eine preußiſche vom 28. Mai 
legten dar, daß in dem Vertrage von 1853 keiner der Contrahenten 
auf die Freiheit beliebiger Anderungen ſeines Tarifs verzichtet 
habe; der Vertrag enthalte ja im Gegentheil Bestimmungen, was 
in ſolchem Falle zu geſchehen; jetzt habe ſich die fernere Unbrauch⸗ 
barkeit des bisherigen Zollvereinstarifs gezeigt: eine Umarbeitung 
desſelb en im liberalen Sinne ſei zur Lebensfrage für die deutſche 
Induſtrie geworden, und wenn Oſterreich klage, daß eine gleiche 
Maaßregel feine Industrie zerſtören würde, fo ſei damit der Be- 
weis gegeben, daß für eine abſehbare Zeit die große, 1853 be⸗ 
ſprochene Holleinigung unausführbar fei; unmöglich aber dürfe 
man Deutſchland zumuthen, feiner Induſtrie Feſſeln ngulegen, 
bis Oſterreich nachkommen könne. 

Darauf genehmigten im Laufe des Juni beide ſächſiſche 
Kammern einſtimmig den franzöſiſchen Handels vertrag, und Herr 
von Veuft zeigte gleich nachher dem preußiſchen Cabinet Sachfens 
Beitritt an. Nafch nach einander folgten dieſem Beiſpiel Baden, 
Oldenburg, die thüringischen Staaten. 

Irzwiſchen aber hatte Öfterreich feinen Feldzug, und zwar 
auf doppeltem Kriegsſchauplatz, fortgeſetzt. In den identiſchen 
Noten vom 2. Februar hatten, wie wir fahen, die dabei ber- 
einigten Staaten fernere Conferenzen über Bundesreform an⸗ 
gekündigt und Preußen dazu eingeladen, dieſes aber die Theil⸗ 
nahme an einem fo hoffnungsloſen Werke abgelehnt. Jett erließ 
der Wiener Hof die Einladung auf's Neue, und bier ſchloß ſich 
Sachſen nicht aus. Die vier Königreiche, beide Heſſen und 
Naſſau ſandten ihre Vertreter, und am 7. Juli eröffnete in Wien 
Graf Rechberg die erſte Conferenz, mit dem Vorſchlage, für die 
Berathung eines deutſchen Civil- und Criminalgejeges einen 
Berſuch mit der Hinzuziehung einer Verfemmlung von Delegirten 
der deutſchen Kammern zu machen. Dies bedeutete die Aus- 
führung eines freilich kleinen Bruchſtücks aus dem großen Reform⸗ 
plan Schmerling's und Fröbel's, mit dem hier, wie wir uns 
erinnern, auch Beuſt's Antrag übereinftimmte; man begreift, daß 
für diefen die Lockung troß aller Handelsverträge unwiderſtehlich 
war. Sachſens Loſung hieß ſeidem: für Preußen im Zollverem, 
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für Öfterreich in Bundesſachen. Sodann erſchien am 10. Juli 
bei allen Zollvereinsſtaaten ein Antrag des Grafen Rechberg, 
unter Beibehaltung des bisherigen Bollvereinstarifs Geſammt⸗ 
österreich in den Zollverein aufzunehmen, und wenn dies ges 
schehen. Oſterreich und Preußen gemeinſchaftlich zu Verhandlungen 
mit Frankreich und England über Handelöverträge zu bevoll⸗ 
mächtigen. Preußens Verhalten zu dieſen Schritten der Hofburg 
war gegeben. In Bezug auf die Bundesreform blieb man bei 
der Ablehnung jeder Theilnahme an den Eonferenzen und bei 
der Rechtsverwahrung gegen jede Erweiterung der Competenz 
des Bundestags, die nicht auf einſtimmigem Beſchluß aller 
deutſchen Regierungen beruhe. Der Aufnahme Oſterreichs in 
den Zollverein verſagte man die Zustimmung, ſchon weil man 
ſich Frankreich gegenüber bereits gebunden erachte, vor Allem 
aber, weil die von Oſterreich beantragte Vorausſehung desſelben, 
die Beibehaltung des jetzigen Tarifs, mit den Lebensintereſſen 
der beutfchen In duſtrie schlechthin unverträglich ſei. Unter dieſen 
Umſtänden fund man ſich von jeder Nüdjicht auf Oſterreichs 
Freundſchaft entbunden, und da Anfang Juli die ruſſiſche Re⸗ 
gierung, mit dem Papſte in bitterem Zerwürfniß, die Anerkennung 
des jungen Königreichs Italien ausgeſprochen hatte, zauderte 
man auch in Berlin um fo weniger mit dem Vollzuge der 
gleichen Maaßregel, als ſchon im vorigen Jahre die Volts⸗ 
vertretung ſehr nachdrüclich in gleichem Sinne beſchloſſen hatte. 
Oſterreich hielt mit feiner Entrüſtung darüber nicht zurück: die 
preußiſche Mittheilung hatte bemerkt, daß die Anerkennung erſt 
nach einer feſten Zuſage Italiens, Venetien nicht anzugreifen, 
erfolgt ſei; Rechberg erwiderte, ein ſolches Verſprechen ſei nicht 
ſo viel werth, wie das Papier, auf dem es geſchrieben ſtehe. 
Nachdem hierauf der preußiſche Landtag, das Abgeordneten⸗ 
haus gegen zwölf Stimmen, das Herrenhaus einftimmig, dem 
franzöſiſchen Vertrage die Genehmigung ertheilt hatte, vollzog 
die Regierung am 2. Auguſt die definitive Unterzeichnung, gab 
davon den Zollvereinsſtaaten Nachricht, und erklärte ſich, um 
den Beitritt der Südſtaaten zu erleichtern, bereit zu dem von 
dieſen oft beantragten Verzichte auf die bisherige Ubergangs⸗ 
abgabe für Wein. Bereits hatte aber Oſterreichs Einmiſchung 
ſolche Wirkung geübt, daß das preußiſche Zugeſtändniß keine 
Beachtung mehr fand. Die Mittelſtaaten, mit Ausnahme von 
Sachſen, ſo wie beide Heſſen und Naſſau, lehnten jetzt den 
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Beitritt zum franzöſiſchen Vertrage kategoriſch ab, theils nach 
ſchutzzöllneriſchen Auffafſungen, theils aus Nücfiht auf die 
Zolleinigung mit Oſterreich und den Vertrag von 1853. Zugleich 
erhielt Preußen am 7. Auguſt die Nachricht, daß die Wiener 
Conferenz den öſterreichiſchen Vorſchlag auf Berufung einer 
Delegirlenverſammlung angenommen habe, und am 14, daß er 
als Antrag der acht betheiligten Staaten beim Bundestag ein⸗ 
gebracht fei. Graf Bernftorff wiederholte darauf feinen Proteſt 
gegen jeden Mehrheitsbeſchluß in dieſer Sache, und erklärte, 
auch Deutſchlands Landesvertretungen würden dies Delegirten⸗ 
project mit Unwillen zurüchveifen; die Nation begehre eine ge⸗ 
kräftigte Ezetutivgewalt und eine wahre Nalional⸗Repräſentation; 
beides aber fei auf dem hier eingefchlagenen Wege nicht zu erreichen. 
Am 26. Auguſt erging dann eine preußiſche Antwort an Bayern 
und Württemberg, daß man eine definitive Ablehnung des fran⸗ 
zöſiſchen Vertrags als den Ausdruck des Willens auffaſſen müſſe, 
den Zollverein mit Preußen nicht fortzuſetzen. Das Haus der 
Abgeordneten ſprach am 5. September mit 233 gegen 26 Stimmen 
feine volle Billigung diefer Erklärung aus. 

So ſtanden die beiden Parteien in geſchloſſenen Lagern, 
wie ſehr auch Baden auf der einen und Sachſen auf der andern 
Seite zu vermitteln ſtrebten, ſich gegenüber. Nicht gerade ge⸗ 
fahrlich, wenn auch viele reizbare Gefühle verletzend, war der 
handels politische Streit, denn die jeigen Zollvereins⸗Verttäge 
dauerten noch bis Ende 1865, und bis dahin konnten die 
Leidenſchaften in zahlreichen Beſprechungen und Depeſchen ab⸗ 
gelagert werden, was denn auch in reichlichem Maaße geſchehen 
iſt. Anders aber ſtand es bei der Frage der Bundesreform, 
welche durch den neueſten großdeutſchen Antrag den bewaffneten 
Zuſammenſtoß in greifbare Nähe gerückt hatte. Errang der 
Antrag in Frankfurt einen Mehrheitsbeſchluß, jo blieb Preußen 
nur die Wahl zwiſchen demüthiger Unterwerfung oder der Er⸗ 
llärung ſeines Austritts aus dem durch die Mehrheit verfälſchten 
Bunde, was dann unausbleiblich und in kürzeſter Friſt zum 
Kriege Hätte führen müſſen. König Wilhelm wün chte lebhaft, 
einer fo traurigen Alternative überhoben zu fein, und hätte, 
uhnlich wie Graf Rechberg, gerne die unitariſchen Gedanken 
hinausgeſchoben, wenn ſich zwiſchen den beiden Mächten ein 
ehrenhaftes Zusammenwirken in der Lenkung Deutſchlands 
erreichen ließe. Aber für den entgegengeſetzten Fall ſtand ſein 
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Wille feit, einem verfaſſungswidrigen Bundesbeſchluſſe nicht um 

eines Haares Breite zu weichen, ſondern Preußens ganze Macht 

für Preußens gutes Recht einzuſetzen — und dann vogue la 
ere. 


In den europfiſchen Verhältniſſen zeigte ſich damals kein 
Symptom, welches Preußen zur Nachgiebigkeit gegen Ungebühr 
hätte beſtimmen können. Mit Rußland ſtand man auf dem 
beſten Fuße; fort und fort ließ Kaiſer Alexander den König 
feiner warmen Freundschaft verſichern, und wenn Fürſt Gort⸗ 
ſchakoff an dem Wunſche einer ruſſiſch franzöſiſchen Allianz fefthielt, 
ſo wäre ihm dabei nichts erfreulicher geweſen, als der Eintritt 
Preußens in einen ſo mächtigen Verein. Wiederholt erklärte er 
dem preußiſchen Geſandten, daß die Stärkung Preußens im 
deutſchen Bunde dem allgemeinen Intereſſe entſpreche, und 
Oſterreichs Widerſtand dagegen jedes vernünftigen Grundes 
entbehre. Übrigens war Gorſchakoff von der franzöſiſchen Allianz 
noch weit entfernt, da Kaiſer Alexander ein ſtets wachſendes 
Mißtrauen gegen Napoleon's revolutionäre Tendenzen an den 
Tag legte. Andrerſeits hatte in die Beziehungen mit Oſterreich 
die ruſſiſche Anerkennung Italiens einen neuen tiefen Spalt 
geriſſen, und die damaligen Wirren in Serbien waren nicht 
geeignet, die beiderſeitigen Stimmungen zu verbeſſern. Dies 
Alles lag alfo für Preußen fo günſtig wie möglich. 

In höchſt poſitiver Weiſe ſprach fi ſodann gegen Herrn 
von Bismarck Kaiſer Napoleon über die deutſchen Verhältniſſe 
aus. Mit Verehrung redete er von der würdigen Perſönlichkeit 
König Wilhelm 8z er bedauerte die Schwierigkeiten, welche derſelbe 
in innern Fragen bei dem Landtage fände; nach feiner Anſicht 
komme Alles auf die allgemeine Richtung der Regierungs politik 
an; fei damit das Volk einverſtanden, fo brächten Streitigkeiten 
über Einzelfragen keine Gefahr; ihm ſcheine, daß Preußen durch 
die Natur der Dinge auf eine Umformung des deutschen Bundes 
angeiviefen ſei, und wenn es dieſe zum Ziele feiner Beſtrebungen 
mache, über alle fonftigen Nöthe leicht Herr werden könnte. 
Frankreich könne ſich mit jeder neuen Geſtaltung Deutſchlands 
befreunden, mit einziger Ausnahme des ſogenannten Siebzig⸗ 
Millionen⸗Reiches, des Eintritts von Geſammtöſterreich in den 
deutſchen Bund, weil durch dieſen das Gleichgewicht Europas 
eine volftändige Störung erleiden würde. Dies Alles klang 
gut preußiſch; wie weit «8 fo bleiben würde bei dem wirklichen 
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Eintritt eines ſolchen Verlaufs, war freilich zu erwägen. Offenbar 
aber hatte zur Zeit Preußen keine Parteinahme Napoleon's für 
Oſterreich zu beſorgen. 

Endlich mit Italien waren alle frühern Mißklänge durch 
die von Preußen vollzogene Anerkennung des Königreichs auf⸗ 
gelöft. Es war noch leine Rebe von näherer Anknüpfung zwichen 
beiden Höfen, aber die ganze Welt war überzeugt davon, daß 
im ersten Augenblick eines Bruches zwiſchen fterreih und 
Preußen das italieniſche Heer ſich auf Venetien ſtürzen würde. 

So ſah ſich das preußiſche Cabinet auf dem ganzen Con⸗ 
finent von dem Wohlwollen und der Sympathie der außerdeutſchen 
Mächte umgeben. Seine einzigen Gegner befanden ſich auf 
dentſchem, und leider, wie jeßt zu erzählen ift, auch auf preußi⸗ 
ſchem Boden. 

In den vorausgehenden Abſchnitten iſt dargelegt worden, 
aus wie mannigfaltigen Quellen die allmählich ſteigende Ab⸗ 
neigung gegen König Wilhelm's Heeresreform bei der großen 
Mehrheit des preußiſchen Volkes heranwuchs — zunüchſt dem 
Wunſche nach Erleichterung der Militür⸗ und der Steuerlaſt, 
romanliſchen Erinnerungen an die Glorie der Landwehr von 
1813, Widerwillen gegen die Bevorzugung des Adels in manchen 
Officiercorps — ſodann der allgemeinen Überzeugung nach dem 
Verhalten des auswärtigen Amts, daß dieſe Regierung ebenſo 
wie die Friedrich Wilhelm 8 IV. ſich niemals zu einer muthigen 
Kriegspolitit erheben, alſo auch niemals einer fo ſchwer drückenden 
Rüſtung bedürfen würde — endlich der unklaren Halbheit in 
der parlamentariſchen Behandlung der Reform, dem Hinüber⸗ 
ſchleppen doppeldeutiger Proviſorien aus einer Landtags ſeſſion 
in die andere, bis weit und breit im Volke der unſelige Wahn 
einer planmüßigen Tauſchung des Landtags durch die Miniſter 
vorhanden war. Auf dem ſo bereiteten Boden fand dann die 
in neuer Erhebung begriffene demokratiſche Partei von 1848 
aller Orten bereitwilliges Gehör für ihren Schlachtruf kräftiger 
Dffenfive gegen ein fo verfaſſungswidriges Syſtem, und als 
vollends die liberalen Miniſter entlaſſen wurden, und ein ſtreng 
conſervatives Cabinet die Regierung übernahm, ſchien lein 
Zweifel mehr möglich, und die einzige Pflicht des Volkes der 
entſchloſſene Widerſtand gegen die herandrohende Rücktehr zu 
feudalem Abſolutismus zu fein. 
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Das neue Cabinet that das Seinige durch plumpe Beein⸗ 
ſtuſſung der Wahlbewegung, dieſe Strömung zu fteigern und 
eine Menge jonft gemäßigter Elemente der rabicalen Oppofition 
in die Arme zu treiben. Die Wahlen des 9. Mai ergaben eine 
vollſtändige Niederlage des Miniſteriums. Nicht eins ſeiner 
Mitglieder erlangte einen Siß; die feudale und die latholiſche 
Fraction ſchmolzen ebenſo wie die frühere miniſterielle, jetzt alt⸗ 
liberale, Partei zu Heinen Gruppen zuſam men; die Fortſchritts⸗ 
partei und das ungefahr ebenſo fiarle linke Centrum, bie ſich 
zwar in ihren Qufunftsplänen erheblich von einander untere 
ſchieden, in der ſchwebenden Hauptfrage aber größtes Theils 
eines Sinnes waren, bildeten vereinigt die überwältigende 
Mehrheit des Hauſez. Zunächſt zeigten ſich freilich noch 
Meinungsverſchiedenheiten über die Art und Weiſe ber Ber 
handlung der Sache, ſowie über das Maaß der etwa der 
Regierung zu machenden Zugeſtändniſſe. In jeder der beiden 
großen Parteien erhoben ſich einzelne Stimmen für die frühere 
Poütir des Hauſes, die Mittel für die Erhaltung der neuen 
Regimenter zu bewilligen, wenn die Regierung durch die Vorlage 
eines neuen Geſetzes über die Wehrpflicht ſich zur zweijährigen 
Dienftzeit der Linien⸗ Infanterie herbeilaſſe. Es vergingen 
mehrere Wochen, bis hierüber innerhalb der Parteien die Ver⸗ 
ſtändigung herbeigeführt war, und während dieſer Zeit ruhte 
die Frage vollftändig, ſowohl im Haufe als auch in der Budget⸗ 
commiffion. Denn aber fiel die Entſcheidung ganz und gar 
im radicalen Sinne. Es zeigte ſich, daß in jeder der beiden 
Parteien nur Ein Mitglied bei jener vermittelnden An ſicht blieb, 
alle andern die gänzliche Streichung der Koſten der Hecrebzreſorm 
beſchloſſen. Die Erklarung des Miniſteriums, daß man weitere 
zwei Millionen im Militürbudget erſpart habe, und deshalb 
letzt auf die Steuerzuſchläge von 1859 verzichten könne, machte 
keinen Eindruck mehr. Anfang Anguſt begann die Budget⸗ 
commiſſion die Berathung des Militäretats, verfügte gleich in 
der erſten Sitzung die Übertragung der Koſten der Heeres⸗ 
reform in das Extraordinarium, wiederholte dann jenen mehr 
als zweifelhaften Satz, daß die Reform mit dem Geſetze vom 
3. September 1814 im Widerſpruche ſtehe, folglich als gefegmäfiig 
nicht anzuerkennen ſei, und gelangte ſo am 22. Auguſt zum 
Antrage, alle Mehrausgaben für die Reform zu streichen und 
es der Regierung zu überlaſſen, welche Wege fie einſchlagen 
wolle, um den Zuſtand der Armee wieder auf eine geſetzliche 
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Grundlage zu ftellen. Eben ſo gründlich war dann am 29. Auguft 
der Antrag der Marine⸗Commiſſton auf vollſtemdige Verwerfung 
dez von der Regierung eingebrachten Planes zur Schaffung einer 
Kriegsſlotte, weil es dafür an bereiten Geldmitteln ſehle. Endlich 
tam einige Tage fpäter die Budgetrommiſſton über den Militäretat 
für 1883 zu denſelben Beſchluß wie vorher über jenen des 
laufenden Jahres. 

Am 11. September trat darauf das Haus in eine fichen- 
tügige Verhandlung ein, wie fie der Landtag ſeit feinem Ur⸗ 
ſprunge noch nicht gefehen hatte. Alle redneriſchen Kräfte der 
Regierung und der Parteien waren aufgeboten; hüben und 
drüben pul ſirte das ühl, daß man vor einer über Preußens 
Zukunft weithin entſcheiden den Kriſis ſtehe; auf der einen Seite 
die Auffaſſung, daß das Verſaſſungsleben in Preußen zu Grunde 
gehen, und die Zeiten des beſchränkten Unterthanenverſtandes 
wiederkehren würden, wenn in dieſer Sache nicht der Wille der 
Volksvertretung freie Bahn gewinne; auf der andern die Über⸗ 
zeugung, daß mit dem Siege der Majorität die conſtitutionell⸗ 
monarchiſche ſich in eine parlamentarifhe Regierung verwandeln, 
und hiemit die Selbſtändigkeit der Krone verloren ſein würde. 
Dazu auf der einen Seite die ſtete Mahnung, kräftig in der 
heſſiſchen und holſteinifchen, fo wie in der Sache des Handels⸗ 
vertrags und der Bundesreform voranzuſchreiten, und ſich bei 
liberaler Politik auf den jubelnden Beifall der deutſchen Nation 
als wirkſame Waffe zur Bändigung fürſtlches Eigendünkels zu 
verlaſſen: auf der andern aber der Zorn über eine fo kindiſche 
Verblendung, welche an keinen bewaffneten Widerſtand Däne⸗ 
marks, Oſterreichs, Süddentſchlands glaube, und deshalb zu 
Land und Waſſer Preußen wehrlos zu machen im Begriff ſtehe. 

Eine nähere Vorführung des großen Medelampfs dürfen 
wir uns erſparen, da über den ſeit drei Jahren verhandelten 
Gegenſtand keine neuen Gründe beigebracht wurden. Ein An⸗ 
trag Reichenſperger's von der katholiſchen Fraction, die Regierung 
zur Einbringung eines Geſuchs um Indemnitüt für ihr bisheriges 
Verhalten aufzufordern, fand nicht eine Stimme. Ein Bermitt⸗ 
lungsantrag der Abgeordneten Stavenhagen, Tweſten und von 
Sybel (des Verfaſſers dieſes Buchs) auf Erhaltung der neuen 
Regimenter und Einführung der zweijährigen Dienftzeit, wurde 
einen Augenblick von Herm von Noon als vielleicht annehmbar 
befeichnel, am folgenden Tage aber nach näherer technischer 
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Erwägung als zu bedenklich für die innere Conſiſtenz der Truppen» 
körper abgelehnt. Auch im Haufe hatte er fein befieres Schicksal; 
er fiel durch eine dreifach überlegene Mehrheit. Das Ende war 
am 23. September die Streichung aller Ausgaben für die 
Heeres reform im Betrage von beinahe ſechs Millionen Thalern. 
Alſo eine gebieteriſche Einladung an die Regierung, die neuen 
117 Bataillone wieder aufzulöſen, und in irgend einer Form 
Verzeihung dafür nachzuſuchen, daß ſie im laufenden Jahre vor 
Bewilligung des Budgets ſchon neun Monate lang die Koſten 
derſelben ausgegeben hatte. 

So war der Conflict in voller Schärfe vorhanden, der 
Conflict nicht bloß der Forderungen, ſondern der Rechte. 

Denn unbezweifelt war bisher das Recht der Krone, die 
Ziffer der jährlichen Aushebung und demnach die Zahl und 
Stärke der für die Einftellung erforderlichen Regimenter zu be⸗ 
stimmen, unbezweifelt aber auch das Recht des Hauſes der Ab⸗ 
geordneten, neue Aus gaben, die nicht durch ein Geſetz vor⸗ 
geſchrieben wären, zu ſtreichen. Der König ſagte mit gutem 
Grunde, daß durch eine übermäßige Anſpannung dieſes Budget⸗ 
rechts fein kriegsherrliches Ant zum inhaltlofen Scheine würde. 
Aber ebenſo beſtimmt kam die Erwiderung, daß die Leiſtung 
einer von dem Haufe abgelehnten Ausgabe eine Berlehung der 
Verfaſſung in ſich ſchlöſſe. 

Es gab wenige Menſchen damals in Preußen, die nicht 
von der Wahrheit dieſer Behauptung durchdrungen geweſen 
wären; Altliberale und linkes Centrum, Katholiken und Fort⸗ 
ſchrittspartei, mochten fie nun die letzten Beſchlüſſe loben oder 
tadeln, fie Alle ſtimmten darin überein, den Satz: keine Ausgabe 
ohne Genehmigung des Abgeordnetenhauſes, als den Grund⸗ 
und Eckſtein des Verfaſſungsſtaates anzuerkennen. So hatte 
man es nach engliſchem Vorbild gelernt, feitdem man in Deutſch⸗ 
land conſtitutionelle Rechte erſtrebte; oft genug hatte man es 
als ſchwere Lücke im preußiſchen Verfaſſungsbau beklagt, daß 
nicht auch die Einnahmebewilligung ebenſo volftändig in bie 
Hand der Abgeordneten gelegt ſei, und immer hatte die Antwort 
darauf gefautet, daß die Verfiigung über die Ausgaben für fich 
allein zur beherrſchenden Regelung des Staatshaus halts voll- 
kommen ausreiche. Und zwar zur Regekung allein durch das 
Haus der Abgeordneten, durch die von den Steuerzahlern ge⸗ 
wählten Volksvertreter! Wie in England, hatte man auch in 
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Preußen die Mitwirkung des Herrenhauſes durch das Verbot 
fpecieller Abünderungsvorſchläge auf die Befugniß, den Etat im 
Ganzen in der von den Abgeordneten beſchloſſenen Geſtalt an⸗ 
zunehmen oder abzulehnen, mithin wie in England auf ein leeres 
Ehrenrecht beſchrankt. Denn die Ablehnung hieße ja den Staat 
aus den Fugen heben, und das conſerbalive Oberhaus würde 
ſich doch nicht mit den revolutionüren Steuerverweigerern auf 
eine Linie ſtellen. 

So war der unwiderſprochene Stand der öffentlichen Meinung. 
Auch der Finanzminiſter von der Heydt hatte leine andere Auſ⸗ 
feffung: den Abgeordneten hatte er zugerufen, bei einer wiß⸗ 
brünchlichen Anwendung ihres Rechtes künnten ſich Dinge er⸗ 
eignen, die in der Verfaffung nicht geſchrieben ſtänden, — mit 
andern Worten, die zum Staatsſtreich führen könnten; dem 
Könige aber hatte er ſeit Wochen erklärt, nach dem voraus ficht 
lichen Beſchluſſe des Haufes würde er nicht mehr im Stande 
fein, bei der Aufrechthaltung der neuen Heeres⸗Organiſation 
mitzuwirken. Der König ſelbſt ſtand, wenn ich recht unterrichtet 
bin, in ſchweren Bedenken zwiſchen feinen Verfaſſungseide und 
ſeiner militärischen Überzeugung. Nach von der Heydt's Er⸗ 
klärungen wandte er ſich an den Mann, den er längst als den 
Klügſten und Muthigſten ſeiner Staatsmänner kannte, dem er 
ſchon 1858, und dann wieder im letzten Mai einen Miniſterſeſſel 
hatte anvertrauen wollen: er entbot den in Biarritz ſich er⸗ 
friſchenden Herrn von Bismarck nach Berlin. Vismard folgte 
ungern; denn wohl niemals hat ein geborener Meifter der Ne 
gierungskunſt ſo wenig Ehrgeiz zur Erſteigung der höchſten 
Stufe gehabt. Aber ſein Pflichtgefühl verbot ihm, ſich dem 
Könige zu verſagen. Am 19. September 1862 kam er in Berlin 
an; vier Tage ſpäter erfolgte der verhüngnißvolle Beſchluß des 
Hauſes, und am 24. wurden Fürſt Hohenlohe und Herr von 
der Heydt entlaſſen, und Bismarck, einſtweilen ohne Portefeuille, 
zum proviſoriſchen Präſidenten des Staatsminiſteriums ernannt. 
Niemand ahnte damals, daß mit dieſem Tage in Wahrheit eine 
neue Aera für Preußen und Deutschland, und damit für Europa 
beginne. Denn wie viele Menſchen wußten etwas von Bis⸗ 
marck's innerer Entwicklung feit 18519 Alle Welt ſah in ihm 
den keckſten Vorkämpfer der feudalen Partei, den frechſten Gegner 
alles liberalen Strebens, den Redner, der alle großen Städte 
vom Erdboden hatte vertilgen wollen, der den Liberalen den 
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drohenden Zuruf entgegengefchleubert hatte. das ſtolze Noß 
Boruſſia werde die parlamentariſchen Sonntagsreiter in den 
Sand ſetzen. Sein Name fteigerte die Aufregung der Gemüther 
in das Grenzenloſe. Sept ſei der letzte Schleier zerriffen; biefer 
märkiſche Junker, der einſt den erften Schritten zur Verfaſſung 
widersprochen, der in Erfurt ſich gegen die deutſche Einheit er» 
hoben, der die ehrloſe Olmützer Politik vertheidigt habe, um 
dann im Bundestag eine ſeiner Geſinnung entſprechende nahr⸗ 
hafte Unterkunft zu finden, dieſer ſervile Ariſtokrat habe ſich jetzt 
von Napoleon in den Künſten des Staatsſtreichs unterrichten 
laſſen, und hoffe, mit Kartätſchenſalven die Fetzen der Verfaſſung 
in alle Winde zu jagen. Hier heiße es alſo, ſeſt auf dem Boden 
des Gefepeß zufammen zu ſtehen, jede unwürdige Schwäche ab⸗ 
zuwerfen, und an keiner Stelle das geringſte Atom des beſchworenen 
Verfaſſungsrechtes mit feiger Nachgiebigkeit zu opfern. 

Troß dieſer taufenbftimmigen Kriegserflärung waren Bis⸗ 
marck s erfte Schritte Verſuche zum Ausgleich. Er lud die Führer 
der Allliberalen zu ſich, entwitkelte ihnen feine Abſichten und 
bot ihnen einige Plätze im Cabinet an. Sie waren überraſcht, 
ihn ſo ganz anders zu finden, als die liberale Welt ihn zu 
ſchildern liebte. Aber die unglückliche, von ihnen groß gezogene 
Forderung der zweijährigen Dienſtzeit ſtand zwiſchen ihnen. 
Würden wir, ſagte Simſon, Miniſter ohne dieſe Einräumung, 
fo wären wir Officiere ohne Soldaten. Bismarck zog darauf 
den von der Budgetcommiffion bereits verſtümmelten Etat für 
1863 zurück, um die Zahl der brennenden Streitfragen nicht 
noch weiter anwachſen zu laſſen, indem er baldigſte Vorlage beim 
Beginn der neuen Seſſion im Januar 1863, nebſt dem ſo oft 
begehrten neuen Geſetze über die Dienſtpflicht verhieß. Die Ant⸗ 
wort war ein Beſchluß des Hauſes, daß die Regierung verpflichtet 
ſei, das Budget für 1863 vor Beginn des Jahres vorzulegen, 
und daß jede Ausgabe vor deſſen Genehmigung verfaſſungswidrig 
ſei. Bismarck ſchwankte darauf nicht einen Augenblick; er war 
mit ſich im Reinen über die in dem jetzt unvermeidlichen Kampfe 
einzuhaltende Bahn. 

Am 10. October berieth das Herrenhaus über den von dem 
andem Hauſe ihm zugeſandten Etat. Seine Commiſſton hatte 
Conferenzen mit dem andern Haufe zur Verſtändigung über den 
Militär⸗Etat beantragt, dagegen begehrte Graf Arnim⸗Boytzen⸗ 
burg Ablehnung des im andern Haufe feſtgeſtellten Budgets 
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und Annahme der ursprünglichen Regierungsvorlage. Dieſer 
letzte Satz war ungeſchickt, weil formell ordnungswidrig; fein 
Inhalt hätte nur in die Form einer Reſolution des Hauſes ges 
dracht werden können. Jedesfalls war von praktiſcher Bedeutung 
lediglich der negative Satz, die Ablehnung des im andern Haufe 
beichloffenen Staatshaushalts⸗Etats. Bismarck griff in die Ver⸗ 
handlung mit dem Worte ein, daß von Conferenzen mit dem 
andern Hauſe nichts zu erwarten ſei, er alſo nur den Antrag 
Arnim empfehlen könne. Nach längerer Debatte erfolgte am 
11. October die Ablehnung des von dem andern Hauſe über⸗ 
ſandten Budgets mit 150 gegen 17, die Beftätigung der Re⸗ 
gierungs vorlage mit 114 gegen 44 Stimmen. 

So war es geſchehen. Ein budgetloſes Regiment war in 
Preußen zur Zeit unvermeidlich geworden. Am 12. October 
erklürte das Haus der Abgeordneten den Beſchluß des Herren⸗ 
hauses, fo weit er ſich auf die Annahme der Regierungs vorlage 
beziehe, als verfaſſungswidrig für null und nichtig. Unmittel⸗ 
bar nachher verkündigte der Miniſterpräſident den Schluß der 
Seffion, und verlas am Nachmittag die Thronrede, worin die 
Regierung es für ihre Pflicht erklärte, die neue, auf Grund 
früherer Bewilligungen des Landtags gefchaffene Heeresformation 
aufrecht zu erhalten; nach dem Beſchluſſe des Herrenhauses ſehe 
fie ſich in der Nothwendigkeit, den Staatshaushalt ohne die in 
der Berfaſſung vorausgeſetzte Unterlage führen zu müſſen; fie 
ſei fich dabei ihrer Verantwortlichkeit bewußt, aber auch ihrer 
Pflichten gegen das Land eingedenk, bis zur geſehlichen Feſt⸗ 
ſtellung des Etats die für die Landeswohlfahrt unerläßlichen 
Ausgaben zu beſtreiten, in der Zuverſicht, daß dieſelben dem⸗ 
nachſt die nachträgliche Zustimmung des Landtags erhalten 
werden. 

Ob Bismarck damals vermuthete, daß er mit dieſen Worten 
die Eröffnung eines vierjährigen ſchweren Streits zwiſchen den 
höchsten Stratsgewalten Preußens ankündigte? Gewiß iſt fein 
Entſchluß, den Kampf auf jede Gefahr zu Ende zu führen; zu⸗ 
gleich war es ihm gelungen, auch den König von der Ver⸗ 
faſſungs mäßig keit feines Verfahrens zu überzeugen. Das Syſtem, 
das er während der Streitjahre in mannigfacher Anwendung zu 
vertreten hatte, Täßt ſich in folgende Säpe zuſammenfaſſen. 

— Ir England hat allerdings in Folge einer langen 
hiſtoriſchen Entwicklung allein das Unterhaus die Entſcheidung, 
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ob irgend eine Einnahme oder Ausgabe gemacht werben darf. 
Daraus hat ſich eine weit verbreitete Doctrin gebildet, daß 
dieſes Budgetrecht des Unterhauſes ein nothwendiger Beſtand⸗ 
theil alles conftitutioneflen Staatsrechts fei. 

Wir leben jedoch nicht in England, ſondern in Preußen, 
und haben die Staatspraxis nicht nach allgemeinen Theorien, 
ſondern nach den pofitiven preußiſchen Geſetzen zu führen. 

Nach der preußiſchen Verfaſſungsurkunde aber werden ſämmt⸗ 
liche Einnahmen und Ausgaben auf den Etat gebracht, und 
dieſer jahrlich durch ein Etatsgeſeß feſtgeſtellt. Wie jedes andere 
Geſetz, kommt auch das Etatsgeſetz durch die übereinſtimmende 
Genehmigung der Krone und der beiden Häuſer zu Stande. 
Vor erfolgter Zuſtimmung der drei Factoren hat der Beſchluß 
eines Hauſes nur den Werth einer Meinungsäußerung, aber keine 
bindende Kraft. Obgleich das Herrenhaus auf die Formirung 
des Etats geringern Einfluß hat als die beiden andern Factoren, 
ſo iſt doch ſein ſchließliches Votum über den Geſamtetat von 
gleichem Gewicht wie jenes des Hauſes der Abgeordneten. Denn 
nach ausdrücklicher Vorſchrift der Verfaſſung haben die Mitglieder 
beider Häuſer gleichmäßig den Charakter von Vertretern des 
ganzen Volkes. 

Kommt das Etatsgeſetz rechtzeitig nicht zu Stande, ſo kann 
nach ſtrengem Recht nicht die Fortdauer des vorigjfhrigen Gesetzes 
angenommen werden, denn dieses ift mit dem letzten Tage feines 
Jahres erloſchen. Es kann überhaupt nach ſtrengem Recht gar 
keine Einnahme noch Ausgabe im neuen Jahre Statt finden, 
gleichviel ob die einzelnen Poſten im Abgeordneten hauſe ans 
genommen oder abgelehnt worden find. 

Da aber der Staat ohne Ausgaben keinen Tag leben kann, 
während er doch fortleben ſoll und fortleben muß, fo erzwingt 
ein gebieteriſcher Nothſtand, daß irgend Jemand die erforderlichen 
Ausgaben leiſtet, und wieder ergibt ſich aus der Nothwendigkeit 
der Verhältniſſe, daß dieſer Jemand kein Anderer als die königliche 
Regierung ſein kann, ſelbſt abgeſehen von dem Verfaſſungs⸗ 
Artikel, der ihr für einen dringenden Nothftand ein probiſoriſches 
Berordnungsrecht beilegt. 

Ohne Zweifel unterliegen alle Theile, und alſo auch die 
Regierung, der Verpflichtung, das Mögliche zu raſcher Beendigung 
dieſes Nothſtandes, zu baldigſter Erlangung eines durch die drei 
Factoren feſtgeſtellten Etatsgeſetzes zu thun. Die Regierung 
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wird alfo für dieſen Zwedd während der budgetloſen Zwiſchenzeit 
die frühern Beſchliſſe des einen wie des andern Hauſes möglichſt 
reſpectiren, ohne jedoch ihnen eine, noch nicht vorhandene, bindende 
Kraft oder eintretendes Falls eine ſtärkere Berücksichtigung als 
den Bedürfniſſen der Landeswohlfahrt zuzuerkennen. 

überblickt man dieſe Satze und vergleicht ſie mit den be⸗ 
treffenden Vorſchriſten der Verſaſſumg, fo wird man nicht behaupten 
konnen, daß hier eine Umdeutung der Verfaſſung nach der Art 
des Herrn von Weſtphalen unter Friedrich Wilhelm IV. Statt 
finde. Es iſt im Gegentheil der poſitive Wortlaut des Geſetzes, 
welcher dem entgegengehalten wird, was wir Andern damals 
den Geiſt des Geſetzes nannten. Allerdings iſt es einleuchtend, 
daß bei einem ſolchen Syſtem die Macht des Unterhauſes über 
den Staatshaushalt und damit über die Staatsregierung ſehr 
viel beſchränkter als in England iſt. Eine böswillige Regierung 
kann damit das Budgetrecht des Unterhauſes zum leeren Scheine 
machen. Dieſer Saß ift ebenſo wahr, wie der entgegengefchte, 
daß das englische Unterhaus vermöge feines Budgetrechts Krone 
und Oberhaus jedem feiner Befehle zu unterwerfen vermag. 
Die Bürgſchaft gegen ſolche Extreme liegt in der wachſenden 
Einſicht aller Theile, daß für einen Jeden verſtündiges Zuſammen⸗ 
wirken heilſamer ift als herrſchſüchtiger Eigenwille. Es war 
Preußens und Deutſchlands Glück, daß dieſe Einſicht nicht in 
den heißeſten Augenblicken des Conflicts, und nicht im Bollgenuß 
der glänzendſten Siege aus dem Geiſte des Königs und feines 
großen Miniſters verſchwand. Beide waren unerſchütterlich in 
dem Entſchluß, ſowohl die Heeresreform, als die Verfaffung 
aufrecht zu erhalten. 

Nach der Schließung der Landtagsſeſſion ſorgte Bismarck 
zunächſt für die Bervollſtändigung ſeines Miniſteriums. Das 
auswärtige Amt übernahm er ſelbſt, während Graf Bernſtorff 
wieder nach London zurücklehrte; in das Finanzminiſtertum 
berief er in Ermanglung eines Beſſeren den früheren Finanz⸗ 
miniſter im Manteuffel ſchen Cabinet, Carl von Bodelſchwingh; 
an die Stelle des Herrn von Jagow im Minifterium des Innern 
trat Graf Friedrich Eulenburg, ein grundgeſcheidter Mann von 
großer Lebens⸗ wenn auch etwas geringerer Arbeitsluſt, aber 
ein einfichtiger Politiker, ein unerſchrockener und ſchlagfertiger 
Debater, von feſten monarchiſchen Grundſützen und ebenſo frei 
von beſchränktem Parteifanatismus, wie Bismarck ſelbſt. 
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Es waren vor Allem die deutſchen Fragen, welche von dem 
neuen Cabinet eine ſofortige Behandlung forderten. Bismarck 
ergriff fie ohne Zaudern. Er erklärte ſein Beharren bei dem 
Entſchluſſe, nur mit denjenigen Staaten 1866 den Zollverein 
zu erneuern, welche dem franzöſiſchen Handelsvertrage beiträten. 
Hiebei blieb trotz des liberalen Abſcheus gegen feine Perſon die 
öffentliche Meinung Deutſchlands, beftimmt durch das Gewicht 
der materiellen Intereſſen, ganz überwiegend auf preufßiſcher 
Seite. Der deutſche Handelstag in München begehrte am 
18. October mit 104 nichtöſterreichiſchen Stimmen gegen 96 öſter⸗ 
reichiſche und 4 ſüddeutſche die Aufrechthaltung des frarzöſiſchen 
Vertrags. In Kurheſſen war der Landtag auf den 30. October 
einberufen, ſprach dem Kurfürſten ſeinen Dank für die Herſtellung 
der Verfaſſung aus, erfuhr aber, daß feine einzige Aufgabe die 
Annahme eines neuen Wahlgeſetzes ſein ſolle, da der Kurfürſt 
das Geſetz von 1849 nicht für rechtähefländig halte. Damit war 
die Competenz bes Landtags, bieſes Mal von kurfülrſtlicher Seite, 
in Frage geſtellt; der Landtag proteftirte, und begehrte rechtzeitige 
Vorlage des Budgets, und als darauf eine ausweichende Antwort 
kam, wenigſtens einen Antrag der Regierung auf Bewilligung 
eines außerordentliche Credits. Otker, der am 15. October in 
tiefem Geheimniß mit Bismarck verhandelt, und in ihm, entgegen 
dem liberalen Vorurtheil, den hervorragenden Staatsmann erkannt 
hatte, wandte ſich bei dieſen neuen Schwierigkeiten wieder nach 
Berlin, und als im November der Kurfürst plötzlich die Miniſter 
entließ und die Ständeverſammlung auf unbeſtimmte Zeit vertagte, 
erfolgte auf der Stelle Bismarcks entſcheidender Gegenzug. Noch 
wer der diplomatiſche Verkehr zwiſchen den beiden Höfen feit 
den Abbruch nach Williſen's Sendung nicht wieder hergeſtellt; 
Bismarck fandte alſo durch einen Feldjäger ein Schreiben Direct 
an Herrn von Dehn, worin er das Verfahren des Kurfürſten 
lebhaft beklagte, die Unmöglichkeit ausſprach daß Preußen nochmals 
zwiſchen feinen Provinzen politifhe Händel fo bedenklicher Art 
aufkommen Laffe, und die Abſicht ankündigte, bei fernerem Übel⸗ 
wollen des Kurfürſten im Einklang mit deſſen Agnaten die 
nöthigen Vorkehrungen einzuleiten. Dies traf ſchärfer zum Ziel 
als vor ſechs Monaten Bernſtorfbs militärifche Rüstung. Der 
Kurfürft haßte auf der Welt nichts mehr als feine Agnaten, 
welches Gefühl dann von dieſen herzlichſt erwidert wurde; auch 
war es gewiß, daß Oſterreich keinen Widerſpruch erheben würde, 
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wenn ein Famillenrath Die Regierungsunfähigteit des underbeſſer⸗ 
lichen Fürſten ausſprüche. So fügte er ſich mit ohnmächtigem 
Groll, berief die Miniſter und die Stände zu neuer Thätigkeit, 
und für eine Weile trat Kurheſſen in die Reihe der normal 
verwalteten und verfaffungsmäßig regierten Staaten zurück. 

In ungleich umfaſſenderer Weife gab der Wiener Antrag 
auf Berufung einer Delegirtenverſammlung zum Bundestag dem 
breußiſchen Minifter Anlaß zur Bezeichnung feiner Stellung in 
der deutſchen Frage. 

Eine beſtimmte Entſchließung über die Art und Form der 
für die Zukunft anzustreben den deutſchen Verfaſſung hatte Bismarck 
damals ſchwerlich ſchon gefaßt. Zeft ſtand ihm die Thatſache, 
daß die jetzige Stellung Preußens im deutſchen Bunde un⸗ 
erträglich ſei, daß ſie, wie er einſt dem Miniſter von Schleinitz 
geſchrieben, im Nothfall kerro et igni geheilt werden müſſe. 
Und nicht minder gewiß war die weitere Thatſache, daß für die 
Entscheidung der Frage Alles auf die realen Möchte in Deulſch⸗ 
land, auf das Verhältniß zwiſchen Oſterreich und Preußen antaın. 
Eine friedliche Umgeſtaltung desselben hielt Bismarck für äußerſt 
unmahrſcheinlich: jeder andere Krieg, fügte er wohl, welchen 
Preußen vor dieſem öſterreichiſchen führte, wäre die reine 
Munitionsvergeudung. Er war bereit, in den Kampf einzutreten, 
verkannte aber die Gefahren desſelben nicht, und hätte, wenn 
ſich ein Einvernehmen möglich zeigte, ein ſolches Friedenswerk 
gerne begrüßt. In voller Klarheit lagen die verſchiedenen, in 
Arieg oder Frieden denkbaren Shſteme vor feinem unvergleichlich 
ſcharfen und weiten Blick; gemeinfame Beherrſchung Deutſchlands 
durch die beiden Großmächte, oder Theilung Deukſchlands unter 
diefelben nach der Mainlinie, oder gänzlicher Ausſchluß Oſter⸗ 
reichs aus Deutſchland, und in dieſem lezten Falle wieder die 
mehr föderative oder mehr unitariſche Geſtaltung des neuen 
Bundes, die engere oder weitere Competenz der von Preußen 
zu leitenden Reichsgewalt und der nationalen Volksvertretung. 
Ohne eine docheinäre Vorliebe für irgend eines dieſer Syſteme, 
wog er ihre Ausſichten und Vortheile, ſowie ihre Koſten und 
Gefahren, und vor Allem ihre Erreichbarkeit trotz der Eiferſucht 
der fremden Großmächte ab, ſtets bereit, je nach der Lage der 
Dinge das Verfahren oder auch das Piel zu wechseln: nur 
unter dem unverbrüchlichen Geſeh, daß Preußen immer vorwärts 
ſchreite, niemals zurückweiche, niemals den gewonnenen Boden 
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und niemals den eigenen Muth verliere. Ohne Frage, der 
Ausgangspunkt all ſeines Thuns war nicht ein nur in der 
Phantaſie vorhandenes Deutſchland, ſondern das in greifbarer 
Wirklichkeit heranwachſende Preußen, aber es ift nicht minder 
gewiß, daß dieſer Mann, der nur mit Realftäten rechnete, eben 
deshalb den Weg fand, um Deutſchlands Ideale zu verwirklichen. 
Schon am 30. September hatte Bismarck in einer Sitzung der 
Budget⸗Commiſſion es ausgeſprochen, daß die deutſche Frage 
schwerlich durch Parlamentsbeſchlüſſe, ſondern nur durch Blut 
und Eiſen gelöſt werden könne, und damit ein gewaltiges Schaum⸗ 
ſpritzen der öffentlichen Meinung und ſittliche Entrüſtung der 
friedliebenden Bürger bewirkt. Wie gefagt, er war ſehr bereit, 
fo viel an ihm läge, ihnen dieſe Calamität zu ersparen; und 
als am 4. December im Bundeztage der Ausſchußbericht über 
den Wiener Antrag zum Abſchluſſe kam, Preußen aber zu dem⸗ 
ſelben ein ſcharfes Separatvotum vorbereitete, lud Bismarck den 
österreichischen Geſandten, Grafen Rarolyi, zu einer Erwägung 
der beiderfeitigen Beziehungen und deren Folgen ein. Es war 
die erſte jener Mittheilungen, in welchen weiterhin Bismark fo 
haufig durch die unbedingte Offenheit feiner Anſchauungen und 
Abſichten die diplomatiſche Welt in Erſtaunen ſetzte . 

In dem gelaſſenen Tone, in welchem ein Geſchichtſchreiber 
die Ereigniſſe alter Zeiten berichtet, erzählte hier Bismarck dem 
Grafen die Geſchichte der deutſchen Zukunft. Unſere Beziehungen 
zu Oſterreich, ſagte er, müſſen beſſer oder ſchlechter werden; 
wir wünſchen von Herzen das Erſtere, müſſen uns aber bei 
Oſterreichs Verhalten auf das Letztere vorbereiten. Er erwähnte 
Oſterreichs feinbfelige Thätigkeit in den Preußen benachbarten 
Staaten, welche in Berlin jede Sympathie für Ofterreich vernichten 
müſſe. Nun, bei einem franzöſiſchen Angriffe auf Oſterreich, 
meinte Karolyi, werden die beiden Mächte doch unter allen 
Umſtänden verbunden bleiben. Bismarck bat ihn darauf dringend, 
einem fo gefährlichen Irrthum in Wien nach Kräften entgegen 
zu freien; es werde ausſchließlich von Oſterreichs deulſcher 


y) Belanntlich hat Bismarck. nachdem durch eine öſterrelchiſch 
Indiseretion der Nürnberger Corteſpondent einen Bericht über dieſe 
Geſpräche gegeben hatte, am 14. Januar ſeinerſeits durch einen Erlaß 
an die deutſchen Miſſtonen eine Darſtellung derſelben veröffentlicht. Die 
Differenzen der beiden Berichte ſind für die Hauptſache ohne Belang. 
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Politik abhängen, ob die alte Intimität ſich wieder herſtellen 
laſſe; wenn nicht, fo würde ein Bündniß Preußens mit einem 
Gegner Oſterreichs fo wenig ausgeſchloſſen fein, als im entgegen- 
geſetzten Falle eine feſte und treue Verbindung beider Mächte 
gegen gemein schaftliche Feinde. Oſterreich habe die Wahl, feine 
gegenwärtige antipreußiſche Politik mit dem Stügpunkt einer 
mittelſtaatlichen Coalition fortzuſetzen, oder eine ehrliche Ver⸗ 
bindung mit Preußen zu ſuchen. Zu letzterer zu gelangen, fei 
Preußens ſehnlichſter Wunſch; ſie könne aber nur durch das 
Aufgeben des uns feindlichen Treibens an den deutſchen Höfen 
gewonnen werden Unmöglich, ſagte Karolyi, könne Oſterreich 
feinen traditionellen Einfluß auf die deutſchen Höfe aufgeben; 
das würde feine Herausdrängung aus Deutſchland bedeuten. 
Num, fo verlegt, rief Bismarck, Euern Schwerpunkt nach Ofen J. 
Er betonte dann nach die Mückſichtsloſigteit, mit der am Bundes 
tage die Freunde Oſterreichs angriffsweiſe gegen Preußen vor⸗ 
gingen, und den preußiſchen Proteſt gegen die Verfaſſungsmäßigkeit 
ihres Antrags als einen der Beachtung unwerthen Zwiſchenfall 
behandelten. In einem zweiten Geſpräche am 13. erklärte er 
demnach dem Grafen, daß Preußen eine überſchreitung ber 
Bundescompetenz durch Mehrheitsbeſchluß als Bundesbruch be⸗ 
kochten und feinen Geſandten aus dem Bundestag ohne Beſtellung 
eines Vertreters abberufen müßte. Die praktiſchen Conſequenzen 
würden ſich in kürzeſter Friſt ergeben. 

Am 19. December wurde darauf von dem Bundestage, 
nachdem Pfordten als Berichterſtatter die Annahme des Antrags 
empfohlen, ohne weitere Verhandlung die Abstimmung darüber 
auf den 22. Januar 1863 feſtgeſetzt. 

In Wien riefen unterdeſſen Bismarcks Geſpräche mit Narolyi 
eine tiefe Erregung hervor. Graf Rechberg verſicherte dem 
preußiſchen Geſandten, Baron Werther, daß er ebenſo lebhaft 
wie Bismarck ein enges Einvernehmen der beiden Mächte und 
ihren thätigen Bund zum Widerſtand gegen die Revolution 
erſehne. Als ihn Werther an feine Bekämpfung der preußiſchen 
Anträge in Sachen der Bundeskriegsverfaſſung und der Küſten⸗ 
vertheidigung, an die immer noch wachſende Störung des Zoll⸗ 
vereins und an die Hetzerei in Hannover und Caſſel erinnerte, 
erläuterte Rechberg, die militäriſche Organifation des Bundes 
habe große praltiſche Schwierigkeiten; die Iſoltrung Oſterreichs 
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in Handelsſachen fei ſchon von Metternich als unerträglich er⸗ 
kannt worden, ja man könne ſie als eine Haupturſache der Wiener 
Märzrevolution bezeichnen; die Abneigung Hannovers und Kur⸗ 
heſſens gegen Preußen habe nicht in Oſterreichs Einwirkung. 
ſondern in der Furcht beider Stanten vor preußiſcher Hegemonie 
ihren Grund. Wenn Oſterreich ihnen feinen Schutz aufkündige, 
würden fie nicht zu Preußen übertreten, ſondern Annäherung 
an Frankreich ſuchen. Nach dieſen Geſichtspunkten erklärte bei 
einem weitern Geſpräche Graf Rechberg das Zurückziehen des 
Delegirtenprojects in dem vorgeſchrittenen Stadium feiner Bes 
handlung für ganz unmöglich. Zugleich beftritt er der preußiſchen 
Regierung das Recht zum Austritt aus dem Bunde, und hoffte, 
ſie werde ſich bis zum 22. Januar noch überzeugen, daß ſie 
durch einen ſolchen Schritt ſich ſelbſt den größten Schaden 
zufügen müffe. 

Die Spannung alſo, mit welcher ganz Deutſchland dem 
22. entgegenſah, war nicht gering. Indeſſen follte dieſes Mal 
die Kriſts noch verſchoben werden. Der Antrag hatte nicht bloß 
die Staaten zu Gegnern, welche an ein echtes Parlament im 
engem Bunde dachten, ſondern auch deren extreme Widerſacher, 
die Regierungen, welche jede Art von Volksvertretung beim 
Bunde verabſcheuten. So fiel der Antrag mit neun gegen ſieben 
Stimmen, während eine Stimme ſich enthielt. Preußen hatte 
in feinem Votum außer der Competenzfeage auch die ſachliche 
Unzulänglichkeit der Delegirtenverſammlung betont, und auf die 
nationale Forderung eines aus Volkswahlen hervorgehenden 
Parlaments hingewiesen. 

Bei dem deutſchen Publicum wurde dieſe Erklärung aller 
Orten mit Hohn aufgenommen. Was folle man von ber ehernen 
Stirne eines Mannes jagen, der das eigene Parlament miß handle, 
und dann deutſche Volksvertreter zu gleicher Mißhandlung berufen 
wolle? An die Drohung des Austritts Preußens aus dem 
Bunde wollte kein Menſch glauben: eine ſo kühne und gefährliche 
Politik ſei undenkbar bei einem Staate, der in feinem Innern 
fo zerklüftet ſei, wie zur Zeit der preußiſche. 

Unterbeffen aber waren Ereigniſſe eingetreten, welche die 
Aufmerkſamteit von ganz Europa in ſteberhafter Unruhe nach 
Oſten lenkten. Durch alle Lande ging der Ruf: Revolution 
in Polen. 


0 Google 


2. Eapitel. 
Volniſche Wirren. 


Unter den weltumfaſſenden Verbeſſerungsplönen Kaiſer 
Napoleon's III. nahm, wie wir ſahen, neben der Umgeſtaltung 
Italiens auch die Befreiung Polens eine bedeutende Stelle ein. 
Als der Krimkrieg begann, rührten ſich in Paris und London 
alle Parteien der polniſchen Flüchtlinge auf das Lebhafteſte. 
General Mieroslawski, trübes Angedenkens von 1848, hoffte 
auf eine demokratiſche Republik unter Veſeitigung aller abend⸗ 
ländiſchen Cultur; ruhigere Gemüther ſammelten ſich um den 
Fürſten Adam Czartoryski, den Patriarchen der Emigration, 
den Throncandidaten des künftigen natienalen Königthums. 
Das polniſche Land ſelbſt aber blieb in fummer Ruhe, voll⸗ 
lommen gebändigt durch die ſeit 1831 waltende, jede Regung 
erdrückende Militärbictatur. Einmal machte eine in die Zeitungen 
gelangende Außerung Napolenn's Aufſehen, es läge vielleicht 
im Intereſſe Deutſchlands, das Großherzogthum Warſchau 
wieder herzuſtellen. Aber auf eine Anfrage des preußiſchen Ge⸗ 
fandten über den Zweck dieſer Worte, zog Drouyn de Lhuys 
zurück: offenbar laſſe ſich für dieſe Anſicht Vieles fagen, indeſſen, 
es ſei das Sache der deutſchen Mächte, der Kaiſer werde es 
nicht in Anregung bringen. Übrigens, fehte er Hinzu, wenn 
Preußen und Oſterreich etwa befürchteten, durch die Schöpfung 
eines ſolchen polniſchen Nationalſtaates um ihre polniſchen Pro⸗ 
vinzen zu kommen, fo läge ja die Moguchteit nahe, daß fie ſich 
auf deulſchem Boden reichlich entſchädigten. Preußen ließ es 
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bei dieſem Geſprüche bewenden, Graf Buol aber, der öfterreich- 
iſche Miniſter, ſandte eine Erklärung nach Paris, das Wiener 
Cabinet halte feſt an dem zu Anfang des Kriegs verkündeten 
Grundſatz, daß man die Beſchützung der Türkei, aber keine 
Anderung des europäiſchen Beſiſtandes bezwede. So erlangten 
die Polen nichts. Gleich nach dem Beginne der Friedensunter⸗ 
handlungen 1856, ſagte Napoleon dem Fürſten Czartoryski: 
zum erſten Male drücke ich Ihnen die Hand mit einem peinlichen 
Gefühl; aber es ging nun einmal nicht anders. Den Wunſch 
Napoleon 's, auf dem Pariſer Friedenscongreß für Polen poli⸗ 
tiſche Rechte zu fordern, lehnte Oſterreich ganz entſchieden ab, 
und auch England, in der Sache einverſtanden, fand den Vor⸗ 
ſchlag höchſt „inopportun“: fo begnügte ſich der Congreß mit 
einer Erklärung des Fürſten Orloff, daß Kaiſer Alepander II. 
das Mögliche für die Verbeſſerung der Lage Polens thun würde. 
Später ſagte wohl Napoleon, wenn die Polen ihn um Unter⸗ 
ſtützung drängten: was wollt Ihr, Ihr habt die günſtige Ge⸗ 
legenheit des Krimkriegs verſäumt; fo faßt Euch jetzt in Geduld; 
glaubt an meine Theilnahme und hofft auf die Zukunft. 

In der That war die Gegenwart den polniſchen Intereſſen 
nicht günſtig. Da Napoleon gleich nach dem Pariſer Congreß 
ſeine Gedanken auf die Vertreibung der Oſterreicher aus Italien 
richtete und zu dieſem Zwecke nahe Beziehungen zu Rußland 
anzuknüpfen fuchte, fo konnte von einer Unterſtützung Polens 
durch franzöſiſche Waffen, alſo von der Herstellung eines unab⸗ 
hängigen Polen, keine Rede für ihn ſein. Indeſſen gab er ſein 
Intereſſe für das unglückliche Volk niemals auf und fuchte, 
wenn nicht mit dem Schwert für deſſen Freiheit, fo doch durch 
diplomatiſche Schritte für eine Verbeſſerung der inneren polni⸗ 
{en Zuflände zu wirken. Als er 1857 mit Alexander II. in 
Stuttgart zuſammentraf, ſtellte er dieſem vor, es gäbe fonft 
kein Moment, welches eine Gefahr für ihre Eintracht in ſich 
ſchlöſſe; die einzige Frage, welche bei der Stimmung des fran⸗ 
zöſiſchen Volkes eine Störung veranlaſſen könne, ſei die pol⸗ 
nifhe; wolle alſo Kaifer Alexander das gute Verhältniß ſicher 
ſtellen, ſo müſſe er in ſeinen Conceſſionen an Polen ſo weit 
gehen, wie es mit den Intereſſen Rußlands irgend verträglich 
fei. Alexander, wohl der mildeſte und menſchenfteundlichſte 
Herrſcher, der jemals auf dem ruſſiſchen Throne geſeſſen, ent⸗ 
gegnete, daß ein folches Verfahren längſt fein eigener Herzens⸗ 
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wunſch geweſen, und fo trennten ſich die beiden Souveräne im 
beiten Einvernehmen. Noch entſchiedener als der Zar war der 
Leiter der auswärtigen Angelegenheiten, der Vicekanzler Fürst 
Gortſchakoff, von dem Streben nach vertrauter Freundschaft mit 
Frankreich erfüllt. Schon in jungen Jahren, als ruſſiſcher Ger 
ſchaftsträger in Stuttgart, hatte der lebhafte, ehrgeizige und 
leicht erregbare Diplomat den Gedanken erfaßt, daß Rußland, 
wenn es ſich auf eine franzöſiſche Allianz ſtühen könne, die erfte 
Stelle in Europa einnehmen würde; jetzt nach dem Krimkrieg 
lebte und webte ſeine Seele in dem Wunſche, die dort erlittenen 
Einbußen möglichſt bald wieder gut zu machen, den ruſſiſchen 
Einfluß im Orient herzuſtellen und vor Allem die ſchmähliche 
Clauſel des Pariſer Friedens zu tilgen, welche ruſſiſche Kriegs⸗ 
ſchiffe im ſchwarzen Meere verbot. Wenn Frankreich auf dieſe 
Gedanken einging, wie es damals den Anfchein hatte, und dann 
die Erleichterung der auf Polen laſtenden Sabelherrſchaft der 
Preis eines ſolchen Bündniffes wäre, jo war Gortſchakoff eifrig 
bereit, denſelben in vollem Umfange zu zahlen. Der neue pol- 
niſche Statthalter, Fürſt Michael Gortſchakoff, kam bereitwillig 
den Wünſchen des Miniſters entgegen; noch wagte man keine 
Herſtellung der Verfaſſung, aber in der Verwaltung kam ein 
gang neuer Ton bertwauenber Liberalität an die Stelle von 
Pasktewitſch's argwöhniſcher Strenge. Insbeſondere wandte 
die Regierung damals der ſchlimmſten Seite des polnifchen 
Gemeinweſens, der Lage der bäuerlichen Bevölkerung, ihre Auf⸗ 
merkſamkeit zu, und hier war freilich das Übel gewaltig und 
die Beſſerung ſchwierig in hohem Grade. 

Es iſt allbekannt, wie in der altpolniſchen Zeit der leib⸗ 
eigene Bauer an die Scholle gefeſſelt und der Willkür des 
Gutsherru rechtlos Preis gegeben war. Als im Jahre 1807 
Napoleon das Großherzogthum Warſchau gründete, wurde dort 
auf der Stelle die Leibeigenſchaft aufgehoben, die perſönliche 
Freiheit und Freizügigkeit der Bauern verkündet, und mit der 
Einführung des Code Napoleon das Verhüätuiß zwichen 
Gutsherrn und Bauern als freier und beiderſeitig kündbarer 
Pachtvertrag auf Zeit charakteriſirt. Zu einer nähern Regu⸗ 
lixung ber Verhältuiffe fand weder Napoleon noch die ſächſtſch⸗ 
polniſche Regierung die Zeit; unter der conſtitutionellen Herr⸗ 
ſchaft Alexanders I. aber beherrſchte der Einfluß des Adels 
die Kammern, und dieſer zeigte ſich nicht bemüßigt, organische 


ee Google PRINCETON UM 


1857 Milde Geſinnung des Zaren. Polnische Zuftänte. 345 


Geſetze über die bäuerlichen Rechte auf Koſten ſeines Geldbeutels 
in das Leben zu rufen. Thatſöchlich hatte fi indeſſen die 
sogenannte Freiheit der Bauern in folgender Art geſtaltet. So 
lange der hörige Bauer an die Scholle gebunden war, hatte 
der Herr ihn zwar mißhandeln, aber nicht ſeines dürftigen Be⸗ 
ſitzes berauben können: jetzt, wo freie Kündigung auf beiden 
Seiten Rechtens war, fand es der Gutsherr in zahlloſen Fallen 
nützlich, den Bauem auszutreiben, und deſſen kleines Vorwerk 
entweder in eigene Bewirthſchaftung zu nehmen oder es einem 
fremden und wohlhabenden Bebauer, ſehr oft einem Deutſchen, 
zu ergiebiger Verwertung in Geldpacht zu geben. Dieſes 
„Bauernlegen“ fand in ſolchem Maaße Statt, daß um die Mitte 
des Jahrhunderts beinahe die Hälfte der ländlichen Bevölkerung 
beſtzlos geworden war, und mit Weib und Kind im Lande 
flottirend umherzog, um in jeder Art der Dienſtbarkeit das täge 
liche Brod zu ſuchen. Bei der andern Hälfte wurde die freie 
Kündbarkeit von den Herren dazu benutzt, ihren Hinterſaſſen 
neben dem Pachtgelde die Fortdauer einer langen Reihe von 
Naturaldienſten aufzuerlegen, ordentliche und außerordentliche 
Frohnden auf dem Herrenader, Lieferungen in die Küche des 
Herrenhauſes, Wachtdienſt, Hausdienſt, Fuhren u. ſ. w.: ein 
amtliches Verzeichniß der im Königreiche vorkommenden bäuer⸗ 
lichen Leiſtungen ergab deren 121 Arten. Aber damit nicht 
genug. Zu dieſen peruniäen Rechten lam eine weite obrig⸗ 
keitliche Gewalt. Ein Gutsherr, welcher zehn oder mehr Bauern⸗ 
höfe beſaß, war der geborene Amtmann jeder dieſer Gruppen, 
oder konnte einen ſolchen auf freie Kündigung anstellen. Der 
Amtmann verwaltete die Polizei des Gutsbezirks, konnte kleine 
Geld⸗ oder Prügelſtrafen nach Belieben verhängen, übte zugleich 
die Gerichtsbarkeit im Bezirk, und war das einzige Organ der 
Centralverwaltung daſelbſt. Solcher Gutsbezirte, welche die 
größere Hälfte des culturfähigen Bodens im Königreich umfaßten, 
zählte man etwas über 5000 mit ungefähr 16000 Beamten. 
Die letzteren waren durchgängig aus dem kleinen Adel, der 
Schlachta, entnommen, meift vermögens⸗ und bildungslofe Leute, 
von rohem Dünkel gegenüber den Bauern, in blinder Unter⸗ 
würfigkeit gegen den Grundherrn, dabei ausnahmslos hißige 
Patrioten und haßerfüllt gegen Ruſſen, Deutsche und Juden. 
Dieſe Geſinnung theilte mit ihnen von Grund des Herzens der 
einzige ſonſt auf dem Lande noch einflußreiche Stand, der katha⸗ 
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liſche Klerus, welchem die ruſſiſche Regierung zwar feine reichen 
Einkünfte gelaſſen, ſonſt aber vielfache Kränkung feiner Sonder⸗ 
rechte und Herrſchaftsgelüſte zugefügt hatte. 

Schon längft war man in Petersburg auf dieſe traurigen 
Zuſtände aufmerkſam geworden, und bereits Kaiſer Nikolaus 
hatte verſchiedene Anordnungen zur Beſſerung der Dinge getroffen, 
jedoch durchgreifende Maaßregeln nicht gewagt, weil er Bedenken 
gegen die Befreiung der ruſſiſchen Bauern hatte, und doch dieſen 
nicht verſagen konnte, was er den polniſchen gewahrte. Als 
dann aber fein Nachfolger für Rußland die Beiſeitigung der 
Leibeigenſchaft beſchloß, gedachte er fojort auch feiner armen 
polniſchen Unterthanen. Eine feiner erſten Maußregeln war 
behufs materieller Hebung des Ackerbaus die Geſtattung eines 
großen landwirthſchaftlichen Vereins, mit einem gewählten 
Centralausſchuß in Warſchau und Zweigvereinen in allen Pro⸗ 
vinzen des Königreichs, eine Organifation, die unter Paskiewitſch 
geradezu unerhört und undenkbar geweſen wäre. Dann ſprach 
im Jahre 1856 ein Ukas den Willen des Kaiſers aus, daß die 
Frohnden und Naturaldienſte in einen feſten Geldzins zu ver⸗ 
wandeln ſeien, zunächſt nach freier Übereinkunft der Betheiligten, 
weiterhin nach demnächſt geſetzlich feſtzuſtellenden Normen, zu 
deren Inſtrutrung und Vorbereitung beſondere Behörden nieder⸗ 
geſetzt wurden. 

Dies Alles war denn ſchön und gut und ſtellte dem Lande 
die erheblichſte Verbeſſerung in Ausſicht. Dennoch aber war 
es begreiflich, daß dem neuen Syſtem nicht alle Herzen ſogleich 
mit hingebender Dankbarkeit entgegen flogen. Zu ſchwer hatte 
der Druck gelaſtet, zu tief der Daß ſich eingefreſſen; bei den 
gebildeten Claſſen hielt auf der einen Seite der nationale Ge⸗ 
danke, auf der andern die demoktatiſche Zeitſttömung den Grimm 
gegen Rußland und die zariſche Allmacht lebendig. Es war 
ein altes Wort, unter einem milden Herrſcher könne, unter 
einem ftrengen müſſſe Polen ſich erheben. In jeder von Peters 
burg kommenden Wohlthat ſah man alſo nur eine Abſchlagzahlung, 
in jeder etwa vom Kafſer zu gewährenden Freiheit eine Waffe 
zum weitern Kampfe gegen die verfluchte Fremdherrſchaft. Freilich 
gingen über die Mittel und Wege zu dieſem Ziele die Anſichten 
weit auseinander, und vom erſten Tage an traten eine gemäßigte 
und eine radiale Partei, ſpäterhin kurz die Weißen und die 
Rothen genannt, ſich gegenüber. Den Kern der Erſtern bildeten 
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die großen Grundherren, welche jetzt in dem von ihnen geleiteten 
landwirthſchaftlichen Verein eine feſte, das ganze Königreich 
umfaffende Organiſation besaßen. Ihre Meinung ging dahin, 
zunächſt den guten Willen des Kaiſers zu benutzen, für das 
Königreich wieder eine autonome, von Rußland getrennte Ver⸗ 
waltung zu erlangen, darauf die Herſtellung der liberalen Ver⸗ 
faſſung von 1815 und eines polniſchen Nationalheeces durchzu⸗ 
ſeßen, und auf ſolche Art die Mittel zur Erreichung voller 
Unabhängigkeit vorzubereiten. Auf die vom Kaiſer angeregte 
Bauernfrage blickten fie mit ſehr getheilter Stimmung. Sie ſahen 
darin vor Allem den Wunſch der Regierung, die Anhänglichleit 
der Bauern für ſich zu gewinnen, ſodann die Wahrſcheinlichkeit 
ſchwerer Vermögensverluſte für den Adel; fie beſchloſſen alſo, 
die Sache in die eigene Hand zu nehmen, fie in möglichſt 
glimpflicher Weife abzumachen und bei den Bauern den Dank 
für die Wohlthat ſelbſt zu gewinnen. Die rothe Partei ſchenkie 
dieſem langſamen und gewundenen Vorgehen lediglich eine ſtille 
Verachtung. Die heilige Sache der demokratiſchen Revolution 
verwerfe die halben Maßregeln; die einzige Aufgabe beſtehe 
darin, jeden Gegner ſo raſch wie möglich niederzuſchlagen, und 
auch der polniſche Abel werde zu erwägen haben, ob er Freund 
oder Gegner fein wolle. Alſo nicht auf Verfaſſungserperimente, 
ſondern auf Rüftung und Waffnung komme es an. Zu dieſem 
kurzen Programm bekannte ſich die Maſſe der kleinen Schlach⸗ 
tigen, ſoweit fte nicht in den Dienft der Magnaten getreten waren, 
die Mehrzahl der Kaufleute und Handwerter in den Städten, 
ein großer Theil des Pfarrklerus und der Kloſterleute, und faſt 
die ganze Jugend der gebildeten Claſſen. Einſtweilen vermieden 
die beiden Parteien übrigens den offenen Bruch: denn die Weißen 
wünſchten auch in den Städten populär zu bleiben, und die 
Rothen bedurften für ihre Rüftungen den Einfluß und die Geld⸗ 
mittel der Grundbeſiter. 

Ein weſentliches Moment für ihrer Aller Beſtrebungen 
bildeten damals die innern Zuſtände des ruſſiſchen Reiches 
ſelbſt. Die demotratiſche Zeitſtrömung hatte durch den Bankerott 
des abſolutiſtiſchen Syſtems im Krimkrieg auch dort Eingang und 
Anhänger gefunden. Zahlreiche Edelleute meinten, daß fie für 
ihre Verluſte bei der Aufhebung der Leibeigenſchaft durch Ver⸗ 
leihung con ſtitutioneller und parlamentariſcher Rechte entſchädigt 
werden müßten, und der Bicckanzler, der ſich ein glänzendes 
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Rednertalent zutraute, war nicht abgeneigt, auf ſolche Wünſche 
einzugehen. Weiter verbreitet aber im Lande und auch in der 
Armee war eine ſocialdemokratiſche Partei, die ihre Antriebe 
von den vielgenannten Flüchtlingen Herzen und Bakunin em- 
pfing, und mit den Warſchauer Gefinnungsgenofien ſich in 
inniges Einvernehmen ſetzte. Bakunin erklärte damals öffentlich, 
daß 300 ruſſiſche Officiere unter den im Königreiche stehenden 
Truppen für die Sache des Aufſtandes gewonnen feien. 

Nun geſchah, daß, wie wir wiſſen, 1859 Kaiſer Alexander 
durch die revolutionären Stürme Italiens in feinen franzöſiſchen 
Sympathien weſentlich abgekühlt wurde, und im October 1860 
bei der Zuſammenkunſt in Warſchau auch mit dem Kaiſer von 
Öfterreih ein leidliches perſönliches Verhalmiß wieder herſtellte. 
Napoleon, hiedurch und wegen des Scheiterns ſeines Congreß⸗ 
plans erzürnt, beſchloß darauf, dem treuloſen Freunde die 
Schattenſeite feines Verhaltens anſchaulich zu machen, und ließ 
durch feinen Vetter Jerome in ſchmetternden Zeitungsartikeln 
verkünden, Frankreich werde mit Rußland genau ſo weit zum 
Einverſtän dniß gelangen, als dieſes dem Auſſtreben Polens 
zuſtimme. 

In Polen hatte diefes Auftreten der franzöſiſchen Regierung 
eine um fo größere Wirkung, als gleichzeitig Gerüchte von 
italieniſcher Rüſtung gegen Venetien umliefen; dann werde, 
meinte man, Ungarn und Galizien in vollem Aufſtande ſich 
erheben, und die Stunde der Befreiung für das polniſche, wie 
für das ruſſiſce Boll gekommen fein. Hienach bildete ſich in 
Warſchau der erſte Kern für eine aufſtändiſche Organisation; 
zwölf junge, bis dahin völlig bedeutungsloſe und im Lande 
unbekannte Männer traten zu einem geheimen Ausſchuſſe zu⸗ 
ſammen, der nach revolutionärem Brauche im Namen des polniſchen 
Volkes ſich ſelbſt die Vollmacht zur Leitung der nationalen Be⸗ 
wegung gab. Seine Verfügungen erſchienen ohne Namens⸗ 
unterſchrift, nur durch das Siegel des Ausſchuſſes beglaubigt; 
bei der vorhandenen Gährung fand er bereitwilligen Anklang 
und zahlreiche Genoſſen in allen Theilen des Landes. Einſt 
hatte eines der Häupter der Erhebung von 1831, Mochnacki, 
eine geſchichtliche Darſtellung derſelben mit dem Satze geſchloſſen: 
Polen wird frei werden, wenn fich feine Vaterlandsliebe zu 
Disciplin und Gehorſam ſteigert; die jetzigen Führer hatten 
ſich das Wort gemertt, und die unbedingte Vollziehung jedes 
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Befehls des Ausſchuſſes wurde zum erſten und letzten Gebot 
für alle Mitglieder des Bundes. Ebenſo beſtimmt war das Ziel 
der Verſchwörung erklärt, Polens Herftellung in den Grenzen, 
mindeſtens von 1771, wenn irgend thunlich aber, der glänzenden 
jagelloniſchen Zeit, von der Oder bis zu den Karpathen und 
dem Dniepr. Zu einer kämpfenden Erhebung war man noch 
nicht gerüſtet; man beſchloß zunachſt durch eine Reihe waffenloſer 
Demonſtrationen die Volksmaſſen zu erhitzen, die Unterdrücker 
zu gehäſſiger Gewaltthat zu reizen und der Welt zu zeigen, daß 
Polen noch lebe. 

Im Februar 1861 tagte zu Warschau die Generalverſamm⸗ 
lung des landwirthſchaftlichen Bereins, und behandelte die große 
Frage der bäuerlichen Verhältniſſe. Man war einig darüber, 
daß irgend etwas geſchehen miffe, um die Leitung in der Sache 
zu behaupten, aber über das Wie gingen die Meinungen nach 
allen Richtungen der Windroſe auseinander. Eine rührige 
Minderheit, welche den Adel kurzer Hand in die revolutionäre 
Bahn Hineindrängen wollte, forderte Übertragung des Eigen⸗ 
{ums der Bauernhöfe an die Bauern gegen eine mäßige Ab 
löſungsſumme; ſie drängte überhaupt auf ein kräftiges Eintreten 
des Vereins in die politiſche Agitation, und obwohl der leitende 
Ausſchuß entſchieden abwehrte, fand ihr Beſtreben in der Ver⸗ 
ſammlung wachſende Sympathie. Da erſchien in Warſchau, um 
eine völlig entgegengejegte Tendenz zur Geltung zu bringen, 
einer der größten Grundbeſitzer des Lan des, der einzige feiner 
Standesgenoſſen, der bisher dem Berein fern geblieben war, 
der Marquis Wielopolski. Ein ſtattlicher Mann von feſten 
Geſichtszügen, gebieteriſchem Auftreten, gedrungener Redeweiſe, 
ein trefflicher Verwalter ſeiner coloſſalen Güter, ein ſtolzer Ari⸗ 
ſtokrat von ſtarken Leidenſchaften und eiſerner Willens kraft: fo 
hatte er bis dahin fünfzig Jahre verlebt, einmal, 1846 bei ben 
galiziſchen Meßeleien, mit einem energischen Sendſchreiben an 
den Fürften Metternich großes Auſſehen erregt, und fi, dann 
wieder in die Einſamkeit ſeines Landlebens und gelehrte Studien 
aller Art verſenkt. Er war eine hertiſche Natur, herriſch gegen 
Andere und gegen ſich ſelbſt, unerfättlich auf gediegenes Wiſſen 
dringend, unerbittlich in feiner logiſchen Confequenz, unbarmherzig 
gegen jede noch fo schöne Täufhung, nach all dieſen Zügen dem 
erregbaren, jedem momentanen Eindruck hingegebenen Weſen 
feiner meiſten Landsleute entgegengeſetzt, alſo ein Fremder unter 
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feines Gleichen, unverſtanden und unbeliebt. In der Politik 
war er der Mann der Ordnung, der Technik, der ſachkundigen 
Neform; die lärmenden Discuſſionen begeiſtertes Halbwiſſens 
elelten ihn an; er war der geborene Widerſacher jeder geſetzloſen 
Meuterei. Von den Rechten der Regierung hatte er eine ebenſo 
hohe Vorſtellung wie von ihren Pflichten; fie ſollte herrſchen 
mit ſtarker Hand, aber auch mit voller Fingebung in der Arbeit 
für das Gemeinwohl aufgehen. Mit ſolchen Geſinnungen hatte 
er die Lage ſeines Landes ſtudirt, und Schritt auf Schritt den 
patriotiſchen Phantaſien feiner Landsleute den Rüden gekehrt. 
Unſere Vergangenheit, ſagte er, liegt in Aſche; wir müſſen mit 
den Materialien der Gegenwart bauen. Dies bedeutete bei ihm 
den Verzicht auf die nationale Unabhängigkeit, die er mit gutem 
Grunde zur Zeit für unerreichbar hielt, die unumwundene An⸗ 
erkennung der Herrſchaft des ruſſiſchen Kaiſerhauſes, und auf 
dieſem Grunde die Hoffnung auf Rückkehr zu den liberalen Zu⸗ 
ſtänden von 1815, auf Verföhnung al ſo der beiden, bisher auf 
den Tod verſeindeten Nationen. Den letzten Zweck aber dieſes 
ſlaviſchen Bruderbundes lieferte ihm fein bitterer, undertilgbarer 
Haß gegen die Deutſchen. Er hatte bereits 1860 ſich mit dem 
Vicekanzler in Verbindung geſetzt, und in einer großen Denk⸗ 
ſchrift ihm die Nothrwendigkeit der Befreiung Polens als cines 
ruſſiſchen Schutzſtaats entwickelt, weil nur auf dieſe Weiſe den 
Todfeinden des ſlaviſchen Namens, den Deutſchen, das ſtete 
Vordringen auf ſlaviſchem Boden gewehrt, und ihnen der wider⸗ 
rechtliche Beſih ſlaviſcher Lande wieder entriſſen werden könne. 
Gortſchntoff hatte dagegen keine Einwendung erhoben. Jetzt 
legte der Marquis dem leitenden Ausſchuſſe des Landesvereins 
eine nach feinen Grundſähen abgefaßte Adreſſe an den Kaiſer 
vor, eine offene Erklarung feſter Anhänglichkeit, und hienach in 
erſter Linie die Bitte um Wiederherſtellung der Verfaſſung, in 
zweiter der Antrag auf Löſung der Bauernfrage, auf Reform 
des höhern Unterrichts, insbefonbere Wiedereröffnung der War⸗ 
ſchauer Univerfität, und auf bürgerliche Gleichſtellung der Juden, 
die er unter den polniſchen Verhältniſſen als den wichtigsten 
Schritt zur Verſtürkung des bis dahin nur kümmerlich vegetirenden 
Bürgerſtandes erachtete. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes ſchwankten. Der Sache 
nach waren es ihre eigenen Wünſche, die Wielopolsfi vortrug. 
Aber ihr Gefühl fträubte ſich, dem fremden Zaren Treue und 
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Gehorsam anzugeloben, von feiner Gnade zu erbetteln, was fie 
für ihr eigenes Recht hielten, die Revolution von 1831 zu 
verläugnen, mit einem Worte, eine Petition zu unterzeichnen, 
die an ſich ſelbſt die Anerkennung des beſtehenden Zuſtandes 
in ſich ſchloß. Sie beriethen mit ihren Freunden; immer 
ungünftiger wurde die Stimmung gegen den Marquis; die 
Radicalen aber trauten nicht, und beſchloſſen, den Sühnverſuch 
in Blutvergießen zu erſticken. Einſt, am 25. Februar 1831, 
hatten die Polen den Ruſſen die Schlacht bei Grochow geliefert, 
eine Niederlage erlitten, aber tapfer gekämpft. Das geheime 
Comite ordnete nun eine große kirchliche Feier des Jahrestags 
an; ſie begann mit einem Gottesdienſt in allen Kirchen, an den 
fi eine coloſſale Proceſſion mit allem prieſterlichen Pompe, 
aber auch mit polniſchen Fahnen, Wappenſchildern und Fackeln 
anſchloß; ein unabſehbarer Zuſammenfluß von Menſchen erfolgte; 
bald gab es Stockung, Störung des Verkehrs, Händel mit der 
Polizei: zuletzt trieb die bewaffnete Macht durch lan gſames 
Vorgehen der Reiterei die Maſſen auseinander. Am 27. Februar 
erneuerte ſich die Zuſammenrottung; als die Koſaken dieſes Mal 
brutaler auftraten und auch die anweſenden Prieſter mißhandelten, 
wölzte die Menge ſich drohend gegen das Schloß des Statthalters; 
der alte General, unſicher und ſchwankend, durch verſchiedene 
Rathſchlage beſtürmt, gab endlich den Befehl, die Waffe zu ges 
brauchen. Fünf Menſchen blieben tobt auf dem Plate; das 
Volk ſtob dann mit wildem Geſchrei auseinander. 

So war denn Blut gefloſſen, und der Kriegsſtand zwiſchen 
Polen und Ruſſen aufs Neue erklärt. Das geheime National 
comite hatte eine erſte Probe ſeiner Macht beſtanden: nur wenig 
tapfere Männer waren thätig, ſchrieb eine ſeiner Zeitungen, aber 
das Volk von Warſchau hat ſich um ſie geſchaart und ſie vor den 
Blicken der Polizei verdeckt. Faſt täglich folgten ſich nun feine 
Befehle, gedruckte Zettel, die bald an die Mauern geklebt, bald durch 
Knaben in die Häuſer getragen wurden: eine allgemeine Landes⸗ 
trauer, ſchwarze Tracht für die Frauen, ein neues Nalionalcoſtüm 
für die Männer wurde verfügt; an gewiſſen Tagen verödeten 
auf Beſehl der geheimen Häupter alle Promenaden, Thecter und 
Reftaurationen ; beſonders aber wurde unter enthufiaſtiſcher Thetl⸗ 
nahme des Klerus die Kirche zu der patriotiſchen Agitation 
herangezogen. Keine Woche verging, wo nicht ein feierliches 
Hochamt in einer der Warſchauer Kirchen zum Gedächtniß eines 
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polnischen Ehrentages begangen und regelmäßig mit der Au⸗ 
ſtimmung eines patriotiſchen Liedes beſchloſſen wurde. So 
geſchah es zunüchſt in Warſchau und ſeßte ſich bald durch alle 
Theile des Landes fort. Der landwirthſchaftliche Verein kam 
mehr und mehr in dieſes Fahrwaſſer hinein. Von Wielopelski's 
Petition war ſeit den Schüſſen des 27. Februar keine Rede 
mehr; ſtatt deſſen ging eine Adreſſe an den Kaiſer ab, die in 
pathetiſchen Sätzen die Anerkennung der nationalen und Hiftos 
riſchen Rechte Polens forderte. Die Generalverſammlung ſchloß 
ihre Berathungen mit einer Reihe von Reſolutionen, durch die 
es für die Pflicht der Gutsherren erklärt wurde, die Dienſte 
und Frohnden der Bauern in einen Geldzins zu verwandeln, 
und dann durch Ablöſung desſelben zum ſechzehn fachen Betrag 
den Bauern das Eigenthum ihrer Acker zu verſchaſſen. Der 
leitende Ausſchuß des Vereins verhielt ſich ſeitdem paſſiv, die 
Mehrzahl aber der Zweigvereine und mithin der Grundbeſitzer 
folgte den Winken des geheimen Nationalcomit“s. Da nun, 
wie wir ſahen, die gutsherrlichen Amtleute die einzigen Organe 
der officiellen Regierung im Lande waren, fo war mit dieſen 
Vorgängen die Civilverwaltung in den Provinzen thatfächlich 
aufgelöſt oder in die Hand der revolutionären Leiter über⸗ 
gegangen. In Warſchau nahm auf die Weiſung des National⸗ 
comites eine große Zahl der polniſchen Beamten gleichzeitig 
ihren Abſchjed; bei den übrigen wirkte die in niedern und höhern 
Kreiſen verbreitete Beſtechlichkeit; es dauerte nicht lange, und die 
Regierung mußte fich überzeugen, daß in allen ihren Kanzleien, im 
Poſt⸗ und im Eiſenbahndienſte, und vor Allem unter der Polizei⸗ 
mannschaft, die patriotiſche Verſchwörung ihre Genoſſen und 
Werkzeuge beſaß. Während alſo die Wirksamkeit der kiſerlichen 
Behörden in allen Richtungen erlahmte, fand ſich die geheime 
Regierung bald in der Lage, auch die Hauen oder Abgeneigten 
unter ihren Landsleuten zum Gehorſam gegen ihre Befehle an⸗ 
zuhalten. Jede polniſche Dame, die ſich in buntem Anzug blicken 
ließ, wurde öffentlich auf der Straße beſchimpft, die Läden 
widerſpenſtiger Kaufleute geplündert, und vollends ruſſiſch ge⸗ 
finnte Polen am hellen Mittag auf das Schwerſte miß han delt: 
und ganz regelmäßig erſchien die Polizei erſt dann auf dem 
Platze, wenn die That vollbracht, und die Thäter entflohen 
waren. So ging binnen wenigen Wochen die ganze Autorität 
der geſetzlichen Staatsgewalt in die Hände von zwölf unbekannten 
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jungen Männern über, deren Streben von der Begeiſterung der 
Jugend, der Frauen und des Klerus getragen wurde, und deren 
Beſehle zu mißachten, gefährlicher war, als den ruſſiſchen An⸗ 
ordnungen zu trozen. Für's Erſte vermied man jeden Anſchein 
einer bewaffneten Erhebung; man verkündete vielmehr durch 
Europa den Satz: wir beten, dann erniorden uns die Ruſſen. 
Worauf man aber zielte, ſprach General Mieroslawski in einer 
Inſtruction an das geheime Comite vom 3. März 1861 ſehr 
beſtimmt aus. Zunächſt ſei der Beſchluß des landwirthſchaftlichen 
Vereins über die Ausſtattung der Bauern ſowohl im Königreich 
als bei den Lithauerm und Ruthenen zu verbreiten und zu ver⸗ 
werthen; unterdeſſen habe man ſich für den Kampf vorzubereiten 
und die ganze Bevölkerung militäriſch zu organifiren. Dann 
würden die Bauern, durch die Ausſtattung gewonnen, unter der 
Führung des Adels zuſammentreten und im gegebenen Augen⸗ 
blick plöpfich über die je nächſte ruſſiſche Garniſon herfallen. 
Schlechterdings dürfe das Volk der Regierung keine Aus hebung 
für die Armee verſtatten. Zugleich müſſe das Warſchauer Comite 
die Anfmerkſamkeit und das Jutereſſe Europas durch Zeitungs 
artikel in allen Sprachen erregen, und durch draſtiſche, im Nothfall 
auch erfundene Nachrichten die Kraft des Aufſtandes und die 
innere Auflöſung Rußlands veranſchaulichen. Die Regierungen 
von Frankreich und England wären bis zur Ermüdung mit 
Beſchwerbden zu überſchütien, die man angeblich in Petersburg 
angebracht, die ſtets aber nur ſchnöde Zurückweiſung erfahren 
hätten. Es würde einige Zeit dauern, bis es wirke, endlich 
aber doch ein Zerwürfniß der Weſtmächte mit Rußland herbei⸗ 
führen. Polens Erhebung würde die Italiener und Ungarn 
in Bewegung bringen: darüber beſtehe volles Einverſtändniß 
zwiſchen Mieroslawski, Garibaldi und Klapka. 


Wir werden ſehen, mit welcher Pünkllichteit und Voll⸗ 
ſtändigteit dieſes Programm von dem Warſchauer Nationale 
comite zur Ausführung gebracht wurde. 

Während dieſer polniſchen Minirarbeit, wie ſtand es auf 
der ruſſiſchen Seite? 


Den greiſen Statthalter, den General Gortſchakoff, hatten 
die Scenen des 27. Februar völlig außer Faſſung gebracht. In 
der erſten Aufregung beantragte er in Petersburg die Erklärung 
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des Belagerungsſtandes; davon wollte aber, nach fo geringfügiger 
Veranlaſſung, der Virefanzler nichts wiſſen. Darauf ſchlug der 
Alte völlig um und genehmigte den Antrag eines freiwilligen 
Bürgerausſchuſſes, für die Ruhe einzuftehen, wenn Polizei und 
Militär zurückgezogen würde. Der Staatsſecretär Enoch wies 
dann den Statthalter nachdrücklich darauf hin, wenn er der 
Gährung mit einer Politik der Verföhnung fteuern wolle, müſſe 
er fo ſchnell wie möglich zu organiſchen Reſormen ſchreiten, 
und als der Statthalter ſich mit Feunden bereit erklärte, ſchlug 
Enoch als den beſten Vertreter dieſer Richtung den Marquis 
Wielopolsti vor. Der Statthalter ging darauf ein, lehnte zwar 
den erſten Vorſchlag des Marquis, die Herſtellung der Verfaffung 
von 1815, ab, ſandte aber die weitern Anträge desſelben, auf 
Einrichtung gewählter Kreisräthe und Gemeindebehörden, ſowie 
eines durch Notable verſtürkten Staatsraths zur Begutachtung 
der Gesetzentwürfe, auf Gleichberechtigung der Juden, Ablöſung 
der Roboten, Reſorm des Unterrichts und Herſtellung der Unie 
verſität Warſchau, mit dringender Empfehlung nach Petersburg. 
Auch dort fanden fie eine durchaus günſtige Aufnahme. Der 
Kaifer, im Bewußtſein der eigenen menſchenfreundlichen Ge⸗ 
ſinnung, wollte noch nicht an die Unverſöhnlichkeit der Polen 
glauben. Der Vicekanzler ſah in der Genehmigung der An⸗ 
träge einen großen Schritt zur Verwirklichung feines Lieblings⸗ 
gebankens, der Erneuerung eines innigen Bernehmens mit Frank. 
reich. Als der preußiſche Geſandte, Herr von Bismarck, ihm 
einige Bedenken ausſprach — nicht über das Maaß der Ge 
währungen, ſondern über den übelgewählten Zeitpunkt, wo fie 
als erpreßt durch die Furcht vor dem Auflauf des 27. Februar 
erſcheinen würden — erklürte er unwillig, in dieſen innern 
Fragen könne Rußland auch von dem beſten Freunde ſich nicht 
berathen laſſen; Mißbräuche abzuschaffen, wie fie bisher in der 
polniſchen Verwaltung beitanden, ſei die Pflicht jeder Regierung; 
Rußland ſei es müde, fort und fort im Vergleiche mit der 
eivilifierten Herrſchaft Preußens und Oſterreichs über ihre pol- 
niſchen Lande in Europa als der wilde Mann, als der bar⸗ 
bariſche Deſpot angeſehen zu werden. Genug, Wielopolski's 
Anträge erfuhren noch einige Sichtung, aber in einem Ukas vom 
26. März wurde dem Statthalter die kaiſerliche Genehmigung 
für die Errichtung eines Staatsraths, die Bildung von gewählten 
Bczirka⸗, Kreis- und Gemeinderäthen, die Schöpfung einer Com- 
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miſſion 2) für das Kirchen⸗ und das Schulweſen unter Wielo⸗ 
polsks Vorſitz telegraphirt. Am 27. trat der Marquis in fein 
neues Amt ein. Er war feſt entſchloſſen, Zucht und Gehorſam 
wieder herzustellen, und eben damit die feſte Grundlage für 
eine geordnete und liberale Selbstverwaltung Polens, unter der 
Hoheit des ruſſiſchen Kaiſers, aber unabhängig von jeder ruſſiſchen 
Behörde, zu gewinnen. 

ſolte beſondere Erfahrungen über die Schwierigteit 
dieſer Aufgabe machen. 

Er fand den landwirthſchaftlichen Verein und die Land⸗ 
geiftfichen in einer fo eifrigen nationalen Agitation begriffen, 
daß er, der romiſche Katholüt, gleich am 2. April dem Klerus 
jede Einmiſchung in politische Händel verbot, und am 5. den 
Verein, wegen Übertretung feiner Statuten, auflöſte. Wenn 
dies ſowohl die Biſchöfe als die Magnaten erbitterte, jo ſahen 
die Rothen von Anfang an in Wielopolski den gefährlichiten 
Todfeind ihrer Sache. Sie bedurften für die Vorbereitung ihrer 
Revolution wachſenden Grimm des Volkes, alſo in den herr⸗ 
ſchenden Kreiſen nicht einſichtige Reform, ſondern gefteigerte 
Mißregierung. So beſchloſſen ſie, auf den Ukas vom 26. März 
mit einer verſtärkten Wiederholung des Tumulis vom 27. er 
bruar zu antworten, damit in den Augen des Volkes auch die 
neuen Behörden gleich bei ihrem Eintritt als Hlutdürftige Unter- 
drücker charatteriſirt würden. Der Verlauf war dann am 8. April 
derſelbe wie im Februar: kirchliche Feier, patriotiſche Lieder, 
drohende Menſchenmaſſen vor dem Palaſt des Statthalters. Auf 
die wiederholte Aufforderung zum Auseinandergehen folgten 
Steinwürfe auf die Truppe, bis dieſe endlich eine ſcharſe Salve 
abgab. und zehn Menſchen todt auf dem Platze blieben. 

Damit war der Ukas vom 26. Mürz und Wielopolski's 
Syſtem in der öffentlichen Meinung Polens gerichtet. Wieder 
hieß es: wir beten, ſie morden, und Wielopolski war der Ver⸗ 
rüther ſeines Volles, der es mit Schmeichelworten an das rufe 
ſiſche Joch gewöhnen wollte. Trotzdem arbeitete der Minister 
unabläſſig an feinen Reformen weiter, und wurde durch den 
Statthalter, deſſen volles Vertrauen er gewonnen hatte, nach 
Kräften unterftügt; da wollte fein Unſtern, daß Fürft Michael 
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Ende Mai plötzlich erkrankte, und nach wenigen Leidenstagen 
am 30. ſtarb. Wielopolski 3 ganze Stellung lam damit in 
Frage. 

In Petersburg war die Verlegenheit groß, dem Fürſten 
einen geeigneten Nachfolger zu finden, und es ift nicht zu läug⸗ 
nen, die dann auf einander folgenden Wahlen fielen höchſt 
unglücklich aus. Zuerſt der ehemalige Kriegsminister, General 
Suchoſanett, war ein fiebzigjähriger Haudegen, der keine andere 
Vorſtellung vom Regieren hatte, als daß er mit ſeinen 50000 
ruſſiſchen Soldaten dieſe unverbeſſerlichen Polacken ſchon in 
Ordnung halten wollte, jeden Verdächtigen einſperren oder 
deportiren ließ, und die Civilbehörden als nicht vorhanden be⸗ 
trachtet. Im Auguft kam dann Graf Lambert an feine Stelle, 
ein halb invalider General von franzöſiſcher Abstammung und 
Bildung, über die polnischen Zuſtände völlig unwiſſend, mit 
dem Auftrag ausgeſtattet, zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung, 
wenn nöthig, den Belagerungsſtand zu erklären, ſeinerſeits aber 
von dem Gedanken erfüllt, nicht bloß in Polen, ſondern auch 
in Frankreich populär zu werden, und als guter Katholik eifrig 
beſtrebt, den Beifall des römiſchen Klerus zu gewinnen, fo daß 
ſehr bald an die Stelle der Säbelherrſchaft eine ſchlaffe und 
ſchwankende Anarchie trat. So blühte immer üppiger der Weizen 
des revolutionären Nationalcomite's bei der ſteigenden Erbitterung 
der Volksmaſſen und der elenden Unbehülſlichleit der Regierung. 
In dem Poſt⸗ und Eiſenbahndienſt beſtand jetzt beinahe die 
Hälfte der Beamten aus Agenten des Comitk's, und nicht viel 
anders ſah es bei den Mannſchaften der Polizei und ber Gens 
darmerie aus. Die von dem Comite ausgeſchriebenen Steuern 
wurden pünktlich einbezahlt, ſeinen Verfügungen unbedingte 
Folge geleiftet, die Widerfpenftigen oder Süumigen von den 
Dolchen der mächtigen Vehme getroffen. Das Comité dehnte 
bereits feine Thätigkeit auch auf Lithauen und Volhynien aus; 
in Kowno und Wilna gab es ebenſo blutige Tumulte wie in 
Warſchau. Auf den 10. October ſchrieb das Nationalcomite 
eine große Volksverſammlung nach Horodlo am Bug aus, zur 
Erinnerung an die dort 1413 vollzogene Vereinigung der Polen 
und Ruthenen, und zugleich als Proteſt gegen Polens Theilungen 
vor dem Angeſicht Europas. Der Aufruf lud deshalb Deputationen 
aus allen ehemals von Polen beherrschten Landen nach Horodlo, 
aus Poſen, Weſtpreußen und Pommern, auz Krakau, Galizien 
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und Ried. Der in Horodlo commanbirenbe ruſſiſche General 
ſah mit feinen Truppen gelaſſen zu, als die von Lambert ver⸗ 
botene Feier auf freiem Felde mit allem kirchlichen Pompe durch 
den Biſchof von Lublin mit hundert Prieſtern vor 4000 Menſchen 
begangen wurde. 

Dies brachte dann in Petersburg das Gefäß des kaiſerlichen 
Unwillens zum Überlaufen, und am 14. October erſchten in 
Warſchau ein allerhöchſter Befehl mit der Erklärung des Der 
lagerungsſtandes. Das geheime Comile ſtellte dem die Anordnung 
eines Nationalfeſtes zu Ehren Kosciusko's in allen Kirchen auf 
den 15. Abends entgegen. Unter unermeßlichem Zulauf fand 
die Feier Statt; am Schluffe des Gottesdienſtes wurden in zwei 
Kirchen wieder revolutionäre Lieder angeſtimmt, darauf die Thüren 
militüriſch beſeßt, und als die Menge die Gebäude zu verlaſſen 
weigerte, um Mitternacht eine Abtheilung Soldaten hineingeſchickt, 
welche unter dem ärgſten Tumulte die Weiber hinausjagte, die 
Männer aber, 1700 an der Zahl. in das Gefäng niß abführte. 
Auf einen Wink des Nationaleomiteé's nöthigte darauf am 16. 
die Mehrheit des Domcapitels den Verweſer des Erzbisthums, 
Bialobrzeski, die Schließung nicht bloß der beiden durch die 
Rauſerti entweihten, ſondern aller Kirchen Warſchaus zu befehlen, 
um fie, fagte er, vor künſtiger Entweihung zu bewahren. Das 
war, über alle lanoniſche Regel hinaus, ein Act offener Feind⸗ 
ſeligteit gegen die Regierung, welche dieſe durch die Abfepung 
und Verhaftung des Bisthums verweſers erwiderte und damit den 
Patrioten den Beweis lieferte, daß fie mit Nero und Diocletian 
in gleicher Verdammmiß ſtände. Der Finger Gottes zeigte feine 
Kraft. Graf Lambert wurde durch einen Blutſturz regierungs⸗ 
unfähig, und wieder wurde proviſoriſch der plumpe und rohe 
Suchoſanett zur Beherrſchung Polens berufen. 

Unter dieſen Drangſalen hatte Wielopolski ſeine beſten 
Entwürſe wirkungslos zerrinnen ſehen; ſowohl mit Suchoſanett 
als mit Lambert ſtand er in offenem Zerwürfniß, und als der 
erſtere jetzt wiederkehrte, bat der Marquis den Kaifer auf das 
Dringendſte um feine Entlaffung. Alexander, welcher die techniſche 
Befähigung des Marquis hochſchätzte, war durch verſchiedene 
Umftände in feinem Vertrauen auf die Zuverläffigfeit des Mannes 
geſtört worden; er beſchied ihn alſo, um mit eigenen Augen zu 
ſehen, nach Petersburg. Dort gelang es dem Marguis, mit 
jeder Woche größeres Anſchen und feſtern Einfluß zu gewinnen, 
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zumal Fürſt Gortſchaloff nach wie vor ſich als eifrigen Unter⸗ 
ftüßer der Verſöhnungspolitik nach Wielopolskis Sinn erwies. 
Bald konnte der Marquis dem Kaiſer ſeinen großen Plan in 
allen Theilen entwickeln: Trennung der Militärs und der Civil⸗ 
gewalt; jene bleibt in der Hand eines ruſſiſchen Generals mit 
ruſſiſchen Truppen; dieſe wird einem leitenden, von ruſſiſchen 
Behörden unabhängigen Minifter unterſtellt, der neben ſich einen 
Staatsrath für die Geſetgebung, und unter ſich polniſche Beamte, 
ſowie vom Volt gewählte Bezirks- und Kreisbehörden hat; mit 
deren Organifation würde der Belagerungsſtand aufhören, und 
auch die katholiſche Kirche erhebliche Conceſſionen empfangen; an 
die Spitze des Ganzen trete ſchließlich als Vertreter der Majeſtät 
ein erlauchtes Mitglied der kaiſerlichen Familie. Gortſchakoff 
ſagte: der jetzige Zuftand iſt unhaltbar; auf Bajonette kann 
man ſich ſtüzen, aber nicht darauf ſißen; etwas muß gefchehen. 
Der ältefte Bruder des Kaiſers, Großfürft Conſtantin, ſprach 
fich mit vollem Nachdruck für Wielopolst’s Shftem aus. Der 
Kaiſer blieb lange zweifelhaft, ob der Schritt jeßt noch die ger 
hoffte verſöhnende Wirkung bei den Polen haben würde, endlich 
aber wollte auch er ſich dieſer letzten Probe nicht verſagen. So 
wurde in den lezten Tagen des Mai 1862 die Welt, die bisher 
nur von ruſſiſchen Gewaltthaten in Polen gehört hatte, durch 
die Ankündigung des neuen Syſtems überraſcht. Großfürſt 
Conſtantin wurde zum Statthalter, Wielopolski zum Chef der 
Civilverwaltung ernannt; die Leitung des Militärweſens behielt 
der ſeit einigen Monaten fungirende General Lüders. 
Wielopolsti rechnete dieſes Mal in der That auf einige 
Dankbarkeit bei feinen Landsleuten. Statt der ruſſiſchen 
Militärdictatur brachte er ihnen eine einheimifche, von Rußland 
unabhängige Civilverwaltung nebſt Reformen auf allen Gebieten 
des focialen Daſeins. Aber nur zu richtig hatte der Kaiſer die 
polniſchen Parteien beurtheilt. Die Edelleute der weißen 
Fraction lehnten jedes Amt unter Wielopolski ab, weil feine 
Vollmacht nicht auf das ganze Polen von 1771 laute. Die 
Rothen aber, welchen nichts abſcheulicher und drohender erſchien, 
als eine Verſöhnung zwiſchen dem Zaren und Polen, welche, 
wie wir ſahen, den erſten Eintritt des Marquis in die Geſchäfte 
mit dem Blutopfer vom 8. April beantwortel hatten, fie beſchloſſen, 
daß ihm jetzt, wo er als Seele und Lenker der Regierung 
zurückkam, noch ganz anderes Blut entgegen dampfen ſollte. 
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Am 27. Juni wurde auf General Lüders im ſächſiſchen Garten 
aus nächſter Nähe ein Piſtolenſchuß abgefeuert, der ihm die 
Kinnlabe zerſchmetterte, ohne daß der Thäter ermittelt werden 
konnte. Gleich nachher flog die Kunde durch das Land, daß eine 
Unterhandlung zwiſchen Rußland und dem Vatican, welche den 
Bapft zu friedlichen Ermahnungen an die polnische Geiſtlichktit 
hatte bewegen ſollen, zum offenen Bruche gediehen war: der 
Papſt forderte die polniſchen Biſchöfe auf, die wegen ungeſetzliches 
Venehmens verhafteten Geiſtlichen in ihren Schutz zu nehmen; 
darauf ſagte Gortſchakoff, wenn der Papſt in Polen die Revolution 
fördere, ſo könne er nicht erwarten, daß Rußland ihm gegen die 
italieniſche Revolution beiſtehe, und erkannte Victor Emanuel 
als König von Italien an. Durch dieſe Vorgange wurde der 
Fanatismus der Polen auf den höchſten Grad geſteigert und 
entlud ſich in einer beiſpielloſen Reihe wilder Frevelthaten. Auf 
den Großfürſten wurde zwei Tage nach ſeiner Ankunft ein 
Piſtolenſchuß abgefeuert; die Kugel traf, blieb aber in dem 
dicken Epaulette der Generalsuniform ſtecken. Im Laufe des 
Auguſt wurden gegen Wielopolski vier Mordverſuche nach einander 
unternommen, mit der Schußwaſſe, dem Dolche, mit vergifteten 
Briefen und mit dergifteter Speiſe; ein Wunder, daß fie ſämmtlich 
mißlangen. Zugleich wurden 30 ruſfiſche Officiere der Warſchauer 
Garniſon der Theilnahme an der Verſchwörung überwieſen; alle 
Kanzeln hallten wieder von der Aufforderung, fih mit Gut und 
Blut der heiligen Sache des Vaterlandes zu weihen; anlangende 
Waffenſammlungen wurden in den Kellern der Klöſter verſtekt. 
Am 1. September erließ das Nationalcomits eine Proclamation, 
worin es ſich als Nationalregierung eonſtituürte, als Zweck der 
Erhebung die Befreiung Polens in den Grenzen don 1771 
verkündete, den Bauern das Eigenthum ihrer Acker zuſprach, und 
alle ſlaviſchen Volksſtämme zur Theilnahme an dem Freiheits⸗ 
kampf aufrief. 

Die Stimmung des Großfürſten und des Miniſters bei 
ſolchen Vorgüngen läßt ſich ermeſſen. Sie waren gekommen, 
um, in ihrem Sinne, die polniſche Nation mit Wohlthaten zu 
überhänfen, und fanden fi) einem glühenden, durch unbedingte 
Fanatiker geleiteten Volkshaſſe gegenüber, der vor keinem Ver⸗ 
brechen zurückſchreckte, fie ſelbſt und die Ihrigen für vogelfrei 
erklärte, und ihnen die offene Drohung bewaffneter Revolution 
in das Geſicht ſchlenderte. Wielopolski, unverrückt feine Ideale 
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im Auge, verläugnete auch in dieſer Lage ſeine Überzeugungen 
nicht. Trotz aller Umtriebe und Frevel der Meuterer ſollten 
ſeinem Volke die autonome Verwaltung und die Wohlthaten 
der Schulreform und der Ablöſungsgeſetze nicht verkümmert werden. 
So entließ er alle ruſſiſchen Beamten und erſetzte fie bis zum 
Jahresſchluſſe durch Landeskinder: er wollte nicht glauben, 
daß er damit mehrere tauſend Agenten der bevorſtehenden Re⸗ 
volution in einflußreiche Stellungen brachte. Die in allen 
Provinzen ſich ſteigernden Hetzereien des Klerus ließ er für's 
Erſte unbeachtet; wohl aber war er entſchloſſen, die Hydra der 
Revolution in ihrer tiefſten Höhle mit einem, wie er glaubte, 
zermalmenden Griffe zu packen. Gegen die Mordgeſellen, welche 
mit Gift und Dolch den polniſchen Namen ſchändeten, ſchien 
ihm jedes Mittel, wenn es nur wirkſam wäre, verjtattet zu fein. 

Seit dem Ende des Krimkriegs hatte die ruſſiſche Armee 
keine Necrutirung vorgenommen, fo daß alle Truppenkörper 
kaum noch die Hälfte des geſetzlichen Frieden sſtandes zählten. 
Außer der Garde (30000 Mann) und den orenburgiſchen und 
kaulaſiſchen Truppen (150000 Mann) hatten die europaiſchen 
Garniſonen etwas mehr als 180000 Mann unter der Fahne, 
von welchen bei der drohenden Haltung der Polen 60000 Mann 
im Königreich, und ebenfo viele in den ehemals polniſchen Weſt⸗ 
provinzen Rußlands ſtanden. Nichts war natürlicher, als daß 
die Regierung einmal wieder an die Ausfüllung der Lücken 
durch junge Mannſchaft dachte, und ſchon im Juni hatte der 
neue Kriegsminiſter Miliutin dem Marquis Wielopolski die 
Nothwendigkeit einer ſolchen Maaßregel angekündigt. Nun war 
im Jahre 1859 ein Ufas ergangen, welcher die Conſcription 
durch das Loos unter allen dienſtpflichtigen Claſſen der Bevölkerung 
an ordnete, war bisher aber noch niemals zur Anwendung ger 
kommen. Wielopolski, durch die Reihe der Mordverſuche und 
die Proclamation des 1. Septembers auf den höchſten Grad 
concentrirter Entrüſtung gefteigert, faßte jetzt den Gedanken, 
für Polen bei der Reerutirung nach der alten Satzung zu ber 
fahren, welche der Behörde freie Auswahl unter den Dienſt⸗ 
pflichtigen zuließ, und dadurch mit einem Schlage, wenn nicht 
die ganze revolutionäre Bande, ſo doch den größten Theil der⸗ 
ſelben aus dem Lande zu entfernen. Er trug dem Großfürſten 
die Gründe zu einer ſolchen Maaßregel vor; materiell ſei das 
Recht der Regierung zweifellos, gegen jene Banditen, die ſich 
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ſelbſt außerhalb aller Geſetze geſtellt, mit allen Mitteln vorzu⸗ 
gehen; formell ſei das Recht des Kaiſers, des einzigen und un⸗ 
beſchränkten Geſetzgebers, nicht minder klar, ein erlaſſenes Geſetz 
für einzelne Zeiten und Orte zu ſuſpendiren. Der Großfürst 
fträubte ſich: feine Sendung Laute auf Seieben und Verſohnung, 
und damit ftehe eine Maaßregel nicht im Einklang, die troß 
jener Erörterungen des Marquis von aller Welt als ein Staats- 
ſtreich bezeichnet werden würde. Indeſſen, der ſtarke Wille und 
die ſcharfe Logik des Marquis überwältigten dieſe Bedenken, 
und Wielopolski's Antrag erhielt am 18. September die kaiſerliche 
Genehmigung. 

Am 6. October brachte dann das Regierungsblatt die Une 
zeige, es ſolle bei der nächſten allgemeinen Recrutirung im 
Kalſerreich eine partielle Aushebung in Polen Statt finden, 
welche ausnahmsweise nicht die ländliche Bevolterung — um 
die Ausführung der Ablöſungsgeſeße nicht zu ſtören — fondern 
nur die ſtädtiſche, und zwar unter Ausſchließung der Verloſung, 
jedoch unter fortdauernder Geltung aller geſezlichen Befreiungs⸗ 
gründe, treffen würde. In allen Bezirken wurden darauf Con⸗ 
ſeriptionscommiſſionen eingejegt, und die Behörden mit der 
lörperlichen Unterſuchung aller Pflichtigen beauftragt. Eine 
geheime Weiſung ſchärfte ihnen ein, unter den Pflichtigen vor 
Allem die übelberüchtigten, heimath⸗ und arbeitlofen und revo⸗ 
lutionäres Treibens verdächtigen Subjecte auszuwählen, da 
man die Recrutirung zur Entfernung dieſer gefährlichen Elemente 
benugen wolle. Wenige Tage nach dem Erlaß dieſer Verfügung 
war dieſelbe dem Nationalcomite und gleich nachher auch den 
ausländiſchen Zeitungen bekannt. Wie es der Großfürſt voraus⸗ 
geſehen, ging ein Schrei der Entrüſtung durch Polen und durch 
Europa. 

Wir erinnern uns, daß Mieroslawski bereits am 3. März 
1861 feinen Warſchauer Freunden eingeſchärſt hatte, unter keinen 
Umftänden eine Recrutirung zuzulaſſen, ſondern, wenn eine 
ſolche angetündigt würde, auf jede Gefahr hin zum Widerſtande 
zu schreiten. Dies lag ganz in den Wünſchen auch des National⸗ 
comité's; die Frage war nur, wie weit man bis zu dem noch 
unbekannten Tage der Aushebung die nöthigen Vorbereitungen 
würde fördern können, um dann die in Lande zerſtreuten ruſſiſchen 
Garniſonen in einer Nacht mit Erfolg zu überfallen. Jedesfalls 
ſchritt man mit verdoppelten Eifer zum Werle. Schon mehrmals 
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hatte man Geldbeiträge bei den Patrioten eingeſammelt und 
einzelne Waſſenankluſe gemacht; jetzt erſchien ein Decret des 
Nationalcomite's vom 18. October, welches auf alle Immobilien 
umd Hypotheken eine Capitalftener von einem halben, auf alle 
ſonſtigen Einkünfte eine Einkommenſteuer von fünf Procent legte. 
Die Begeisterung für dieſes patriotiſche Opfer war nicht allgemein 
unter den Patrioten, aber das Comite hatte wirkſamere Exe⸗ 
cutionsmittel als jede andere Staatsregierung: den zurückhaltenden 
Gutsbeſißern brannte in der Woche nach dem verfüumten Zahlungs⸗ 
termin Haus und Hof nieder; in den Städten aber wurden 
widerſpenſtige Bürger am hellen Tage auf der Straße todt⸗ 
geſchlagen. So kamen große Summen raſch zuſammen, ohne 
daß die königliche Polizei einen einzigen der revolutionären 
Steuerempfünger, Meuchelmörder oder Brandſlifter abfaßte. 
Bereits waren große Aufträge auf ſchleunige Lieferung von 
Musketen und Säbeln, von Munition und Uniformen, aber 
auch von Dolchen, Strychnin und Curare nach England, Frankreich 
und Belgien geeilt. Die Emigration in Paris und das euro 
päiſche Revo lutionscomite in London halfen zu dieſen Rüſtungen 
nach Kräften, allerdings mit dem Unterſchiede, daß Ladislas 
Czartoryski wegen der ungünſtigen europäiſchen Conjunctur vor 
verfrühtem Losſchlagen warnte, das Londoner Comitk dagegen 
in der Hoffnung auf raſches Umſichgreifen des in Polen auf- 
lodernden Feuers zu moͤglichſt baldiger Erhebung antrieb ). 
Unterdeſſen traf das Warſchauer Comite feine Vorkehrungen, 
um die revolutionäre Organisation auch in Lithauen, Poſen 
und Galizien durchzuführen. Ganz im Sinne des Manifeſtes 
vom 1. September riefen feine Zeitungen gegen Ende des Jahres 
zur Befreiung des ganzen großen Vaterlandes von dem Joche 
der Deutſchen und der Ruffen auf; die Meinung war allerdings 
nicht, den Aufſtand fofort auch auf preußiſchem und öſterreichtſchem 
Gebiete losbrechen zu laſſen, und dadurch die Militärmaffen 
aller drei Theilungsmächte gleichzeitig auf fich zu ziehen: im 
Gegentheil, der Kampf ſollte zunüchſt nur gegen Rußland be⸗ 
ginnen, wo man auf die Zerrüttung der Armee und vielleicht 
auch auf befreundete revolutionäre Bewegungen hoffte, während 
die Höfe von Berlin und Wien durch die öffentliche Meinung 


Y) Schreiben vom 23. November 1869, bei Knorr, Die polniſchen 
Aufftände ſelt 1830, 
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Europas von der Einmiſchung in emen Kampf, der scheinbar 
fie nichts anginge, abgehalten würden. Um fo mehr aber follten 
Poſen und Galizien zur Unterftügung des Angriffs auf die 
Ruſſen herangezogen werden, durch Beförderung der aus Lüttich 
anlangenden Waffentrans porte über die Grenze, durch Teilnahme 
an der Zahlung der nationalen Steuern, durch Aushebung und 
Zuſendung bewaffneter Sreiſchgaren. In Poſen hatte der Verein 
der polniſchen Landtagsabgeordneten ſeit zwei Jahren vorbereitend 
gewirkt und feine Verbindungen auch unter die flavifche Be⸗ 
völlerung Oberſchleſtens erſtreckt: Anfang 1863 ernannte das 
Warſchauer Comite den Abgeordneten Alexander Guttry zum 
Chef der ganz nach Warſchauer Muster einzurichtenden National 
regierung im Großherzogthum. 

Indeſſen, dies Alles war erſt im Werden, als das National⸗ 
comite die Nachricht erhielt, daß die Recrutirung um die Mitte 
des Januar Statt finden würde. Nach langen und ſtürmiſchen 
Erwägungen kam das Comile in feiner Mehrheit zu dem Be- 
ſchluſe, daß im Augenblicke die Infurrection noch nicht möglich 
fei; man müſſe ſich darauf beſchränken, die bedrohten Individuen 
dem Arme der ruffifgien Militürbehörden zu entziehen. Dies 
machte bei der Geſinnung der meiften Civilbeamten leine erhebliche 
Schwierigkeit; es kam nur darauf an, die jungen Leute aus 
ihrem bisherigen Wohnort in einen andern Bezirk zu ſenden, 
fo fehlten den aus hebenden Offieieren die Mittel, ihre Spur zu 
verfolgen. Fortan verſchwanden dann vor Allem aus Warſchau 
allnächtlich mehrere Hunderte der jungen Mannſchaft. Als in 
der Nacht vom 14. auf den 15. Januar 1863 die Aushebung 
in der Hauptſtadt vorgenommen wurde, fand die Behörde von 
4500 Mann nur noch 1400 vor, und gerade die politiſch Ber⸗ 
dächtigſten waren nicht aufzufinden. Mit bitterer Enttauſchung 
hatte Wielopolski das Mißlingen ſeines Planes vor Augen. 
Aber auch das Nationalcomite mußte die Un haltbarkeit feines 
Beſchluſſes erleben. Zunüchſt bei der vor der Reerutirung 
entwichenen Jugend und bald auch bei der Mehrzahl der rebv⸗ 
lutionären Agenten in den Provinzen war das Maaß der ſeit 
Jahren entzündeten Leidenſchaft bis zum Überfliehen gefüllt. 
Die jungen Männer wollten ſich nicht verſtecken, ſondern lämpfen; 
die Warſchauer ſammelten ſich in einem Walde wenige Meilen 
von der Stadt; ähnliche Banden bildeten ſich bei Plock, Lublin, 
Petrikau. Das Comitt ſah, daß es die Leitung vollſtändig 
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verlieren würde, wenn es ſich dem Strome noch länger widersetzte. 
Mit ſchwerem Herzen und tapfern Worten gab es allen Agenten 
in den Provinzen das Signal zur bewaffneten Erhebung; ganz 
nach Mieroslawsti's Vorſchlägen vom März 1861 follten die 
ruſſiſchen Garniſonen in der Nacht vom 23. auf den 24. Januar 
überfallen und niedergemacht werden. Am 22. erſchienen drei 
Proclamationen des Comité 8, oder vielmehr nach feinem jetzigen 
Titel, der Nationalregierung: darin wurde die polniſche Nation, 
die geſtern noch eine Dulderin und Büßerin geweſen, aufgerufen, 
morgen eine Heldin und Rieſin zu werden; alle waffenfähigen 
Männer ſollten zur Fahne des Vaterlandes eilen; allen bäuerlichen 
Landwirthen wurde nochmals das Eigenthum ihrer Höfe zu⸗ 
geſprochen — vorbehaltlich einer ſpätern Entſchädigung der 
bisherigen Grundherren durch den Staat — allen Knechten, 
Häuslern, Handarbeitern ein Antheil von je drei Morgen an 
den Nationalgütern verheißen. Denn darüber machte man ſich 
keine Täuſchung, daß Alles darauf ankomme, die bäuerliche Be⸗ 
völkerung für die Sache des Aufſtandes zu gewinnen. So, 
tollkühn die ſtädtiſche Jugend, ſo ſtreitluſtig die Schlachtizen 
waren, ſo ließ ſich doch mit ihnen nicht Maſſe machen, wie zur 
Bekämpfung der ruſſiſchen Colonnen erforderlich war. 

In der Nacht vom 23. Januar wurde dann eine Anzahl 
ruſſiſcher Garniſonen in den kleinen Städten überfallen. Das 
Geheimniß war in ſtaunenswerther Weiſe bewahrt worden; 
überall lagen die ruſſiſchen Soldaten ruhig ſchlafend in ihren 
Quartieren; etwa hundert wurden beim erſten Angriffe nieder⸗ 
geſtoßen oder in den angezündeten Häuſern verbrannt, und über 
dreihundert verwundet. Aber ein entſcheidendes Ergebniß er⸗ 
reichten die Aufftändifchen nicht. Aller Orten folgte der erſten 
Überraschung ein raſcher Alarm, Versammlung der Truppen 
und Zurüdweifung der polniſchen Scharen. Dieſe warfen ſich 
darauf in die Wälder, ſammelten ſich auf's Neue und erhielten 
Zuzug von allen Seiten her, meiſtens Schlachtizen, Handwerker, 
Studenten, ſehr wenige Bauern, bald auch pofener und galziſche 
Freiwillige. Mit einem Schlage war das ganze Land von 
Kriegslärm erfüllt, die königliche Civilverwaltung wie Spreu 
vor dem Winde verweht, und die Hoffnungen der Patrioten 
flogen hoch über alle Hinderniſſe und Schranken hinaus. Aber 
auch in Rußland herrſchten auf die Kunde von der Empörung 
ähnliche Stimmungen. Dort ſah das geſammte Volk in dem 
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Angriff auf ſchlafende Soldaten einen heimtückiſchen Meuchelmord 
im Großen, und taufend Stimmen forderten die Regierung zu 
blutiger Vergeltung auf. Wortſchakoff aber fagte: es iſt gut, 
daß die Eiterblaſe endlich geplapt ift; jezt wollen wir fie heraus ⸗ 
ſchneiden, und dann fortfahren, ein mildes und verſöhnendes 
Regiment zu führen. Er und alle Welt in Petersburg glaubte 
an eine raſche Überwaltigung der Meuterei. Dann wäre, ſchrieb 
der preußiſche Generalconſul in Warſchau, Wielopolski allmächtig, 
und könnte Polen nach allen ſeinen Wünſchen einrichten. Ein 
anderer preußiſcher Beobachter ſchildert, wie in der Umgebung 
des Großfürſten Conſtantin weitgreifende ehrgeizige Pläne den 
Sinn erfüllten; wären die Rothen einmal gebändigt, fo würde 
Polen als ruſſiſche Steundogenitur ein unabhängiges Königreich 
unter ruſſiſchem Schutze, ſtart genug, Polen und Galizien, 
Croatien und Serbien, vielleicht alle öſterreichiſchen Slaven an 
ſich zu ziehen, und damit dem weißen Zaren die breitefte Bahn 
nach Conſtantinopel zu eröffnen. Wie dem nun auch ſein mochte. 
iedesſalls war man gleich ehr in Wien, Berlin und London in 
beſorgter Spannung über die Entwicklung dieſer Dinge. Bei 
den neueſten Verhandlungen über die Wirren in den kürkiſchen 
Donauländern Hatte Rußland in feſtem Einvernehmen mit Frank⸗ 
reich und in ſcharfem Gegensatz zu Oſterreich und England ge⸗ 
standen; man erfuhr jetzt mit Überraſchung, daß Napoleon troß 
aller ſonſt in Frankreich gehegten Sympathien ſtrengen Tadel 
über den polniſchen Aufſtand ausſprach, der ſich verbündet mit 
Mazzini in einem Zeitpunkt erhebe, in welchem Kaiſer Alexander 
Polen mit Wohlthaten überſchütte. Der Schluß lag nahe, daß 
Gortſchakoff und Wielopolsli bei ihren Plänen im vollſten Ein⸗ 
verſtändniß mit Napoleon vorgingen, daß ein mit Rußland ſeſt 
verbündetes Polen zur Angeiffsbafis gegen Wien und Conftan- 
tinopel dienen ſollte, während Napoleon zugleich die italieniſche 
Sache zur Vollendung führte und dann der Herr im öftlichen 
Mittelmeer würde. In dieſem Zusammenhange konnte die pol⸗ 
niſche Empörung, weiche Gortſchakof's Combinationen für den 
Augenblick kreuzte, in London nur hoch erwünſcht ſein und 
ſchien für Wien trotz aller Sorge um Galtzien immerhin auch 
eine gute Seite zu haben. In England rief man die öffentliche 
Meinung Europas zu ihren Gunſten auf; in Ofterreich wartete 
man auf den weiteren Fortgang, hatte richts einzuwenden, daß 
Rußland in einige Verlegenheit gerieth, und ließ polniſche 
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Waffen und Freiſchaaren über die galiziſche Grenze unbeachtet 
nach Polen paſſiren. 

Auch die preußische Regierung war geſonnen, den polniſchen 
Aufftand zur Sprengung des gefährlichen Syſtems zu berußen. 
Aber nicht einen Augenblick war ſie darüber im Zweifel, daß 
das rechte Mittel zu dieſem Zwecke das Gegentheil der in Wien 
und London herrſchenden Tendenzen wäre. Um den beabfichtigten 
volniſch⸗xuſſiſchen Bruderbund und deſſen franzöſiſche Allianz 
im Keime zu erſticken, galt es, nicht mit den Polen zu lieb⸗ 
äugeln, ſondern Rußland in der alten Freundſchaft mit Preußen 
feſtzuhalten. 


8. Capifel, 


Preußen und Auß land. 


Seit einem halben Jahre war Preußens curopziſche Lage 
in mehr als einer Beziehung ernſter und geſpannter geworden. 
Oſterreich hatte im Bundestag am 22. Januar 1863 gleich nach 
der Ablehnung ſeines Antrags über die Delegationen ſich das 
Recht auf die Einbringung ſolcher Refoemvorſchläge und deren 
Verwirklichung, wenn nicht in ganz Deutſchland, ſo doch in den 
zuſtimmenden Staaten ausdrücklich gewahrt, und Graf Rechberg 
bekannte ſich jezt entschieden zu Beuſt's Anſicht, daß die Re- 
gierungen die Reform in die Hand nehmen müßten, wenn ſie 
nicht von der Revolution überraſcht werden wollten. Bei ſolchen 
Vorſätzen aber konnte jeden Tag die eben abgewehrte Kriſis 
ſich erneuern, und der Bruch des Bundesvertrags und damit 
die Berufung an die Waffengewalt in Frage kommen. Wie 
ſtand man in einem ſolchen Falle mit den fremden Großmüchten? 

Mit England war Oſterreich feit Jahren bei den mannig⸗ 
fachen orientaliſchen Streitfragen Hand in Hand gegangen, und 
fo wenig das ergliſche Cabinet an eine Einmiſchung in die 
deutſchen Hündel dachte, gehörten ſeine Sympathien doch dem 
Wiener Hofe, und unaufhörlich gingen ſeine Aufforderungen 
zur Versöhnung mit Öfterreich nach Berlin. Die Antwort konnte 
bier nur dahin lauten, daß Oſterreichs Verhalten jede Annäherung 
unmöglich mache, und England ſeine Ermahnungen nach Wien 
zu richten habe, was dann freilich in London die Stimmung 
für Preußen nicht verbeſſerte. Wichtiger aber und bedenklicher 
war eine im Herbſt 1862 eingetretene Wendung der franzöſiſchen 
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Politit. Getreu dem einft von Cavour aufgeſtellten Grundſatze, 
daß Nom die Hauptſtadt Italiens werden müffe, dies Ziel aber 
nur durch friedliche Mittel zu erreichen ſei, hatte das Turiner 
Cabinet einen kecken Freiſchaarenzug Garibaldi's gegen Rom bei 
Aſpromonte niedergeſchlagen, zugleich aber auch erklärt, daß keine 
italieniſche Regierung auf eine Löͤſung der Aufgabe in natio- 
nalem Sinne verzichten dürfe. Kaiſer Napoleon, der weder die 
franzöſiſche Beſatzung aus Rom zurückziehen, noch die Hoffnung 
aufgeben wollte, den Papſt umd Italien zur Anerkennung des 
jepigen Befipftandes zu nöthigen, beſchloß darauf, dem Turiner 
Cabinet ſeine hohe Ungnade deutlich zu machen, ernannte 
für Rom und Turin Geſandte klerikaler Farbe, und berief an 
Thouvenel's Stelle zur Leitung des auswärtigen Amtes wieder 
den alten Gönner des Papſtes und Hſterreichs, Herrn Drouhn 
de Lhuys. Von irgend einem Vertrauen auf die franzöſiſche 
Freundſchaft konnte ſeitdem in Berlin keine Rebe mehr fein. 

Um ſo wichtiger war für Preußen die Bewahrung eines 
zuverläſſigen Einvernehmens mit Rußland, um ſo bedenllicher 
eine Störung desſelben durch die polniſchen Wirren. 

Es mochte ſchwer zu entſcheiden ſein, welche Gefahr für 
Preußen die ſchlimmere geweſen wäre, der allerdings nicht ſehr 
wahrſcheinliche Sieg der rothen Inſurrection, wie fie Mieros⸗ 
lawski, Mazzini und Garibaldi betrieben, oder die Errichtung 
eines autonomen Polen unter ruffiſchem und franzöſiſchem Schuhe 
nach den Plänen Wielopolski's, Gortſchakoffs und Conſtantin's. 
Die rothe Partei hatte ja ſchon in Horodlo und dann wieder 
im Augenblicke des Losſchlagens ihre Anſprüche auf Weſtpreußen, 
Poſen, Pommem bis zur Oder verkündet; ſie hob bereits von 
den dortigen Stammgenoſſen Steuern und Recruten aus und 
ſezte in Poſen eine mohlorganifirte Landesverwaltung ein. 
So ungeſtüm würde allerdings Wielopolskis autonomes Polen 
kaum vorwärts ſchreiten, unaufhörlich aber würde der Miniſter 
dazu ſowohl durch die polnischen Patrioten als durch die pan- 
ſlaviſtiſchen Beſtrebungen und den eigenen Deulſchenhaß vorwärts 
gedrängt werden, und Jürſt Gortschakoff würde der Letzte fein, 
ihm in dieſer Beziehung einen Zügel anzulegen. Weder für 
Poſen und Weſtpreußen, noch für die geſammte Monarchie würde 
es fortan eine ruhige Stunde geben. 

So reifte auf die erſte Nachricht von dem polniſchen Auf⸗ 
ſtande in Berlin der Entſchluß, ſich unmittelbar an die perſönlichen 
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Gefühle des Kaiſers Alexander zu wenden ). General Guſtad 
von Alvensleben erhielt die Weifung, nach Petersburg, und von 
dort nach Warſchau zu gehen. In Petersburg ſollte er einen 
eigenhändigen Brief des Königs in bie Hände des Kaisers legen, 
ſodann möglicht vollſtändige Aufllärung über das bisher Ges 
ſchehene zu erlangen, vor Allem aber mit dem Kaiſer eine 
Verſländigung über die gemeinſchaſtliche Unterdrückung des Aufe 
ſtandes anzubahnen ſuchen. „Der König, fuhr die Inſtruction 
fort, iſt von der Überzeugung durchdrungen, daß die Intereſſen 
beider Regierungen durch jede polniſche Schilderhebung gleich⸗ 
mäßig gefährdet find, und daß jede Emancipation des polniſchen 
Elements von der Autorität des Kaiſers ihre Wirkungen nicht 
auf die Grenzen des Königreichs beſchränken, ſondern ebenfo 
ſehr die Sicherheit der benachbarten königlichen Provinzen, als 
diejenige der weſtlichen Gouvernements des Kaſſerreichs gefährden 
wird. unſerer Anficht nach ift demnach die Stellung beider 
Höfe der polniſchen Revolution gegenüber ſachlich diejenige 
zweier Bundesgenoſſen, die von einem gemeinſchaftlichen Feinde 
bedroht werden.“ Es fei alfo zu verabreden, daß die beiderſeitigen 
Truppenführer an beiden Seilen der Grenze angewieſen würden, 
einander jede zur Herſtellung der Ruhe und Überwältigung des 
Aufruhrs erforderliche Unterſtüzung zu leiſten. 

Wer damals in Europa um ſich blickte, hätte Anlaß gehabt, 
einen ſolchen Schritt für ein vermeſſenes Wagniß zu erklären. 
Denn einſtimmig jubelte die Preſſe aller Culturländer der pol⸗ 
niſchen Erhebung zu; einftimmig war das Verdammungsurtheil 
über die ruſſiſche Tyrannei, welche jetzt durch eine geſetzwidrige 
Recrutirung ein duldendes Volk in den Verzweiflungskampf 
gejagt hätte. Die Strömungen, die ſich ſonſt neutraliſirten, die 
liberale, die klerikale, die nationale, hier wirkten ſie zuſammen 
und hatten den Beifall der öffentlichen Meinung und energische 
Vertreter bei den mächtigſten Regierungen für ſich. Es gehörte 
eine ſichere Entſchlußtraſt dazu, dieſem allgemeinen Drange 
entgegen zu treten, und ſich offen an die Seite des völlig ver⸗ 
einzelten und gemiedenen Rußland zu ſtellen. 

Eben dieſe Verhaltniſſe verſchafften aber dem preußiſchen 
General bei Kaiſer Alexander eine doppelt gnädige Aufnahme. 


y) Zuerſt hatte der Lnig nur an eine militärische Sendung nach 


Werſchen gedacht, nach brei Tagen aber den Plan erweſtert. 
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Je ſchmerzlicher der weiche Sinn des Monarchen den gegen ihn 
entfeſſelten Sturm empfand, deſto erquicklicher war ihm das Er- 
feinen dieſer Botſchaft treuer Freundesgeſinnung. Von ganzem 
Herzen ſchlug er in die Hand des Bundesgenoſſen ein: für 
feine Lebenszeit war bie panſlaviſtiſche Berbrüderung zwischen 
Polen und Ruſſen nicht mehr zu befahren. Im Übrigen fand 
Alvensleben, daß Wielopolski auch bei dem Kaiſer noch in 
Gnaden ſtehe: Alexander ſprach mit Theilnahme und Entrüſtung 
von zwei neuen Vergiſtungsverſuchen gegen den tüchtigen Mann. 
Auch ſonſt, meldete Alvensleben, habe hier der Marquis eine 
ſtarke Partei; im ruſſiſchen Bolle jet die Stimmung getheilt, 
auf der einen Seite wüthender Haß gegen die polniſchen Meuchel⸗ 
mörder, auf der andern die Meinung, daß Rußland an der 
Beherrschung Polens durch das Haus Gottorp nicht das geringſte 
Intereſſe habe. Unerſchüttert aber blieb der Kaiſer auf feinem 
Standpunkt, die Rebellion möglichſt raſch zu unterdrücken, und 
dann das Land möglichſt gut zu verwalten. Auf feinen Befehl 
machte Gortſchakoff dem preußiſchen General den Vorſchlag, die 
erforderlichen Maaßregeln in einer ſchriftlichen Convention oder 
Punctation feſtzuſtellen. Alvensleben hatte allerdings dafür 
weder Auftrag noch Vollmacht, ſah aber bei der Einfachheit der 
Sache auch keinen Grund, fi dem Wunſche des Vicekanzlers 
zu entziehen, und ſandte am 6. Februar den Entwurf einer ſolchen 
Punctation nach Berlin. Er lautete dahin, daß auf Erſuchen 
des ruſſiſchen oder des preußiſchen Oberbefehls habers oder der 
beiderſeitigen Grenzbehörden die beiderſeitigen Truppenführer 
bevollmächtigt werden, ſich gegenſeitig Hülfe zu leiſten, und 
nöthigesfalls auch die Grenze zu überſchreiten, zur Verfolgung 
der Rebellen, die aus dem einen Lande in das andere überträten. 
Beſondere Officiere beider Theile würden den Hauptquartieren 
der Höchſtcommandirenden und der Corpsführer beigegeben und 
in Kenntiß aller Bewegungen erhalten werden. Dann noch 
ein Artikel, den Gortſchakoff geheim zu halten bat: man wird 
dem preußiſchen Befehlshaber jede Notiz kber pofitifche Urutriebe 
betreffend Poſen zukommen laſſen. König Wilhelm war im 
Übrigen einverſtanden, wünſchte aber für den geheimen Artikel 
die Neciprocität. Gortſchakoff ſetzte dann dem Entwurfe am 
Schluſſe noch die Worte hirzu, die im Grunde das Ganze wieder 
auſhoben: dieſes Arrangement wird fo lange in Kraft bleiben, 
als die Hage der Dinge es erfordert, und die beiden Höfe es 
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angemeſſen erachten. Ein Vertrag, von dem jeder Theil jeder 
Zeit zurüctreten hun, iſt ftreng genommen kaum roch ein Ver⸗ 
trag zu nennen. Das Document wurde dann am 8. Februar 
von Alvensleben und Gortſchakoff unterzeichnet. Eine Rati- 
fication durch die beiden Souveräne fand nicht Statt. Wohl 
aber gedachte Gortſchakoff, welchem Alvenslebens Sendung in 
jeder Beziehung abſcheulich war, für den Verdruß, den ihm 
Preußen in Petersburg gemacht, an einem andern Ort Vergeltung 
zu üben: gleich am 9. Februar berilte er ſich, dem franzöſiſchen 
Geſandten, Herzog von Montebello, den Text der Convention 
mitzutheilen ). 

Bismark war übrigens ſelbſt nicht geſonnen, aus dem 
weſentlichen Inhalt der Convention der Welt ein Geheimmiß zu 
machen. Beinahe die Hälfte des preußiſchen Heeres, vier Armee⸗ 
corps von neun, waren im Kriegsbereitſchaft geſetzt und an der 
langen polniſchen Grenze von Inſterburg bis Oppeln vertheilt: 
bei einer ſolchen Machtentfaltung war man, was auch jenſeits 
der Grenze geſchehen mochte, der Ruhe im eigenen Land gewiß 
und für jede weitere Entſchließung gerüſtet. Alvensleben hatte 
auf der Rückreiſe in Warſchau die dortige Regierung ſiegesſicher 
und alſo über die preußiſche Convention, bei der ſie als hülfs⸗ 
bedürftig erſchien, ſehr verdrießlich gefunden. Sie trug denn 
auch in der Inſtruction für die ruſſiſchen Generale Sorge, die 
Fälle und die Ausdehnung der Grenzüberſchreitung auf ein 
möglichſt geringes Maaß zu beschränken, was dann natürlich 
entſprechende Weifung für die preußiſchen Truppenführer zur 
Folge hatte über die thatſächlichen Verhältniſſe in Polen 
berichteten ſonſt Alvensleben und die ihn begleitenden Officiere 
wenig erbauliche Kunde. Es gab keine ſichere Leitung und leinen 
feften Plan in dem Armeecommando; jeder Corpsführer operirte 
auf eigene Fauft; einig waren fie nur in ihrem Widerwillen 
gegen Wielopolski, den ſie ohne Weiteres als Reichsverräther 
betrachteten. Das Land wimmelte jetzt in allen Provihzen von 
bewaffneten Banden, meiſtens kleiner Kopfzahl, da die Bauern 
den Anſchluß an die Revolution Hartnädig verſagten; größere 
Haufen zeigten ſich nur im Südiweſten, in Folge des aus Schleſien 
oder Galizien herüber kommenden Zuzugs. Überall verkündeten 
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die Führer, daß auswärtige Hülfe nahe fei, und belebten damit 
den Muth ihrer Leute. Bei dieſer allſeitigen Ungewiß heit der 
dortigen Lage hielt Bismarck es für angemeffen, den Groß wächten 
über Preußens Haltung auch nicht den leiſeſten Zweifel zu laſſen. 
Am 11. Februar hatte er ein Geſpräch mit dem englischen Ges 
ſandten Sir Andrew Buchanan. Er bereitete ihn vertraulich 
auf den Abſchluß einer Convention mit Rußland zu gemein⸗ 
ſchaftlicher Unterdrückung des Auſſtandes vor. Sir Andrew 
fragte, ob dabei auch überſchreitung der Grenze durch die beider⸗ 
ſeitigen Truppen zugelaſſen ſei. Bismarck bejahte mit der be 
stimmten Erklärung, daß Preußen ein unabhängiges Polen an 
ſeiner Grenze nimmermehr dulden könnte. Wie aber, ſagte Sir 
Andrew, wenn der immerhin mögliche Fall einträte, daß die 
Ruſſen aus Polen hinausgeſchlagen würden, was würdet Ihr 
dann thun? Dann, erwiderte Vismarcl, müßten wir das König⸗ 
reich ſelbſt zu beſetzen ſuchen, um dies Aufkommen einer uns 
feindlichen Macht zu hindern. Dies wird Europa niemals dulden, 
rief darauf Sir Andrew, und wiederholte es mehrmals. Bismarck 
fragte kurz: wer iſt Europa? Verſchiedene große Nationen, ſagte 
der Geſandte. Sind ſie bereits darüber einig? fragte Bismarck. 
Sir Andrew vermied eine poſitive Antwort, erklärte aber, daß 
Frankreich ſich in der Unmöglichkeit befände, eine neue Unter 
drückung Polens zuzulaſſen. Für uns, wiederholte Bismarck, 
ift die Unterdrückung des Aufftandes eine Frage über Beben und 
Tod; ſchloß aber das Geſpräch mit der Bemerkung, daß es 
unnütz fei, nicht vorliegende Möglichkeiten zu erörtern. 

In ähnlichem Sinne ſprach er gleich nachher mit dem 
franzöſiſchen Geſandten, Herrn von Talleyrand, der ſich auf die 
Erklirung beſchränkte, daß er die Anfichten feiner Regierung 
über Polen noch nicht kenne. Bismarck redete zu ihm um ſo 
unbefangener, als er ſchon als Geſandter in Paris auf eine 
Außerung Napoleon’, man müſſe etwas für Polen thun, feine 
eigene Auffaſſung in nachdrücklicher Form dem Kaiſer ohne weitern 
Widerſpruch vorgetragen, und fo eben erſt, am 4. Februar, die 
franzöſiſche Regierung im geſetzgebenden Körper einen polen⸗ 
freundlichen Antrag Jules Favre's bekämpft und Polen auf die 
Großherzigteit und Humanität Kaiſer Alexander's verwieſen hatte. 

Hier aber ftand ihm eine ſchwere Enttäuschung bevor. 

Napoleon war allerdings ein Gegner der rothen Partei, 
wie im übrigen Europa, fo auch in Polen. Aber gerne wäre 
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er auf Gortſchakoffs und MWielopols’8 Syſtem eingegangen, 
und ſchon hienach war ihm die preußische Convention zuwider 
Dazu kam das heftige Vrauſen der öffentlichen Meinung Frank⸗ 
reichs, wo der ganze Klerus mit den Liberalen Hand in Hand 
zu Gunſten Polens ging, und gerade jetzt binnen Kurzem all⸗ 
gemeine Wahlen, wo der Regierung die Unterſtützung des Klerus 
wichtig war, bevorſtanden. So eingeklemmt zwiſchen der nationalen 
Sympathie für Polen und der eigenen für Rußland, kam die 
Regierung auf den Gedanken, ob ſich „für Polen etwas thun 
laſſe“, wenn man die Spipe der Agitation nicht gegen Rußland, 
die origo mall, fondern gegen das mitſchuldige Preußen richte. 
Niemand konnte zu einem ſolchen Verfahren eifriger bereit ſein, 
als Drouyn de Lhuys. 

Schon am 15. Februar äußerte er gegen den preußiſchen 
Gesandten Grafen Goltz: „wir begreifen, daß jede der drei 
Theilungsmächte ihre polniſchen Provinzen zu behalten ſtrebt. 
Aber wir dachten, Ihr wäret zum Schutze Poſens allein ſtark 
genug, und hättet den Ruſſen ihre Aufgabe allein überlaſſen 
konnen. Dann wäre nur ein Drittel der polniſchen Frage auf⸗ 
gerührt worden, und wir hätten ruhig zuſehen dürfen. Die 
Lage Unbert ſich, wenn bie ganze polniſche Sache in Frage konmt 
Ich fürchte. Ihr ſelbſt habt voreilig dieſe Frage geſtellt. Beſorgt 
Ihr nicht, daß Eure Solidarität bei den Stimmungen des englifehen 
und 825 franzöſiſchen Voltes eine andere Solidarität hervorrufen 
wird?“ 

Er rebete zwar im fteundlichſten Tone; er ſpreche nur Ver 
fürchtengen aus, von denen er Hoffe, daß fie ſich nicht verwirklichen 
würden. Aber ſchon am 17. Februar ſandte er eine Depeſche 
gleiches Inhalts an Talleprand: die polnische Sache war bisher 
eine locale, durch die preußiſche Convention ift fie eine enropätfche 
geworden. Am 18, ließ er eine Depeſche an Montebello nach 
Peters burg abgehen, worin er unter Bezugnahme auf die Wiener 
Congreßacte von 1815, deren Beſtimmungen Rußland nicht 
erfülle, die Beſorgniß aussprach, daß zwiſchen beiden Höfen eine 
geſpannte Lage entſtehen könnte. Daß er der Treiber in der 
Sache war, zeigt hier die Berufung auf die Verträge von 1815, 
welche dem Kaiſer, wie jedem Bonaparte gründlich verhaßt waren. 
Gegen Goltz ſteigerte er den Ton mit jedem Tage, bis zu der 
unumwundenen Erklärung, daß nur Bismarcks Entlaſſung ein 
gutes Verhältniß herſtellen könnte. Viel weniger ſeindſelig, 
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wenn auch in gleicher Tendenz, ſprach der Kaiſer am 20. mit 
Goltz: Ihr wißt, wie ich ſtets den Wunſch zu engem Ein- 
vernehmen mit Preußen gehabt habe; hätte Oſterreich einen 
ſolchen Fehler gemacht, wie Preußen durch dieſe Convention, es 
wäre mir gleichgültig geweſen; jezt, wo es durch Preußen ge⸗ 
ſchehen, macht mir der Vorgang wahren Kummer. Indeſſen. 
kroh dieſes Kummers war man einmal im Zuge, und am 21. 
ging nach London und nach Wien der Entwurf einer identiſchen 
Note ab, in welcher die drei Mächte, allerdings mit den höflichſten 
Redewendungen, dem preußiſchen Cabinet ihr tiefes Bedauern 
über den Abschluß der Convention und zugleich die Hoffnung 
ausdrücken follten, daß Preußen die baldige Kündigung derſelben 
in feinem Intereſſe finden möchte. Drouyn de Chats zweifelte 
nicht an der Zustimmung der beiden Höfe; er wußte, daß in 
Wien der Zorn gegen Preußen wegen Bundesreform und Handels⸗ 
vertrag lichterloh brannte, daß die einflußreichſten Berather 
Rechberg's, die Herren von Biegeleben und von Meyſenbug, 
ſchon aus katholiſchem Intereſſe eifrige Polenfreunde waren, und 
daß in Galizien die Polen ungehindert Geld und Freiſchaaren 
über die Grenze ſenden durſten; in London aber ſchwärmte die 
öffentliche Meinung für Polen, und noch am 20. hatte im 
Parlamente der Miniſter Lord John Ruſſell erklärt, die Recru⸗ 
trung in Warſchau fei der unklügſte und ungerechteſte Schritt 
geweſen, den Rußland hätte ihun können, und durch die Con⸗ 
vention habe Preußen nachträglich die Verantwortung für die 
gehäſſige Maaßregel mit übernommen. Welcher Grund konnte 
alſo die beiden Machte von der Unterzeichnung der ſo gelinde 
ſtiliſirten Note abhalten? 

Allein trop alledem war die Rechnung ein Fehlſchluß. 

Lord John war allerdings als rechtgläubiger Whig voll 
von Sympathie für Polen, wie für alle unterdrückten Nationen, 
erkannte aber die Gefahr des Aufftandes für Preußen an, und 
wünſchte als praktiſcher Staatsmann aus vielen Gründen durchaus 
nicht, Preußen zu ſchädigen oder geſchädigt zu ſehen. Demnach 
erwiderte er auf die franzöſiſche Mittheilung, daß bei aller 
Höflichkeit des Stils eine identiſche Note als ſolche die wuchtigſte 
und beinahe drohende Form einer Vorſtellung ſei. So ſehr er 
die Convention table, fo ſei ihre praktische Bedeutung doch nicht 
groß genug, um zu einem Schritte dieſer Art den Anlaß zu 
bieten. Überhaupt aber, wenn man einſchreiten wolle, warum 
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gegen den Helfer, warum nicht gegen den Urheber des Übels? 
England alſo lehnte die Note an Preußen ab, und forderte ftatt 
deſſen die Unterzeichner der Wiener Congteßatte zu gemeinfamen 
Schritten gegen Rußland auf. Oſterreich, welches feine Be⸗ 
ziehungen zu England damals immer feſter zog, weigerte aus 
Mißtrauen gegen Napoleon trotz alles fonfigen Zwiſtes mit 
Preußen der identiſchen Note feine Unterſchriſt. Die Action des 
franzöſiſchen Miniſters endigte alſo mit einem diplomatischen 
Fiasco. Dennoch aber war ſie bedeutungsſchwer. Die franzöſiſche 
Regierung hatte ſich damit zu der Pflicht bekannt, die polniſche 
Sache zu unterſtützen. Dabei hatte fie eine Niederlage erlitten, 
und eine ſolche vermochte Napoleon ſeinem Volke gegenüber 
weniger als ein legitimer Herrſcher zu ertragen. Wenn alſo 
England jetzt zu neuem Vorgehen gegen Rußland aufforderte, 
fo war dem Kaifer die Ablehnung doppelt erſchwert, obgleich 
ſich die Folgen eines ſolchen Schrittes in keiner Bezichung über⸗ 
blicken ließen. 

Bismarck hatte der Entwicklung der franzöſiſchen Thätigkeit 
in dieſen Tagen nicht ohne Beſorgniß, aber mit feſter Ent⸗ 
ſchloſſenheit entgegen geſehen, und gleich nach den erften Berichten 
darüber dem franzöſiſchen Geſandten im Voraus erklärt, daß es 
für Preußen in der polniſchen Sache keine Wahl gebe, daß er 
alſo für eine Verwendung zu Polens Gunſten leine andere als 
eine ablehnende Antwort haben würde. Dann aber wurde er 
durch eine befremdliche Eröffnung von der entgegengeſetzten Seite 
her überrascht. Am 22. Februar erſchten bei ihm der ruſſiſche 
Geſandte, Herr von Oubril, und meldete die Anſicht feiner 
Regierung an, es ſei bei der europäiſchen Lage dringend, die 
Elaufel der Convention, welche den beiderſeiligen Truppenführern 
Vollmacht zur überſchreitung der Grenze gebe, außer Wirkſamkeit 
zu ſeßen. Das war ungefähr gleichbedeutend mit Suſpenſion 
des ganzen Vertrags, da jene Vollmacht zur Grenzüberſchreitung 
die einzige Beſtimmung desſelben enthielt, für die eine zweiſeitige 
Abrede erforderlich war. Immerhin wurde ſofort der preußiſche 
Commandirende im Sinne von Oubril's Begehren inſtruirt, und 
Dubril davon benachrichtigt. Zwei Tage ſpäter folgte eine weitere 
Überrafgung durch ein Telegramm aus Warſchau, daß Großfürſt 
Conſtantin von Gortſchakuff Weiſung erhalten habe, da Preußen 
wegen Pariſer Nachrichten kroß Alvensleber's Arrangement leine 
Überſchreitung der Grenze wünſche, die entſprechenden Beſehle 
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an die ruſſiſchen Gener: zu erlaſſen. Bismarck war nicht wenig 
erftaunt, daß hier der Wunſch auf Suſpenſion oder Aufhebung 
der Convention Preußen zugeſchoben wurde. Jedesfalls aber 
war hiemit der Convention jede praktiſche Bedeutung entzogen, 
und Bismarck nahm darauf leinen Anſtand, in Cubril's Gegenwart 
dem englischen Geſandten zu erklären, die Convention werde 
fortan ein todter Buchſtabe bleiben. Gleich nachher ftellte ſich 
jedoch heraus, daß dies ganze Getreibe hinter dem Rücken des 
Kaisers durch Gortſchaloſf veranlaßt worden war. Alexander 
erfuhr davon erſt durch Gortſchakof's unwahre Meldung, daß 
Preußen die Aufhebung der Convention begehre, und wurde 
dadurch in lebhafte Bewegung verſetzt. Am 25. Februar empfing 
er den preußiſchen Militärbevollmächtigten, Herrn von Loen, 
und fragte ihn ganz erregt: „wiſſen Sie, was geſchehen? wenn 
Militärs mit einander verhandeln, geht immer Alles gut; wenn 
ſich aber die Diplomaten hinein miſchen, geſchehen lauter Dumm⸗ 
heiten. Ich habe mit Freuden auf den Wunſch des Königs die 
Convention beſchloſſen; jetzt höre ich, daß Preußen aus Gründen 
feiner innern und äußern Politir bie Aufhebung derſelben ber 
gehrt; ich bin ſoſort auch dazu bereit, obgleich ich nicht abſehe, 
was Frankreich die Convention angehen kann. Oder hat man 
etwa in Berlin geglaubt, Rußland wünſche von derſelben zurück⸗ 
zutreten? freilich bedürfen wir ſie bei dem beſſeren Stande der 
Dinge in Polen nicht mehr, aber an einen Rücktritt habe ich 
gar nicht gedacht, obgleich ich. wie gefagt, auch dazu bereit bin, 
wenn ich damit Preußen Verlegen heiten erſparen kann. Hat 
Dubril etwas Anderes geſagt, jo werde ich ihn desavouiren.“ 
Loen bat feine Regierung telegraphiſch um Inſtruction, und 
erhielt am 28. den Beſcheid, daß dem preußiſchen Cabinet die 
Aufhebung der Convention zwecklos erfheine ; es ſei dem Auslande 
gegenüber richtiger, zu ſagen, daß ſie bisher noch unvollendet 
geblieben, durch Mangel der nöthigen Ausführungsbeſtinmungen. 
Am folgenden Tage empfing ihn der Kaiſer mit der Frage: alſo 
Preußen wünſcht die Aufhebung der Convention? — war aber 
freudig überraſcht, als Loen ihm Bismarcks Depeſche vorlas, 
und ſprach im vollen Erguffe feine Genugthuung über die Auf⸗ 
klärung des Mißverſtändniſſes und den Entschluß zu festem 
Zuſammenhalten aus. 

Gortſchakofſ's Intrigue war damit in ihrem Hauptzweck, 
der Auflockerung der vertrauten Beziehungen zwiſchen den beiden 
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Souverünen, abgewehrt. Mit andern Beſchwerniſſen aber hatte 
zu gleicher Zeit Bismarck im Innern zu kämpfen, mit der feind⸗ 
ſeligen Stimmung des Haufes der Abgeordneten, welches auch 
die polnische Sache in den Bereich feiner Verhandlungen zog. 
Seit dem Schluſſe der Ichten Seſſion hatte die Anſicht, daß die 
Fortführung einer Verwaltung ohne Budget ein ſchwerer Ver⸗ 
faſſungsbruch fei, weitere Verbreitung im Lande gefunden und 
bei den Parteien immer feſtere Wurzel gefaßt. Gleich bei der 
Eröffnung der neuen Seffion fand fie in einer Adreſſe an den 
König mit offener Anklage gegen die Miniſter einen energiſchen 
Ausdruck. Da jedoch der König feit zu feinen Räthen ſtand, 
und zu einem gerichtlichen Verfahren gegen dieſe die Verfaſſung 
feine Mittel bot, fo kam die Meinung auf, die Beſeitigung der 
verhaßten Miniſter durch Ablehnung oder Beſtreitung jedes 
Antrags, jedes Vornehmens derſelben zu erzwingen, den Kampf, 
wie man dies nannte, auf der ganzen Linie zu eröffnen. Als 
die Convention vom 8. Februar zur Sprache kam, über deren 
unbekannten Text die übertriebenſten Gerüchte umliefen, war es 
übrigens nur bei wenigen Mitgliedern die Begeisterung für ein 
unabhängiges Polen, welche zu ſchleuniger Verhandlung antrieb: 
es war vielmehr die Sorge vor einem großen europtiſchen 
Krieg, in welchen durch Bismarck s tolldreiſte Politit das Land 
hineinzutreiben ſchien. Die Maſſe des Volkes und des Hauſes 
hatte über ihn wie bei dem Budgetſtreit die Überzeugung, daß 
dieſer übermüthige Junker nichts als reactionäre Unterdrückung 
jeder Freiheit im Sinne trage, und deshalb auch Polen unter- 
drücken helſe, auf die Gefahr hin, daß Preußen durch einen 
übermächtigen Angriff der Weſtmächte zu Grunde gerichtet würde. 
Nach einer dreitägigen leidenſchaftlichen Debatte, bei welcher 
Bismarck jede Mittheilung über Inhalt und Zweck der Convention 
verweigerte, beſchlaß das Haus mit einer überwältigenden Mehr⸗ 
heit, daß Preußens Wohl eine ſtrenge Neutralität während der 
polniſchen Kämpfe erfordere. Bei der glühenden Erbitterung 
des Verſaſſungstampfes kam kein Gedanke auf, daß ein folder 
Beſchluß das Anſehen der Regierung im Auslande ſchädigen, und 
damit die Preußen vielleicht bedrohenden Geſahren vermehren 
könne. Noch viel weniger hatte jemand im Haufe oder im Lande 
eine Ahnung, daß Bismarc durch die Convention, und durch die 
Hiemit erlangte Beſeſligung der ruſſiſchen Freunbſchaft, ben erſten 
Stein zum Fundamente für Preußens künftige Größe gelegt hatte. 
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Indeſſen ließ ſich der Minifter weder durch dieſe Angriffe, 
noch durch Gortſchakoffs Umtriebe oder durch franzöſiſche 
Drohungen um eines Haares Breite von ſeiner Linie abbrängen. 
Die engliſche Aufforderung, ſich an einem Schritte der Wiener 
Congreßmüchte in Petersburg zu betheiligen, wies er zurück, 
weil ſie dem preußiſchen Standpunkt in der Sache nicht entſpreche. 

rigens legte fi) allmählich der Sturm über die Februar⸗ 
Convention, als die engliſchen Zeitungen Bismarcks Ausſpruch, 
fie werde ein todter Buchſtabe bleiben, veröffentlichten. vor Allem 
aber, als in Polen der Verlauf der Kämpfe zu leiner Grenz 
überſchreitung mehr Veranlaſſung gab. Das Nationalcomite 
hatte Mieroslawski zum Dictator ernannt, dieſer hatte am 17. 
Februar den Befehl über eine ſtärkere Schaar in der Nähe der 
preußiſchen Grenze übernommen, war aber ſchon am 22. nicht 
weit von Kaliſch durch ruſſiſche Truppen angegriffen, ganzlich 
gefchlagen, feine Leute zerſprengt, er felbft flüchtig geworden, 
und damit für immer vom Schauplaß verſchwunden. Dies 
erweckte bei der weißen Partei der großen Grundbeſitzer, die 
bisher ganz in das Schlepptau der Rothen gerathen war, den 
Muth zu neuer Selbſtändigkeit. Durch Ladislas Czartorysli 
erfuhren fie aus Paris, daß Napoleon von Mieroslawski, als 
einem Genoſſen Mazzini's und des Londoner Revolutionscomite's, 
nichts habe wifien wollen, beſonnenere Patrioten aber zu unter- 
ſtützen gerne bereit ſei. So erhob jetzt die Partei einen gewiſſen 
Langiewicz aus Poſen zu ihrem Führer, welcher dann auch im 
Süden des Landes eine anſehnliche Bande zuſammenbrachte, 
ſeinerſeits den Titel eines Dictators annahm, und eine Civil⸗ 
regierung einſetzte, dadurch aber den Zorn des Nationaleomite's 
in ſolchem Grade erregte, daß es drei Agenten in ſein Lager 
mit dem Auftrag abordnete, den eigenmächtigen Aufrührer zu 
ermorden. Die Sendlinge wurden jedoch entdeckt, verhaftet und 
zum Tode verurtheilt: ſie ſollten eben gehenkt werden, als die 
Ruſſen am 19. März über das Lager hereinbrachen, den Haufen 
auseinander jagten und Langiewicz zur Flucht nach Galizien 
zwangen. Wenige Tage ſpäter erlagen zwei andere größere 
Inſurgentenbanden einem gleichen Geſchick, ſo daß jetzt an keiner 
Stelle eine ſtärkere Streitmacht der Rebellen mehr das Feld 
behauptete. Bei geordnetem Zuſammenwirlen der ruſſiſchen 
Truppen wäre jetzt die Ruhe bald herzustellen geweſen, zumal 
die große Maſſe der Bauern gut Taiferlic) gefinnt blieb, rebelliſche 
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Kanzelredner todtſchlug, meuteriſche Grundbeſitzer der Polizei 
überlieferte, ſo daß bei einer Abſtimmung nach allgemeinem 
Stimmrecht das polniſche Voll mit bedeutender Mehrheit den 
Zaren als Herrſcher anerlannt hütte. Allein bei der königlichen 
Regierung ſtand es, was Einigkeit betraf, nicht beſſer als bei 
der revolutionären. Der Großfürſt und noch entſchiedener als 
er die Großfürſtin, hielten feſt zu Wielopolskt, welcher trotz des 
Belagerung sſtandes die Wirkſamkeit feiner Civilbehörden aufrecht 
zu erhalten und die militäriſchen Maaßregeln zu mildern ſuchte. 
Die Offieiere wütheten über das ganze Syſtem, General Ramſay 
bat dringend um feine Entlaſſung und beantragte die Ernennung 
des einſichtigen und kräftigen Generals Grafen Berg zum 
Adlatus des Großfürſten, mit herrſchender Vollmacht über Militär- 
und Civilverwaltung. Much in Petersburg ging jetzt die vor⸗ 
herrſchende Strömung ſcharf gegen Wielopolski, dem man die 
verzögerte Erdrückung des Aufstandes zur Laſt legte, indeſſen 
ließ ſich der Kalſer durch feinen Bruder und feinen Bicelanzler 
noch mehrere Wochen von entſchiedenen Schritten zurückhalten. 
Ramſay erhielt einen Nachfolger, deſſen größtes Verdienſt feine 
vertraute Beziehung zu dem Großfürſten war, und der Kampf 
gegen die Rebellen ſchleppte ſich in dem bisherigen Schlendrian 
fort. Die Truppen befiegten jede Bande, mil der fie zuſammen⸗ 
trafen, beherrſchten aber bei der völligen Unzuverläſſigkeit der 
polniſchen Civilbehörden das Land überall nur an dem Punkte, 
wo fie eben ftanden. So kam gegen Ende Marz der Kaiſer 
zu dem Entschluß, wenigſtens in die militäriſchen Operationen 
durch eine krüftigere Hand Zuſammenhang und Energie zu 
bringen, ohne jedoch die Civilverwaltung und deren Leiter der 
militkriſchen Dietatur vollſtändig zu unterwerfen. Am 30. März 
wurde Graf Berg zum militäriichen Adlatus des Großfürſten, 
d. h. zum Höchſteommandirenden in Polen ernannt. Alle Welt 
ſah darin ein Vorzeichen für den nahen Sturz des polonifirenden 
Systems, und die demmächſtige Abberufung des Großlfürſten 
und Wielopolski's. Unmittelbar daran ſchloß ſich eine weitere 
Maaßregel, deren Ankündigung allerdings weniger an die Adreſſe 
der polniſchen Inſurgenten, als an die der auswärtigen, der 
polniſchen Erhebung zugethanen Mächte ging. Bisher hatte 
auf Anlaß der Empörung Rußland vier Armeecorps mobil 
gemacht; jetzt erfolgte der Befehl, die ganze Armee auf Kriegsfuß 
zu ſetzen und die Petersburg deckende Seefeſtung Kronſtadt zu 
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armiren. Zugleich gingen anſehnliche Verſtärkungen nach Polen, 
welchen dann in die bisherigen Stellungen aus dem Innern 
nicht geringere Streitkräfte nachrücken. Rußland fah fi vor, 
leder aus dem Weſten kommenden Feindſeligkeit feſt gewappnet 
Stand zu halten. 

Wohl Hatte das ruſſiſche Cabinet Anlaß zu ſolchen Vor⸗ 
kehrungen. England war zwar ſehr entſchloſſen, wegen Polens 
nicht ſelbſt Rußland den Krieg zu erklären, freute ſich aber von 
Herzen jeder dem orientaliſchen Rivalen erwachſenden Verlegenheit, 
und ſtrengte alle Kräfte an, die übrigen Großmächte zum An⸗ 
ſchluß an ſein Thema zu bringen, daß Rußland die Bedingungen, 
unter welchen ihm 1815 der Miener Congreß das Königreich 
Polen zugetgeilt, nicht erfüllt, ſondern die damals verheißene 
und eingeführte Conſtitution 1831 wieder aufgehoben habe, daß 
es ſolglich durch einen Spruch Europas zur Erfüllung feiner 
Pflicht anzuhalten oder aus dem verwirkten Beſitze auszuweiſen 
ſei. Vom rechtlichen Standpunkte aus betrachtet, war dieſe 
Argumentation in doppelter Hinſicht anfechtbar, ſowohl in Bezug 
auf den Inhalt der Anklage, als auf die Legitimation des Klägers. 
Denn 1815 hatten Rußland und Oſterreich durch Vertrag vom 
3. Mai ſich zugeſagt, ihren polniſchen Unterthanen eine Re⸗ 
präfentation und nationale Institutionen zu verleihen, geregelt 
nach Art der politischen Exiſtenz, deren Bewilligung ihre Re⸗ 
gierung nützlich und angemeſſen erachten wird. Es war alſo 
die Verheißung einer Nepräfentation keineswegs mit der Zufage 
einer parlamentariſchen Verfaſſung gleichbedeutend. Erft nach 
dem Schluß des Congreſſes hatte Kaiſer Alexander I. nach 
ſelbſtherrlichem Ermeſſen dem Königreich eine ſolche gegeben; 
leider aber hatten die Polen ſelbſt ſie durch ihre Revolution 
von 1830 zerriſſen, Kaiſer Nikolaus fie nach der Unterwerfung 
nicht wieder hergeſtellt. Die beiden deutſchen Mächte aber hatten 
ſich mit Rußland durch den Vertrag von Münchengrüß 1838 
zu gemeinſchaftlichem Schutze des damaligen Zuſtandes verbunden, 
hiermit alſo ihre Verträge von 1815 nach ruſſiſcher Auffoſſung 
interpretirt. Allerdings waren dieſe Verträge gleich nach ihrem 
Abſchluß in die Wiener Congreßacte aufgenommen worden: 
daraus folgte aber, wie wir früher geſehen haben, nur die Pflicht 
der übrigen Congreßmächte, deren Juhalt ihrerſeits zu reſpectiren, 
keineswegs aber ein Recht, jede Anderung des Specialvertrags 
durch deſſen Contrahenten von der Erlaubniß aller Unterzeichner 
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der Congreßacte abhängig zu machen. Schon hienach mußte 
Englands Befugniß, auf Grund der Verträge die Herſtellung 
der polniſchen Conftitution von 1815 zu fordern, als durchaus 
fragwürdig erſcheinen. 

Nach dem Allem verſteht man, wie viel England daran 
gelegen war, bei ſeinem diplomatiſchen Vorgehen gegen Rußland 
wenigstens eine der deutſchen Mächte an feiner Seite zu haben, 
und fo bot Lord John Ruſſell alle Mittel auf, Oſterreich wie 
in den orientaliſchen Wirren, ſo auch für ſeine polniſche Thätigkeit 
als Helfer zu gewinnen. Er wurde darin auf das Würmſte 
durch Drouyn de Lhuys unterftüßt, welcher 1863 ebenfo beſtimmt 
wie 1854 eine franzöſiſch-öſterreichiſche Allianz für das Heil⸗ 
mittel aller europäiſchen Übelſtände hielt, und deshalb auch 
Alles that, um Napoleon in der für Polen begonnenen, und 
jest gegen Rußland zu richtenden Action feitzuhalten. Napoleon 
ſchwankte eine Weile; plötzlich aber wurde die politiſche Welt 
durch eine Reiſe des öſterreichiſchen Geſandten in Paris, des 
Fürften Metternich, nach Wien, übertaſcht, wo er am 14. Mürz 
anlangte und eine Woche lang in lebhaften Verhandlungen mit 
dem Kaiser und dem Grafen Rechberg verweilte. Der Inhalt 
derſelben iſt bisher nicht authenitiſch bekannt geworden; damals 
wirbelten mannigfaltige Gerüchte durch einander: Napoleon biete 
Oſterreich feine Allianz und die Erwerbung Schleſiens und 
Rumäniens gegen die Abtretung Venetiens; nach anderen 
Duellen hatte Napoleon die Freigebung Galiziens gewünſcht, 
und dafür die Erwerbung Rumäniens und die Garantie Venetiens 
zugeſagt; der ruſſiſche Kaiſer aber erhielt Angaben, für ein 
Zuſammengehen Oſterreichs mit den Weſtmüchten gegen Rußland 
werde jenem eine verſtärkte Stellung in Deutſchland und Land⸗ 
erwerb im Orient verheißen. Dagegen meldete aus Wien der 
preußiſche Geſandte, Herr von Werther, er habe vom Grafen 
Rechberg die ausdrückliche Verſicherung erhalten, Metternich ſei 
nur zu gegenſeitiger Information nach Wien berufen worden, 
von franzöſiſchen Vorſchlägen, die er mitgebracht haben ſolle, 
jet gar leine Rede; Oſterreich werde in feiner Stellung zu der 
polnischen Sache nicht wanken, und wolle von einem unabhängigen 
Polen nichts wiſſen 9. 


9 Werther, 18. Marz. 
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In der That hatte die öſterreichiſche Regierung Gründe 
genug zu einer ſolchen Zurückhaltung. Nach dem Beſtande ihres 
Reiches mußte ihr jede Anrufung des Nationalitätsprincips als 
eine Gefahr erſcheinen; bei einer Erhebung des polniſchen Volkes 
wurde ihr Beſitz Galiziens unſicher; ein Zuſammenhang der 
polniſchen und der ungariſchen Mevolutionspartei war nur zu 
wahrſcheinlich, Napoleon's Verhalten aber in ſolchen Fallen un⸗ 
berechenbar. Auf der andern Seite drüngte England immer 
nachbrüclicher: für beide Höfe gebe es keine größere Gefahr, 
als die Verwirklichung des feit 1837 drohenden ruffifch-frangöfifchen 
Bundes; jept erſcheine, wie vom Himmel geſandt, die polnifche 
Frage und Napoleon’ Sympathie für dieſelbe; fein Bruch mit 
Rußland ſei unwiderruflich, wenn er ſich zu einem Vorgehen 
für Polen entſchließe, und dazu ſei er bereit, wenn Oſterreich 
an bemſelben Theil nehme. Ende Mürz kam dann aus Paris 
die amtliche Aufforderung zu einem gemeinſchaftlichen Schritt 
in Petersburg zu Gunften Polens nach London und Wien. 

Was war zu thun? Auch das Verhältniß zu Preußen 
zeigte dem Grafen Rechberg in dieſem Augenblicke zug leich 
anziehende und abſtoßende Momente, wodurch die Entſchließung 
natürlich nicht erleichtert wurde. Die Ablehnung der gegen 
Preußen zu richtenden identiſchen Note Napoleons durch Öfter- 
reich war in Berlin mit aufrichtigem Danke anerkannt worden; 
Bismarck ſprach dem Grafen Karolyi wiederholt die Befriedigung 
über Oſterreichs feſte und correete Haltung aus, und erklärte 
durch einen ausführlichen Erlaß an Werther dem Wiener Hoſe 
die gleiche Stimmung des Königs. Nachdem Werther die Depeſche 
dem öſterreichiſchen Miniſter vorgeleſen, konnte er am 28. März 
die lebhafte Genugthuung berichten, mit welcher Rechberg die 
Mittheilung aufgenommen. Alles deutete darauf, daß das 
gemeinſchaftliche Intereſſe der beiden Höfe an der polniſchen Sache 
eine allgemeine Annäherung herbeiführen würde. Aber ein neuer 
Vorgang auf dem handelspolitiſchen Gebiet tilgte mit einem 
Schlage alle guten Eindrücke wieder aus. Preußen hatte für 
den Zollverein einen Handelsvertrag mit Belgien nach denſelben 
liberalen Grundſätzen wie den franzöſiſchen, abgeſchloſſen. Es 
war eine neue Erſchwerung für die von Oſterreich begehrte 
Zolleinigung, und in Wien war der Zorn darüber gewaltig. 
Vergebens erläuterte Vismarch der Gegen ſaz des handelspolitiſchen 
Syſtems ſei kein Hinderniß politiſcher Freundſchaft, wie Preußens 
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Verhältniß zu Rußland und Mecklenburg zeige. Rechberg blieb 
dabei, es ſei unmöglich, beides zu trennen, und als Bismarck 
gegen Karolyi wieder einmal erwähnte, es liege im Intereſſe 
des Friedens. in Bundes ſachen von Anträgen abzuſehen, welche 
einſtimmige Beſchlußnahme erforderten, entgegnete Rechberg ganz 
entſchieden, die Bundes reform ſei unerläßlich, da fie, wenn nicht 
durch die Regierungen, dann ſicher durch die Revolution herbei⸗ 
geführt würde. Auch in der polniſchen Sache, erklärte er, iſt 
für uns eine nühere Einigung mit Preußen erſt dann möglich, 
wenn eine Verſtünvigung über bie Zolleinigung und die Bundes 
reform vorausgegangen iſt ). 

So war der Gegenſaß gegen Preußen wieder in voller 
Schärfe vorhanden, und es mußte demnach die Anknüpfung 
freundlicher Beziehungen mit Frankreich doch recht wünſchenswerth 
erſcheinen, zumal England Tag für Tag ſeine darauf zielenden 
Mahnungen wiederholte. Dazu kam die Rückſicht einerſeits auf 
die ruſſenfeindliche liberale Mehrheit des bevorſtehenden Reichs⸗ 
tags, andrerſeits auf den Grimm der klerikalen Partei über die 
ruſſiſcen Maaß regeln gegen den rebellischen polniſchen Klerus. 
Unter dieſen Einflüſſen begann Rechberg allmahlich auf die 
franzöſiſche Seite hinüber zu lenten; er verkannte das Gewicht 
der Gegengründe nicht, meinte aber, gerade als Theilnehmer an 
der weſtmächtlichen Action werde er am beſten für den Frieden 
und für glimpfliches Verfahren wirken können. Er eröffnete 
demnach den Weſtmächten, daß er zwar die grobe Form identiſcher 
Noten ablehne, ſich ebenſo wenig auf die von Rußland nicht 
verletzten Verträge von 1815 berufen werde, wohl aber bereit 
fei, durch eine gleichzeitige Note die Forderungen der Weftmächte 
zu unterftüpen. In Paris und London war man damit ein⸗ 
verſtanden, und jo gingen am 10. und 12. April die drei Noten 
nach Petersburg ab. ſterreich klagte in der ſeinigen nur über 
ſchädliche Rückwirkung der polniſchen Anarchie auf Galizien, und 
bat demnach den Kaifer, daß er feinen polniſchen Provinzen die 
Bedingungen eines dauerhaften Friedens gewähren möge. Eng⸗ 
land ſprach aus ſchürferem Tone, erklärte, daß Rußlands Ver⸗ 
pflichtungen gegen die Congreßmächte von 1815 durch die 
polniſche Revolution von 1830 nicht erloſchen ſeien, Großbritannien 
mithin ein Recht habe, die Erfüllung jener Pflichten, alſo die 
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Herſtellung der Verſaſſung von 1815, zu begehren. Frankreich 
redete von den ſtets wiederkehrenden Zuckungen in Polen, welche 
ganz Europa nicht zur Ruhe kommen ließen; bie ruſſiſche Re⸗ 
gierung möge endlich Polen die Bedingungen eines dauerhaften 
Friedens gewähren, da alle bisherigen Verfaſſungsverſuche mif- 
lungen ſeien. Das hieß, die Verfaſſung von 1815 ebenſo wie 
Wielopolski's autonome Verwaltung als ungenügend verurtheilen 
und im Grunde die völlige Unabhängigkeit Polens als die 
einzig ausreichende Löſung bezeichnen. Graf Rechberg hatte 
dergleichen weder gejagt noch gedacht, immer aber durch feine 
Theilnahme an der Motenfendung unterſtützt: wie lebhaft er 
auch bei der Betheuerung blieb, daß er nur im Intereſſe des 
Friedens handle und leine kriegeriſche Action gegen Rußland 
mitmachen werde, ſo ließ ſich fortan die Thatſache nicht in Abrede 
ſtellen, daß Oſterreich aus der bisherigen Neutralität heraus⸗ 
getreten und Parteigenoſſe der Weſtmüchte geworden war 

Die Weſtmächte beeilten ſich, die Kunde ihres Schrittes 
durch die Welt zu verbreiten. Alle Cabinette Europas, unter 
Andern auch die Höfe aller deutſchen Staaten, wie ſich verſteht 
mit Ausnahme Preußens, erhielten die Einladung, ſich den drei 
Noten anzuschließen, und beinahe hätte ſogar der Bundestag 
eine den Polen freunliche Verhandlung erlebt, wenn nicht Rech⸗ 
berg ſich ebenſo kräftig wie Bismarck ein ſolches Schauspiel ver⸗ 
beten hätte. In Paris erwog die Regierung, was zu thun ſei, 
wenn Rußland halsſtarrig bleibe; es war die Rede von einer 
ſchwediſch⸗franzöſiſchen Landung in Kurland, jedoch wurde der 
Plan zurückgelegt, als Bismarck in London erklären ließ, daß 
Preußen einem ſolchen Unternehmen mit den Waffen entgegen⸗ 
treten würde. Ein anderer Gedanke richtete ſich auf die Landung 
von 60000 Franzoſen in Trieſt, von wo ſie dann in Verbindung 
mit einer gleichen Zahl von Oſterreichern nach Polen marſchiren 
würden. Indeſſen, bei Öfterreihs Friedensliebe mußte auch 
dieſer Entwurf auf ein künftiges Stadium der Entwicklung 
verſchoben werden. Deſto rühriger arbeiteten die Polen⸗Comites 
in Paris und London, in Poſen und Galizien. Troß aller 
Grenzſperren ſchafften fie Freiwillige, Waffen, Munition hinüber, 
brachten bedeutende Geldſendungen zu Stande, verbreiteten die 
Nachricht von Europas Vorgehen in alle Theile des Landes. 
Die Folge war auf der Stelle eine neue Ausdehnung des in 
fi erlöſchenden Aufſtandes, Vermehrung und Verſtärkung der 
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Banden, Erhebung des polniſchen Adels in Lithauen und Vol⸗ 
hynien. Die Warſchauer Nationalregierung bildete ihre Behörden 
weiter aus, und ſchärfte das Schretkensregiment, welches jeden 
Ungehorſam gegen ihre Befehle mit Ermordung, Brand und 
Plünderung beſtrafte. 

Das ruſſiſche Miniſterium ſah mit Unwille und Sorge auf 
dieſe Vorgänge. In Warſchan war Graf Berg mit Wielopolski 
ebenfo wie feine Vorgänger zerfallen, und hielt ſich paſſid, da 
der Großfürſt ihm feinen Beiſtand gegen den Marquis verſagte. 
Die großen militiriſchen Rüſtungen aber ſchritten langſam vor⸗ 
würts; mehr als ein Monat konnte noch vergehen, bis das 
Garze ſchlagſertig war. Unter diefen Unftinden beſchloß die 
Regierung, den Groll über die Einmiſchung des Auslandes 
einſtweilen zurückzuhalten, und die drei Noten fo wenig herb 
wie möglich zu beantworten. In der an England gerichteten 
Entgegnung vom 25. April bemerkte Gortſchakoff, Rußland 
erkenne alle Verträge an, müffe aber auf ihrer richtigen Aus⸗ 
Tegung beſtehen eine parlamentarſſche Berfaſſung fei den Polen 
feiner Urkunde von 1815 verheißen; der Verſuch einer ſolchen 
fei durch die Polen ſelbſt 1891 vereitelt worden; jetzt ſei der 
Raifer ſeit Jahren beſtrebt, ſtufenweis heilſame und freiſinnige 
Reformen in Polen einzuführen, und habe zum Dante dafür eine 
neue Inſurtection erleben müſſen. Er ſei bereit, in Erörterungen 
über die in der Congreßacte niedergelegten Grundſätze einzutreten, 
mache aber vor Allem die Mächte auf die wahre Urſache der 
Unruhen aufmerkſam, auf die fortdauernden Hetzereien der kosmo⸗ 
politiſchen Revolntionsparteien. Dieſer Ichtere Saß wurde dann 
mit beſonderem Nachdruck in der an Frankreich gerichteten Note 
ausgeführt, etwas kürzer in der für Oſterreich beftimntten; im 
Übrigen wurden beide Höfe auf die nach London abgegangene 
Note verwieſen. 

Bei aller Höflichkeit in der Form war die Antwort der 
Sache nach eine entſchiedene Abweiſung der unerbetenen Ein⸗ 
miſchung. In Paris und London war man fogleich der Meinung, 
darauf nicht ſchweigen zu können: habe ja die an England 
gerichtete Note ſelbſt ſich zu weitern Erörterungen bereit erklärt. 
Die Frage war nur, welche pofitive Forderungen man jetzt zu 
ſtellen habe, und darüber gingen die Anſichten fo weit auseinander, 
daß während mehrerer Wochen die Erzielung eines Einverſtänd⸗ 
niſſes beinahe hoffnungslos erſchien. Zugleich We 55 Gang 

. Sobel, Begründung d. deutschen Reiches II. 
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der Dinge in Polen, wenn die drei Mächte nicht völlig geſchlagen 
erſcheinen wollten, immer gebieteriſcher zu 
Vor Allem hatten ihre Noten bei dem ruji 
gewaltigen Aufſchwung nationaler Entrüſtung hervorgerufen. 
Bisher war dort die Stimmung, wie erwahnt, getheilt geweſen, 
die Einen hatten Beſtrafung der polniſchen Meuchelmörder, die 
Andern Abtrennung dieſes unreinen Gliedes von dem Leibe 
des heiligen Rußland begehrt. Jetzt aber, auf die Kunde, daß 
der irrglaubige Weiten den ruſſiſchen Waffen Halt gebieten wolle, 
durchwogte ein Strom patriotiſches Stolzes alle Herzen; die 
Necruten eilten zu den Fahnen, Adel und Städte boten freie 
willige Steuern, hundert und wieder hundert Stimmen forderten 
vom Slaifer die Nückberufung des Großfürſten, die Abſetzung 
Wielopolstis, die gründliche Bändigung der polnischen Rebellion. 
Die Regierung war bereit. In Warſchau erhielt Graf Berg 
erweiterte Vollmacht; in jedem Bezirke übernahmen ruſſiſche 
Officiere die nöthigften Verwaltungsämter, und organifirten fich 
aus der bäuerlichen Bevölkerung ſtarke und zuverläffige Polizei⸗ 
wachen zur Verfolgung der geſchlagenen, zur Verhinderung 
neuer Mottirungen. Die geheime Nationalregierung antwortete 
mit der Einſezung von Nevolutiondtribunalen in jedem polniſchen 
und lithauiſchen Bezirk, welche die Feinde der nationalen Freiheit 
in ſummariſchem Verfahren und unter Verwendung jedes Mittels 
aus dem Wege räumen ſollten. Darauf ſetzte der neue Gouver⸗ 
neur von Lithanen, General Murawieff, ein ein ſichtiger, herriſcher 
und eiſenharter Mann, Terrorismus gegen Terrorismus, ver⸗ 
mittelſt einer bis in das Kleinſte geregelten und mit Vollmacht 
über Leben und Tod ausgeftatteten militäriſchen Berwaltung. 
So entſpann ſich neben dem Guerillakrieg mit offenem Gefecht, 
in zahlloſen Wiederholungen ein entſetzliches Ringen zwiſchen 
Schiwert und Dolch, zwichen Kriegsgericht und Wehmgericht, 
zwischen Soldaten und Hünge⸗Ghensdarmen, wie der Volfsmund 
die Agenten des Nationalcomitz's bezeichnete. Der endliche Aus⸗ 
gang konnte nicht zweifelhaft fein; in der öffentlichen Meinung 
Europas miſchten ſich Abſchen und Bewunderung; die drei 
Machte aber hielten es für unmöglich, der Fortdauer des furcht⸗ 
baren Zuſtandes unthätig zuzuschauen. 

Unter ſolchen Umſtänden erwog auch Kaiser Alexander in 
zuſammenfaſſendem Überblick feine Lage und die dadurch ger 
forderten Entſchlüſſe. Von feinen Geſandten erfuhr er die unter 
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den drei Gegnern beſprochenen Forderungen, darunter mehrere, 
die er als unverträglich mit der Ehre Rußlands erkannte, fo 
daß deren Ablehnung bei ihm unerſchütterlich feſt ſtand. Was 
aber dann? Er vernahm von jenen Plänen einer franzöſiſchen 
Landung an den Oftfeefüften; es wurde ihm der Monat Auguſt 
als der vorausſichtliche Beginn der Operationen bezeichnet. So 
ſehr er den Krieg zu vermeiden wünſchte, fo ſchien es doch un⸗ 
erlüßlich, ſich auf ihn vorzubereiten. Die Begeiſterung feines 
Volles ſtählte ſeinen Muth; die Mobilmachung ſeines Heeres 
wurde in jeder Weiſe beſchleunigt; am 1. Juni wandte er ſich 
in eigenhändigem, durch den preußiſchen Milittzrattachs, Oberſt 
von Loen, überbrachtem Schreiben an den von ihm verehrten 
Oheim, den in der polniſchen Sache ihm doppelt nahe verbundenen 
König von Preußen ). Nach kurzer Darlegung der Verhältniffe, 
alſo des Herandrohens eines Kriegs, bei dem Preußen ſchwerlich 
unberührt bleiben könne, fragte er gerade heraus: „wie ſaßt 
Ihr bei dieſer Lage die Pfichten und Intereſſen Dentſchlands 
auf? Niemals weren bei einer richtigen Haltung Oſterreichs 
die Weſimuchte fo weit vorgeſchritten. Kommt es zum Bruch, 
was wird Euer Verfahren ſein? was erwartet Ihr von Deutſch⸗ 
land? was feht Ihr bei Oſterreich voraus? Ich weiß, daß ich 
auf Euch rechnen kann, wie Ihr auf mich. In welchem Maaß 
und in welchen Fällen werden Euere Intereſſen Euch zu aetwer 
Mitwirtung veranlaſſen? Zwiſchen uns gibt es fein Mißtrauen. 
Ich bedarf der Menntniß Euerer Entfhlüffe, um den ganzen 
Umfang meiner Stellung, ihrer Ausſichten, ihrer Pflichten, ihrer 
vielleicht nöthigen Opfer zu überſehen. Ich würde glücklich ſein, 
wenn Euere weiſe Erwägung Euch aufs Neue zu der ruhmreichen 
Waffen brüderſchaft beftimmte, die unſere beiden Völker einſt ver⸗ 
bunden hat, und wenn Euer Einfluß auch Oſterreich diefem für 
Alle nöthigen Vertheidigungsbunde zufühtte. Es ware lindiſch, 
ſich zu verhehlen, daß die entſetzliche europäiſche Kriſis im Anfang 
des Jahrhunderts uns ſeit zehn Jahren unter andern Formen, 
Namen und Mitteln auf's Neue bedroht.“ Er ſchloß mit der 
Bemerkung, der Oberſt von Ooen werde den Inhalt des Briefs 


y) Ic habe in der erſten Auflage des Buchs über biefe Core 
reſpondenz nach Metennotizen berichtet, die, wie ich zezt nach Einficht 
der Originale wahrgenommen, in ber Haupifache richtig. aber in einen 
telſchen Hronologiſchen Bufammenfang gebracht waren. 
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mündlich vervollſtändigen durch Alles, was er von ihm, dem 
Kaifer, gehört habe 

Der nächte Wunſch Alexander's war alſo, daß Preußen 
verſuche, Osterreich aus der gefährlichen Verbindung mit den 
Weſtmächten zu löſen und zu den alten confervativen Genoſſen 
herüber zu ziehen, worauf dann Napoleon ſchwerlich einen Krieg 
wagen würde. Bliebe aber Oſterreich in der bisherigen Haltung, 
ſo ſchien dem Kaiſer die Offenſive Frankreichs gewiß, und dann 
konnte ſich der Gedanke aufdrängen, daß Rußland und Preußen 
gemeinſam, um ſich den Rücken zu decken, über das völlig un⸗ 
gerüftete Osterreich hereinbrechen müßten, um es vor jeder Möglich⸗ 
keit franzöſiſcher Hülfe zu überwältigen, und dann am Rheine 
den franzöſiſchen Strauß ſiegreich auszuſechten. 

Ein solches Verfahren zeigte für Preußen verlockende Seiten: 
nach einer Niederlage Oſterreichs hätte man in Deutschland freie 
Hand, und auch von dem innern Hader über die Heeresreform 
ware keine Rede mehr. Andrerſeits aber waren auch die ge⸗ 
wichtigsten Bedenken unverkennber. Es konnte keinem Zweifel 
unterliegen, daß Frankreich mit aller Macht fo ruſch wie möglich 
in den Kampf eintreten würde; nach aller Wahrſcheinlich keit 
Hätte dann Preußen die größte Saft desſelben zu tragen, und 
ſchließlich einen Frieden auf ſich zu nehmen, wie er zwiſchen 
Frankreich und Rußland vielleicht ganz nach Gortſchatoff s alter 
Gefinnung vereinbart würde. In dieſem Falle, ſagte Bismarck, 
würde Rußland am längern Hebelarme ſitzen. Der 
König, deſſen derſönliches Gefühl ſich ſtets gegen einen Bruch 
mit Öftereih ſträubte, war auch hier für Erhaltung des Friedens. 
Es galt alſo, vor Allem nach Alexanders Wunſch den Verſuch 
einer Einwirkung auf Oſterreich im Sinne der alten Bundes⸗ 
freundſchaft zu machen. In einer nach Wien gerichteten Depeſche 
entwickelte Bismarck am 9. Juni den Gedanken, wie ſehr dit 
augenblickliche Situation günſtige Momente für eine Annäherung 
und Verſtändigung zwiſchen Preußen und den Cabinetten von 
Wien und Petersburg darbiete ; er wies nach, auf welche Weiſe 
eine ſolche Verſtändigung zwiſchen den drei Theilungsmüchten 
zugleich auch die Grundlage zu einer allgemeinen Löſung der 
Kriſis werden könnte. 

Aber. die Antwort, welche Baron Werther ſchon am 11. Juni 
aus Wien abſandte, fiel wenig genügend aus. Wohl hatte Rech⸗ 
berg den preußiſchen Wunſch auf Annäherung freudig begrüßt, 
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den Vorſchlag aber einer Verſtändigung zu Dreien gar nicht 
einmal erwahnt, ſondern ſich mit der Erklarung begnügt, einen 
beſonders ſchlimmen Punkt der franzöſiſchen Begehren ſich nicht 
aneignen zu wollen. Was Bismurc ſonſt erörtert Hatte, ſei 
unthunlich, da das franzöſiſche Cabinet einen gleichen Wiener 
Antrag bereits abgelehnt habe. Bei aller Jreundlichkeit alfo 
doch lein Gedanke an eine Löſung don den Weſtmüchten und an 
ein Herübertreten auf die ruſſiſch⸗preußiſche Seite. Die Möglich 
keit des von Alexander vorhergeſehenen Conflictes war mithin 
nicht beſeitigt: es galt jetzt, dem Zaren die Abneigung Preußens 
gegen den kriegeriſchen Bruch mit Oſterreich ohne Verletzung 
ſeines erregten Gefühles anſchaulich zu machen. 

Den Entwurf zu dem hiefür bestimmten königlichen Briefe 
redigirte Bismarck eigenhändig, und der König gab ihm nach 
einigen Correcturen feine Zuſtimmung. In dieſem Schreiben 
knüpfte er nach der wärmften Berſicherung von Freundſchaft und 
Vertrauen an die Schlußbemerkung Alexander's an, daß Napo⸗ 
leon III. ganz Europa jezt in gleicher Weiſe bedrohe, wie fein 
Oheim vor fünfzig Jahren — und wandte damit die Spitze der 
ganzen folgenden Erörterung ausſchließlich gegen Frankreich. Denn 
auf dieſem Standpunkt wäre ja nichts verlehrter, als Oſterreich 
durch einen Angriff ſelbſt in Frankreichs Arme zu treiben, man 
müßte vielmehr Alles aufbicten, es zu einem Gliede des großen 
Bundes zu machen. So habe er ſich, Alexander's Wunſch ent⸗ 
ſprechend, nach Wien gewandt, ſei dort freilich dem alteingewurzelten 
Argwohn begegnet, hoffe aber doch, einige Keime des Vertrauens 
auögefäet zu haben. Er glaube nicht, daß bei der vorgerückten 
Jahreszeit Napoleon noch eine Landung an der ruſſiſchen Oftfee- 
küſte wagen werde; wenn es dennoch geſchähe, ſo würde ihn, 
den König, fein Herz zu fofortiger Waffenhülfe antreiben, einem 
ſolchen Einſchreiten jedoch die deutſche Bundesverfaſſung im 
Wege ſtehen. Denn nach dieſer würde ſein Vorgehen als ein 
eigenmächtiger Angriff auf eine fremde Macht erſcheinen, und 
damit dem Bundestag einen scheinbaren Vorwand geben, der 
preufiſchen Rheinprovinz feinen Schuh gegen Frankreich zu ent- 
ziehen. Er werde alſo in jenem Falle dem Wiener Hof zunäcchſt 
für eine Rußland günſtige Neutralität zu beſtimmen ſuchen, und 
ihm weiterhin eine gegenſeitige Garantie der polniſchen Provinzen 
aller drei Theilungsmächte vorſchlagen. Um ihn dann völlig 
für die gute Sache zu gewinnen, würde das wirkſamſte Mittel 
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eine Garantie für Venetien fein, da die Furcht vor einem fran⸗ 
zöſtſch⸗italieniſchen Angriff auf dieſe Provinz die Haupturſache 
des bisherigen Wiener Schaukelſyſtenis ſei. In derſelben Richtung 
würde es die trefflichſte Wirkung haben, wenn Rußland den 
Wiener Hof überzeugen könnte, daß der Gedanke einer fran- 
zöſiſchen Allianz für immer von Alexander verurtheilt fei. Schließ ⸗ 
lich müſſe der König noch einen leidigen Punkt berühren, die 
Unpopularität einer ruſſiſchen Allianz bei dem größten Theil 
des preußiſchen Volks. Um dieſe in ihr Gegentheil zu ver⸗ 
wandeln, gebe e8 keine fruchtbarere Manfregel, als die Belebung 
des Handelsverkehrs zwiſchen beiden Nationen durch eine Mil⸗ 
derung des ruſſiſchen Zollſyſtems 

Um die Mitte des Juni ging dieſes Schreiben nach Peters 
burg ab. ) 

Mittlerer Weile war zwiſchen den Höfen von Paris, Wien 
und London endlich ein Einverſtändniß über die neuen an Rußland 
zu richtenden Noten erreicht worden. 

Oſterreich hatte weiter gehende Begehren der Weſtmächte 
abgelehnt, und erklart, ſich auf folgende ſechs Forderungen be⸗ 
ſchränken zu müffen: allgemeine Ammeſtie :), Nationalvertretung 
mit Theilnahme an der geſetzgebenden Gewalt, autonome Ver⸗ 
waltung durch polniſche Beamte, Aufhebung der die katholiſche 
Küche belastenden Beſchränkungen, ausſchließlicher Gebrauch der 
polniſchen Sprache in der Staatsverwaltung, Einführung eines 
geſetlichen Neerutirungsſyſtems. Die Weſtmächte nahmen dieſe 
ſechs Punkte an, unter der Voraussetzung, daß dieselben als 
Grundlage für die Berathungen einer Conferenz der acht Signatär⸗ 
mächte von 1815 dienen würden, womit dann auch Oſterreich 
einverſtanden war. Napoleon war dabei der Meinung, die 
Conferenz müſſe jedesfalls Statt finden, auch wenn Rußland 
ſie ablehne, was dann mit einer Kriegserklärung ziemlich gleich⸗ 
bedeutend geweſen wäre. Oſterreich beharrte alſo darauf, daß die 
Conferenz nur unter Rußlands Theilnahme eröffnet werde. Außer⸗ 
dem begehrten die Weſtmächte noch während dieſer Berathungen 


y) Das Contept trägt kein Datum, der Inhalt läßt jedoch über 
den Zeitpunkt teinen Zweifel. 

) Eine solche katze Alexander am 18. April einem jeden Rebellen, 
der bis zum 18. Mei feine Unterwerfung anzeige, zugeſagt. Aber 
fein Pole Hatte davon Gebrauch gemacht. 


1 Google 8 


1863 Neue Noten der drei Mächte. 391 


die Einſtellung aller Feindseligkeiten in Polen, eine Forderung, 
deren Erfüllung Oſterreich für unausführbar hielt, und deshalb 
in feine Note nicht aufnahm. Am 17. und 18. Juni wurden 
dann die drei zum Theil gleichlautenden Noten expedirt. 

Droutn de Lhuhs war ſehr gefaßt auf eine noch beſtimmtere 
Zurückweiſung dieſer Unträge Seitens der ruſſiſchen Regierung. 
Sein Wunſch ging auf vollſtändige Herstellung Polens, welche 
fortan jede Coalition gegen Frankreich unmöglich machen würbe; 
er hoffte jetzt trotz aller Friedensliebe in Wien und London 
die beiden Mächte zu gemeinſchaftlichem Kriege gegen Rußland 
zu beſtimmen. Er ließ alſo gleich nach der Abſendung der 
Noten, wie heftig ſich auch feine Collegen Fould und Domp 
gegen jede kriegeriſche Maaßregel ausſprachen, Vorſchläge nach 
Wien und London abgehen, auf Heritellung eines engern Ber⸗ 
nehmens, in Form einer Convention oder eines Protokolls, für 
den Zall ruffifcher Halsſtarrigkeit, indem er zugleich dem Wiener 
Cabinet jede Art von Garantie für etwaige, ihm aus ſeiner 
geographiſchen Lage erwachſende Gefahren anbot. In Wien 
arbeiteten, wie in Paris, verſchiedene Einflüſſe gegen einander. 
Kaiſer Franz Joſeph war eigentlich von jeher gegen die Theil⸗ 
nahme an den weſtmüchtlichen Operationen geweſen; er empfand 
feine aus dem Beſize Galiziens erwachſende Solidarität mit 
Preußen und Rußland, und traute dem Kaiſer Napoleon in 
keiner Beziehung. Entſchieden aber, heißt es, war der Miniſter 
Schmerling für die polenfreundliche Politik, theils um das 
Wohlwollen der liberalen Mehrheit im Reichstag, theils um 
für feine deulſchen Pläne, wenn nicht die Unterſtühang, fo doch 
die Gunſt Napoleon's zu gewinnen. Graf Rechberg ſtand 
unſicher zwichen dieſen Tendenzen, und ſuchte ſich mit der 
Formel zu helfen: Verbindung mit den Weſtmächten, jo lange 
fie ſich auf friedliche Maaßregeln beſchränken, Loslöſung von 
ihnen, ſobald fie eine kriegeriſche Action einleiten. An eine 
dritte Möglichkeit dachte er nicht. 

Die erfte Wirkung der drei Noten in Petersburg war bie 
Abſetzung Wielopolski's unter der Form einer längern Beur⸗ 
laubung. Die zweite eine Steigerung in dem Kampfe gegen 
die Inſurrection durch den Grafen Berg, der jetzt auch an die 
Spige der Ciwilverwaltung trat, und ganz nach Murawieff 
lithauiſchem Muſter vorzugehen begann. Was die Antwort auf 
die Noten betraf, ſo hatte Fürſt Gortſchakoff den Botſchaftern 
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der Mächte längft erklärt, er habe in feiner Aprilnote unter 
den dort vorgeichlagenen Erörterungen nichts Anderes als einen 
freundſchaftlichen Gedanken⸗Austauſch mit ihnen, hier in Peters⸗ 
burg, gemeint; dabei würde ſich herausgeſtellt haben, daß Kaiſer 
Alexander nach ſeiner Milde und Menſchenfreundlichkeit den 
Inhalt der ſechs Punkte billige und ihn zum größten Theil den 
Polen ſelbſt bereits angeboten habe. Aber gegen ſeine Würde 
und die Selbſtändigkeit einer Großmacht gehe es, ſich ſolche 
Bestimmungen, die zum Theil in die fpeciellften Fragen der 
Landesverwaltung eindrängen, durch eine auswärtige Conferenz 
als Gefet vorſchreiben zu leſſen. Jedesfalls müſſe einer ſolchen 
eine Verſtändigung zwiſchen den drei Theilungsmächten voraus⸗ 
gehen, da dieſe durch die ähnlichen Verhültniſſe in ihren polnischen 
Provinzen vor allen Andern ſachverſtändig ſeien. Überhaupt 
aber könne von ſolchen Conceffionen und Verhandlungen erft 
nach vollſtändiger Unterverfung der Rebellion und Herftellung 
der Ordnung die Rede ſein. Daß bei dem Zuſtand des Landes 
ein Weffenſtillſtand ein Ding der Unmöglichkeit fei, werde jeder 
Kenner der Verhaltniſſe bezeugen. 

Bei dieſen Anſchauungen konnte die ruſſiſche Antwort auf 
die drei Noten nur eine Ablehnung in allen Punkten fein, und 
danach wie im April ein feindlicher Angriff ſehr möglich erſcheinen. 
Es liegt auf der Hand, daß unter ſolchen Verhältniſſen der 
Brief König Wilhelm's, in welchem diefer ſich freien Entſchluß 
für alle Fälle vorbehieit, und auf das Dringenbfte zur Ver⸗ 
ſtändigung mit Oſterreich mahnte, dem Zaren geringe Freude 
bereitete. Seine Stimmung gegen den Wiener Hof wurde jedoch 
für den Augenblick durch einen Bericht ſeines dortigen Geſandten, 
Balabin, gemildert, worin dieſer die erfreuliche Meldung machte, 

ſerreich ſei bereit zu einer Übereinkunft der drei Theilungs⸗ 
müchte über Verwaltungsreformen ihrer polniſchen Provinzen. 
Damit wäre alſo das erſehnte Ziel erreicht, Oſterreich Hätte den 
Weſtmüchten den Rücken gekehrt und den alten Bund der heiligen 
Allianz erneuert. Freieres Herzens entwarf jetzt Gortſchakoff 
ſeine Antworten auf die drei Noten. In den für Paris und 
London beſtimmten Scriftjtüden gab er dem immer ftärfer 
aufbrauſenden Unwillen des Hofes, des Volkes und der Armee 
in ſcharf abſchneidenden Sitzen vollen Ausdruck, während das 
Schreiben nach Wien fich überall in freundlich entgegenkommenden 
Worten bewegte, und die Verhandlung zu Dreien jetzt amtlich 
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dieſer Documente an König Wilhelm, mit einem eigenhändigen 
Briefe, in welchem er ſeine Freude über die günſtige Wendung 
in Wien ausfprach, Preußens Gründe für feine reſervirte Haltung 
anerkannte, jedoch die Möglichkeit einer preußiſchen Neutralität 
bei einem franzöſiſchen Angriff auf Rußland in Abrede ſtellte. 
übrigens aber mit ziemlich kühlem Tone papierne Garantien 
für ſeine polniſchen Lande als ganz werthlos, und eine Garantie 
für Venetien als außerhalb des ruſſiſchen Intereſſenkreiſes liegend 
ablehnte. Am 13. Juli gingen darauf die drei Antwortnoten 
an ihre Beftimmung ab, nachdem Gortſchakoff ſchon Tags zuvor 
dem Grafen Rechberg den Inhalt der an ihn gerichteten tele» 
graphiſch mitgetheilt hatte. 

Hier aber ſtand dem ruſſiſchen Cabinet eine bittere Über⸗ 
raſchung bevor. Es ftellte ſich heraus, daß Herr von Balabin 
ſich in einem geradezu unerklärlichen Mißverſtändniß befunden 
hatte. Nicht im Traume und nicht im Wachen hatte Graf 
Rechberg an eine Verhandlung zu Dreien gedacht. Gleich am 
14. wies er durch Telegramm den Vorſchlag als der Würde 
des mit den Weſtmächten verbundenen Oſterreich widerſprechend, 
kategorisch zurück. Am 19. Juli, nach dem Empfang der off⸗ 
ciellen Note, folgte eine weitere Erörterung in noch herberem 
Tone, worin der Vorſchlag beinahe als eine Beleidigung für 
Oſterreich behandelt und dieſe Auffaſſung den Weſtmächten mit⸗ 
getheilt wurde: man wir in Wien damals beſchäftigt, große 
deulſche Pläne in das Werk zu fegen, und wollte dem franzöſiſchen 
Kaiſer keinen Anlaß zum Zorne geben 


Um ſo lebhafter aber war nach der ſo plötzlich erfolgten 
Enttäuſchung der Verdruß in Petersburg. Die ruſſiſche Armee 
war jetzt vollſtändig gerüſtet, abgeſehen von den orenburger, 
kaukaſiſchen und ſibiriſchen Truppen, über 400000 Mann ſtark, 
wovon beinahe die Hälfte in Lithauen, Polen und Volhynien 
ſtand, und vollzog foeben eine neue Aushebung von 150000 
Mann. Die Verſuchung lag nahe, auf die Gedanken des 
1. Juni zurückzugreifen, und bei der erſten feindſeligen Regung 
der Weftmächte der Geſahr durch einen überwältigenden An⸗ 
griff auf Oſterreich zuvor zu kommen. Wir dürfen annehmen, 
daß dagegen vor Allem Preußens ablehnende Haltung in 
das Gewicht fiel, und das ruſſiſche Cabinet zu dem Entſchluß 
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1 J in fefter Wappnung, abwartend den Ereigniffen entgegen 
zu ſehen. 

Auf preußiſcher Seite hat damals außer dem Könige und 
Bismarck kein anderer Menſch von der vertraulichen Correſpondenz 
der beiden Monarchen etwas erfahren. Bei dieſer ſtrengen 
Geheimhaltung Hatte man natürlich auf Öfterreich® Danlbarteit 
keinen Anſpruch. Aber eine Stimmung beſonderer Art mußte 
es doch bei dem Könige hervorrufen, als jetzt von Wien aus 
Eröffnungen ebenſo überraſchendes Inhalts und nicht eben 
preußenfreundlicher Tendenz an ihn gelangten. 


Google 


4. Capitel, 


Der Frankfurter Fürſtentag. 


Am 2. Auguft 1863 empfing König Wilhelm in Gaſtein, 
wo er ſeinen gewohnten Badeaufenthalt genommen, den Beſuch 
des Kaiſers von Oſterreich. Hier theilte ihm Franz Joſeph mit, 
daß er die Abſicht habe, auf den 16. Auguſt alle deutſchen Fürſten 
nach Frankfurt zu laden, zu perſönlicher Berathung und Ent⸗ 
ſcheidung über eine neue deutſche Bundesverfaſſung. 

Wir haben die erſte Anregung dieſes Gedankens durch 
Julius Fröbel im Jahre 1861 kennen gelernt, und geſehen, wie 
Schmerling Fröbel s Borſchläge ſich mit Eifer aneignete, Biegeleben 
fie in einigen Punkten corrigierte, Rechberg 1862 einen Versuch 
machte, einen der Fröbel ſchen Anträge, die Berſammlung von 
Ausſchüſſen der deutſchen Kammern, zu verwirklichen. Seit dem 
Mißlingen des ſelben war dann die Sache liegen geblieben; eine 
Abhandlung, worin Graf Vitzthum von Echſtädt, ein ſüchſſiſcher 
Diplomat von lebhaftem großdeutſchem Eifer, 1862 ganz in 
Frötels Sinn jene Mebiatifirung Oſterreichs und Preußens 
empfahl, und am Schluſſe den Kaiſer Franz Joſeph zu einer 
Berufung aller deutſchen Fürſten aufforderte, hatte, ſo viel wir 
wiſſen, wenig Beachtung gefunden. Jetzt aber, bei der Un⸗ 
popularität der preußiſchen Regierung im eigenen Lande, bei 
ihrem Hader mit den Mittelſtaaten, bei ihrem geſpannten Ver⸗ 
hältniß mit Frankreich und England hielt Schmerling die Zeit 
zu einem entscheidenden Schritte gelommen. Der Verfaffungs- 
entwurf war nach Fröbel's leitenden Ideen, jedoch mit mehreren 
confernativen Anderungen, langst fertig gestellt. und Schmerling 
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gedachte, den Moment der vermeintlichen Schwäche des Gegners 
zu ergreifen, und die großdeutſche Bundesreform vermittelſt der 
überraſchenden Maaßregel eines Fürſtencongreſſes durchzusetzen. 
Rechberg, heißt es, verhielt ſich dieſes Mal wie früher zweifelnd, 
und hoffte höchſtens eine engere Verbindung mit den Mittelſtaaten 
in Franffurt zu erlangen. Der Raifer aber ging, von den beften 
a erfüllt, auf Schmerling's Antrag ein. 

Bei den Gaſteiner Geſprächen am 3. Hagıtt legte Franz 
Joſeph ſeinem preußiſchen Bundesgenoſſen einen ausgearbeiteten 
Verfaſſungsentwurf noch nicht vor, ſondern begnügte ſich zunächſt 
mit einer mündlichen Skizzirung der Hauptpunkte, namentlich 
eines Bundesdirectoriums von fünf Mitgliedern, und eines Bundes⸗ 
parlaments, aus Delegirten der deutſchen Lammern beſtehend, 
mit lediglich berathender, nicht beſchließender Stimmt. Er übergab 
dann dem Könige eine Denkſchrift zur nähern Begründung feiner 
Abſichten. Es war dies allerdings ein merkwürdiges Actenſtück 
Im erſten Theile wurde die Nothwendig keit der Reform mit einer 
Schilderung des vorhandenen Zuſtandes begründet, wie ſie Robert 
Blum oder Joſeph Mazzini nicht draſtiſcher hätte ſchreiben können. 
Seit lange, hieß es, ſind die Bundesverträge in ihren Fundamenten 
erſchittert ... man muß ſich eingeftchen, daß die deutschen 
Regierungen ſchon jetzt nicht mehr in einem feſten gegenfeitigen 
Vertragsverhältniſſe zuſammenſtehen, ſondern nur noch bis auf 
Weiteres im Vorgefühle naher Kataſtrophen neben einander 
ſortleben . der jetzige Zuſtand iſt ſchlechthin chaotiſch. Ein 
zweiter Abſchnitt gab die Grundlinien der öſterreichiſchen Reform- 
vorſchläge. Eine einheitliche Spiße oder ein Parlament aus 
dircclen Voltswahlen ſei unmöglich, weil im Widerſpruch mit 
dem föderativen Princip. Der Staifer halte feſt an den Grund⸗ 
fügen der identiſchen Noten vom Februar 1862 und der Erklärung 
im Bundestag vom Januar 1863. Er werde alſo ein Bundes⸗ 
dircctorium und eine Verſammlung von Delegirten der deutſchen 
Landtage, ſodann ein Bundesgericht, und periodiſche Fürſten⸗ 
congreſſe in Vorſchlag bringen. Was die Wege zum Ziele betreffe, 
fo habe die Erfahrung gezeigt, daß bei Miniſterronferenzen und 
diplomatiſchen Verhandlungen die ſtreitenden Intereſſen und 
Meinungsverſchiedenheiten jede Übereinkunft unmöglich machten 
Die deutfehen Fürsten aber in eigener Perſon, die Träger der 
Rechte, um die es ſich handelt, fie Alle von deutſcher Geſinnung 
beſcelt, würden fich durch unmittelbaren Gedankencustauſch leichter 
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und beſſer als durch Mittelsperſonen verfiehen. Endlich der 
dritte Abſchnitt erklärte, Preußens Wille könne die Reform der 
deutſchen Geſammtverfaffung ſaetiſch und rechtlich hindern. Würde 
fein Veto eingelegt, fo Lnne der Bund in feiner Gefammtheit 
ſich nicht aus feinem tiefen Verfalle erheben. Aber ein abſoluter 
Stillſtand der Reformbewegung ſei nicht mehr möglich: die 
Regierungen, welche dies erkennen, würden ſich gezwungen fehen, 
die Hand an ein Werk der Noth zu legen, indem ſie ſich zur 
partiellen Ausführung ber beabsichtigten Bundesreform im Bereiche 
der eigenen Staaten entſchließen, und zu dieſem Zweck unter 
Wahrung des Bundesverhälmiſſes ihrem freien Bündnißrechte 
die möglichſt ausgedehnte Anwendung geben. 

Zum Schluſſe folgten noch einige Mahnungen an Preußen, 
von feiner bisherigen, der Stärkung des Bundes ſeindſeligen 
Politit abzulaffen, da es heute von Preußens Entſchließungen 
abhänge, den deutſchen Bund wieder auf die Höhe ſeiner für 
die Nation und für Europa ſo unendlich wichtigen Beſtimmung 
zu heben. 

Man wird eingeſtehen, daß die Redaction dieser Denkſchriſt 
nicht eben verbindlich oder einladend für Preußen ausgefallen 
war. Die Behauptung, daß die Bundesverträge eigentlich ſchon 
jetzt zerriffen ſeien, ein Satz, welchen Rechberg bald nachher 
poſitiv dahin erläuterte, daß allein Preußen die Schuld an dieſem 
Unheil trage, ſodann die einſache Wiederholung der von Preußen 
fo oft abgelehnten Verfaſſungspläne, die ausdrückliche Erinnerung 
an die hefugſten Schriftftücte der gegen Preußen geführten 
Polemik, und endlich die Erklärung der Abſicht, bei Preußens 
Widerſpruch einen engern Bund im Bunde zu gründen, einer 
Abſicht, der man, als Preußen ſich dazu bekannte, wiederholt 
den heftigsten Proteſt im Namen des Bundesrechts entgegengeſett 
hatte. dies Alles war wenig geeignet, den Konig für die öfter 
reichiſchen Pläne günſtig zu ſtimmen. 

Die Geſpräche der beiden Herrſcher über die große Sache 
verliefen ohne Zeugen, jedoch, wie ihre weitere Correſpondenz und 
die Aufzeichnungen des Königs darthun, in durchaus freundlicher 
Weiſe. Der König betonte vor Allem die Nothwendigkeit gewiſſer 
Vorarbeiten; ein erwünſchtes Reſultat ſei nicht denkbar ohne 
miniſterielle Berathung über ein vollſtändig ausgearbeitetes Project, 
welches dann, vielleicht am 1. October, dem Fürſteneongreß vor⸗ 
gelegt werden möchte; dem Allem aber müſſe eine Verständigung 
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zwiſchen Preußen und Ofterreich vorausgehen. Auch von Polen 
war ausführlich die Rede. Der Kaiſer wiederholte auf das Bes 
ſtimmteſte die Erklärung, daß er ſich dem Noten krieg der Weſt⸗ 
müchte nur zu dem Zwecke der Erhaltung des Friedens an- 
geſchloſſen habe, und zurücktreten werde, ſobald dort der Gedanke 
an bewaffneten Angriff auffäme. Ich beſorge nur, fagte der 
König, daß Dir die Trennung von den Weſtmächten ſehr ſchwer 
gemacht werden könnte. Nicht im Mindeſten, war die Antwort; 
die Weſtmüchte kennen meinen Entſchluß, weder Krieg zu führen 
noch in Anderungen des Beſißſtandes einzuwilligen, feit lange, 
und ich freue mich, daß auch England den feiten Willen hat, 
nur diplomatiſche und keine friegerifchen Mittel zur Unterſtützung 
Polens zu verwenden. In Galizien, fügte er hinzu, iſt übrigens 
die Revolution ebenſo vorbereitet wie in Polen, und ich werde 
dort zu ernſten Maaßregeln ſchreiten müſſen. 

Am Schluſſe der lehten Unterredung bat Franz Joſeph den 
König, ihm ein Refumt der mündlich gemachten Bemerkungen 
über die Bundesreſorm nach Wien zu ſenden. Der König schrieb 
es gleich nach der Abreiſe des Kaiſers noch am Abend des 
kana nieder; wir lernen daraus feine Auffaſſung vollſtändig 
nnen. 

Er trete, fagte er, der Darſtellung der Nothwendigkeit einer 
Bundesreform vollftänbig bei, halte aber die Berufung eines 
Fürſtencongreſſes an und für ſich, und vollends auf einen ſo 
nahe anberaumten Termin wie den 16. Auguſt, für bedenklich. 
Denn die Fürſten könnten bis dahin ſich auf eine fo wichtige 
Entſcheidung nicht gründlich vorbereiten, und auch nach einer 
längeren Bedenkzeit ſcheine die nothwendige Erwägung bei der 
Arbeitsfähigkeit eines fo geftellten Collegiums unmöglich. Es 
ſei alſo eine vorbereitende Erörterung des Entwurfs durch eine 
Minifterconfereny vorzuziehen, deren Ergebniſſe dann durch eine 
Fürftenverfammlung ſanetionirt werden könnten. Bei der Ber 
ſchafſenheit vieler deutſcher Kammern fei es wahrſcheinlich, daß 
ihre Delegationen ſich nicht mit der berathenden Stimme begnügen, 
ſondern ſogleich weitere Attributionen begehren würden, fo daß 
von Anfang an die Übereinſtimmung geſtört wäre. Vermittelſt 
eines conſervativen Wahlgefeges feien von directer Volkswahl 
günftigere Neſultate zu hoffen. Für das Bundesdirectorium 
würde die Bestellung der drei Mitglieder neben Preußen und 
Oſterreich große Schwierigkeiten machen; die Zuſammenſetzung 
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des Directoriums würde weſentlich durch den Umfang feiner 
Attribunonen bedingt; je größer feine Macht, deito ſchwieriger 
würde die Zuſtimmung der nicht dabei betheiligten Staaten zu 
erlangen ſein. Schließlich gebe er zu bedenken, welchen Eindruck 
es machen müßte, wenn der Fürſtencongreß unverrichteter Sache 
auseinander ginge; ein größerer Dienſt lönne der Revolution 
nicht erwieſen werden, um fo nothwendiger fei eine den Erfolg 
ſichernde Vorbereitung der Mnaßregel. 

Wie man ſieht, vermied der König eine kategoriſche Ab ⸗ 
lehnung. Unter den hier angeführten Vorausſetzungen war ihm 
das Bild einer feierlichen Vereinigung der deutſchen Fürſten für 
den großen nationalen Zweck eher erfreulich als bedenklich. 

Er konnte nicht wohl anders, als vermuthen, daß der 
Kaiſer feinen definitiven Entſchluß erſt nach Empfang des Reſumes 
faſſen würde, war alfo nicht wenig überraſcht, als noch am Abend 
des 3. Auguſt ein laiſerlicher Adjutant ihm die amtliche, vom 
31. Juli datirte Einladung nach Frankfurt auf den 16. Auguſt 
übergab. Er ließ darauf am 4. das Reſumt nebſt einem Privat: 
ſchreiben an den Kaiſer abgehen, worin er ſein Bedauern aus⸗ 
ſprach, der Einladung ſchon aus Geſundheitsrückſichten nicht folgen 
zu können. An demſelben Tage ſchloß ſich die amtliche Ab⸗ 
lehnung an. Obgleich dies Alles ſchon am Morgen telegraphiſch 
nach Wien voraus gemeldet war, wurden von dort im Laufe 
des Tages die Einladungen an alle deutſchen Höfe abgeſchickt; 
der Entſchluß des Kaiſers ſtand alſo unwiderruflich feſt. Aber 
auch die Anſicht des Königs konnte durch ein Schreiben Franz 
Joſeph's vom 7. Auguſt nicht wankend gemacht werden. Vielmehr 
gingen am 13. und 14. Auguft zwei mintfterielle Depeſchen an 
Herrn von Werther nach Wien, von welchen die erfte das Er⸗ 
ſtaunen über jene Süße der öſterreichiſchen Denkſchriſt ausſprach, 
wonach die bisherige Bundesverfaſſung ſchon zu eriftiren aufe 
gehört habe, die zweite aber es der Würde des Königs nicht 
entſprechend bezeichnete, an einer Verſammlung Theil zu nehmen, 
deren unendlich wichtiger Zweck mit ihm nicht vorher berathen 
worden, und im Einzelnen erſt auf der Verſammlung ſelbſt 
mitgetheilt werden follte. Ein abſchließendes Urtheil über den 
dort vorzulegenden Verſaſſungsentwurf fei nach den bisherigen 
ſpärlichen Mittheilungen nicht zu fällen. So weit man bis jetzt 
ſehe, würde ein Bundesdirectorium, wenn ſeine Beſchlüſſe der 
Einftimmnigfeit der fünf Mitglieder bedürſten, den beſtehenden 
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Zuſtand unverändert Laffen ; ſollte es aber nach Wehrheitsbeſchlüſſen 
zu handeln berechtigt ſein, ſo könnte Preußen nimmermehr ſeine 
Selbſtändigleit und feine Geſetzgebung den Verfügungen von 
drei Stimmen unter fünf unterordnen. Berathende Delegationen 
feien abſolut bedeutungslos: Preußen bleibe bei der früher 
Erklärung, daß es eine Ausdehnung der Bundesgewalt nur 
dann genehmigen könne, wenn zu deren Beſchlüſſen die Zu⸗ 
ſtimmung eines aus Voliswahlen hervorgegangenen Parlaments 
erforderlich ſei. 

Bei der Mittheilung dieſer Depeſchen an den Bundestags⸗ 
geſandten von Sydow, der Ende 1862 an Uſedom's Stelle 
getreten war, ſchrieb Bismarck: „ich betrachte das österreichiſche 
Refoempeoject als eine Schaumwelle, mit welcher Schmerling 
mehr noch ein Manöver der innern öſterreichiſchen Politik, als 
einen Schachzug antipreußiſcher Diplomatie beabſichtigt. Er 
arrangirt dem Kaifer eine glänzende Geburtstagsfeier mit weiß⸗ 
gelleideten Fürſten, und fingirt ihm Erfolge der conſtitutionellen 
Aera Oſterreichs. Von dem Dampf der Phrasen entkleidet, iſt 
des Pudels Kern ein ſo dürftiger, daß man dem Volke lieber 
nicht praktiſch vordemonſtriren ſollte, wie nichteinmal das zu 
Stande kommt .. Einen Einfluß auf die Verhandlungen zu 
erhalten, empfiehlt ſich jezt noch nicht; wir müſſen die Weisheit 
der Reformen ſich erſt ungeſtört offenbaren laſſen.“ 

Während nun in denſelben Tagen die Reformacte in Wien 
ihre ſchließliche Faſſung erhielt, u. A. die dritte Stimme im 
Directorium dem Könige von Bayern, den Delegationen aber 
beſchließende Stimme bei allen Bundesgeſeßen eingeräumt wurde, 
batte Graf Rechberg wieder mit der polniſchen Frage zu thun. 
Napoleon war durchaus nicht der Meinung, ſich bei der ruſſiſchen 
Antwort zu beruhigen, ſondern ließ den beiden Genoſſen den 
Entwurf, dieſes Mal zu einer identischen Note, vorlegen, welche, 
nach einer ſehr nachdrücklichen Widerlegung aller Sätze Gortſcha⸗ 
toff' s, in ihren Schlußworten beinahe die Form eines Ultimatums 
annahm. Allein weder Lord John Ruſſell noch Graf Rechberg 
wollten von identiſchen Noten reden hören; es blieb bei der 
bisherigen Form gleichzeitiger Außerungen, welche wenigſtens in 
Wien einen viel ſanflern Ton als in Paris anſchlug, wenn gleich 
auch hier die Verantwortung für alle üblen Folgen Rußland 
zugeſchoben wurde. Man hatte zwar den Vorſchlag des Herrn 
Drouyn de Lhuys zu einem Allianzvertrage abgelehnt, wollte 
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aber boch auf der Schwelle des Fürſtentags bie Verbindung mit 
Paris nicht gänzlich abbrechen. Nachdem die beiden Weſtmächte 
ihre Noten am 3. und 11. nach Petersburg geſandt, folgte alſo 
die oſterreichiſche am 12. Auguſt. Sie bekamen, wie ihre Vor⸗ 
gängerinnen im Juni, zunächſt eine thatſächliche Antwort. Damals 
war Wiefopolsfi beurlaubt worden; ſetzt erhielt ratz alles 
Strünbens Großfürſt Conſtantin den Befehl zur Rückkehr nach 
Petersburg. Die Dictatur des Grafen Berg war damit der 
letzten Schranke entledigt worden. Wie grimmig auch die National- 
regierung ihr Schreckensſyſtem fteigerte — man zählte damals 
feit dem Beginne des Aufſtandes beinahe 500 auf ihren Befehl 
vollzogene Meuchelmorde — Lithauen war vollſtändig unter⸗ 
worfen, und in Polen zog ſich der eiſerne Ring der ruſſiſchen 
Militärgewalt immer enger um den Mittelpunkt der Rebellion 
zuſammen. 

Unterdeſſen entfalteten ſich fröhlichere Bilder in Süd⸗ 
deutſchland. Vor Allem ſchmückte ſich die alte Stadt der Kaiſer⸗ 
wahlen und des Bundestags für den Empfang des jugendlichen 
Herefchers, der, wie man meinte, ſich im Kreiſe der deutſchen 
Furſten die Krone des neuen Reiches auf das Haupt drucken 
würde. Frankfurt war feit langer Zeit gut öfterreichiſch durch 
den Einfluß des Bundestags, die Thütigfeit der österreichischen 
Preß organe und bie Liebenswürdigkeit der öſterreichiſchen Offiiere, 
vielleicht auch durch die Menge öſterreichiſcher Staatsſchuldſcheine 
in den Caſſen der Bürgerſchaft. Die Erwartung war auf das 
Höchſte gefpannt; ſchon am 14. und 15. Auguſt war man in 
unaufhörlicher Bewegung; Könige und Fürſten langten an, mit 
Geſchützſalven, Glockengeläute und Senatsdeputationen bewill⸗ 
kommet. In der That, fie kamen Alle, außer Lippe, Anhalt⸗ 
Bernburg und Holftein ; der König von Preußen, war der allgemeine 
Glaube, würde ſich auch noch zum Guten beſinnen. Endlich am 
16. Abends erſchien in ſtattlichem Aufzug das Haupt des Feſtes, 
Aaiſer Franz Joſeph. Alle Straßen waren geſchmückt; eine 
zahlloſe Menſchenmenge begleitete die kaſſerliche Auffahrt mit 
nicht verhallenden Jubelruſen; der ſtädtiſche Senat in feiner 
Geſammtheit brachte ihm die Empfangsbegrüßung entgegen. 
Kaiſer Friedrich Rothbart, aus der Gruft des Kyffhäuſers hervor⸗ 
ſteigend, hätte nicht mit geräuſchvollerer Begeiſterung aufgenommen 
werden können. 
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Auch bei den versammelten Fürſten verfehlte der lärmende 
Aufſchwung der Volksſtimmung feinen Eindruck nicht. Mancher 
unter ihnen beſchaute am 16. Auguſt den bis dahin unbekannt 
gebliebenen Verfaſſungsentwurf, über den er bereits morgen 
in Berathung treten follte, mit beklommenem Herzen: aber das 
ebenſo ruhige wie feſte Auftreten des Kaiſers imponirte Allen, 
10 es ihnen, den noch Unentſchloſſenen, ſtets das Gefühl der 

Überlegenheit eines ſichenn und wohlerwogenen Handelns gab. 
Durchgangig ſecundirten die vier Könige (der Württemberger 
war durch feinen Sohn vertreten! dem Kaiſerz es gab nicht viele 
unter den Kleinern, die ſich dieſem übergewichte entgegen zu 
ſtellen wagten, und der von Oſterreich hier wie einft in Dresden 
ausgegebene Sat, es ſei unmöglich, die Stadt zu verlaſſen, ohne 
daß Etwas erreicht ſei, fand ſchon aus Revolutionsfurcht täglich 
wachſende Anhänger. 

Die erſte Sizung am 17. Auguſt eröffnete der Kaiſer als 
Vorſitzender mit einer ſehr geſchickt abgefaßten Anrede, welcher 
König Mar von Bayern im Wefentlihen zuftimmend antwortete. 
Darauf ſtellte der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin den 
Antrag, die Verſammlung möge eine ſchriftliche Einladung an 
den König von Preußen zur Teilnahme an ihren Verhandlungen 
erlafien. König Johann von Sachſen wollte, wis er ſagte, die 
Opportunität eines ſolchen Schrittes nicht erörtern, ſtimmte 
vielmehr demſelben zu, jedoch nur unter Feſtſtellung einer dop⸗ 
pelten Voraus ſetzung, nämlich erſtens eines Beſchluſſes, daß 
die Verſammlung in der kaiſerlichen Vorlage eine geeignete 
Grundlage für ihre Verhandlungen erkenne, und zweitens eines 
Beſchluſſes, durch eine etwaige abfchlägige Antwort des Königs 
ſich von der Fortſetzung ihrer Berathungen auf jener Grundlage 
nicht abhalten zu laſſen. Der Kaiſer und König May unterſlützten 
dieſe Anträge, welche dann nach kurzer Erörterung genehmigt 
wurden. Der Kaiſer ſprach ſeine hohe Befriedigung aus, hiemit 
die Zuſage empfangen zu haben, daß die hohen Herren ſämmtlich 
Willens feien, jedesfalls ein beſtimmtes Reſultat aus ihren Bere 
handlungen hervorgehen zu leſſen. König Johann übernahm 
dann den Auftrag, das Schreiben an König Wilhelm abzufaſſen, 
und es ihm ſelbſt nach Baden zu überbringen. Trotz einer 
Abmahnung des badiſchen Großherzogs wurde beſchloſſen, in 
dem Schreiben von der bereits erfolgten Annahme des öſter⸗ 
reichſchen Entwurfs als Grundlage der Verhandlungen aus⸗ 
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drücklich Erwähnung zu thun. Am 19. Vormittag reiſte König 
Johann nach Baden ab; bis zu feiner Rückkehr wurden die 
Sitzungen ausgeſetzt. 

Für König Wilhelm ergaben ſich daraus wenig angenehme 
Stunden. Bet ihm lagen Kopf und Herz in Bezug auf ben 
Fürſtentag im Streit. Es wäre ihm eine wahre Freude geweſen, 
dort inmitten ſeiner fürſtlichen Genoſſen die Hand an das be⸗ 
deutende Werk zu legen — hätten nur die ernſten Gegengründe 
EN gar zu ſchwer überwogen. Dann lamen bie Zweifel, ob 

für Preußens Intereſſe und Deutſchlands Frommen nicht 
irlfamer an Ort und Stelle, als aus der Ferne ſorgen könne. 
In München redete zu ihm die bayeriſche Königin Marie, in 
Wildbad ſeine hochverehrte Schwägerin, die Königin⸗Wittwe 
Eliſabeth, in gleichem Sinne, wührend Bismarck unabänderlich 
bei dem Worte blieb, wenn der König befehle, werde er mit 
ihm nach Frankfurt, dann aber nicht mehr als Miniſter nach 
Berlin gehen. Bei der nachklmgenden Aufregung der Badeeur 
wurde in dieſem Kampfe der Anſichten der König nervös, und 
bei der Beſprechung mit dem König Johann entſchieden unwohl. 
Er drücte dem hohen Benoffen feine lebhafte Neigung aus, zu 
kommen, behielt ſich aber nach Darlegung der Gründe vor, die 
Entscheidung ſchriſtlich in dem Antwortbrieſe an die Berſummlung 
zu geben. Nachher mit Bismarck berahend, rief er aus: dreißig 
Fürften als Einlader, ein Konig als Cabinetscourier, wie kann 
man da ablehnen? Indeſſen hielt ſchließlich, wie immer bei 
ihm, der Kopf das Herz im Zaum. Nach manchem Zaudern 
und Widerſtreben wurde der ablehnende Brief geſchrieben, geſiegelt 
und dann von Bismarck den abreiſenden Sachſen übergeben. In 
Bismarcks Innerm kochte der Zorn über die lange Spannung; 
als hinter den Sachſen ſich die Thüre geſchloſſen, zerſchlug er 
einen auf dem Tiſche ſtehenden Teller mit Gläſern: ich mußte 
etwas zerſtören ſagte er, jetzt habe ich wieder Athem. 

In Frankfurt fuhr man unterbeffen fort, das Eifen zu 
ſchmieden, ſo lange es heiß war. Von einer ſonſt bei ſolchen 
Verathungen üblichen Geſchüftsordnung, von erſter und zweiter 
Leſung, allgemeiner und ſpecieller Verhandlung u. ſ. w., durfte 
natüelſch hier keine Rede fein; es galt, gleich viel unter welcher 
Form, jo ſchnell wie möglich zum Ziele zu kommen. Morgens 
am 21. Auguft erhielten die Fürſten eine österreichische Dent- 
ſchriſt, worin der Kaiſer aus der Annahme feines Entwurſs 
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als Baſis die Hoffnung folgerte, daß zu demfelben nur ſolche 
Verbeſſerungsantrüge eingebracht werden würden, welche das 
Syſtem des Ganzen nicht alterirten; er empfahl dann zwölf 
beſonders wichtige Artikel zu ſchleuniger Berathung und Ber 
ſchließung durch die Fürſten, und gab anheim, die übrigen durch 
die Miniſter unter der Maaßgabe verhandeln zu laſſen, daß, wo 
über eine Anderung lein Einverſtändniß erzielt würde, der Text 
der Vorlage gelten ſollte. 

Als er in der Sitzung des 22. dies Verfahren beantragte, 
wurde er ſofort von dem Könige von Sachſen und einigen andern 
Fürſten unterstützt Vergebens regte der Großherzog von Baden 
das Bedürfniß einer Geſchaftsorbnung an, und ftellte die Frage, 
ob hier bindende Mehrheitsbeſchläſſe gefaßt werden follten. König 
Johann erwiderte, verpflichten könne natürlich durch ſein Votum 
jeder nur ſich ſelbſt, wünſchenswerth aber ſei es, überall zu einem 
Einvernehmen zu gelangen, und dazu fei es doch erforderlich 
die Meinung Aller oder der Mehrheit kennen zu lernen; er 
feinerfeit8 werde flet3 bereit fein, die eigene Anſicht der der 
Mehrheit unterzuordnen. Der Großherzog von Mecklenburg⸗ 
Schwerin erklärte darauf, daß er die Abstimmungen über die 
einzelnen Artikel zunächſt nur als vorläufige betrachten körmej 
erſt eine Geſammtabſtimmung über das Ganze werde die Meinung 
der Verſammlung ergeben. Dem pflichtete Kaiſer Franz Joſeph 
auf der Stelle bei, Hofite aber, die Vota bei der Geſammt⸗ 
obftimmung als bindende betrachten zu dürfen. 

Nachdem in fo fummarifher Weiſe die Formſrage erledigt 
war, ſchritt man ohne Aufenthalt zur Sache, zur Berathung der 
äinzelnen Artikel. Es hat für uns lein Inkereſſe, den Gang 
dieſer von Anfang an zur Erfolgloſigteit verurtheilten Verhand⸗ 
lungen im Einzelnen zu verfolgen, zumal die Reden der hohen 
Mitglieder nicht in authentiſcher Weiſe erhalten find, und in den 
Sitzungsprotokollen mur hier und da eine Hindeutung auf aus- 
führlichere Vorträge erſcheint. Von Anfang an zeigte ſich eine 
ſichere Mehrheit für die kaiſerliche Vorlage; dieſelbe entſprach 
durchaus den Wünſchen der Mittelſtaaten, und nur eine kleine 
Anzahl der Übrigen hatte den Muth, unter den Augen des 
Kaiſerz ihre abweichende Anſicht aufrecht zu halten. Franz Joſeph 
belundete im ganzen Verlauf der Sitzungen ein ebenſo umſichtiges 
wie energiſches Präſidialtalent, als habe er ſein Leben lang ſich 
mit parlamentariſchen Geſchäften befaßt. König Johann von 
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Sachen erwies ſich als nicht minder begabter Leiter der Majorktät, 
mochte es nun auf überzeugende Rede oder auf ſnategiſches 
Geſchiet zur Ausgleichung der ſtreitenden Meinungen ankommen. 
Ihm gegenüber war es vor Allem der Großherzog von Baden, 
welcher unerſchrocken dem ganzen Syſteme zu Leibe ging, und 
ſich nicht ſcheute, die in diefem Kreiſe verhaßte Keßerei aus⸗ 
zuſprechen, daß jede fruchtbare Bundesthätigkeit unmöglich fei, 
fo lange zwei Großmüchte dem Bunde angehörten. Für feine 
Verbefferungsvorfchläge konnte er aber auf nicht mehr als vier 
bis ſechs Stimmen: Weimar, Oldenburg, zuweilen Coburg, 
Waldeck, Reuß, zählen. 

Der Inhalt der Reformacte bewegte ſich ganz in dem uns 
aus den leßten Bundestag sverhandlungen bekannten Geſichtskteiſe; 
Erweiterung des Bundeszwecks, Befugniß des Bundes, gemein- 
nüßige Einrichtungen aller Art feiner Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung zu unterſtellen, alfo ſtarke Beſchränkung der Notwendigkeit 
einſtimmiger Beſchlüſſe, dafür Betheiligung von Landtags⸗ 
delegirten an der Gejepgebung, und Schöpfung einer Erecutiv- 
behörde in Geſtalt eines Directoriums, wo ebenſo wie im Bundes⸗ 
tage Oſterreich das Präſidium, und in Verbindung mit den 
Mittelſtaaten die Ausſicht auf eine dauernde Mehrheit gehabt 
hätte Dazu ein Bundesgericht, welches unter Anderm auch 
die Befugniß haben ſollte, bei Streitigkeiten zwiſchen Regierung 
und Volksvertretung eines Einzelſtaats über Auslegung und An⸗ 
wendung der Landesberfaſſung zu entſcheiden. Man hatte zur 
Empfehlung der Reformacte den König von Preußen darauf hin⸗ 
gewieſen, wie er auf dieſe Art von allem Budgetſtreit ſeines 
Abgeordnetenhauſes gründlich beſreit werden könnte. Er 
ſchmunzelte: es wäre nicht ſo uneben, ſetzte jedoch gleich hinzu: 
es geht aber nicht. 

Beſonders charatteriſtiſch für Oſterreichs Wünſche war der 
Urtitel 8 der Reformacte, Krieg und Frieden betreffend. Exgäbe 
ſich Gefahr eines Angriffs auf den Bund oder einen Theil des 
Bundesgebiet, oder erſchiene das europliſche Gleichgewicht in 
einer für den Bund bedenklichen Weiſe gefährdet, jo ſollte das 
Directorium alle Vorkehrungen treffen, das Bundesheer mobil 
machen, den Bundesſeldherrn ernennen. Die förmliche Kriegs- 
erklärung würde vom Bundestag, oder wie er hier hieß, vom 
Bundesrath, mit einer Mehrheit von zwei Dritteln beſchloſſen. 
Ergäbe ſich aber die Gefahr eines Kriegs zwiſchen einem Bundes 
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staat, der zugleich außerhalb des Bundesgebiets Befigungen hat, 
und einer auswärtigen Macht, fo würde auf Antrag des Direc⸗ 
toriums der Bundestag über die Betheiligung an dieſem Kriege 
6. B. Oſterreichs über Venetien) mit einſacher Stimmenmehrheit 
entſcheiden. Dieſes Verhältniß, qualifteirte Mehrheit für eine 
Vertheidigung des Bundesgebiets, einfache Mehrheit für die 
Beſchützung außerbündiſcher Lande, war doch auch den getreuen 
Mittelſtaaten zu viel. Auf fächſiſch⸗naſſauiſchen Antrag wurde 
für beide Falle die Zweidrittelmehrheit feftgefeßt. Der Artilel 
blieb auch dann noch ein Fortſchritt in Oſterreichs Sinne, da 
der Artikel 47 der Wiener Schlußacte für den zweiten Fall die 
Bedingung gestellt hatte, daß bei einem feindlichen Angriff auf 
auferbündifches Land der Bundestag zugleich eine Gefahr für 
das Bundesgebiet anerkannt hätte. 

Wenn die Reformacte nach alledem für Preußen unannehmbar 
war, ſo gelang es ihr ebenſo wenig, populäre Gunſt zu erwerben. 
Neben der Fürſtenconferenz tagte damals in Frankfurt auch eine 
Verſanmlung von 300 Mitgliedern aller deutſchen Kammern 
außer Oſterreich. Dieſe kam am 22. Auguſt zu der Forderung 
eines Parlaments aus Volkswahl, der Gleichberechtigung der 
beiden Großmüöchte im Bunde, der Beſchließung der künftigen 
Verfaſſung gemeinſam durch die Regierungen und das Parlament. 
Es ſei unmöglich, ſagte in höflichen Worten der Beſchluß, ſich 
zu Öfterreihs Vorschlag durchaus verneinend zu ftellen: es war 
aber einleuchtend für alle Welt, daß mit der Aufſtellung jener 
Forderung die vollftänbige Zurüctweiſung des kaiſerlichen Ent⸗ 
wurfes ausgeſprochen war. 

In der legten Sitzung des Fürſtentages, am 1. September 
1863, ſtellten Hannover und Braunſchweig den Antrag, die 
bisher für die Miniſtereonferenz vorbehaltenen Artilel in Einer 
Abſtimmung anzunehmen, und damit die Berathungen der 
Miniſter unnöthig zu machen. Der Antrag fand vielfache Unter⸗ 
ſtützung, und wurde nach kurzer Beſprechung einſtimmig, nur 
von Baden unter Vorbehalt, angenommen. So war die Special⸗ 
discuſſion beendigt, und man konnte jetzt zu dem Geſammt⸗ 
beſchluß über das Ganze ſchreiten. Der Kaiſer Franz Joſeph 
ftellte darauf die beiden Fragen: 1. Nimmt die Versammlung 
das Schlußreſultat der Verhandlungen an? 2. Hält die Ver⸗ 
ſammlung ſich fo lange an dieſe Beſchlüſſe gebunden, bis die 
hier nicht vertretenen Bundesglieder den ihnen mitgetheilten 
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Entwurf entweder definitiv abgelehnt, oder uns ihre Gegen⸗ 
vorſchlage eröffnet haben? Es wurden darauf beide Fragen 
von 21 Stimmen bejaht, von 6 Stimmen (Baden, Schwerin, 
Weimar, Sugemburg, Walded, Reuß I. L.) verneint. Die Mitglieder 
der Mehrheit unterzeichneten dann eine Erklärung ihrer Bereit⸗ 
willigkeit, die künftige Verfaſſung Deutſchlands nach Maaßgabe 
der hier gefaßten Beſchlüſſe, jo viel an ihnen liege, zu vollenden 
und in's Leben zu führen, und zu biefem Zwecke mit den hier 
nicht vertretenen Bundesfürſten, insbeſondere dem Könige von 
Preußen, eine allſeitige Verſtändigung auf dem Grunde jener 
Beſchlüſſe anzuſtreben. Bemerkenswerkh iſt hiebei der Umſtand, 
daß in dem urſprünglichen Entwurf der Erklärung ſtatt der 
Worte „allfeitige Verständigung“ die Worte „bundesverfaffungs- 
mäßige Verſtänvigung“ geſtanden hatten: die Conferenz aber 
beliebte die Anderung, um jeden Zweifel auszuschließen, daß die 
Abſicht auf Erlangung der Stimmeneinhelligkeit aller Bundes» 
glieder, nicht aber auf Herbeiführung eines engern Bündniſſes 
kraft Artikel 11 der alten Bundesacte gehe. Das war ein übles 
Vorzeichen für die Erfüllung des öfterreichiichen, gerade auf 
einen ſolchen Bund gerichteten Wunſches, im Falle des Mißlingens 
der zunüchſt anzuftrebenden großen Bundes reform. 

Endlich wurde ein zweites Collectivfehreiben der Verſanmlung 
an den König von Preußen vorgelegt und genehmigt, und dann 
der deutſche Fürftentag durch eine Rede des Kniſers von Oſterreich 
geſchloſſen. Gleichnißweiſe zu reden: ein glänzendes Feuerwerk 
mit rauſchenden Raketen, bunten Sternen und bengaliſchen 
Flammen war vor dem erſtaunten Bublicum abgebrannt worden: 
was war davon geblieben, als die letzte Leuchtkugel nieder⸗ 
geſunken war? 

In Berlin wurde der überſandte Verfaſſungsentwurf amtlich 
dem Miniſterrathe zur Begutachtung übergeben, und deſſen 
Bericht am 15. September dem Könige erſtattet. Der Aufſaß 
lehnte eine Erörterung der einzelnen Artikel ab, empfahl aber, 
ſich zu weiteren Verhandlungen über eine Bundesreform durch 
Miniſterconferenzen bereit zu erklären, wenn vorher ein Ein⸗ 
verſtändniß über drei entſcheidende und unerläßliche Grundſätze 
gewonnen ſei. Erſtens begehre Preußen für ſich wie für Oſterreich 
das Recht des Veto gegen die Erklärung eines Bundeskrieges, 
da Preußen als europäiſche Großmacht feine auswärtige Politik 
nicht unbedingt in den Dienſt des Bundes ftellen könne, und 
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überdies mehr Einwohner habe, als die Mittel⸗ und Kleinſtaaten 
zusammen, die im Bundestag durch Stimmenmehrheit eine 
Kriegserklärung jeder Zeit zu hindern vermöchten. Zweitens 
fordere Preußen volle Gleichſtelung im Bunde mit Ofterreich, 
alſo Wechſel im Prüſidium der oberſten Bundesbehörden; die 
hiſtoriſche Entwicklung habe beiden Staaten eine gleiche Macht⸗ 
ſtellung in Europa gegeben, und im Bunde zähle Preußen 
mehr Einwohner als Herre. Drittens könne Preußen in eine 
Erweiterung der Bundeszweckt, und damit in eine Beſchränkung 
ſeiner Unabhängigkeit nur dann willigen, wenn ihm eine Garantie 
geboten würde, daß dieſes Opfer den Geſammtintereſſen der deutſchen 
Nation und nicht andern Particularintereſſen zu Gute komme: eine 
ſolche Garantie erkenne aber Preußen nur in einem aus directen 
Volkswahlen hervorgegangenen deutſchen Parlament, während 
die vorgeſchlagene Delegirten⸗Verſammlung gerade im Gegentheil 
eine Vertretung des Sonderthums darſtellen würde. 

König Wilhelm ſprach ſoſort fein Einverſtündniß mit dieſem 
Berichte aus, und richtete am 22. September unter Beifügung 
desſelben gleichlautende Schreiben an ſämmtliche Mitglieder der 
Jrankfurter Majorität, womit dann jede Hoffnung auf eine 
Verſtändigung abgeſchnitten war. 

Ein charakteriſtiſches Zwiſchenſpiel mag hier eingeſchaltet 
werden. 

Lord Jahn Ruſſell, ſtets wohlmeinend, und ſtets von dem 
Werthe ſeiner guten Meinung durchdrungen, konnte auch bei 
dieſer Angelegenheit es ſich nicht versagen, der preußiſchen Ne⸗ 
gierung ſein Urtheil über ihr Verhalten mitzutheilen. In einer 
nach Berlin gerichteten Depeſche vom 30. September erklärte er 
die beiden erſten preußiſchen Forderungen, betreffend das Veto 
und das Alternat, für gerecht und verſtändig, aber bat dringend, 
von der dritten, eines deutſchen Parlaments aus directen Volks⸗ 
wahlen, abzuſtehen: denn ein Wahlgeſetz mit hohem Cenſus 
werde alle Liberale zum Wiberfpruch reizen, bei niedrigem oder 
gar keinem Cenſus aber würden Wahlen erfolgen, welche wie 
1848 der Revolution Thor und Thür eröffneten. Bismarcks 
Antwort barauf iſt bemerkenswerth, weil fie bereits den Ge⸗ 
banfengang zeigt, nach welchem er drei Jahre ſpäter der künftigen 
eichs verfaſſung ihr Gepräge gegeben hat. Was das beulſche 
Parlament betrifft, ſagte er in einer Depeſche vom 8. October, 
ſo beruht unſer Standpunkt nicht auf einer politiſchen Theorie, 
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ſondern auf materiellen preußifchen Intereſſen, welche mit den⸗ 
jenigen der Mehrheit der dentſchen Nation identiſch find. Nicht 
die deutſchen Regierungen, ſondern das deutſche Bolt im über⸗ 
wiegenden Theile hat mit uns gleiches Intereſſe. Preußen 
braucht ein Gegengewicht gegen die dynaſtiſche Politik der 
Regierungen, und kann dasſelbe nur in der Nationalvertretung 
finden . . Selbſt der geringſte Cenſus würde noch befjere Garantien 
gegen revolutionäre Uberſchreitungen bieten als manches Wahlgeſetz, 
aus welchem die einzelnen Landes vertretungen jetzt hervorgehen, 
beffere Garantien namentlich, als der Wahlmobus in Preußen. 

Wie man ſieht, war bei dieſer Auffaſſung der Schritt zum 
allgemeinen gleichen Stimmrecht nicht groß. 

Zum Schluſſe verſicherte Bismarck, nach Preußens Anſicht 
folle der Vorſchlag einer Nattonalvertretung nicht uniteriſchen 
ober revolutionären Zwecken dienen; fie folle ſtärte Beſugniſſe 
auf dem föderalen Gebiete, aber zur Einmiſchung in innere 
Landesangelegenheiten weit weniger Gelegenheit als nach der 
öſterreichiſchen Reformacte erhalten. 

Darauf beruhigte ſich einstweilen Graf Ruſſell. Noch 
günſtiger für das Verhalten Preußens lauteten damals die 
Berichte aus Petersburg und Paris. Fürſt Gortſchakoff ſprach 
dem preußischen Geſandten die Überzeugung aus, daß gegenüber 
den von Frankreich und der Revolution drohenden Gefahren 
alle Freunde der Ordnung ſtreben müßten, daß jegliches Zer⸗ 
würfniß zwiſchen Preußen und Öfterreich vermieden werde. 
Demnach bedauere er aufrichtigſt das unüberlegte Vorgehen 
Oſterreichs im Frankfurter Zürftentage, welches nicht Einigkeit, 
ſondern Uneinigkeit hervorgerufen habe Rußland habe nicht 
gefäumt, in Wien die Täuſchung zu zerſtören, daß es der Re⸗ 
formacte feinen Beifall ſchen ke. 

Vollends in Paris vollzog ſich ein gründlicher Umfchlag 
in der feit Februar herrſchenden Stimmung. Wie wir ſahen, 
war Napoleon Anfangs wenig geneigt zu einem diplomatiſchen 
Feldzug gegen Rußland geweſen; allmählich hatte er ſich durch 
Englands Treiben und Oſterreichs Zuſtümmung zu einem ſolchen 
Vorgehen beſtimmen laſſen, hatte dann aber auch, wenn einmal 
Rußlands Freundſchaft in die Schanze geschlagen war, Ernst 
machen, ſcharfe Forderungen ſtellen, fie eintretendes Falls mit 
Waffengewalt durchſetzen wollen. Allein England war zwar 
zu den grimmigſten Noten bereit, wollte aber von einem Krieg 
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nichts wiſſen, und Oſterreich lehnte auch für bie Noten jede 
ſtärkere Forderung als die ſechs Punkte ab, und wies alle 
Kriegspläne noch kräftiger als England zurück. Mitten in dem 
Verdruſſe darüber empfing der Kaiſer die Kunde von der Wiener 
Reformacte, die mit ihrem Directorium ihm als der erſte Schritt 
zu dem Siebenzig⸗Millionen⸗Reiche, und mit ihrem achten Ar⸗ 
tikel als eine deutſche Garantie Venetiens erſcheinen mußte. 
Er wer entrüftet im Grunde des Herzen. Wenn Rechberg 
gehofft hatte, durch die Theilnahme an den polniſchen Noten 
ſeine Gunſt für den Frankfurter Fürſtentag zu gewinnen, ſo 
war davon das genaue Gegentheil eingetreten: man habe ihn, 
fanb Napoleon, zuerſt heimtüciſch mit Rußland verhetzt, um 
dann unter allen deutſchen Verfaſſungsformen die ihm wider⸗ 
wärtigſte bequem in's Werk ſetzen zu können. Auf der Stelle 
wandte er ſich wieder Preußen zu. Dieſe unglückliche polniſche 
Frage, ſagte er dem Grafen Goltz, hat uns nicht in Streit 
gebracht, das ift nie geſchehen, aber unſere Beziehungen erkältet; 
es iſt unſer einziger Differenzpunkt; ich gäbe viel darum, wenn 
man ihn aus der Welt ſchaffen könnte; Preußen wäre in der 
Lage, erfolgreich dafür zu wirken. Drouyn de Chuys fecundirte 
ſeinem Herrn: es ware, erklärte er dem Geſandten, der lebhafte 
Wunſch des Kaiſers, mit Preußen gemeinfam etwas zu thun. 
Bis nord antwortete umgehend am 5. September mit dem Aus⸗ 
drucke der Freude über die Herſtellung freundlicher Verhältniſſe, 
und der Bereitwilligleit, in Petersburg vermittelnd zu wirken. 
Ehe er aber einen ſolchen Schritt zu thun vermochte, erſchien 
am 9. September Gortſchakoff 2 Antwort auf die Roten vom 
3. und 12. Auguſt, und zwar die wenig höfliche Erklarung, daß 
Rußland eine nutzloſe Verhandlung richt weiter fortzuſeßen 
gebenke. Dies fachte natürlich in Paris neue Kriegsgebanlen 
an, da auf ſolche Art eine Macht wie Frankreich ſich nicht ab⸗ 
führen laſſen dürfe. Es folgten weitere Verhandlungen mit 
Wien und London. Lord John Ruſſell hielt eine äußerſt tapfere 
Rede, worin er der Melt anzeigte, daß Rußland nach Bruch 
der Zuſage von 1815 den Schutz der Wiener Congreßacte für 
feine palniſchen Provinzen verwirkt habe. Mehr als dieſe 
ſchmetternden Worte dachte er aber der poluiſchen Sache nicht 
zu leiſten. Graf Rechberg enthielt ſich felbft der drohenden 
Sprache, um mit doppelter Beſtimmtheit jedes kriegerifche Handeln 
zu verbitten. Damit war auch dem franzöſiſchen Herrſcher die 
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Möglichkeit genommen, für die Note vom 9. September an 
Rußland Vergeltung zu üben. Er wüthete über Oſterreichs 
Politik und verdoppelte feine Freundlichleit gegen Preußen. 
Ihr gehörtet, fügte er dem Grafen Goltz, in der polniſchen Sache 
zu meinen Gegnern; aber Euer Verfahren war klar und offen; 
bei Euch ist man ſtets ſicher darüber, was man zu erwarten hat. 
Er hatte bereits erwogen, in welcher Weiſe er den unzunerläffigen 
Genoſſen die Wucht ſeines Unwillens fühlen laſſen wollte. 
Unterbeffen bemühte ſich Graf Rechberg, irgend eine größere 
oder kleinere Frucht des Frankfurter Fürſtentags einzuheimſen. 
Als ihm Herr von Werther die preußiſchen Schriftitüde vom 
15. und 22. September mittheilte, rief er mit hohem Unwillen, 
Preußen ſelbſt werde ſchwerlich an die Erfüllung feiner Forde⸗ 
rungen glauben. Wenn es für Oſterreich wie für ſich ſelbſt das 
Einſpruchsrecht gegen einen Bundeskrieg begehre, fo ſei daß kein 
gleichwerthiger Handel für die beiden Höfe; Öfterreich könne 
leicht in den Fall kommen, für Venetien oder Ungarn die Bundes⸗ 
hülfe zu bedürfen, Preußen ſei in ſolcher Lage nicht. Der 
Wechſel im Präſidium widerſpreche den alten Verträgen; un⸗ 
möglich könne Oſterreich auf ein hiftoriſches Ehrenrecht feines 
Kaiſers verzichten. Endlich ein Parlament aus Volkswahlen 
jet gleichbedeutend mit Revolution, Mediatifirung der Fürſten, 
Unterdrückung der Einzelſtaaten. Die Summe fei, daß Preußen 
wie immer jeder fruchtbaren Entwicklung des Bundes widerſtrebe. 
In feiner zornigen Erregung wartete der Graf nicht einmal die 
Befehle ſeines in Iſchl weilenden Monarchen ab, ſondern ſchlug 
bereits am 28. September den Frankfurter Genoſſen durch Cir⸗ 
cular⸗Depeſche vor, die ſehr leicht zu redigtrende Widerlegung 
der con fuſen und verwitkelten preußischen Säße in Form einer 
identischen Note nach Berlin zu ſenden, in welcher dann auch 
die Erklärung ihre paſſende Stelle haben würde, es ſei undenkbar, 
daß die Frankfurter Beſchlüſſe ohne prattiſche Folgen bleiben 
ſollten. Dies wäre denn die Ankündigung des engern Bundes 
im Bunde, und mithin die Verlängnung aller Grundſate geweſen, 
mit welchen Fürſt Schwarzenberg die preußiſche Union, und 
die identiſchen Noten von 1862 das Programm des Grafen 
Bernſtorff bekbmpft hatten. Allein Rechberg fand für folde 
Gedanken bei den Mittelftaaten keinen Boden. Schon in Frank⸗ 
furt hatte der baheriſche Miniſter von Schrenck die Außerung 
gethan: wir wollen keinen Bund ohne Öfterreid,, aber auch leinen 
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Bund ohne Preußen. Es war ja das leitende Motiv für die 
ganze damalige Politik der Mittelftanten, die beſte, wenn nicht 
die einzige Garantie ihrer Selbſtändigkeit und ihrer Macht in 
dem Nebeneinander der beiden Groß möchte im Bunde zu erblicken, 
bei der einen den Schutz gegen die Herrſchſucht der andern zu 
finden, und ſchließlich durch die eigene Abſtanmung bei jeder 
Differenz der Beiden die Entſcheidung zu geben. So wollten 
fie auch von einem Sonderbund mit Oſterreich jetzt fo wenig 
wie früher von der Union mit Preußen hören. Das hieße den 
deutſchen Bund zerſprengen, ſagte Schrenck, und Beuſt meinte, 
bei der urſichern europäiſchen Lage komme Alles darauf an, 
nicht den Hader mit Preußen auf die Spige zu treiben, ſondern 
gute Freundſchaft zwischen Wien und Berlin herbeizuführen. 
Deshalb wollten fie auch richt an die grobe Form identiſcher 
Noten heran, ſo daß einige Wochen mit der Erwägung verbracht 
wurden, in welcher Weiſe die Widerlegung der preußiſchen 
Staatsſchrift abzufaſſen fei. Endlich wurde hiefür eine Miniſter⸗ 
conferenz nach Nürnberg auf den 23. October zuſammen berufen, 
und von diefer beſchloſſen, daß Oſterreich im Namen Aller die 
Antwort auf die preußiſchen Documente übernehmen möge. Als 
dann aber Rechberg die Frankfurter Freunde aufforderte, jet 
für ihre Staaten die dort beſchloſſene Bundesverfaſſung zu ver⸗ 
wirklichen und fofort zur Einsetzung eines Directoriums zu 
ſchreiten, mußte er von allen Seiten her eine kategorische Ab⸗ 
lehnung vernehmen. Es war die Vollendung der Niederlage. 
Man hatte in der Hoffnung auf die Verblüffung der Gegner 
ein keckes Spiel gewagt, schließlich auch die Freunde als Gegner 
erfunden, und jetzt den doppelten Verluſt zu beklagen. 

Rechberg lam nach Wien mit dem Gedanken zurück, wenn 
ein Zusammengehen mit Preußen möglich wäre, wie viel wirk⸗ 
ſamer würde es fein, als der Handel mit all diesen kleinen und 
eigenwilligen Potentaten. Wenn es nur möglich wäre! 

Die Probe ſtand ihm nahe bevor. Wir jedoch halten hier 
in dem Fortgange unſerer Erzählung inne. Wir find am die 
Stelle gelangt, an welcher der Streit um Schleswig⸗Holſtein 
für Deutſchlands Zukunft entſcheidend zu werden begann. 
iſt zum Gerſtändniß der dabei auftauchenden Fragen unerläßlich 
einen zufammenfafenben Überblick über den Urſprung und den 
bisherigen Verlauf der deutſch⸗däniſchen Verwicklung zu nehmen. 
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